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VORWORT 


Je mehr ich mich mit den Ereignissen der letzten Jahrzehnte beschäf- 
tige und je weiter ich bei meiner „Suche nach der Wahrheit" (der 
historischen Wahrheit) fortschreite, umso mehr festigt sich in mir die 
Überzeugung, daß die Unterdrückung dieser Wahrheit und die Ver- 
fälschung und Entstellung der Tatsachen aus propagandistischen Grün- 
den dazu führen könnte, daß eines Tages — wie mir kürzlich ein Leser 
schrieb — mit „einer Haßwelle zurückgeschlagen" werden könnte, 
welche allerdings — wenn die Einsicht nicht zu spät kommt — „noch 
eingedämmt werden kann". 


Diese Worte, die nicht ernst genug genommen werden sollten, 
möchte ich allen verantwortlichen Stellen mit größter Eindringlichkeit 
ans Herz legen und ihnen zurufen: macht endlich Schluß mit der Ver- 
fälschung der Geschichte, sagt, was wirklich war und nicht, was in die 
Tagespolitik paßt. 


Der Gedanke „nach uns die Sintflut" könnte eines Tages entsetz- 
liche Folgen haben. Leider würden dann — wie schon so oft in der Ge- 
schichte — aller Wahrscheinlichkeit nach wieder nicht die eigentlich 
Schuldigen, sondern Unschuldige darunter zu leiden haben. 


Die verantwortlichen Männer der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg 
begannen sofort nach Beendigung des Krieges die Schuldfrage zu 
untersuchen, während jetzt — 25 Jahre nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges — die historische Wahrheit miterdrückt wird. 


Die heute verantwortlichen Männer sollten es sich sehr, sehr gut 
überlegen, ob es nicht doch an der Zeit wäre, dem deutschen Volk — 
und damit auch der Welt — die ganze uneingeschränkte Wahrheit zu 
sagen, denn man kann wohl, wie Abraham Lincoln sagte: „manche 
Leute immer, alle Leute manchmal, aber nicht alle Leute immer be- 
lügen und täuschen". — 


Franz Josef Strauß im Bundestag am 30. November 1965: 

„Es ist deshalb auch eine heikle Aufgabe der deutschen Politik..., die 
Welt über die Wahrheit, und nichts als die geschichtliche Wahrheit, aufzu- 
klären... Das deutsche Volk darf nicht als Objekt einer Geschichtsklitte- 
rung und einseitigen Bewertung zu einer Nation mit kriminellen Instinkten 


degradiert und als potentiell gefährlich für seine Nachbarn und für den 
Frieden der Welt auf die Dauer diffamiert werden." 

An zwei Beispielen möchte ich kurz umreißen, wie unhaltbar die 
heutige Geschichtsdarstellung ist: 

Es wird heute von deutschen Historikern immer noch an der Nürn- 
berger Version festgehalten, Hitler sei der allein Schuldige am Zweiten 
Weltkrieg, obwohl von ausländischen Historikern einwandfrei be- 
wiesen wurde, daß Hitler alles andere als einen Krieg wollte. Einer 
dieser Männer, ein Jude — wie mir gesagt wurde — besaß die groß- 
artige Anständigkeit, die Wahrheit über alles zu stellen und verlor 
daraufhin in England [!) seinen Lehrstuhl, das heißt, er wurde nicht 
wieder berufen. 


Professor David L. Hoggan, der bekannte amerikanische Historiker 
— Verfasser des Buches „Der erzwungene Krieg" — schreibt in „Wieder- 
sehen mit Deutschland", DNZ vom 10. Juli 1964 (zit. nach „Das Tribu- 
nal", S. 156): 

„Einer der köstlichsten Zwischenfälle im Verlauf der Diskussion fand 
statt, als ein schwarzer Austausch-Student in gutem Deutsch Professor Ja- 
cobsen fragte, wieso Deutschland und nicht England hauptsächlich für den 
Krieg verantwortlich sein könne in Anbetracht der Tatsache, daß die deut- 
schen Führer ernsthaft enttäuscht waren, als Großbritannien und Frank- 
reich den Krieg erklärten, während die englischen Führer entzückt und bei 
guter Laune waren, als es ihnen gelang, die britischen und französischen 
Kriegserklärungen gegen Deutschland durchzusetzen. Dies ist das klassische 
Beispiel für die Frage, die niemand beantworten kann, der an der These 
der erstrangigen deutschen Schuld festhält." 

Bei einer Auseinandersetzung vom Ausmaß des Zweiten Welt- 
krieges ist es unwissenschaftlich, von einer einseitigen Schuld eines 
der Beteiligten zu sprechen, bevor sie nicht zweifelsfrei bewiesen ist. 
Wahrscheinlich trifft jeden der Beteiligten einen Teil der Schuld und 
es geht nur um die Frage, wie groß der Teil ist, der den Einzelnen 
trifft. 

Das zweite Beispiel betrifft den Mord an „Sechs Millionen" Juden. 
Es bedarf keiner Frage, daß schändliche Verbrechen an den Juden be- 
gangen worden sind, aber warum klammert man sich so sehr an diese 
riesenhafte Zahl? Warum reagiert man so allergisch auf Zweifel an 
dieser Zahl, die nachweisbar falsch ist? Warum sagt man, es sei doch 
unwichtig, ob es vier oder nur drei Millionen seien? Tatsache sei doch, 
daß Juden umgebracht worden sind und das allein sei das Entschei- 
dende. — Vielleicht gibt es aber doch Gründe — vielleicht sogar sehr 


handfeste Gründe — an dieser Zahl festzuhalten, vielleicht bedeutet es 
doch einen Unterschied, ob es 6 Millionen sind, die verbrecherisch 
getötet wurden oder — nehmen wir einmal an — vielleicht nur 
600 000? - 


Professor Rassinier hierzu in „Die Lüge des Odysseus", S. 280: 

„Es gibt einen Punkt, in dem die Forderungen des gesunden Menschen- 
verstandes und die der Moral übereinstimmen: in der Beurteilung der Tat- 
sache nämlich, daß die Zahl von sechs Millionen vergaster Juden bei der 
Festsetzung der Höhe der deutschen Reparationszahlungen an den israeli- 
schen Staat mit zu Grunde gelegt wurde. In diesem Zusammenhang ist es 
mindestens erstaunlich, daß die deutsche Regierung sich nicht mehr Mühe 
gegeben hat, die Richtigkeit dieser Zahl zu überprüfen. Das wäre ange- 
bracht gewesen, allein schon, um der antijüdischen Stimmungsmache den 
Wind aus den Segeln zu nehmen." 


Wenn die Zahl wirklich keine Rolle spielen würde, könnte man 
doch eine neutrale Kommission beauftragen, die genaue Zahl zu er- 
mitteln. Man sage nicht, dies sei heute nicht mehr möglich. Es gibt 
Archive, in denen die genaue Zahl festzustellen wäre. Leider werden 
sie unter Verschluß gehalten. 


Aber darum geht es mir jetzt nicht, sondern darum, daß eine Be- 
merkung in einem Leserbrief Anregung zu folgender Überlegung gab: 


Die Zahl der in Auschwitz getöteten Juden schwankt (nach Bernd 
Naumann „Auschwitz", S. 11) „zwischen einer Million und vier Mil- 
lionen". Die Frage ist: wie lassen sich diese enorm hohen Zahlen 
erklären, wenn man bedenkt, daß die Gesamtzahl der getöteten Juden 
wegen der die 17 Angeklagten im Auschwitzprozeß im Jahre 1965 ver- 
urteilt worden sind (Mord und Beihilfe zum Mord) etwa 50 000 beträgt. 
Für eine Erklärung dieser Diskrepanz wäre ich dankbar, besonders da 
es sich doch bei Auschwitz um das größte Vernichtungslager gehandelt 
haben soll. — 


Zum Schluß noch ein Interview, das Professor Dr. Hoggan im Jahre 
1963 einer westdeutschen Wochenzeitung gab (Kurt Relle „Die unbe- 
wältigte Heuchelei", S. 10): 


„Auf die Frage, welchen Eindruck er von der Haltung des deutschen 
Volkes nach dem Schicksalsschlag des 2. Weltkrieges habe, antwortete er: 


‚Einen Krieg zu verlieren, ist ein Schidcsal, das selten das Ende eines 
Volkes bedeutet. Aber furchtbar ist es für ein Volk, wenn ihm seine Ge- 
schichte und damit die lebendige Zukunft zerstört wird. Ein solches Volk 
wird zu einer seelenlosen Masse. Ich war entsetzt, als ich erkannte, welche 


seelischen Verheerungen die Schuldlüge und die Verzerrung des ganzen 
deutschen Geschichtsbildes in Ihrem Volk angerichtet haben. Einen so voll- 
ständigen Seelenmord hatte ich nicht erwartet..." 

Auf die weitere Frage, wie er sich, aus der Sicht des Historikers, den 
Sieg der Propaganda über die Geschichtswissenschaft erkläre, sagte er: 

‚Es ist ein bestürzender Zusammenhang, den ich Ihnen hier darstellen 
muß. Die Geschichtsverzerrungen in Deutschland, die offensichtlichen Ge- 
schichtslügen, das ungeheuerliche Unternehmen, einem Volk seine weltbe- 
kannten positiven Leistungen einfach wegzudisputieren und eben diesem 
Volk nur Schattenseiten seiner Geschichte darzustellen, ist der unglaub- 
lichste Erfolg, den Propaganda je erreicht hat. Es ist der Sieg der kommu- 
nistischen Propaganda, die vom ahnungslosen Westen und dessen heim- 
lichen Kommunisten bis heute unterstützt wird. Ich betone es nochmals: Die 
Verzerrung der gesamten deutschen Geschichte dient nur dem Kommunis- 
mus ... 


Es wäre wirklich aller-, allerhöchste Zeit, nach 25 Jahren der Lüge 
und Verleumdung endlich reinen Tisch zu machen und dem deutschen 
Volk die Wahrheit und nichts als die Wahrheit zu sagen. 


Betonen möchte ich auch jetzt wieder, daß ich mich streng an den 
Artikel 5 des Grundgesetzes halte und daß es nicht meine Absicht ist, 
eine vorgefaßte Meinung zu vertreten. 


Odenhausen/Lumda, im November 1970. 


H.Tlota 
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I. 


Der Kriegsausbruch 1939 


Die Frage, wer der Schuldige am Ausbruch des Krieges im Jahre 
1939 war, ist eine der wesentlichsten Fragen unserer Zeit, ja, ich möchte 
sagen, es ist die Schlüsselfrage des zwanzigsten Jahrhunderts. Nur 
bei genauester, gewissenhaftester Lösung dieser Frage erhält man die 
Antwort auf manche anderen, unsere Zeit bewegenden Fragen. 


Für sehr viele, ja für die meisten Menschen liegt die Beantwortung 
dieser Frage klar auf der Hand: Hitler hat den ersten Schuß abgege- 
ben, er hat die Polen überfallen, er ist der Verantwortliche für alles, 
was danach geschah. Aber s o einfach ist das nicht: nicht derjenige, der 
den ersten Schuß abgegeben hat, ist der Schuldige, sondern derjenige, 
der es so weit gebracht hat, daß dieser erste Schuß nicht mehr zu ver- 
meiden war. 


Dieser Frage gilt es zunächst nachzugehen, und da genügt es in kei- 
ner Weise, darauf hinzuweisen, daß Hitlers Truppen am 1. September 
des Jahres 1939 die polnische Grenze überschritten haben und daß 
somit — offensichtlich — Hitler der allein Schuldige ist, denn er hätte 
ja, wie mir anfangs von meinen Söhnen gesagt wurde, den „unteren 
Weg" gehen können und mit den Polen verhandeln sollen, anstatt das 
Leben von Millionen Menschen leichtfertig und blutdürstig aufs Spiel 
zu setzen. Die Frage, ob eine Verhandlungsbereitschaft auf der 
anderen Seite überhaupt vorhanden war, wird im allgemeinen einfach 
großzügig ausgeklammert: sie ist unwichtig. Dieser Frage muß aber 
nachgegangen werden, denn sie ist von entscheidender Bedeutung bei 
der Beurteilung der Kriegsschuldfrage. — 


Polen, seit dem Jahre 1772 geteilt, erhielt erst durch den Versailler 
Vertrag — also etwa 150 Jahre später — seine Selbständigkeit wieder, 
nachdem Deutschland und Österreich bereits am 5. November 1916 das 
neue Königreich Polen proklamiert hatten, das allerdings in der folgen- 
den Zeit seinen Gründern wenig Dankbarkeit zeigte. 


Hier sei mir eine kurze Überlegung gestattet: 


Die Polen waren 5 Generationen lang nicht im Besitze ihrer Souve- 
ränität, ihr Land war 5 Generationen lang geteilt. Trotzdem haben sie 
nie die Hoffnung auf eine Wiedervereinigung aufgegeben. Sie sangen 
„noch ist Polen nicht verloren", obwohl sie eineinhalb Jahrhunderte 
getrennt und unter fremder Herrschaft lebten. Dieser Glaube und die- 
ses Wissen (oder Fühlen) um geschichtliche Gesetzmäßigkeiten ist be- 
wunderungswürdig und ist vielleicht der tiefere Grund, weshalb die Po- 
len nach 1945 nur langsam, zum Teil sogar erst unter Zwang Besitz 
von deutschem Boden, von deutschem Eigentum nahmen und dieses — 
ihnen fremde — Eigentum nur sehr zögernd bewirtschafteten, sogar 
teilweise wieder in ihre alte Heimat zurückkehrten. „Nation Europa", 
3/57, S. 7: 


„Bei den Polen selbst war zu lesen, daß sie durch ihre .wiedererrungene 
Welt nun zuviel Land’ hätten und daß trotz den Vergünstigungen, die den 
politischen Umsiedlern gewährt werden (auf Kosten des Besitzes der ver- 
triebenen Deutschen], willige Umsiedler aus Polen in die Wojewodschaften 
Stettin, Danzig, Allenstein und in die Umgebung größerer Städte in Schle- 
sien ausblieben. Noch im August 1956 wurde bekannt, die Ukrainer, die 
kurz nach dem Kriege und nach der Austreibung der deutschen Bevölkerung 
im Zuge der .Aktion W.' mit Gewalt in die polnisch verwalteten deutschen 
Ostgebiete gebracht worden seien, hätten von der Warschauer Regierung 
.grundsätzlich' die Erlaubnis erhalten, in ihre alte Heimat im heutigen Ost- 
polen zurückzukehren. Dazu hieß es: 


‚Angesichts der Antragsflut auf Rückkehrgenehmigungen hat Warschau 
bereits an die Ukrainer appelliert, sie sollten von einer Rückkehr in ihre 
Heimat Abstand nehmen, da sich sonst «das Problem einer erneuten Be- 
siedlung in den wiedererrungenen Westgebieten stellen» werde; vor 
allem die ukrainische Minderheit in Ostpommern will trotzdem geschlos- 
sen in ihre Heimat zurückkehren. Allein aus dem Bezirk Stettin, haben 
sich rd. 15 000 Ukrainer zur Rückkehr gemeldet. Trotz den Mahnungen 
gegen eine Rückwanderung in Massen haben die Ukrainer allenthalben 
Delegationen in ihre früheren Heimatorte geschickt, die ermitteln sollen, 
wie es auf ihren alten Höfen aussieht. Sie mußten feststellen, daß oft- 
mals «diese Wirtschaften von den Staatsgütern übernommen wurden 
und heruntergewirtschaftet worden sind».' 


Im Januar 1957 berichtete das in Köslin erscheinende polnische Organ 
‚Glos Koszalinski': 

‚Von den insgesamt 60 000 Bauernfamilien, die 1949 in dem Gebiet von 

Köslin in Ostpommern ansässig waren, haben bis 1955 13 000 ihre Höfe 

verlassen und sind in die Stadt umgesiedelt. Rund 5 000 mittlere Bauern- 

höfe haben nach diesem Bericht ihre Anbaufläche verkleinert, 3 000 wirt- 
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schafteten unproduktiv. Dadurch seien 93 000 ha Brachland entstanden. 

Gegenüber dieser Abwanderung seien «unter großen Schwierigkeiten» 

und mit einem Kostenaufwand von 137 Millionen Zloty nur 2 700 Familien 

neu angesiedelt worden. Zwischen Köslin und Rummielsburg bemerke 
man schon hinter der Ortschaft Steglin «große Brachflächen». In Polno 
und Rozok wird nur noch die Hälfte der Höfe bewirtschaftet, in der Ort- 
schaft Wielen ein Viertel. Von den 310 Häusern in Sydow, die 1950 be- 
wohnt waren, seien heute nur noch 111 bewohnt. Von 18 Häusern in 

Seiberg blieben nur acht übrig, von 56 in Franzdorf 18, 1 600 ha dieses 

Dorfes lägen brach.'" 

Vielleicht fühlen sie, daß sie — wie es seinerzeit in ihrem Land die 
Russen, Preußen und Österreicher waren — im Augenblick zwar „be- 
sitzende Nichteigentümer", aber keine „Eigentümer" sind. Ein Schul- 
freund fragte mich (etwas von oben herab): ob ich denn nicht die Reali- 
täten sehen würde? Die Oder-Neiße-Linie sei eine solche Realität und 
damit müsse man sich eben abfinden. Ich sagte zu ihm: „Du hast am 
Stadtrand einen Garten mit einem schönen Gartenhaus. Wenn Du nun, 
nachdem Du in Urlaub warst, feststellst, daß sich während dieser Zeit 
fremde Menschen dort eingenistet haben, sagst Du dann auch, daß dies 
eine Realität sei, mit der Du Dich abfinden müßtest? Sag’ jetzt nicht, 
wir hätten den Krieg verloren und müßten dafür bezahlen. Darum geht 
es nicht, die Konsequenzen aus dem verlorenen Krieg bleiben einem 
Friedensvertrag vorbehalten. Zunächst geht es darum, daß deutsches 
Land, das seit Jahrhunderten deutsch war, ohne Regelung durch einen 
Friedensvertrag genau so widerrechtlich besetzt ist, wie es Dein Gar- 


tenhaus wäre." Die Antwort auf meine Frage blieb er mir schuldig. 


Nun zu der Frage, wie die Oder-Neiße-Linie zustande kam. In „Na- 
tion Europa" 7/55, S. 30 steht: 


„Schon in Casablanca am 23. März 1943, als nach Churchills Bericht der 
amerikanische Präsident Roosevelt die Formel .Unconditional Surrender' 
zur Grundlage kommender Verhandlungen mit den Deutschen machte, war 
Churchill zu Äußerungen über seine Vorschläge für Polen gekommen und 
hatte solche am 11. Februar 1943 noch unverbindlich im englischen Unter- 
haus mitgeteilt. Im selben Jahre 1943 fand am 30. Oktober das Treffen von 
Stalin, Roosevelt und Churchill in Teheran statt. Auf diesem Treffen ver- 
langte Stalin, daß Polen über die sogenannte Curzon-Linie nach Westen 
gedrängt werde und Wilna und Lemberg mit allen seinen reichen Boden- 
schätzen den Polen genommen werde; eine Entschädigung für sein ein Sow- 
jetrußland abzutretendes Land solle Polen durch deutsche Ostgebiete er- 
halten. Churchill antwortete damals: .Nach den Lasten, die Rußland im 
Kriege auf sich genommen hatte, gebe ich zu, daß es sich bei dem sowjet- 


russischen Griff an die Curzon-Linie nicht um einen Gewaltakt handelt, 
sondern um eine gerechte Forderung [not a decision of force but one of 
right)‘. Ihm, Churchill, komme es darauf an, daß die Polen eine Heimat 
gewönnen wo sie leben könnten, wie sie eben Lust hätten, ‚he wanted to 
see the Poles have a home, where they could organize thieir lives as they 
wished'. Großbritannien habe kein sachliches Interesse an Polen, wohl aber 
sei es für Großbritannien eine Ehrenfrage, daß eine Lösung gefunden 
werde, durch die Polen zu einem freien und unabhängigen Staate gelange; 
mit einer anderen Lösung könne Großbritannien sich nicht zufriedengeben. 
Stalin schlug darauf die Neiße und Oder als die künftige, nach Deutschland 
hineingeschobene Westgrenze Polens vor, als Entgelt für das, was Polen 
östlich verliere. Die damalige polnische Exilregierung in London erfuhr von 
dem Vorschlag Stalins, und der in London lebende polnische Ministerpräsi- 
dent jener Zeit teilte der Presse mit: ‚Wir haben unsere Forderung gegen 
Deutschland vorgetragen und die Eingliederung Ostpreußens, Oberschlesiens 
und von Teilen Pommerns verlangt... Aber wir wünschen nicht, unsere 
Grenzen nach dem Westen soweit auszudehnen, daß sie 8 oder 10 Millionen 
Deutsche einschließen. Das heißt also, wir wünschen weder Breslau noch 
Stettin. Wir beanspruchen lediglich die ethnischen und historischen Gebiete 
Polens, die unter deutscher Herrschaft stehen' (so bei Kleist ‚Auch Du 
warst dabei'). 


Doch es blieb bei Stalins Vorschlägen des Jahres 1943, die dann auf der 
berüchtigten Konferenz von Jalta noch einmal aufgegriffen und von Chur- 
chill bestätigt wurden, obgleich Churchills eigener Plan gewesen war, ‚nur' 
Ost- und Westpreußen, den größten Teil Pommerns, einen Teil Branden- 
burgs und Schlesiens bis zur östlichen Neiße den Polen zu übereignen, bei 
welchem Plane dann ‚nur' 6 Millionen deutsche Menschen ihre Heimat 
hätten verlassen müssen. Ganz Ostdeutschland bis zur Oder-Neiße wurde 
darauf den Polen ‚zur Verwaltung’ übergeben, außerdem wurde das Sudeten- 
land abgetrennt, 800 000 tote Sudetendeutsche wurden nach dem Kriege 
Opfer der Wegnahme ihres Landes, 41/2 Millionen deutsche Menschen gingen 
nach dem Kriege als Folge der Wegnahmen im Osten zugrunde. — ‚Sie 
wurden auf den Straßen von Prag und Brünn, von Breslau, Posen und 
Danzig unter dem Gebrüll der Massen zu Tode geprügelt' (Kleist, .Auch 
Du...' S. 393). — Die bestätigenden Sätze Churchills sind oft wiederholt 
worden, sie dürfen nie vergessen werden, sie lauteten: ‚Im Hinblick auf 
die Neiße-Grenze möchte ich (Churchill) erklären, daß ich immer eine Be- 
wegung der Polen nach Westen anerkannt habe.' Und: ‚Ich bin mir auch der 
weit verbreiteten Meinung in England bewußt, die über den Gedanken, 
Millionen von Menschen gewaltsam umzusiedeln, entsetzt ist. Ich persönlich 
bin nicht gerade entsetzt... Wenn die Polen Ostpreußen und Schlesien 
übernehmen, bedeutet das die Umsiedlung von 6 Millionen Menschen. Das 
läßt sich praktisch durchführen ... Wir haben 6 oder 7 Millionen Deutsche 
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getötet, so daß es in Deutschland noch für einige Menschen Platz geben 
sollte." 

Auf diese Weise kam die Oder-Neiße-Linie zustande. Bei ihrer Her- 
stellung wurden so viele Deutsche aus ihrer Väter Heimat vertrieben, wie 
das Holland unserer Zeit Einwohner hat." 


Zur Gegenüberstellung: 


„Hitler hatte die Umsiedlung der 7 Millionen Tschechen abgelehnt, ‚weil 
sie 100 Jahre dauern würde‘; die humanen Potsdamdelegierten dagegen 
brachten es fertig, 18 Millionen Ostdeutsche in weniger als einem Jahr zu 


vertreiben — in einer Weise, die Erniest Bevin im Unterhaus charakterisiert 
hat: .Mein Gott, das ist der Gipfel menschlichen Aberwitzes. Welch ein 
schreckliches Schauspiell'" („Nation Europa" 10/56, S. 10) 


Unter der Überschrift „Sachwalter der Gerechtigkeit" schreibt „Na- 
tion Europa" 10/59, S. 50: 


„Es ist von wahrhaft zukunftsträchtiger Bedeutung, daß der ehemalige 
polnische Generalkonsul in Amsterdam, Professor Stefan Graf von Lubien- 
ski, kürzlich in einem Vortrag in West-Berlin mit allem Nachdruck für eine 
gerechte Lösung der Oder-Neiße-Frage eingetreten ist und zugleich betont 
hat, daß das polnische Volk die Massenaustreibung der ostdeutschen Be- 
völkerung aus der Heimat in seiner Mehrheit als einen Akt bitteren Un- 
rechts betrachte. Graf Lubienski ist wegen dieser mutigen Worte sogleich 
von polnischen Chauvinisten und Kommunisten aufs schärfste angegriffen 
worden, aber dies ändert nichts an dem Wahrheitsgehalt seiner Ausfüh- 
rungen. 


Es sei nicht nur darauf hingewiesen, daß zahlreiche hervorragende Ver- 
treter der polnischen Wissenschaft und überhaupt des öffentlichen Lebens 
in privaten Gesprächen mit deutschen Kollegen oder Besuchern genau das 
gleiche zum Ausdruck gebracht haben, was Graf Lubienski nun in Berlin 
öffentlich mitteilte. 


Nahezu sämtliche Vertriebenen, die ihren Heimatort jenseits von Oder 
und Neiße in den letzten Jahren besucht haben, sind zutiefst beeindruckt 
von der Freundlichkeit, mit der man ihnen begegnete, und von der Auf- 
richtigkeit, mit der ihnen gesagt worden ist, daß man sie nach wie vor als 
die allein rechtmäßigen Eigentümer der Liegenschaft, des Gehöftes oder 
des Hauses betrachte und anerkenne. Nichts hat mehr zu der Annäherung 
der beiden Völker beigetragen, als eben dieses immer wieder zum Durch- 
brach kommende Rechtsempfinden so vieler polnischer Neusiedler in den 
Oder-Neiße-Gebieten, das die Propaganda trotz aller Bemühungen nicht 
unterdrücken und ausrotten kann. 


Grottkau-Falkenberger Heimatblatt, 1. Augustausgabe 1959" 


Es heißt heute: Das Deutsche Reich hat bedingungslos kapituliert, 
deshalb muß es Siegerwillkür hinnehmen. Ein Bekannter argumentierte 
hierzu einmal sehr richtig: 

„Diese Auffassung wird immer wieder vertreten, gewinnt dadurch aber 
nicht an Richtigkeit. Nicht das Deutsche Reich hat kapituliert, sondern die 
Deutsche Wehrmacht. Das Deutsche Reich wurde auch nach der militärischen 
Kapitulation weiter durch die Regierung Dönitz vertreten, die Ende Mai 
1945 ohne einen Rechtsgrund verhaftet wurde. Zur Vorlegung einer politi- 
schen Kapitulationsurkunde kam es wegen Differenzen der Alliierten unter- 
einander nicht, so daß sie in ihrer .Berliner Erklärung' vom 5. 6.1945 fest- 
legten: ,... die Übernahme der Regierungsgewalt... bewirkt nicht die An- 
nektierung Deutschlands’. Solange kein Friedensvertrag geschlossen wird, 
besteht das Deutsche Reich weiter in den Grenzen vor dem Kriege, also 
mit dem Memelgebiet und dem Sudetenland." 


Nach dieser Abschweifung zurück: 


Im Versailler Vertrag wurden die Grenzen des polnischen Staates 
festgelegt. 

Punkt XIII der „Vierzehn Punkte" Wilsons lautete: 

„Ein unabhängiger polnischer Staat soll errichtet werden, der die von 
einer unbestreitbar polnischen Bevölkerung bewohnten Gebiete umfassen 
soll, denen ein freier und sicherer Zugang zum Meer gewährleistet werden 
und dessen politische und ökonomische Unabhängigkeit, sowie dessen terri- 
toriale Integrität durch internationalen Vertrag garantiert werden sollen." 
Hierzu Professor Friedrich Grimm, der bekannte Völkerrechtler: 

„Die Friedenskonferenz hatte ausdrücklich dahin entschieden, daß der 
Ausdruck .unbestreitbar polnisch' in Punkt XIII so auszulegen sei, daß dar- 
unter ‚in der Mehrheit polnisch’ verstanden werden müsse." 

(zitiert nach Emil Maier-Dorn, „Hysterie + 
Heuchelei = Alleinkriegsschuld", S. 181) 


Interessant ist, daß die Sieger im Nürnberger Prozeß verboten hat- 
ten, den Versailler Vertrag als Kriegsursache zu erwähnen. Hierzu der 
Historiker Hermann Lutz, USA; ebenfalls zitiert nach Maier-Dorn, 
S. 28: 

„Den Verteidigern in Nürnberg wurde, wie wir gesehen haben, von den 
Anklägern verboten, die Natur und die Folgen des Vertrags von Versailles 
zu erörtern. Und doch war Hitler in der Hauptsache die bittere Frucht von 
Versailles. Zudem entsprang der Zweite Weltkrieg unmittelbar dem Ersten 
Weltkrieg, und dieser kann daher nicht beiseite gelassen werden." 

Udo Walendy schreibt in „Wahrheit für Deutschland", S. 113: 

„Der Versailler .Friedensvertrag', der eine andere Art der Fortsetzung 
des Krieges‘, ‚eine potentielle Kriegserklärung' war und der ‚zu einem noch 
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größeren Unheil für die Welt werden kann, als der Krieg es war', gab 
Polen mehr als es verdiente und hätte fordern dürfen. Nicht erst aus- 
ländische Historiker, sondern Staatsmänner der damaligen Zeit, ja sogar 
polnische Politiker wurden nicht müde, auf das hier geschaffene Unrecht, 
auf den hier gelegten Keim eines neuen Krieges hinzuweisen. 

Marschau Pilsudskis berühmter Ausspruch: 


‚Also Euch gelüstet nach Oberschlesien, aber Oberschlesien ist doch eine 
uralte preußische Kolonie!' 
Marschall Pilsudski am 5. 2.1919: 


‚Die Westgrenzen Polens sind ein Geschenk der Koalition.' 
Lloyd George, der britische Premierminister, während der Versailler Ver- 
handlungen: 


‚Ich wiederhole Ihnen, daß wir niemals daran gedacht haben, Polen eine 
Provinz zu geben, die seit 900 Jahren nicht mehr polnisch gewesen ist 
... Der Vorschlag der Kommission, daß wir 2,1 Millionen Deutsche der 
Autorität eines Volkes mit einer anderen Religion unterstellen sollen, 
eines Volkes, das im Laufe der Geschichte noch niemals gezeigt hat, daß 
es sich zu regieren versteht, dieser Vorschlag würde früher oder später 
zu einem neuen Krieg im Osten Europas führen.' 


‚Frankreich komme es nicht so sehr auf die polnischen Belange an, son- 
dern die französische Haltung bestimme einzig und allein das Ziel der 
Schwächung Deutschlands.' 


‚Deutschland mit kleinen Staaten zu umgeben, von denen viele von 
Völkern gebildet werden, die sich nie selbst regiert haben, und die große 
Mengen von Deutschen enthielten, die ihre Heimkehr zum Mutterland 
verlangten, solche Pläne würden, wie mir scheint, den schlimmsten 
Kriegsgrund für die Zukunft in sich tragen." 


‚Ich habe mich mit gleicher Aufrichtigkeit für die Unabhängigkeit Polens 
eingesetzt wie auch die Mitglieder der Kommission, aber ich war der 

Überzeugung, daß es eine Ursache dauernder Schwäche und eine stän- 
dige Gefahrenquelle für Polen darstellen, also keinesfalls eine Stärkung 
des wiedererrichteten Staates bedeuten würde, wenn man ihm Bevölke- 
rungsgruppen hinzufügen würde, die innerhalb seiner Grenzen ein frem- 
des und feindliches Element bilden würden. Ich sah voraus, daß die Zeit 
kommen werde, in der Deutschland dem Aufschrei der dann im Ausland 
lebenden Deutschen entsprechen und sie mit Waffengewalt in das Vater- 
land zurückführen würde. 


Aus diesem Grunde drang ich auf der Konferenz erneut mit Nachdruck 
darauf, jene Vorschläge abzulehnen, nach denen Städte und Gebiete in 
Polen eingegliedert werden sollten, die nach Sprache, Volkstum oder in 
ihrer Einstellung mit überwältigender Mehrheit deutsch waren ...'" 


Sehr viele Politiker der damaligen Zeit befürchteten von vornherein, 
daß die willkürliche Grenzziehung von Versailles der Ausgangspunkt 
eines neuen Krieges werden würde, da die Unterdrückung von über 
2 Millionen Deutschen auf die Dauer nicht gut gehen konnte. 


Tatsächlich zeigte es sich schon nach kurzer Zeit, daß diese Befürch- 
tungen zu Recht bestanden. Hinzu kam die, wie Henry Lebre es aus- 
drückt: „... närrische Geistesverfassung des polnischen Volkes, bei 
dem sich Mut mit einem Mangel an Realismus verbindet", die sich da- 
hingehend auswirkte, daß man sich schon bald nicht mehr mit den im 
Vertrag zugestandenen Grenzen begnügen wollte und den Versuch 
machte, darüber hinauszugreifen. 


Professor Bolko Freiherr von Richthofen zitiert in seiner durch wis- 
senschaftliche Akribie überzeugenden Arbeit „Kriegsschuld 1939-1941" 
in Teil 1, S. 36, Friedrich Engels, der 1848 schrieb: 

„ ‚Die Polen haben nie etwas anderes in der Geschichte getan, als tapfere 

krakeelsüchtige Dummheit gespielt.’ 


Und 1851 kam Engels in einem Brief an Marx zu der Erkenntnis: 

Jeder Zoll, den wir an der Grenze von Memel bis Krakau den Polen 
geben, ruiniert diese ohnehin schon miserabel schwache Grenze militä- 
risch vollständig und legt die Ostseeküste bis nach Stettin hin bloß.'" 


Die sogenannten „ostpolnischen Gebiete" hat Polen 1921 in einem 
Krieg gegen die durch interne Machtkämpfe zerrissene Sowjetunion 
erobert. In diesem Landstreifen wohnten und wohnen überwiegend 
Weißrussen, Ukrainer und Litauer. Polen handelte also gegen das 
Selbstbestimmungsrecht, als es über die vom Völkerbund 
festgesetzte Curzon-Linie (die Ostgrenze von 1919) vorstieß. 
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die Curzon-Linie nur den 
nördlichen Zipfel von Galizien erreicht und die Sowjetunion sich 1945 
Ostgalizien, das von 1923—1939 zu Polen gehörte, zusätzlich angeeignet 
hat. Es war durchaus nicht unrecht, als die UdSSR diese Gebiete 1939 
zurückholte und es entspricht auch nicht den Tatsachen, wenn heute 
behauptet wird, die Polen hätten weite Gebiete ihres Landes im Osten 
verloren und müßten sich — um Lebensraum für ihr Volk zu haben — 
im Westen schadlos halten. Ein einfacher Vergleich beweist die Un- 
haltbarkeit einer derartigen Behauptung: In der Bundesrepublik leben 
— nach der Zählung von 1960 — 236,2 Menschen auf einem Quadrat- 
kilometer, in Polen und den von Polen zur Zeit besetzten deutschen 
Ostgebieten nur 95,4 (Dr. Egon Hanel „Über alles die Wahrheit", S.15). 
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Über die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg schreibt Dr. Kurt Zentner 
in „Illustrierte Geschichte des Dritten Reiches", S. 408: 

„Während all der Jahre der Weimarer Republik ist die Gefahr eines 
polnischen Überfalls auf Deutschland als Angstgespenst durch die deutschen 
Ministerien und Amtsstuben gegeistert. Nicht unbegründet, denn noch öfter 
als in Frankreich und in noch heftigeren haßerfüllten Tönen wird in den 
zwanziger Jahren in Polen öffentlich zu einem Angriff auf die Weimarer 
Republik aufgefordert. 


Die deutsche Spionage funktioniert in Polen am besten — ebenso wie 
übrigens die polnische in Deutschland. So sind die deutschen Regierungs- 
stellen durchaus darüber informiert, daß es sich in Polen nicht nur um eine 
von verantwortungslosen Elementen betriebene Pressehetze handelt, son- 
dern daß sehr reale Pläne für einen Angriffskrieg gegen die deutsche Repu- 
blik in Warschau vorbereitet worden sind. Die Kämpfe in Oberschlesien, 
die im Februar 1933 vom polnischen Diktator Marschall Pilsudski gegenüber 
Frankreich erhobene Forderung zu einem sofortigen Angriff auf Deutschland 
und die unmittelbar darauf erfolgende militärische Besetzung und Befesti- 
gung der Westerplatte durch Polen zeigen, daß dieses Angstgespenst von 
Fleisch und Blut ist." 


Reichsaußenminister Dr. Stresemann in einer Rede vor dem Völker- 
bund im Jahre 1928. „Nation Europa" 5/61, S 23: 

„Am 15. Dezember 1928 kam es in der Öffentlichen Sitzung des Völker- 
bundsrates zum Schluß zu einem ungewöhnlich ernsten und folgenschweren 
Zusammenstoß zwischen Dr. Stresemann und dem polnischen Außenminister 
Zaleski, der provozierende und nach Form und Inhalt unglaublich beleidi- 
gende Erklärungen über den Deutschen Volksbund in Oberschlesien abgege- 
ben und den Deutschen Volksbund des Hochverrats und der Gefährdung 
des polnischen Staates beschuldigt hatte. 


Dr. Stresemann, der während der Rede Zaleskis mehrmals erregt mit 
der Faust auf den Tisch schlug, antwortete in leidenschaftlichem Ton, fort- 
gesetzt die Stimme aufs höchste steigernd: 


‚Mit größtem Erstaunen habe ich die Rede des polnischen Außenministers 
verfolgt und bedaure seine Worte, aus denen der Geist des Hasses spricht. 
Der polnische Außenminister hat zum Kampf gegen die deutschen Minder- 
heiten in Oberschlesien aufgerufen. Es kann sein, daß die einzelnen Fragen 
nicht von so großer Bedeutung erscheinen, wie Handelsvertragsverhandlun- 
gen oder wichtige Wirtschaftsverhandlungen. Ich muß aber Herrn Zaleski 
fragen, was die Minderheitenfragen mit der wirtschaftlichen Entwicklung 
Oberschlesiens zu tun haben, die er in seiner Rede berührt hat. Es handelt 
sich hier um die heiligsten Güter der Menschheit, um Schule, Sprache und 
Religion, deren Schutz der Völkerbund feierlichst garantiert hat und für die 
er die Verantwortung vor der ganzen Welt trägt. 
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Es ist unerhört von Ihnen! Wie kommen Sie dazu, zu sagen, daß wir hier 
unnütze Zeit verlieren, wenn es sich hier um die Grundfrage handelt? Sie 
kennen die Minderheiten-Kommission. Sie wissen, daß darin den deutschen 
Minderheiten das Recht der Organisation und das Mittel des Appells an den 
Völkerbund gewährleistet und bestätigt ist! Was für politische Gründe ha- 
ben Sie bewogen, in diesem Augenblick am Abschluß der Tagung derartige 
Erklärungen abzugeben? (Zaleski hatte, um von der zur Beratung stehenden 
Minderheitenfrage abzulenken, die Versammlung mit statistischen Angaben 
über die Industrie Oberschlesiens zuzudecken versucht.) Wenn Sie von der 
wirtschaftlichen Entwicklung Oberschlesiens sprechen, soll ich Ihnen ant- 
worten, daß heute noch an leitenden Stellen Oberschlesiens deutsche Intel- 
ligenz steht? Wohin wären Sie gekommen, wenn diese deutschen Kräfte 
nicht vorhanden wären? 

Was hat Sie veranlaßt, die alten Wunden wieder aufzureißen? Wollen 
Sie mir erklären, wie herrlich weit Sie es mit der Entwicklung Oberschle- 
siens unter polnischer Herrschaft gebracht haben? 


Seit wann ist es verboten, Organisationen zu schaffen und Fragen vor 
den Völkerbund zu bringen? 


Sie wagen es, den Minderheiten nicht zu gestatten, von den im Völker- 
bund verbrieften Rechten Gebrauch zu machen und sich an den Völkerbund 
zu wenden! Sie haben von Hochverrat gesprochen. Liebe zur alten Heimat 
und Hochverrat sind oft miteinander eng verbunden! 


Ich kenne einzelne Persönlichkeiten im Völkerbundsrat, die den Kampf 
um ihre Heimat mit dem Gefühl ihres Herzens in Einklang bringen. Wollen 
Sie dieses Recht dem deutschen Volke nehmen? 


Sie erklären, daß der Deutsche Volksbund eine Agitation treibe, die auf 
die Dauer nicht geduldet werden könne, da sie den Bestand des polnischen 
Staates erschüttere und eine Gefährdung des Friedens bedeute. Das soll 
eine Gefahr für den Staat sein, wenn eine Organisation von den hier im 
Völkerbund verbrieften Rechten Gebrauch macht und um die Erziehung 
ihrer Kinder kämpft? 


Ich kann in keiner Weise zugeben, daß diese Auffassung von den Min- 
derheitenrechten im Völkerbund Platz greift. Wenn der Völkerbund sich auf 
diesen Standpunkt über den Schutz der Religion und Sprache stellt, so ist 
die Säule erschüttert, auf der der Völkerbund steht. Ein großer Teil der 
Menschheit glaubt heute nur noch an den Völkerbund, weil er in ihm den 
Hüter und Wahrer der Rechte der Minderheiten sieht. Wenn tatsächlich 
diese Auffassung im Völkerbund nicht mehr herrschen sollte, so werden 
sich große Staaten überlegen müssen, ob noch weiterhin ihre Mitwirkung 
überhaupt möglich erscheint. Der Völkerbund ist darauf gebaut, daß er 
Rechte für diejenigen gibt, die in einem anderen Staate für die Grundlage 
ihrer Nation, für Religion, Glauben und Sprache kämpfen.' 
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Mit großer Erregung erklärte Stresemann zum Schluß: 

‚Die von dem Außenminister Zaleski aufgeworfene Frage erscheint mir 
von so weittragender Bedeutung zu sein, daß ich hiermit offiziell vor dem 
Völkerbundsrat die Forderung stelle, daß auf der nächsten Tagung des 
Völkerbundsrates die grundsätzliche Frage der Minderheitenrechte und die 
Behandlung der Minderheiten durch den Völkerbundsrat als offizieller 
Punkt auf die Tagesordnung gesetzt wird. Diese Frage darf nicht mehr wie 
bisher als Anhängsel behandelt werden! 


Die Versammlung hörte unter lautloser Aufmerksamkeit und Spannung 
die Ausführungen Dr. Stresemanns an, die fortgesetzt in höchster leiden- 
schaftlicher Erregung gesprochen wurden. 


Das war 10 Jahre vor dem Überfall auf das friedliche Polen’. Und diese 
leidenschaftlichen Worte sprach ein überzeugter Demokrat, ein Vorkämpfer 
des Europagedankens und der Völkerversöhnung — Gustav Stresemann, der 
Gesundheit und Leben geopfert hat bei dem verzweifelten, hartnäckigen 
Bemühen, die Torheiten und Verbrechen des Versailler Diktates auf fried- 
lichem Wege zu bereinigen." 


Über den polnischen Korridor steht in einem Staatslexikon aus dem 
Jahre 1931 (Verlag Herder, Freiburg): 


„Die Schaffung des Korridors erfolgte, obwohl das Land weder seiner 
geschichtlichen Vergangenheit nach zu Polen gehörte, noch der Wilsonschen 
Forderung, ‚von unbestreitbar polnischer Bevölkerung bewohnt' zu sein 
entsprach, aus dem rein machtpolitischen Gesichtspunkt, einer auf Schwä- 
chung Deutschlands 'abzielenden Strafmaßnahme, nebenbei aus der militäri- 
schen Erwägung, eine Flankenstellung zu schaffen für Ostpreußen, dessen 
Gewinnung von führenden polnischen Politikern seit 1918 (Dmowski, 
Grabski, Srokowski) offen als letztes Ziel gefordert wird. 


Demgegenüber war die Notwendigkeit eines freien und sicheren Zugangs 
zum Meer nur Vorwand, da diesem wirtschaftlichen Bedürfnis, wie auch 
Wilson 1918 es wollte, durch Neutralisierung des Unterlaufes der Weichsel, 
Schaffung eines Freihafens in Danzig und tarifliche Privilegierung Polens 
auf den zum Meer führenden Bahnlinien hätte genügt werden können. Daß 
vom Besitz eines territorialen Zugangs zur See weder Souveränität noch 
Lebensfähigkeit eines Staates abhängen, beweisen die Schweiz, Luxemburg, 
Ungarn und die Tschechoslowakei..." 

(zitiert nach Emil Maier-Dorn, „Hysterie + 
Heuchelei = Alleinkriegsschuld", S. 183) 


Udo Walendy in „Wahrheit für Deutschland", S. 142: 

„Die Staatskonzeption Polens ist von 1919 bis 1939 von derselben Mili- 
tärjunta geprägt worden, die auch Polens Außenpolitik in diesem Zeitraum 
gestaltet hat. Daher ist die polnische Außenpolitik mit den Plänen und Zie- 
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len der militärischen Führer Polens eng verbunden. Die territoriale Expan- 

sionspolitik richtete sich 

— nach Westen (.lebenswichtig, weil sie die Rohstoffbasis vergrößere und 
Polen den Status einer Großmacht sichere‘), 

— nach Norden (weil der Zugang zur Ostsee, einschließlich .Odergebiete'. 
.Korridor', Danzig, Ostpreußen, großer Teile Litauens, gleichbedeutend 
mit der Lunge des polnischen Staatsorganismus sei), 

— nach Osten (weil Ostpolen einschließlich der Ukraine den .historischen 
Rechten Polens' entspreche), 

— nach Süden (weil dadurch die legitime Grenze nach Ungarn ermöglicht 
werde). 

Diese Zielsetzung mußte sich sowohl in der Außenpolitik als auch in der 
Strategie Polens widerspiegeln. Machtdemonstrationen sollten den Groß- 
macht-Status jedem Nachbarn deutlich vor Augen führen. Der bedeutendste 
polnische Autor über Polens Außenpolitik von 1935—1939, Adolf Bochenski, 
befürwortete offen Blutvergießen und tadelte jeden Versuch, mit Deutsch- 
land und Rußland ins Einvernehmen zu kommen. 

Die wiederholten Angriffspläne Pilsudskis, aber auch des Außenministers 
Beck in den Jahren 1919-1939 (drei allein für das Jahr 1933!) sind historisch 
nicht anzweifelbar. Sogar Vansittart, der langjährige oberste Beamte des 
Foreign Office, hat ihre Echtheit bestätigt. Zwar pflegt man diese Agres- 
sionspläne durch den propagandistisch entschärften Ausdruck .Präventiv- 
kriegspläne' zu verharmlosen, doch setzen .Präventivkriegspläne' die Kennt- 
nis einer gegnerischen Aggressionsabsicht voraus, die seitens Deutschlands 
zwischen den Jahren 1919—1939 nicht vorlag. Und Polen wußte, daß 
Deutschland weder zur Zeit der Weimarer Republik noch des Dritten 
Reiches ein militärisches Vorgehen gegen Polen ins Auge faßte, ja nicht 
einmal hätte fassen können, war doch das deutsche Volk anfangs in den 
Versailler Ketten gefesselt, war doch Deutschland selbst im Jahre 1939 nach 
Aussage des polnischen Staatspräsidenten Marschall Rydz-Smigly ‚für einen 
allgemeinen Krieg völlig unvorbereitet', sah doch schließlich die Strategie 
Warschaus vor, vom ersten Kriegstage an nach Berlin zu marschieren, ohne 
eine Verteidigung überhaupt in Erwägung zu ziehen. 


Der ehemalige Reichskanzler und nach dem Zweiten Weltkrieg prokom- 
munistischer Politiker Dr. Joseph Wirth erklärte in einem der .Nürnberger 
Kriegsverbrecher-Prozesse': 

‚Alle deutschen Regierungen zwischen 1918—1933 und die deutsche Hee- 

resleitung waren von der Sorge um den Bestand des Reiches beseelt, den 

sie innen- und außenpolitisch bedroht sahen. Bereits in den ersten Jahren 
nach dem Weltkrieg hatte Polen wiederholt versucht, Teile des Reichs- 
gebietes gewaltsam vom Reich abzutrennen. Die Furcht vor weiteren An- 
griffen war nicht unbegründet. Nationalistische polnische Kreise forder- 
ten weitere Gebietsabtretungen... Dabei war die Bewaffnung unserer 
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Reichswehr kläglich ... Reichskanzler Dr. Brüning und Reichswehrmini- 
ster Gröner beschlossen daher, bei einem Angriff der Polen Schlesien zu 
räumen. Wer angesichts dieser Tatsachen noch behauptet, daß wir An- 
griffsabsichten gehabt hätten, ist zu bemitleiden. Allen Provokationen 
der Polen gegenüber blieben wir ruhig und gelassen. Es war angesichts 
der jammervollen Lage an den deutschen Ostgrenzen selbstverständlich, 
daß Umschau gehalten worden ist, wie man wehrpolitisch die Lage ver- 
bessern könne. Als süddeutsche, katholische Demokraten war uns jeder 
Haß gegen Polen durchaus fern. Aber gerade meine Freunde und ich 
machten mit den Polen die bittersten Erfahrungen. 


Der ehemalige Reichskanzler Prof. Heinrich Brüning in einem Brief an 
Dr. Rudolf Pechel aus dem Jahre 1947, veröffentlicht in der „Deutschen 
Rundschau": 

‚Das Versagen des Völkerbundes durch das Unterlassen einer Aktion 
gegen die japanische Besetzung der Mandschurei im Herbst 1931 in Ver- 
bindung mit einem neuen polnischen Mobilisationsplan, über den wir im 
gleichen Jahre durch eine ausländische Macht informiert wurden, steigerte 
General von Schleichers Nervosität in wachsendem Maße. Der polnische 
Mobilisationsplan war so aufgestellt, daß die bestimmte Absicht, ganz 
Schlesien bei gebotener Gelegenheit durch einen Handstreich zu nehmen, 
außer Frage stand.' 


Vom 6.—-15. März 1933 konzentrierte Polen zum wiederholten und nicht 
zum letzten Mal Truppen in Posen-Westpreußen so, daß sie jederzeit zu 
einem Vorstoß gegen Danzig, Ostpreußen und Schlesien eingesetzt werden 
konnten, wie denn überhaupt Marschall Pilsudski ‚schon in Friedenszeiten 
die Hälfte seiner Armee an den deutsch-polnischen Grenzen stehen ließ'." 

Gustav Stresemann 1925: 

„Daß wir die Grenze im Osten nicht anerkennen, habe ich zum Leidwesen 
der polnischen Regierung einst in einer öffentlichen Rede im Auswärtigen 
Ausschuß zum Ausdruck gebracht, als ich erklärte, daß keine deutsche Re- 
gierung von den Deutschnationalen bis zu den Kommunisten jemals diese 
Grenze des Versailler Vertrages anerkennen würde." 

Annelies von Ribbentrop schreibt in „Verschwörung gegen den Frie- 
den", S. 231 u. £.: 

„Als Pilsudski 1933, beunruhigt über die Zukunft seines Landes, ver- 
suchte, .Frankreich zu einem Präventivkrieg gegen Deutschland zu bewegen’ 
(Breyer S. 84), ließ sich Hitler weder durch die Besetzung der Danziger 
Westerplatte, noch durch Pilsudsiks aggressive Einstellung gegenüber der 
deutschen Forderung auf Gleichberechtigung provozieren, sondern war ent- 
schlossen, eine beschleunigte Entspannung der deutsch-polnischen Beziehun- 
gen zu erreichen. Püsudski, enttäuscht über die Absage der Westmächte, die 
damals wegen Polen noch keinen Krieg gegen Deutschland führen wollten, 
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ging auf den Hinweis in einer Rede Hitlers ein, in der dieser erklärte, mit 
allen Nachbarn einen Ausgleich, finden zu wollen. Pilsudski ließ seinen 
Botschafter Wysocki bereits am 2. Mai 1933 die erste Unterredung mit dem 
Reichskanzler führen und dabei auch das kritische Danziger Problem an- 
schneiden. Hitler entgegnete u. a, ‚daß er zunächst ein besonderes Recht 
Polens auf Danzig zurückweisen müsse’ und daß sich Deutschland durch die 
‚Vorgänge in Oberschlesien, durch Zusammenziehung von Militär an der 
Grenze und durch die Besetzung der Westerplatte in Danzig’ .dauernd be- 
droht' fühle. Anschließend erklärte Hitler dem polnischen Gesandten jedoch: 


‚Die Grenze zwischen Polen und Deutschland sei durch die Kurzsich- 
tigkeit der Staatsmänner, durch Unverstand und durch Übelwollen in 
einer Weise gezogen, daß ein ruhiges Nebeneinanderleben der zwei Na- 
tionen, solange diese Grenzziehung bestehe, so gut wie undenkbar sei. 
Er achte jede Nationalität und er betrachte Polen als eine Realität, die 
er als solche berücksichtige. Allerdings verlange er, daß auch polnischer- 
seits Deutschland als eine Realität behandelt würde. Wenn zur Zeit des 
Abschlusses des Vertrages von Versailles die Gemüter nicht völlig ver- 
wirrt gewesen wären, so hätte polnischerseits der Errichtung eines Korri- 
dors durch das deutsche Gebiet niemals zugestimmt werden dürfen, denn 
es sei klar, daß dadurch eine dauernde Spannung zwischen Deutschland 
und Polen entstehen mußte. Es wäre wesentlich klüger gewesen, den 
Zugang zum Meer, von dem der Gesandte als von einem unerläßlichen 
Recht der Polen gesprochen habe, auf der anderen Seite von Ostpreußen 
zu suchen. In diesem Falle würde wohl schon längst ein gutes Verhältnis 
zwischen Deutschland und Polen bestehen und auch die Möglichkeit einer 
wirtschaftlichen Verständigung gegeben sein’ (IMT XLI S. 95/96). 


In seiner Reichstagsrede vom 17. Mai 1933 wandte sich Hitler wiederum 
in verständnisvollem Ton an Polen und sagte: 


‚Die geistige Mentalität des vergangenen Jahrhunderts, aus der man 
glaubte, vielleicht aus Polen oder Franzosen Deutsche machen zu können, 
ist uns genau so fremd, wie wir uns leidenschaftlich gegen jeden umge- 
kehrten Versuch wenden' (DDP I S. 96 f.) ... 


Zweifellos belastete Danzig die deutsch-polnischen Beziehungen noch 
schwer. Anfang 1933 lagen dem Völkerbund nicht weniger als 35 unerledigte 
Streitfälle der Freien Stadt vor und in der nächsten Sitzung des Völker- 
bundsrates sollte das Thema Danzig zum 106. Male behandelt werden. Die 
Schwierigkeiten bestanden also schon vor der nationalsozialistischen Regie- 
rung. In Danzig erbrachten dann die Wahlen vom 27. September 1933 über 
50 Prozent nationalsozialistische Stimmen; 38 der 72 Mandate des Danziger 
Volkstages fielen der NSDAP zu." 
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Am 26. Januar 1934 wurde der deutsch-polnische Nichtangriffspakt 
abgeschlossen, der in weiten Kreisen Deutschlands auf Ablehnung 
stieß. Frau von Ribbentrop schreibt, a. a. ©. S. 234: 


„Ehe sich Pilsudski aber endgültig entschloß, den vorgeschlagenen Ver- 
trag am 26. Januar 1934 abzuschließen, ließ er während der Tagung des 
Völkerbundsrates vom 15. bis 20. Januar durch Beck dem damaligen fran- 
zösischen Außenminister Paul-Boncour noch einmal die Frage vorlegen, ‚ob 
Frankreich zu einer Intervention gegenüber Deutschland bereit sei' [Breyer 
S. 106). Erst nach dessen ablehnendem Bescheid wurde der deutsch-polnische 
.‚Nichtangriffspakt' in Form einer .Erklärung' unterzeichnet... 


Ober die französische Reaktion auf den Vertragsabschluß bemerkt Graf 
Szembek ironisch, Frankreich habe vor dem Abkommen dauernd gewarnt, 
‚daß die Frage des «Korridors» und unsere Beziehungen zu Deutsch- 

land einen neuen Krieg in Europa hervorrufen könnten. Nachdem wir 
unser Verhältnis normalisiert und geregelt hatten, wirft man uns vor, 
unsere Allianz mit Frankreich verlassen und gebrochen zu haben' (Szem- 


bek S. 26). 


Hitler selbst erklärte, als er 1936 Szembek in Berlin empfing, dem pol- 
nischen Staatssekretär u. a.: 


‚Von größerer Warte aus gesehen sei die Danziger Frage nichts im 
Verhältnis zur Fülle der Probleme, welche die Harmonie der deutschen 
und der polnischen Politik belasten. Im selben Augenblick, als er seine 
treuen Danziger angewiesen hatte, die Differenzen mit Polen zu beenden, 
wäre er den allerheftigsten Attacken der Konservativen, der Kommuni- 
sten und der Sozialisten ausgesetzt worden sowohl in Danzig als auch 
im Reich. Man hätte ihn des Verrats am Deutschtum angeklagt. Trotzdem 
habe er diese Attacken unbeachtet gelassen und sei nicht einen Schritt 
von dem Wege zurückgewichen, den er gewählt hatte: Verständigung mit 
Polen' (Szembek S. 197). 


Staatssekretär Meißner, Chef der Präsidialkanzlei — Hindenburg lebte 
damals noch —, bestätigt ebenfalls, daß damals sehr einflußreiche konser- 
vative Kreise in Deutschland durch ihre Eingaben an den Reichspräsidenten 
den Nichtangriffspakt mit Polen heftig bekämpften. Demgegenüber habe 
Hitler Hindenburg die Auffassung vorgetragen, durch den Nichtangriffspakt 
allmählich die .verhetzende Propaganda auszuschalten’ und durch .unmittel- 
bare Verhandlungen‘ eine Lösung der Danzig- und Korridorfrage und einen 
besseren .Schutz der Minderheiten' zu erreichen (Meißner S. 345). 


Pilsudskis Motiv war vermutlich strategischer Art. Nach Breyer hielt der 
polnische Marschall die Sowjetunion für den Feind Nr. 1; er sah in der 
russischen Aufrüstung den .systematischen Ausbau der Aufbaustellung einer 
Offensive gegen Europa’ (Breyer S. 132). Offenkundig erkannte er in dieser 
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Lage die Notwendigkeit, sich mit Deutschland zu verständigen, da die fran- 
zösische Unterstützung zweifelhaft geworden war. 

Hitler äußerte sidx zu dem Übereinkommen mit Polen in einem Inter- 
view, das er am 22. November 1933 im Beisein Ribbentrops dem Franzosen 
de Brinon für den .Matin' gab: 

‚Es gibt ein von vaterländischem Geist beseeltes Polen und ein nicht 
weniger an seinen Traditionen hängendes Deutschland. Zwischen ihnen 
bestehen Differenzen und Reibungspunkte, die auf einen schlechten Ver- 
trag zurückgehen, aber nichts was wert wäre, Blut zu vergießen' (Breyer 
S. 101)." 

Die Unterdrückungen, denen die Deutschen in Polen ausgesetzt wa- 
ren, steigerten sich und erreichten im März 1939 einen Höhepunkt, als 
die törichte englische Garantieerklärung ausgefertigt wurde. 

Udo Walendy schreibt in „Wahrheit für Deutschland", S. 245: 

„Der britische Freibrief hatte die von allen Beteiligten vorauszusehenden 
Folgen: die polnische Regierung legte sich nicht nur keine ihrer Lage ent- 
sprechenden Beschränkungen auf, sondern verlor im Gegenteil, wie schon 
bei früheren Gelegenheiten, das Maß ihrer Möglichkeiten aus den Augen. 
Die britische Regierung hatte die Blanko-Vollmacht an Polen erteilt 
a) trotz Kenntnis der seit zwei Monaten bedrohlichen Zügellosigkeit der 

polnischen Öffentlichkeit gegenüber Deutschland und seinen Volksgrup- 

pen, der Teilmobilisierung der polnischen Armee und der Unzuverlässig- 
keit der polnischen Regierung (Sudeten-Krise); 
b 


— 


trotz Unkenntnis über die deutsch-polnischen Gespräche bezüglich Danzig 
und des exterritorialen Verkehrsweges durch Westpreußen (Polen konnte 
somit den Briten nicht als von Deutschland .bedroht' erscheinen). 


c) in einseitiger Festlegung gegen Deutschland unter Ausklammerung der 
Polen von Seiten der UdSSR drohenden Gefahren. Die Garantie Englands 
bezog sich jedoch nicht auf die polnisch-deutsche Volksgrenze, sondern 
auf den Verbleib der Deutschland 1918 geraubten westpreußischen und 
ostoberschlesischen Gebietsteile bei Polen sowie die Beibehaltung der 
unzumutbaren Sonderstellung Danzigs. Daß hier kein Recht garantiert 
und somit dem Frieden entgegengearbeitet wurde, liegt auf der Hand." 
Russell Grenfell in „Bedingungsloser Haß", S. 98: 


„Eine Garantie ist an sich bereits eine Herausforderung: sie fordert den 
Gegner öffentlich heraus, die Garantie zu mißachten und die Konsequenzen 
zu tragen. Ist sie einmal ausgesprochen, so ist es für den Gegner kaum noch 
möglich, sich um eine friedliche Lösung seines Streites mit dem garantierten 
Lande zu bemühen, will er nicht den Eindruck erwecken, daß er sieh einer 
Erpressung fügte. Eine Garantie kann deshalb gerade zu dem größeren Kon- 
flikt anreizen, den sie vorgeblich verhindern soll. Es ist in höchstem Maße 
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bezeichnend, daß der deutsche Diktator, wie F. H. Hinsley auf Grund pein- 
lich genauer Untersuchung des Beweismaterials in seinem Buch .Hitler's 
Strategy' nachgewiesen hat, genau an dem Tage den Entschluß zu einer 
notfalls auch kriegerischen Lösung des Polenproblems faßte, ein dem die 
englische Garantie verkündet wurde." 


Erich Kern schreibt in „Opfergang eines Volkes", S. 170: 


„Der britische Schritt, der übrigens auch im Namen Frankreichs erfolgt 
war, ohne daß man Paris vorher zu Rate gezogen hätte, bedeutete einen 
schweren Schlag für Adolf Hitler. Der polnische Außenminister Beck, schon 
vor der britischen Pakterklärung über den Verlauf der Londoner Verhand- 
lungen unterrichtet, hatte die Befehlshaber der polnischen Armee am 23. März 
zu sich gebeten, um mit ihnen über die polnische Teilmobilisierung zu be- 
raten, welche die Stärke des aktiven Heeres verdoppeln sollte. Gleichzeitig 
erhielten die Oberbefehlshaber aller Waffengattungen den polnischen Auf- 
marschbefehl für einen Krieg gegen Deutschland, der von Marschall Rydz- 
Smigly, dem Oberbefehlshaber der polnischen Armee, General Kasprzycki, 
dem Kriegsminister, und dem Generalstabschef Stadiiewicz entworfen wor- 
den war. Nach diesem Plan wollten die Polen bis Berlin vormarschieren, sie 
hofften, mit einem Überraschungsangriff die Reichshauptstadt in Besitz neh- 
men zu können. Dabei sollte ihrer Kavallerie die Hauptaufgabe zufallen. 


Adolf Hitler wurde von der Teilmobilmachung Polens völlig überrumpelt, 
trotzdem lehnte er in einer Konferenz mit dem deutschen Oberbefehlshaber 
Waither von Brauchitsdi eigene militärische Gegenmaßnahmen ab. 

Am 26. März führten die polnischen Chauvinisten in Bromberg und an- 
deren Orten große deutschfeindliche Versammlungen durch, in denen Mas- 
senchöre erklangen: ‚Wir wollen Danzig!" ‚Wir wollen Königsberg!' Nach den 
Versammlungen wurden an vielen Orten Deutsche überfallen und niederge- 
schlagen." 

Über die Stimmung der Öffentlichkeit und der Regierungen in den 
maßgebenden Hauptstädten schreibt Professor Dr. Hoggan in „Der er- 
zwungene Krieg", S 467: 

„Hitler kam am 6. April 1939 nach Berlin, um Pläne für die Wehrmachts- 
parade zu seinem 50. Geburtstag zu besprechen. Der amerikanische Ge- 
schäftsträger Geist berichtete darüber, er sei frisch und heiter gestimmt ge- 
wesen. Geist vermerkte ferner, die friedliche Stimmung in der Reichshaupt- 
stadt stehe in starkem Gegensatz zu Paris und London, wo Kriegsgerüchte 
und Kriegsgerede das Thema des Tages seien. In Berlin dagegen herrsche 
allgemein das Vertrauen, man könne 1939 den Frieden erhalten." 


Und auf Seite 492 schreibt Prof. Dr. Hoggan: 


„Der britische Geschäftsträger Ogilvie-Forbes berichtete am gleichen Tag 
(23. April 1939), in Deutschland herrsche angesichts der jüngsten Krise völ- 
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lige Apathie. Der Bedarf des deutschen Volkes an Krisen sei gedeckt und es 
wünsche daher in Frieden gelassen zu werden. Er vermerkte, anläßlich 
Hitlers 50. Geburtstags am 20. April 1939 sei keine ungewöhnliche Begeiste- 
rung zu bemerken gewesen, obwohl Berlin an diesem Tage die größte 
Truppenparade seit seinem Bestehen erlebt habe." 

Erich Kern in „Opfergang eines Volkes", S. 173: 

„Im Verlaufe eines rumänischen Staatsbesuches in Berlin kam es zwi- 
schen dem rumänischen Außenminister Gafencu und Adolf Hitler am 
19. April 1939 zu einem längeren Gespräch, in welchem sich Hitler sehr offen 
über die Lage äußerte. Er wiederholte, daß Deutschland keinerlei Gebiets- 
forderungen mehr habe, und gestand am Schluß dem Rumänen seine Be- 
wunderung für England ein, er sei ‚von frühester Jugend an ein großer 
Englandfreund gewesen‘. Ober die Möglichkeit eines deutsch-englischen 
Krieges, an den er nicht glaubte, sagte er prophetisch: ‚Wir würden am 
Ende alle, Sieger und Besiegte, unter den gleichen Trümmern liegen. Der 
einzige, der Gewinn daraus zöge, würde Moskau sein.'" 


Der amerikanische Botschafter in London, Kennedy, berichtete über 
seine Unterredung mit dem rumänischen Außenminister Gafencu am 
25. April 1939 (Prof. Tansill „Die Hintertür zum Kriege", S. 568]: 

„Er (Gafencu) sei überzeugt, daß Hitler keinen Krieg wolle, sondern ‚mit 
einer Wortschlacht Danzig und die Kolonien zu gewinnen suchen werde'." 


Captain Liddell Hart, der englische Militärhistoriker „How the war 
really started" Pikture Post, 3. September 1949 (zitiert nach L. Leher 
„Das Tribunal" 2, S. 156): 

„Für die Zwecke der Nürnberger Prozesse genügte die Unterstellung, daß 
der Krieg mit allen seinen Folgen auf Hitlers Aggression zurückzuführen 
sei. Aber diese Erklärung ist zu simpel. Sie entspricht auch nicht den Tat- 
sachen, denn Hitler wollte alles andere als einen Weltkrieg ... Nach Kriegs- 
ende sind die wesentlichsten deutschen Archive in unsere Hand geraten, und 
wir können uns ein präzises Bild von dem außerordentlichen Grad der 
Kriegsfurcht in den führenden deutschen Kreisen machen... Die plötzliche 
Kehrtwendung Englands im März 1939 machte den Krieg unvermeidbar. Sie 
schuf eine Situation, die mit einem überhitzten Kessel verglichen werden 
kann, in dem der Druck bis zu dem Gefahrenpunkt gestiegen war, und des- 
sen Sicherheitsventil dann plötzlich geschlossen wurde. Die Schuld liegt bei 
denen, die es gestatteten, den Kessel zu heizen, und die auf diese Weise die 
Explosion herbeiführten ..." 

Sir Nevile Henderson, britischer Botschafter in Berlin, am 16. Au- 
gust 1939 an Sir William Strang, Leiter der Zentralabteilung im Foreign 
Office in London („Das Tribunal", S. 153): 

„Von allen Deutschen, glaube es oder nicht, ist Hitler der gemäßigste, 
soweit es Danzig und den Korridor betrifft." 
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Über Hitlers Verständigungsbereitschaft gegenüber Polen schreibt 
Udo Walendy in „Wahrheit für Deutschland", S. 170: 


„Deutsche Vorschläge zur Neuregelung der seit 1918 anstehenden Fragen 
sind stets von der Anerkennung der polnischen Interessen ausgegangen. 
Diese Haltung ging so weit, daß Hitler als erster deutscher Politiker seit der 
Versailler Grenzregelung grundsätzlich die Notwendigkeit eines freien Zu- 
ganges zur Ostsee für Polen zugestanden, Verzichte geleistet und militäri- 
sche Gewaltdrohungen als Druckmittel für oder in Verhandlungen vermie- 
den hatte. Das unbestrittene Grundmotiv Hitlers war jahrelang: Die Grenz- 
und Minderheitenfragen sind im Vergleich zu der Notwendigkeit eines Zu- 
sammengehens dieser beiden europäischen Völker unbedeutend. 


Zeugnis für 1935: 
‚Die außerordentlich entgegenkommenden Formeln Hitlers und seine An- 
deutungen über die Notwendigkeit einer deutsch-polnischen «Freund- 
schaft» im Falle einer «Gefahr» wiesen eindeutig auf das Gewicht, das er 


dem Beistand Polens gegenüber der französisch-sowjetischen Allianz vom 
2. Mai beimaß.' 


Zeugnis für 1936: 
.‚Ribbentrop und Hitler selbst sahen das polnisch-deutsche Verhältnis 
nahezu ausschließlich unter dem Aspekt des damaligen Ausgreifens der 
sowjetischen Außenpolitik und betonten daher die Gemeinsamkeit der 
polnischen mit den deutschen Interessen.' 


Zeugnis für 1936: Aufzeichnungen des polnischen Unterstaatssekretärs im 
Auswärtigen Amt, Graf Sziembek, über eine Unterredung mit Hitler am 
12. 8.1936: 


‚Im Jahre 1933, als er die Macht übernahm, waren die Beziehungen zwi- 
schen Polen und Danzig sehr gespannt. Der Reichskanzler befahl dann 
‚seinen Leuten’, sich mit Polen zu verständigen. Man kann die Beschlüsse 
des Versailler Vertrages bedauern und sich damit unzufrieden zeigen, 
doch muß man trotzdem die sich aus ihm ergebenden Tatsachen in Rech- 
nung stellen. Die Danziger Frage ist unbedeutend, verglichen mit der 
ungeheuren Größe der Probleme, die für eine Ausgleichung der polni- 
schen und der deutschen Politik sprechen. Der durch den Reichskanzler 
an Danzig gegebene Befehl, mit den Streitigkeiten gegen Polen Schluß 
zu machen, stieß auf heftige Angriffe der Deutschnationalen, der Soziali- 
sten und der Kommunisten, und zwar gleichzeitig in Danzig wie im Reich. 
Man beschuldigte den Reichskanzler, die gebieterischsten Interessen 
Deutschlands verraten zu haben. Aber der Reichskanzler kümmerte sich 
nicht darum; er wich keinen Schritt und verfolgte den Weg, den er eich 
vorgezeichnet hatte, nämlich den der unerläßlichen Verständigung mit 
Polen, weiter.' 


29 


Zeugnis für 1937: Aufzeichnungen über die Unterredung von Marschall Rydz- 
Smigly mit Feldmarschall Göring: 


‚Herr Göring erklärte, Reichskanzler Hitler habe ihm eingeschärft, seine 
mehr denn je feste Entschlossenheit zu betonen, seine Annäherungs- 
politik zu Polen fortzusetzen... Deutscherseits hegt man gar keine Ab- 
sicht, Polen irgend etwas von seinem gegenwärtigen Gebietsstand weg- 
zunehmen ... Übrigens ist es völlig verständlich, daß ein starkes Polen 
mit einem Zugang zum Meer, mit welchem Deutschland seine Politik 
gemeinsam betreiben kann, viel notwendiger und für Deutschland viel 
vorteilhafter ist als ein schwaches und verstümmeltes Polen. Man gibt 
sich in Deutschland völlig Rechenschaft darüber, daß ein isoliertes Polen 
viel verwundbarer wäre; denn dann würden unbehindert russische 
Massen gegen die deutsche Grenze losgehen.' 


Zeugnis für 1938: Hitler am 26. 9. 1938 im Berliner Sportpalast: 


‚Wir sehen ein, daß hier zwei Völker sind, die nebeneinander leben 
müssen und von denen keines das andere beseitigen kann. Ein Staat von 
33 Milionen Menschen wird immer nach einem Zugang zum Meer stre- 
ben. Es mußte daher ein Weg der Verständigung gefunden werden. 

Er ist gefunden worden und wird immer weiter ausgebaut. Das Entschei- 
dende ist, daß die beiden Staatsführungen und alle vernünftigen und 
einsichtigen Menschen in beiden Völkern und Ländern den festen Willen 
haben, das Verhältnis immer mehr zu bessern.' 


Zeugnis für 1939: Aufzeichnungen über die Unterredung Hitlers mit Oberst 
Beck in Berchtesgaden am 5. 1. 1939: 


‚In seiner Antwort erklärte der Reichskanzler, es gelte, in der Danziger 
Angelegenheit etwas ganz Neues zu finden, eine neue Form — er nannte 
sie .Körperschaft' —, welche einerseits die Interessen der deutschen Be- 
völkerung, andererseits die polnischen Interessen garantieren würde. Der 
Reichskanzler versicherte ferner, der Minister könne völlig ruhig sein: 
in Danzig werde niemand vor vollendete Tatsachen gestellt, und nichts 
werde unternommen werden, was die Lage der polnischen Regierung 
schwierig gestalten könnte.' 

Jede polnische Division habe den Wert einer deutschen Division. Ein 
starkes Polen ist einfach eine Notwendigkeit.'... 


Keines dieser Zitate ist willkürlich ausgewählt. Jedes ist typisch für die 


Haltung Berlins gegenüber Warschau. Für Polen dagegen ist kein entspre- 
chendes Grundmotiv in all diesen Jahren nachweisbar." 


Dem gegenüber eine Mitteilung über eine Ansprache des polnischen 


Marschalls Rydz-Smigly aus B. v. Richthofen „Kriegsschuld 1939 — 1941" 
Bd. 2, S. 12: 


„Von allgemeinem Interesse ist auch die Aussage, die Herr Ernst Wag- 


ner, jetzt Lüneburg, früher Rothebude Kr. Goldap/Ostpr. gemacht hat. Er 
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teilte sie dem Verfasser dieser Schrift mit und betonte, daß er jederzeit 
bereit sei, sie vor einem deutschen oder internationalen Gericht zu beeiden. 
Sie lautet: 

Herr Lutz Mauve, dessen Vater einen größeren Waldbesitz in der Nähe 
von Kielce in Polen besaß, war polnischer Staatsangehöriger und als solcher 
polnischer Fähnrich-Feldwebel, also Offiziersanwärter, im Jahre 1939. Im 
Juni oder Juli des Jahres 1939 fand eine von ihm besuchte Versammlung 
polnischer Offiziere, Reserveoffiziere und Offiziersanwärter in der Gegend 
zwischen Krakau und Kattowitz statt. Dort hielt der polnische Marschall 
Rydz-Smigly eine Ansprache in folgendem Geiste: 

‚Polen will den Krieg mit Deutschland und Deutschland wird ihn 
nicht vermeiden können, selbst wenn es das wollte.' 

Herr Lutz Mauve gehörte zum Bekanntenkreis von Herrn E. Wagner, 
war bei diesem zu Gast und berichtete ihm den Vorfall. Lutz Mauve ist 
später im Zweiten Weltkrieg gefallen." 


Udo Walendy in „Wahrheit für Deutschland", S. 180: 
„Der britische Botschafter in Berlin, Nevile Henderson, am 26. 4.1939 in 
einem Privatbrief an seinen Außenminister: 


‚Wenn Danzig vor sechs Monaten an Deutschland gefallen wäre, 
würde kein Hahn danach gekräht haben, und ein exterritorialer Korridor 
durch den Korridor hindurch ist eine durchaus gerechte Regelung. Wenn 
Schottland von England durch einen irischen Korridor getrennt wäre, 
würden wir mindestens so viel verlangen, was Hitler jetzt verlangt. 
Wenn man diese Forderungen an und für sich betrachtet, würde es et- 
was Schlechtes sein, in einen Weltkrieg wegen solcher Punkte hineinzu- 
treiben ... 

Ich kann mich nicht dazu bringen, zu glauben, daß die Politik einer 
Machtprobe jetzt anstatt später irgendeine moralische oder praktische 
Rechtfertigung hat.' 

Derselbe Henderson in Schreiben vom 4.5. und 6. 5.1939: 

‚Nach Aussage meines belgischen Kollegen betrachten fast alle diplo- 
matischen Vertreter hier das deutsche Angebot als ein überraschend 
günstiges. Der holländische Gesandte, der amerikanische Geschäftsträger, 
mein südafrikanischer Kollege haben zu mir in diesem Sinne gespro- 
chen ...' 

‚Er müsse gestehen, daß in seinen Augen der Vorschlag eines Korri- 
dors durch den Korridor, als Göring ihn einmal erwähnte, zu gut war, 
um wahr zu sein.' 


Ein deutscher Historiker (Michael Freund), der alles andere ist als ein 


Freund Hitlers: 
‚Es ist in der Tat schwer zu bestreiten, daß keine deutsche Regierung 
weniger fordern konnte, als es Hitler in seinen Vorschlägen tat.'" 
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Prof. A. J. P. Taylor in „Die Urspünge des 2. Weltkrieges", S. 253: 
Danzig stand der Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Polen 

im Wege. Aus diesem Grunde wollte Hitler es aus dem Wege haben. Aus 
genau demselben Grund ließ Beck es im Wege liegen. Es kam ihm nicht in 
den Sinn, daß er dadurch einen katastrophalen Bruch verursachen mochte." 

Über Hitlers Vorschläge an Polen zitiert Professor Bolko Frhr. von 
Richthofen den französischen Publizisten Professor Paul Rassinier in 
„Kriegsschuld 1939-1941" Bd. 1, S. 43: 

„ ‚Sein gutes Recht ist unbestreitbar. Er verlangt Danzig und den Korridor 
zurück, und Danzig und der Korridor beanspruchen ihre Wiedervereinigung 
mit Deutschland, dem anzugehören ihnen bewußt ist, wie auch daß sie nur 
gegen ihren Willen durch den Vertrag von Versailles Deutschland entrissen 
wurden, wie alle übrigen wieder ins Reich eingegliederten Gebiete. Außer- 
dem forderte er, gegen die Stimme der Bewohner in Bezug auf den Korridor 
nur eine Autostraße und einen Schienenweg, der Exterritorialität genießen 
soll. Um Ostpreußen zu gestatten, mit Westpreußen in Verbindung zu 
stehen. Man kann nicht vernünftiger sein. Was seine Stärke betrifft, haben 
ihn seine Nachrichtendienste überzeugt, daß er militärisch stärker ist als 
England, Frankreich und Polen zusammen. Das ist wahr.' 

Dazu schreibt er noch: 

‚Benoist-Mediin behauptet, Lady Diana Duff Cooper, die Gattin des ein- 
stigen Lords der Admiralität, der seinen Abschied genommen hat, habe sie 
48 Stunden später so vernünftig gefunden, daß ihr Gatte bei dem Gedanken 
erschrocken sei, die britische öffentliche Meinung könne die Meinung seiner 
Frau teilen. Es erscheint richtig, daß Paris und London Deutschland den 
Krieg nicht hätten erklären können, ohne eine Welle von Protesten auszu- 
lösen, die den Frieden erzwungen hätte, wenn das französische und das 
englische Volk am 30. August diese Vorschläge gekannt haben würde.'" 

Die Reichsregierung wollte wegen Danzig nicht in einen Krieg gezo- 
gen werden. Udo Walendy zitiert in „Wahrheit für Deutschland", 
S. 184: 

„Obgleich der Führer (im Juli 1939) darauf bestand, daß .keine Ände- 
rung der deutschen Forderungen betreffend Danzig und den Korridor vor- 
genommen werden’, fügte er den sensationellen Zusatz hinzu, ‚daß auf 
deutscher Seite nichts getan wird, einen Konflikt über diese Frage zu pro- 
vozieren; diese Frage kann warten, wenn notwendig bis zum nächsten Jahr 
oder noch länger'." 

Am 6. Juli 1939 gab Graf Szembek die Ansicht Potockis, des polni- 
schen Gesandten in Washington über die Stimmung in den USA wie- 
der, „Nation Europa" 5/59, S. 23: 

„ ... Alle jubilieren, denn sie haben eine Brandstelle gefunden: Danzig, und 
dazu ein Volk, das kämpfen will: die Polen. Sie werden an uns verdienen. 
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Die Zerstörung unseres Landes kümmert sie nicht, man kann ja am Wieder- 
aufbau verdienen. Wir sind für sie nur Neger, die für sie arbeiten dürfen." 

Professor Carl J. Burdchardt, der letzte Hohe Kommissar des Völ- 
kerbundes in der Freien Stadt Danzig schreibt in „Meine Danziger 
Mission 1937-1939", S. 25: 

„Mit Recht hat der französische Botschafter in Berlin, Coulondre, in 
seinen Memoiren aufgezeichnet, daß das deutsche Volk sich mit der Rück- 
kehr des Elsaß an Frankreich abgefunden habe, daß es ihm aber unmöglich 
gewesen sei, die Verstümmelung seiner Ostgebiete anzuerkennen. In diesem 
Punkt und zugleich auch in den militärischen Klauseln müsse es das .Diktat' 
um so bitterer empfinden, als es in ihm mehr das Ergebnis eines Verrates 
als seiner Niederlage empfunden habe. 

Bei dem ganzen Vorgang scheint man damals vergessen zu haben, daß 
es eine Danziger Bevölkerimg gab (bestehend aus 96% Deutschen und nur 
4% Polen), über welche man, entgegen allen Grundsätzen, einfach verfügte. 
Immer wieder hat sie ihr Recht auf Abhaltung eines Plebiszits verlangt, wie 
es im Falle der Saar, am 13.1.1935, Anwendung finden sollte, — vergeblich! 
Die um ihre Meinung nicht befragte Danziger Bevölkerung hat denn auch 
Polen von Anfang an passiven Widerstand geleistet." 


Und auf Seite 154 berichtet Prof. Burdchardt, der polnische Außen- 
minister Josef Beck hätte ihm Mitte August 1939 erklärt: 

„Die hybride Gründung (la creation hybride) der Freien Stadt hat 1918 
mit der Absicht stattgefunden, zwischen Polen und Deutschland dauernde 
Unstimmigkeiten zu schaffen." 

Professor Taylor in „Die Ursprünge des 2. Weltkrieges", S. 320: 

„Die Polen sahen der Krise unerschüttert entgegen im Vertrauen darauf, 
daß Hitler sich als Aggressor offenbaren würde und daß dann die gerecht- 
fertigten Beschwerden wegen Danzig vergessen würden." 

Über die verzweifelte Lage der deutschen Volksgruppe in den durch 
den Versailler Vertrag an Polen ausgelieferten Gebieten, „Nation Euro- 
pa", 5/61, S. 52: 

„Am 13. 5.1939 wurden in Tomasdiow, einer Stadt von 42 000 Einwoh- 
ern mit rund 3 000 Deutschen alle Deutschen vom Pöbel aus den Fabriken 
gejagt und die deutschen Geschäfte, Handwerksbetriebe und Wohnungen 
demboliert. 

Sonnabend (14. 5.) schlug der Pöbel noch das am Vortage verschont ge- 
bliebene deutsche Eigentum kurz und klein. Dann griffen die Ausschrei- 
tungen auf die benachbarten deutschen Dörfer über.. 

Vom 17. bis zum 21. Mai 1939 hielt eine ähnliche organisierte Deutschen- 
jagd in der Industriestadt Konstantynow an. Deutsche Handwerksbetriebe 
und Wohnungen wurden zerstört, Deutsche bis zur Unkenntlichkeit zer- 
schlagen. In den Städten und Dörfern des Industriegebietes setzte daraufhin 
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eine Massenfludit der Deutschen ein, die Hab und Gut im Stich ließen, um 
ihr Leben zu retten. 

Deutsche Familien auf dem Lande verbrachten wegen der nächtlichen 
Überfälle auf die deutschen Gehöfte die Nacht in den Wäldern und Feldern. 

Jede Art von Drangsalierung, Enteignung, Verurteilungen, Ausweisungen, 
Zerstörungen deutschen Eigentums, unverhüllte Kriegshetze, blutige Aus- 
schreitungen und Grausamkeiten nahmen ständig zu. 

Bei diesen sich von Tag zu Tag steigernden Äußerungen des Deutschen- 
hasses war für die Deutschen in Polen das Schlimmste zu befürchten, denn 
jedes moralische Empfinden und Denken schienen verschwunden zu sein. 
Die verängstigten Deutschen versuchten in immer stärkerem Maße zu fliehen 
und die rettende deutsche Grenze zu erreichen, wobei jedoch viele ihr Leben 
lassen mußten. Im Reich wurden mehrere Flüchtlingslager eingerichtet, in 
denen bis zum 21.8. rund 70000 Deutsche aus Polen untergebracht werden 
mußten. Davon waren etwa 45 000 aus Ostoberschlesien und aus dem Olsa- 
gebiet geflohen. Die vielen Deutschen, die nach Danzig geflüchtet oder privat 
im Reich untergekommen waren, wurden dabei nicht mitgezählt. 


Der überwiegende Teil des polnischen Volkes Heß sich von dem Haß- 
gefühl den Deutschen gegenüber übermannen und befand sich in einer 
politischen Psychose, aus der heraus sich der einzelne und erst recht die 
Masse den Deutschen gegenüber zu jeder Aktion, auch der hemmungslose- 
sten, hinreißen ließen. Die Drohungen wurden immer gehässiger, die Über- 
fälle verliefen immer blutiger!' 


Es ist ausdrücklich festzustellen, daß die Volksdeutschen in Polen, vor 
allem in ihren Organisationen, nicht den geringsten Anlaß zu den polnischen 
Ausschreitungen gegeben hatten, insbesondere hat keinerlei landesverräte- 
rische Zusammenarbeit mit reichsdeutschen Dienststellen stattgefunden. Die 
dafür zuständige Abwehrabteilung des Oberkommandos der Wehrmacht 
hatte am 15.11.1938 dem Auswärtigen Amt folgende Zusicherung gegeben: 


‚Es wird von der zuständigen Abteilung eine erneute Weisung an die 
zuständigen untergestellten Stellen ergehen, daß es verboten ist, Volks- 
deutsche, die sich in den genannten Organisationen befinden und die aktiv 
in diesen arbeiten, in irgendeiner Form für den Abwehrdienst in Anspruch 
zu nehmen. Wie... ausdrücklich versichert worden ist, haben diejenigen 
Stellen, die mit den Volksgruppen im Ausland zu tun haben, diesen Grund- 
satz bisher stets vertreten.' 


‚Obwohl vor den polnischen Gerichten viele sogenannte Deutschenpro- 
zesse stattgefunden haben, ist keiner Deutschtumsorganisation auch nur 
eine einzige gegen den polnischen Staat gerichtete Tätigkeit nachgewiesen 
und kein einziger führender Mann der Volksgruppe rechtskräftig wegen 
einer antistaatlichen Handlung verurteilt worden. Dies muß nachdrücklich 
festgestellt werden.' 
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‚Abschließend muß also festgestellt werden, daß gegen die deutsche 
Volksgruppe kein ernst zu nehmender, mit Tatsachen untermauerter Vor- 
wurf dahingehend erhoben ist, daß sie sich als .fünfte Kolonne' hätte miß- 
brauchen lassen.' 


Dagegen ergingen sich die polnische Presse und hohe Beamte des pol- 
nischen Staates in den wildesten Forderungen nach deutschem Gebiet, das 
als .urpolnisch' unbedingt zur .Mutter Polen, zurückkehren müsse. 


‚Es war also letzten Endes die von Pilsudski so treffend charakterisierte 
tausend Jahre alte Deutschfeindlichkeit der polnischen Nation, die im Verein 
mit amerikanischen Einflüssen zu der Ablehnung der Hitlerschen Vorschläge 
entscheidend beitrug.'" 


Verschleppung sowie Morde an Deutschen in Polen 1939. Gründe: 
Sabotageakte! ! !- „Nation Europa" 12/59, S. 37: 


„\. Es sollten zur Verhaftung und Verschleppung auch Personen abge- 
holt werden, die bereits mehrere Wochen vor dem Kriegsausbruch ver- 
storben waren; die Verhaftungslisten waren also bereits seit mehreren Mo- 
naten vorbereitet. 

2. Es wurden in mehreren Fällen die gesamte deutsche männliche Be- 
wohnerschaft entlegener Dörfer ermordet, in denen jede Sabotage sinnlos 
gewesen wäre. 

3. Die Mordtaten geschahen nie nach irgendwelchen auch noch so sum- 
marischen Gerichtsverfahren, sondern willkürlich durch den Pöbel oder ein- 
zelne Soldaten oder Milizorgane. 

4. Zu den Ermordeten gehörten zahlreiche Frauen, Kriegsversehrte, Kin- 
der und Geistliche, die unmöglich alle Saboteure gewesen sein konnten. 
Oberhaupt läßt die Untersuchung der einzelnen Fälle die ganze Haltlosig- 
keit dieser Kollektivbeschuldigung erkennen." 


Professor Frhr. von Richthofen schreibt über die polnischen Terro- 
risten in „Kriegsschuld 1939-1941" Bd. 1, S. 40: 


„Die antideutschen Massenverbrechen polnischer Terroristen von 1939 
aus der Zeit vor dem Beginn des Zweiten Weltkriegs, die ihn, wie schon er- 
wähnt, herbeiführen halfen, und in den ersten Kriegstagen sind im inter- 
nationalen Schrifttum vielfach urkundlich belegt geschildert worden. Es geht 
nicht an, alle diese Untaten etwa mit der Behauptung entschuldigen zu 
wollen, sie wäre nur durch ein von den Deutschen verursachtes politisches 
Klima der Hitlerzeit verstehbar. Schon die gleichartigen politischen Ver- 
brechen polnischer Terroristen aus der Vor-Hitlerzeit gegen Deutsche, 
Ukrainer und Juden zeigen, daß ein derartiger Entlastungsversuch völlig un- 
brauchbar ist. Zu Heikes Buch sei noch gesagt: Wer diese Dokumentation 
kennt, muß sich sachlicherweise fragen, wie würde eine außerdeutsche Re- 
gierung sich verhalten haben, wenn Monate lang in einem Nachbarstaat 
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Angehörigen ihres Volkstums in solcher Art und Zahl Opfer politischer 
Verbrechen geworden wären, und welche nicht sich dafür militärisch zu 
schwach fühlende Regierung hätte 1939 in einem solchen Falle dann nicht 
die Möglichkeit eines Krieges auf sich genommen? Die Frage stellen, heißt 
sie für die damalige atomwaffenlose Zeit, will man nicht weltfremd träumen 
oder bewußt wirklichkeitsfern unsachlich urteilen, lauten: keine einzige!" 


Und in Bd. 2, S. 81 zitiert Prof. von Richthofen aus dem oben er- 
wähnten, bereits 1952 in Bonn erschienenen, aber „offiziell totge- 
schwiegenen" (s. Bd. 1, S. 45] Buch von Otto Heike „Das Deutschtum 
in Polen 1918-1939": 

„Inzwischen entlud sich die durch deutschfeindliche Kundgebungen und 
Aufrufe geschürte und wie eine Lawine anschwellende Haßpsychose gegen 
das Deutschtum in immer neuen Überfällen. Ein keineswegs vollständiger 
Ausschnitt aus der Reihe von Gewalttaten im Jahre 1939, die noch heute 
durch Zeugen im Bundesgebiet belegt werden können, sei nachstehend aus 
dem Bereich der Posener Evangelischen Kirche angeführt': 


Heike bespricht kurz 19 durch nichts entschuldbare Terroristenanschläge 
polnischer Verhetzter gegen Geistliche, Pfarrhäuser und Kirchen aus der 
Zeit vom März 1939 bis zum 6. Juni 1939. Dann weiter: 

‚Am 12. 3. wurde Pfarrer Diestelkamp in Wisseck von 15 bis 20 jungen 
Burschen überfallen, vom Motorrad gestoßen und schwer mißhandelt. Die 
anwesende polnische Polizei blieb untätig.' 

‚Am 15. 4. wurde Vikar Ortlieb in Neubarkoschin auf der Straße schwer 
mißhandelt und mit Stiefelabsätzen ins Gesicht getreten.' 

‚Am 19. 4. wurde Pfarrer Schenk in Hallkirch durch Steinwürfe verletzt.' 


‚Am 28. 4. wurden auf dem Friedhof in Neulaube bei Lissa Grabmäler 
zerstört. Am gleichen Tage wurde das Pfarrhaus in Zirke überfallen.' 


‚Am 2. 5. wurde der Kindergottesdiensthelfer Lenz zwischen Schubin 
und Klein Salsdorf vom Rad gestoßen und schwer mißhandelt. Rad und 
Büchertasche wurden ihm gestohlen.' 


‚Am 5. und 6.6. wurde das Pfarrhaus in Hohensalza überfallen und 
Superintendent Diestelkamp durch Steinwürfe am Kopf verletzt.’ 


‚In den folgenden 3 Monaten bis zum Kriegsausbruch steigerten sich die 
Ausschreitungen im Posener Gebiet noch bedeutend. Sollte man diese Auf- 
stellungen auch für diese Zeit fortsetzen, wäre wohl kaum ein Pfarrhaus 
oder eine evangelische Kirche zu nennen, die nicht in Mitleidenschaft ge- 
zogen wurde. Selbstverständlich richtete sich der polnische Terror auch ge- 
gen die deutsche Zivilbevölkerung und insbesondere gegen die deutschen 
Bauern. Die Schaufenster zahlreicher deutscher Geschäfte wurden demoliert 
oder mit Teer beschmiert. In Posen wurden nach einer Kundgebung der 
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polnischen Parteien am 4.5. die Fensterscheiben in zahlreichen deutschen 
Häusern eingeschlagen.' 

‚In den anderen Gebieten Polens kam es nicht anders. In Schöntal, Kreis 
Graudenz, drangen bereits dm April Terroristen in das Gehöft des Bauern 
Volter ein, verwüsteten das Gebäude und mißhandelten die Bewohner, die 
aus Angst in den Wald flüchteten... In mehreren Dörfern des Kreises 
Graudenz wurde die Lage für die deutsche Bevölkerung so unerträglich, daß 
sie zum großen Teil über die nahe gelegene Grenze nach Ostpreußen flüch- 
tete. Im Mai fanden auch in Dirschau deutschfeindliche Ausschreitungen 
statt. Nach einem Bericht des deutschen Generalkonsulats in Thorn wurden 
in Pommerellen allein in der Zeit vom 5. bis 20. Juli fast 200 Fälle von 
Ausschreitungen gegen Deutsche verzeichnet.' 

‚In Ostoberschlesien hatten vor allem die deutschen Arbeiter und Ange- 
stellten unter den Verfolgungen zu leiden, die jetzt in noch größerer Zahl 
entlassen wurden als bisher. Bereits April 1939 waren von 19000 Mitglie- 
dern der Gewerkschaft deutscher Arbeiter 7 300 arbeitslos. Blutige Überfälle 
auf einzelne Deutsche waren in Oberschlesien besonders zahlreich. Für die 
hier in großer Zahl lebenden deutschen Katholiken konnten deutsche Got- 
tesdienste nicht mehr abgehalten werden. Am Pfingstsonntag wurde der 
deutsche Gottesdienst in der Kathedralkirche und am Sonntag darauf in der 
Marienkirche in Kattowitz gesprengt.' " 


Nachfolgend die Abschrift eines Briefes aus einer im September 
1964 von der Landsmannschaft Westpreußen herausgegebenen Doku- 
mentation über Bromberg: 

„Posen, den 29. Januar 1940 

Euer Hochwürden! 

Eine große Anzahl von Geistlichen und Laien hat bei uns angefragt, ob 
die in den Zeitungen veröffentlichten Berichte über polnische Greueltaten, 
die Anfang September an der deutschen Bevölkerung, sogar an katholischen 
Geistlichen, begangen wurden, auf Wahrheit beruhen. Da sicherlich noch 
weitere Kreise, zumal unter dem kath. Klerus, Antwort auf diese Frage 
erwarten, übersenden wir Unterzeichnenden, deutsche katholische Geistliche 
aus der Erzdiözese Gnesen-Posen, Ihnen wenigstens die Berichte zweier 
Konfratres aus unserer Mitte, die von dem harten Schicksal der Interneierung 
bzw. der Verschleppung betroffen worden sind. Trotz der kaum glaublichen 
Roheiten und Grausamkeiten, von der diese Berichte zeugen, möchten wir 
betonen, daß es sich nicht etwa um Ausnahmefälle handelt. Vielmehr haben 
alle deutschen katholischen Geistlichen ohne Ausnahme mehr oder weniger 
unter dem polnischen Terror jener Tage gelitten und mancher von ihnen 
hat mehr als einmal dem Tode ins Auge sehen müssen. 


Darüber hat unsere gesamte deutsche Bevölkerung allein um ihres 
Deutschtums willen die schwersten Opfer an Gut und Blut bringen müssen, 
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sind doch allein bis jetzt über 5000 Tote festgestellt worden, cüe auf die 
grausamste, oft bestialische Weise von den Polen hingemordet worden 6ind. 
Diese furchtbaren Verbrechen sind aber nicht etwa nur vom verhetzten 
Pöbel begangen worden, sondern auch von gebildeten Polen, ja selbst Poli- 
zeibeamten und Offizieren des polnischen Heeres, die schützend hätten ein- 
greifen sollen. 


Man hält das alles vielleicht für unglaublich, weil doch das polnische 
Volk als fromm galt. Aber offenbar ist diese Frömmigkeit zu wenig ins 
Innere gedrungen, so daß es in seinem Haß gegen alles Deutsche, von allen 
Seiten aufgehetzt, sich Schandtaten hat zuschulden kommen lassen, die zum 
christlichen Denken und Fühlen in schärfstem Widerspruch stehen. 

Dies bezeugen der Wahrheit gemäß: 


Domkapitular Dr. Joseph Pasch, Domkapitular Prof. Dr. Albert Steuer, 
Pater Hilarius Breitinger u. a." 


Angesichts dieser Tatsachen wagt der Sekretär des polnischen Epis- 
kopats, Bischof Choromanski, 1965 zu schreiben: 


„Wir hatten den christlichen Mut, der deutschen Bevölkerung ihre Sün- 
den gegenüber unserem polnischen Volke aufzuzeigen." 
aus einem Schreiben vom 10.2.1966 an 
Ministerpräsident Cyrankievicz) 


Ein — wir mir scheint — nicht unwesentlicher Beitrag zur Kriegs- 
schuldfrage dürften Hitlers Weisungen an die deutsche Presse in den 
letzten Wochen vor dem Kriegsausbruch sein. 


Die britische Garantieerklärung v. 31. 3. 1939 beantwortete Hitler 
mit der Kündigung des Flottenvertrages mit England, sowie des 
deutsch-polnischen Nichtangriffspaktes von 1934, den er als von der 
Gegenseite gebrochen erklärte. Hierzu „Nation Europa" 5/61, S. 44: 


„Von diesen Zeitpunkten an beschäftigte sich die deutsche Presse nach 
jahrelanger Pause erstmals wieder kritisch mit Polen, wobei insbesondere 
das polnische Großmachtstreben, der britische .Freibrief' an Polen und 
später auch das Schicksal der in Polen lebenden Deutschen erörtert wurden. 
Eine besondere Initiative wird in der deutschen Presse dabei zunächst nicht 
entfaltet, das polnische Problem findet sich im außenpolitischen Stoff etwa 
gleichrangig mit dem mißtrauischen Bemerkungen zu den britischen und fran- 
zösischen ‚Einkreisungsbestrebungen' behandelt, die schon seit dem Jahres- 
beginn ein ständiges Thema der Presseerörterungen waren. 


Die Zeitungen der Freien Stadt Danzig, die sonst in der Linie der deut- 
schen Pressepolitik zu schreiben pflegten, behandelten das polnische Thema 
schärfer — sie verfochten nachdrücklich den Anspruch Danzigs auf Einbe- 
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Ziehung in das Deutsche Reith. Die Übernahme solcher gegen Polen gerich- 
teter Polemiken der Danziger Presse blieb jedoch bis in den Juli 1939 für 
reichsdeutsche Zeitungen ausdrücklich gesperrt. Sie sprachen bis zu 
dieser Zeit von Polen eigentlich nur, wenn dieses Thema für die publizisti- 
sche Auseinandersetzung mit England Bedeutung hatte — es waren die Wo- 
chen, in denen sich britische Emissäre nach Moskau begaben, um dort ein 
Militärbündnis gegen Deutschland zu erreichen. 


Auch in den allgemeinen politischen Weisungen zeichnet sich während 
der Juliwochen gegenüber der amerikanisch-britischen Aktivität noch eine 
betonte deutsche Zurückhaltung ab. Eine typische Presseweisung aus jenen 
Tagen lautet: 


Seit kurzer Zeit bringt fast jeder Tag eine oder mehrere Reden von 
Staatsmännern und führenden Politikern der Demokratien. Der Tenor ist 
stets der gleiche: ‚Die Einkreisung muß verstärkt werden, aber es ist 
natürlich keine Einkreisung!' Diese Ansprachen sind in erster Linie für 
den innerpolitischen Gebrauch bestimmt. Es liegt also keinerlei Veran- 
lassung vor, auf diese Reden näher einzugehen, sondern es genügt voll- 
auf, wenn sie in einer kurzen Meldung, die den Kommentar bereits ein- 
schließt, vermerkt werden (3. 7.1939). 


Der Danzig-polnische Zollbeamtenstreit und die ersten Zwischenfälle 


Es dauerte bis in die ersten Augusttage 1939, bis im Zusammenhang mit 
einer Danzig-polnischen Auseinandersetzung über die auf Danziger Gebiet 
tätigen polnischen Zollinspektoren (deren Zahl von Polen vermehrt worden 
war) ein schärferer Ton in den deutschen Presseweisungen angeschlagen 
wurde. 


Zunächst wurde die deutsche Presse noch aufgefordert, ‚den Danaig-pol- 
nischen Zollstreit vorerst... zurückhaltend zu behandeln’, eine .Klärung der 
juristischen Seite dieser Frage' wurde angekündigt (1. 8.1939). Auch gegen- 
über einer scharfen Note, die die polnische Regierung am 5. Aug. an den 
Danziger Senat richtete, wurde die deutsche Presse zunächst noch zurückge- 
halten: ‚Die Presse soll erst dann darauf eingehen, wenn von Danziger Seite 
dazu eine Äußerung vorliegt' (5. 8.1939). Erst als dies der Fall ist, wird es 
der deutschen Presse gestattet, den Danziger Standpunkt zu dem ihrigen zu 
machen und nun auch deutscherseits eine schärfere Sprache zu führen. Als 
dann die polnische Zeitung ‚Czas' die drohenden Worte publizierte, daß die 
polnischen Kanonen auf Danzig gerichtet seien, findet sich eine erste 
unmittelbare Weisung Hitlers, wonach diese polnische Erklä- 
rung ‚sehr groß aufgegriffen und dementsprechend kommentiert' werden 
solle (8.8.1939). Am nächsten Tag wird dann eine als Antwort auf die 
polnische Note gehaltene Rede des Gauleiters Forster zur Aufmachung der 
deutschen Zeitungen bestimmt. Forster war vorher am Obersalzberg gewe- 
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sen — es handelt sich hier um das erste sichtbare Eingreifen Hitlers in das 
deutsch-polnische Problem seit seiner Rede vom 28. April. 


Noch eine wichtige neue Nuance entwickelt sich aus dem Danzig-polni- 
schen Zollbeamtenstiteit: Bisher war die Berichterstattung über die bereits 
seit Monaten immer wieder eintretenden Zwischenfälle an der deutsch-pol- 
nischen Grenze für die deutsche Presse so gut wie gesperrt gewesen — jetzt, 
am 11. August, fällt diese Beschränkung: .Meldungen über deutsch-polnische 
Zwischenfälle, Übergriffe auf Volksdeutsche können nunmehr auch auf der 
ersten Seite gebracht werden. Die Aufmachung darf vorläufig jedoch nicht 
größer sein als höchstens zweispaltig.'" 


Es würde zu weit führen, an dieser Stelle alle angeführten Presse- 
weisungen zu zitieren, aus denen einwandfrei hervorgeht, daß von 
deutscher Seite alles vermieden wurde, was zu einer Kriegspsychose 
führen könnte. Eine Tatsache, die man von der Presse anderer Länder 
nicht behaupten kann. Der Artikel schließt [S. 50): 


„Wer die so folgenschweren Wochen des August 1939 einem sorgfältigen 
Studium unterzieht, dem zeichnet sich das Bild einer politischen Krise ab, 
in der auf deutscher Seite die Absicht einer kriegerischen Ausein- 
andersetzung keineswegs festzustellen ist. Das deutsche Volk und der deut- 
sche Soldat jedenfalls, für den die Ereignisse sich vor dem Hintergrund der 
unblutig-politischen Siege Adolf Hitlers im Herbst 1938 und dm Frühjahr 
1939 entwickelten, hatten keinerlei Anlaß zum Zweifel an der Gerechtigkeit 
der deutschen Sache. Das ist die entscheidende, auch heute noch wichtige 
historische Tatsache, die gerade aus Hitlers Presseweisungen deutlicher her- 
vorgeht als aus irgendeinem anderen Dokument." 


Nach all dem sollte man sich doch einmal ernsthaft fragen, ob Hitler 
es nötig hatte, beispielsweise eine Gleiwitzer Senderaffäre zu inszenie- 
ren! ? — Ich überlasse es dem Leser, sich eine eigene Meinung zu bil- 
den. 


Über ein Gespräch, das Professor Burckhardt am 11. 8. 1939 mit 
Hitler führte, schreibt Annelies von Ribbentrop in „Verschwörung ge- 
gen den Frieden", S. 386: 


„Teils .zornig', teils .ruhig', teils mit .hysterischem Gelächter‘ habe sich 
Hitler über die Kampfstärke seiner Gegner ausgelassen, um dann aber zu 
sagen: 

‚Dieses ewige Gerede über den Krieg ist Narrheit und macht die Völ- 
ker wahnsinnig... Ein und für allemal: Ich bin bereit, zu verhandeln 
und darüber zu sprechen. Aber der Punkt, an dem für mich jede Mög- 
lichkeit einer Verhandlung aufhört, ist da, wo man mich beschimpft und 
mich durch Ultimaten herausfordert' (Burckhardt S. 341 £.). 
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Da bis jetzt allein Polen in Danzig Gewalt angewandt und mit Krieg 
gedroht habe, verwies Hitler auf sein .annehmbares Angebot' an Warschau 
und auf die .akute Gefahr', die er im Jahre zuvor in der Tschechoslowakei 
beseitigt habe. Bei jedem Schritt, den er tue, finde er England und Frank- 
reich auf seinem Wege. Schließlich habe er von den polnischen General- 
stabsplänen gesprochen, ‚die alle Visionen Alexanders und Napoleons weit 
übertreffen‘. 


Dann habe Hitler betont — Burdchardt hat hier bestimmt besonders auf- 
gehorcht — daß er seine Generale, die 1938 noch .vorsichtig' gewesen seien, 
jetzt in der Polenkrise .zurückzuhalten habe‘. Nach seiner Reichstagsrede 
vom 28. April 1939 hätten sie zu ihm gesagt: 


‚Gott sei Dank haben die Polen nicht angenommen. Das wäre keine 
Lösung gewesen. Aber für mich ist es wahr, wenn ich 
sage, daß es eine Lösung gewesen wäre, nämlich 
mein Beitrag für die Sache des Friedens. Später hätte 
ich versucht, die Frage unserer Agrarbedürfnisse durch eine Konferenz 
zu regeln. Wie sehr hätten die Polen in diesem Bereich mitarbeiten kön- 
nen! Durch die exterritoriale Straße wäre den Polen kein Stein aus der 
Krone gefallen. Die exterritoriale Autobahn und die polnische Straße 
würden durch Brücken und Tunnels gegenseitig überbrückt worden sein. 
Sie hätten einander nicht behindert. Unsere abgetretenen Länder würden 
natürliche Verbindungswege mit dem Reich gehabt haben. Das ist 
wesentlich für mich' {Burdchardt S. 344). 


Zum Kern seines Anliegens soll Hitler nach dem Bericht Burckhardts 
gesagt haben: 


.Aber sicherlich sollte man einen vernünftigen 
Ausweg finden. Wenn die Polen Danzig absolut in Ruhe lassen, 
wenn sie nicht versuchen, mich mit falschen Karten zu überstechen, dann 
kann ich warten. Aber eine Bedingung ist, daß die Leiden unserer Min- 
derheit in Polen aufhören. Man glaubt mir hier nicht. Aber ich habe be- 
fohlen, daß die sensationellen Fälle in der Presse nicht erwähnt werden 
(Kastrierung usw.). Sie regen die öffentliche Meinung zu sehr auf. Aber 
ich kann nun die Wahrheit nicht länger zurückhalten. Die Grenze der 
Duldsamkeit ist erreicht' (Burckhardt S. 344 f.). 


Das war noch nicht alles, was Hitler Burdchardt, den er für einen geeig- 
neten Mittelsmann hielt, nach dessen Bericht in dieser Stunde anvertraute. 
Nachdem Forster den Raum verlassen hatte und Hitler mit Burdchardt al- 
lein war, machte er ihm eine Andeutung, in der die deutsche Verhandlungs- 
bereitschaft auch über zurückliegende Probleme zum Ausdruck kam: ‚Das 
Protektorat (Böhmen-Mähren) ist für den Augenblick eine Notwen- 
digkeit.‘ Eine weitere wichtige Bemerkung Hitlers fiel beim Abschluß des 


41 


Gespräches: ‚Ich möchte, bevor es zu spät ist, nochmals mit einem Engländer 
reden, der deutsch kann.' 
Burckhardt schreibt (S. 346), er habe geantwortet: 

‚Sir Nevile Henderson spricht, wie ich höre, fließend deutsch’ Hitler 
aber schüttelte den Kopf: ‚Das hat keinen Sinn’, sagte er, -das ist ein 
Diplomat mit einer Nelke im Knopfloch, ich möchte mit einem Mann 
sprechen wie Lord Halifax einer ist, er kann selbst nicht mehr kommen, 
aber — wie wäre es mit dem Marschall Ironside, ich höre Gutes von ihm? 
Können Sie das den Engländern sagen?" 


Es ist nicht uninteressant, das Datum dieser Besprechung mit den 
Presseweisungen Hitlers zu vergleichen. 


Den Angriffstermin für den 26. August, den Hitler am 23. August 
herausgegeben, aber später zurückgezogen hatte, bezeichnet Professor 
Taylor in „Die Ursprünge des 2. Weltkrieges" als Theaterspielerei vor 
seinen Generälen, 


„da er die geheimen Beziehungen gewisser deutscher Offiziere nach London 
ahnte und die Engländer durch diesen Nachrichtenkanal zur Vernunft zu 
bringen hoffte. Daß Hitler in Wirklichkeit nicht kriegsbereit war, erhellt 
aus der Tatsache, daß Deutschlands Westgrenze noch am 25. August nahezu 
unverteidigt war." („Nation Europa" 5/61, S. 68) 


Erich Kern in „Opfergang eines Volkes", S. 179: 

„Das Zurückweichen Hitlers wurde von der kleinen und geheimen Oppo- 
sition schadenfroh bejubelt. Oberst Hans Oster war nun der Ansicht, daß 
Hitler bei der Generalität sein Ansehen verspielt habe. ‚Das kommt davon, 
wenn Gefreite Krieg führen. Von diesem Schlag erholt er sich nie wieder. 
Der Friede ist für zwanzig Jahre gerettet!’ " 


Am 25. August wurde in London der englisch-polnische Bündnis- 
vertrag unterzeichnet. Hierzu schreibt Dr. Peter Kleist in „Nation Eu- 
ropa" 5/61, S. 27: 


„Mit diesem Vertrag wurde in historisch einmaliger Weise von einer 
Weltmacht die Entscheidung über Krieg und Frieden in die Hände fremder 
Politiker gelegt. 

Polen stand in der Wahl zwischen einem deutschen und einem englischen 
Angebot. Das deutsche Angebot war derart, daß auch der verbissenste pol- 
nische Nationalist es heute mit beiden Händen ergreifen würde, könnte er 
das Rad der Zeit noch einmal zurückdrehen. Das englische Angebot hieß 
Krieg. Polen nahm es an! 


Die Gründe für diese schicksalsschwere Entscheidung Polens sind be- 
kannt. Der Autor selbst hatte in jenen Tagen mehrere Unterhaltungen mit 
polnischen Persönlichkeiten, die dem Krieg in erstaunlicher Zuversicht ent- 
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gegensahen - ‚weil die deutschen Widerstandskräfte den Ausbruch des Krie- 
ges zum Losschlagen benutzen und jede Kriegsanstrengung des Reiches läh- 
men würden‘. — Es gibt aber auch einen neutralen Zeugen für ihr Wirken. 
Der Schwede Birger Dahlems beschreibt in dem Bericht über seine Friedens- 
vermittlungen in letzter Stunde einen Besuch beim polnischen Botschafter in 
Berlin, Lipski, mit Botschaftsrat Forbes von der britischen Botschaft: ‚Auf 
dem Rückwege erzählte mir Forbes etwas, das mich erschreckte: Während 
ich der Sekretärin diktierte, hatte Lipski Forbes mitgeteilt, daß er in keiner 
Weise Anlaß habe, sich für Noten oder Angebote von deutscher Seite zu 
interessieren. Er kenne die Lage in Deutschland nach seiner fünfeinhalbjäh- 
rigen Tätigkeit als Botschafter gut und habe intime Verbindung mit Göring 
und anderen aus den maßgebenden Kreisen; er erklärte, davon überzeugt 
zu sein, daß im Falle eines Krieges Unruhen in diesem Lande ausbrechen 
und die polnischen Truppen erfolgreich gegen Berlin marschieren würden.' 


Es ist bekannt, daß auch in London solche Gedanken vertreten wurden. 
Es ist aber auch bekannt, daß ein deutsches Gericht die Meinung, deutsche 
Angehörige des Widerstandes hätten durch ihre Mitteilungen an englische 
Politiker den Kriegsausbruch gefördert, als Beleidigung der Widerstands- 
kämpfer beurteilt hat." 


Man sollte sich diese Dinge im Zusammenhang mit den tatsächlichen 
Geschehnissen sehr genau überlegen. Auch hier sieht manches anders 
aus, wenn man es nicht nur von einer Seite aus, sondern von mehreren 
Seiten betrachtet. 


Erich Kern in „Opfergang eines Volkes", S. 179: 

„Am 29. August beschloß die polnische Regierung mit Billigung der briti- 
schen Regierung die Generalmobilmachung. Gleichzeitig begann eine förm- 
liche Menschenjagd auf die Deutschen in Polen, die zu Dutzenden erschla- 
gen wurden. Bald stieg die Zahl der ermordeten Deutschen auf über 200. 
Ihre einzige Schuld war es gewesen, Deutsche zu sein. 


Trotzdem erklärte sich Hitler neuerlich bereit, mit Polen friedlich über 
die strittigen Punkte zu verhandeln, wie es auch die britische Regierung of- 
fiziell vorgeschlagen hatte. Nachdem es bekannt geworden war, daß die 
polnische Generalmobilmachung anlief, bat Hitler aufs neue den britischen 
Botschafter Henderson zu sich und teilte ihm in einer anfangs stürmischen 
Aussprache nochmals ausdrücklich mit, daß Deutschland bereit sei, mit Polen 
auf der Basis der Gleichberechtigung zu verhandeln, und ersuchte die briti- 
sche Regierung, den Polen die Entsendung eines Bevollmächtigten bis spä- 
testens Mitternacht des 30. August zu empfehlen. Dies sei kein Ultimatum, 
doch nun befände sich die deutsche Regierung auf Grund des polnischen 
Vorgehens im Zeitdruck. Wenn die bestehenden Differenzen mit Polen aus 
dem Weg geräumt wären, habe Deutschland auch nichts gegen eine britische 
Garantie für Polen einzuwenden, dessen staatliche Selbständigkeit Deutsch- 
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land nie gefährden wolle. Voraussetzung sei die sofortige Rückckehr Danzigs 
zum Deutschen Reich und eine Volksabstimmung unter internationaler Kon- 
trolle, in der die Bevölkerung sich frei entscheiden solle. Ausgenommen da- 
von sollte der Hafen von Gdingen sein, der auf alle Fälle polnisch bleiben 
sollte. Daneben müßte eine Untersuchung der deutsch-polnischen Minder- 
heitenfrage durch eine internationale Kommission erfolgen. 

Henderson verständigte augenblicklich seine Regierung von der Verhand- 
lungsbereitschaft Hitlers und wandte sich darüber hinaus an seinen franzö- 
sischen Kollegen, Botschafter Coulondre. Dieser wiederum meldete die deut- 
sche Verhandlungsbereitschaft erfreut nach Paris und schlug seiner Regie- 
rung vor, auf Warschau einen entsprechenden Druck auszuüben, damit der 
polnische Bevollmächtigte nach Berlin komme ... 

Der 30. August 1939 verging. Warschau rührte sich nicht, kein Bevoll- 
mächtigter Polens erschien in Berlin. Erschüttert und besorgt schrieb der 
britische Botschafter Henderson am 31. August seiner Regierung in London: 
‚Ein Krieg auf das deutsche Angebot hin wäre nicht zu rechtfertigen. 

Erst am selben Tag gab die polnische Regierung ihrem Berliner Botschaf- 
ter Lipski eine Weisung, in der unter anderem stand: .Lassen Sie sich unter 
keinen Umständen in sachliche Diskussionen ein. Wenn die Reichsregierung 
mündliche oder schriftliche Vorschläge macht, müssen Sie erklären, daß Sie 
keinerlei Vollmachten haben, solche Vorschläge entgegenzunehmen oder zu 
diskutieren, und daß Sie ausschließlich obige Mitteilung Ihrer Regierung 
übermitteln und erst weitere Instruktionen einzuholen haben.' 

Diese Depesche wurde von Hermann Görings ‚Forschungsamt' aufgefan- 
gen und in kürzester Zeit entchiffriert, und Feldmarschall Göring leitete 
diese niederschmetternde Nachricht sogleich an Hitler und von Ribbentrop 
weiter. 

Nun war es für Adolf Hitler klar, daß Polen kein Verhandeln, sondern 
Krieg um jeden Preis wünschte. Um 12.40 Uhr hatte er sich zu einer Ent- 
scheidung durchgerungen. Hitler gab nun den Befehl zum Angriff für den 
nächsten Morgen. 

Um 18.30 Uhr erschien dann Botschafter Lipski bei Reichsaußenminister 
Ribbentrop. Dieser fragte Lipski, ob er nun Vollmachten zum Verhandeln 
habe. Auftragsgemäß mußte Lipski dies verneinen. Damit war die Bespre- 
chung beendet. 

Die polnische Armee war unterdessen entlang der Grenze aufmarschiert. 
Eine Kampfgruppe massierte sich im Raum um Posen, eine im Korridor, die 
dritte in Oberschlesien. Die operative Reserve stand im Raum von Lodz." 

Nachdem alle Bemühungen, zu einer friedlichen Lösung zu gelangen, 
gescheitert waren, begann am 1. 9. 1939 der Angriff auf Polen, der be- 
reits nach 18 Tagen beendet war. Dieser Feldzug mußte tatsächlich in 
größter Schnelligkeit durchgeführt werden, da die deutsche Rüstung 
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derart ungenügend war, daß nach Beendigung des Kampfes kaum noch 
Munition und Bomben vorhanden waren. 


Die Annahme, Deutschlands Aufrüstung sei sehr groß, stimmt in 
keiner Weise und ist nur darauf zurückzuführen, daß Hitler geblufft 
hatte. 


Über den deutschen Rüstungsstand schreibt Professor Taylor in 
„Die Ursprünge des 2. Weltkrieges", S. 279: 

„Die deutschen Rüstungen stellen angeblich schon allein einen zweiten 
möglichen Grund dar, weshalb Deutschland zum Krieg treiben mußte. 
Deutschland hatte in der Rüstung die Führung über die anderen Mächte 
übernommen, und es war vorauszusehen, daß diese Führung allmählich 
dahinschwinden mußte. Hitler persönlich benutzte dieses Argument aber nur 
im Sommer 1939, als er sich schon auf den Krieg festgelegt hatte, und es 
war nicht viel ernsthafter gemeint als sein anderes Argument, daß er den 
Krieg hinter sich bringen wolle, um sich selbst dem künstlerischen Schaffen 
widmen zu können. Früher hatte er wahrheitsgemäßer behauptet, daß das 
deutsche Übergewicht zwischen 1943 und 1945 am größten sein würde, und 
wie alle diese Rechnereien bedeutete das in Wirklichkeit .dieses Jahr, näch- 
stes Jahr, irgendwann..." Die deutschen Generäle, die das beste Urteilsver- 
mögen besaßen, stritten aus technischen Gründen beständig gegen einen 
Krieg im Jahre 1939, und je besser das Urteilsvermögen, um so energischer 
war die Opposition. Hitler bestritt ihr Argument nicht, er wies es vielmehr 
als belanglos ab. Er wollte ohne Kriege Erfolge erringen oder jedenfalls nur 
durch einen so geringfügigen Krieg, daß man ihn kaum von einem diplo- 
matischen Schachzug unterscheiden könnte. Einen größeren Krieg plante er 
nicht, deshalb war es gleichgültig, daß Deutschland für ihn gerüstet war. 
Hitler lehnte absichtlich die .Wiederaufrüstung bis auf den Grund’ ab, zu 
der ihn seine Ratgeber vom Fach drängten. Er war an der Vorbereitung 
eines langen Krieges gegen die Großmächte nicht interessiert. Er entschied 
sich stattdessen für eine .Wiederaufrüstung in die Breite' — für eine Front- 
armee ohne Reserve, die nur für einen schnellen Schlag ausreichte. Unter 
Hitlers Regie wurde Deutschland dafür gerüstet, den Nervenkrieg zu gewin- 
nen — den einzigen Krieg, den er verstand und schätzte; es war nicht dafür 
gerüstet, Europa zu erobern. Großbritannien und Frankreich hatten sich be- 
reits von einem streng defensiven Standpunkt entfernt. Im Laufe der Jahre 
würden sie noch weiter von ihm abrücken. Aber Deutschlands Vorteil für 
einen unmittelbaren Schlag würde bestehenbleiben. Mit der Zeit würde 
nichts verloren und viel mochte auf diplomatischem Wege gewonnen wer- 
den. Wenn wir also die deutsche Rüstung in Erwägung ziehen, entgehen wir 
den mystischen Regionen der Hitlerschen Psychologie und finden eine Ant- 
wort im Reiche der Tatsachen. Die Antwort ist eindeutig. Der Stand der 
deutschen Rüstung 1939 liefert den entscheidenden Beweis dafür, daß Hitler 
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nicht an einen allgemeinen Krieg dachte und wahrscheinlich überhaupt kei- 
nen Krieg wollte." 
Generaloberst Jodl erklärte am 4. 6.1946 vor dem IMT-Nürnberg: 
„Als wir im Jahre 1935 = 36 Divisionen aufstellten, da besaßen Frank- 
reich, Polen und die Tschechoslowakei 90 Friedensdivisionen und 190 im 
Kriege. Wir hatten kaum eine schwere Artillerie und die Panzerwaffe war 
erst in den primitivsten Anfängen ... 


Die wirkliche Aufrüstung wurde erst nach Kriegsbeginn durchgeführt. 
Wir traten in diesen Weltkrieg ein mit 75 Divisonen. 60% der gesamten 
wehrfähigen Bevölkerung waren unausgebildet, das Friedensheer war etwa 
400 000 Mann stark gegenüber fast 800 000 Mann im Jahre 1914. Die Vorräte 
an Munition und Bomben waren geradezu lächerlich. Für 10 bis 15 Kampf- 
tage hatten wir Munition ... 


Und wenn wir nicht schon 1939 zusammenbrachen, so kommt das nur 
daher, daß die rund 110 französischen und englischen Divisionen im Westen 
sich während des Polenfeldzuges gegenüber den 23 deutschen Divisionen 
völlig untätig verhielten." 


Udo Walendy, nach dessen Buch „Wahrheit für Deutschland" vor- 
stehende Aussage zitiert ist, schreibt auf Seite 198: 

„Der folgende Bericht ist einer Publikation der Sowjetischen Akademie 
der Wissenschaften in Moskau entnommen; er wurde dort widerspruchslos 
aus einer offiziellen Zusammenstellung des US-Kriegsministeriums über- 
nommen. Es handelt sich hierbei um ein Eingeständnis des westlichen Geg- 
ners, das vom östlichen als richtig anerkannt wurde. 

‚Im Jahre 1938 produzierte Deutschland nur 3 350 Kriegsflugzeuge oder 
5235 Flugzeuge aller Typen — äußerst wenig für die Führung eines lan- 
gen Krieges. Im Jahre 1939, d.h. am Vorabend des Krieges, produzierte 
Deutschland 4733 Kriegsflugzeuge oder 8295 Flugzeuge aller Typen, 
England — 8.000 Flugzeuge aller Typen ... 

Daher bestand allein zwischen den Luftflotten Englands und Deutsch- 
lands fast kein quantitativer Unterschied. Deutschland produzierte haupt- 
sächlich Jagdflugzeuge und Bomber, England blieb stark in der Produk- 
tion von Jägern. 

In den letzten vier Monaten des Jahres 1939 (d.h. in den ersten vier 
Monaten des Krieges] wurden in Deutschland 247 Panzer und Sturmge- 
schütze hergestellt, in England dagegen 314. 

Im September 1939 betrug die Gesamtzahl aller in Deutschland pro- 
duzierten Panzer rund 3.000, von denen nur 300 mittelschwere waren. 
Bis 1939 wurde in Deutschland nicht eine einzige neue Waffenfabrik auf- 
gebaut ... 

Als Deutschland in Polen einfiel, besaß die Hitler-Armee nur für ins- 
gesamt sechs Kampfwochen die notwendige Ausrüstung! Die deutsche 
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Luftwaffe zählte nur 1 000 Flugzeuge der taktischen Luftwaffe (der ersten 

Linie), auch der Vorrat an Bomben reichte nur für drei Kriegsmonate 

(berechnet nach der Norm des Verbrauchs im Polenfeldzug); die Erdtrup- 

pen besaßen im ganzen nur drei Panzerdivisionen, während die Reserve 

an Panzern 600 Stück betrug; die Kriegsmarine verfügte über 53 Unter- 
seeboote. 

Folglich konnte Hitler-Deutschland nur einen kurzen Krieg, und zwar 
gleichzeitig mit nur einem Gegner führen.' 

Man tut gut daran, dieses Zitat mehr als einmal zu lesen und auf seine 
Quelle zu achten. Eine Seite weiter wird festgestellt, daß Deutschland seine 
Produktion an Flugzeugen, Panzern und übrigen Waffen nur dadurch um ein 
Vielfaches vergrößern konnte, weil es ihm gelungen war, Frankreich zu zer- 
schlagen und die britische Armee vom Kontinent zu vertreiben und sich so- 
dann der reichen Quellen des besetzten Europas zu bedienen." 


Nachfolgend zwei weitere Urteile über die deutsche Kriegswirtschaft, 
zitiert nach L. Leher „Das Tribunal" Bd. 2, S. 152: 

„Das allgemeine Bild der deutschen Kriegswirtschaft, das sich aus dieser 
Untersuchung ergibt, ist nicht das einer Nation, die auf den totalen Krieg 
geschaltet war, sondern eher das einer Volkswirtschaft, die ursprünglich nur 
zur Durchführung kleiner und örtlich beschränkter Kriege mobilisiert war... 
- DR. BURTON H. KLEIN, .Germany's Economic Preparations for War', 
1959. 

Es kann kaum ein Zweifel darüber bestehen, daß die Deutschen im Jahre 
1939 weit davon entfernt waren, auf einen langen und umfassenden Krieg 
vorbereitet zu sein. Ihre laufende Kriegsproduktion war der kombinierten 
britischen und französischen unterlegen und sie hatten bemerkenswert 
wenig Reserven. Von den 100 Divisionen, die sie gegen Polen ins Feld 
schickten, waren nur drei mechanisiert und keine völlig motorisiert. Mit 
einem Wort: die Deutschen waren zwar für einen zwei Monate dauernden 
Blitzkrieg wie den gegen Polen gerüstet, auf keinen Fall aber für die Art 
von Krieg, in die sie nun verwickelt wurden. — WILLIAM L. LANGNER und 
S. EVERETT GLEASON, die alliiertenfreundlichen amerikanischen Histori- 
ker in ihrem Buch ‚The Challenge of Isolation'." 


So viel über die deutsche Rüstung im Jahre 1939. 

Bezeichnend für die englische Einstellung gegenüber Polen und der 
Polen gegebenen Garantie sind Äußerungen Churchills zu dem polni- 
schen General Anders („Klüter-Blätter", 11. 12. 1954): 

„Polen wird nicht nur existieren, sondern es muß eine bevorzugte Stel- 
lung in Europa haben. Ihr müßt zu uns Vertrauen haben; wir werden unser 
Versprechen halten. Alle Deutschen, nicht ausgenommen Frauen und Kinder, 
wird man nach Deutschland aus den Territorien hinauswerfen, die Polen 
zufallen. Es gibt da Leute, die sagen, daß diese ausgesiedelten Deutschen in 
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einem verkleinerten Deutschland keinen Platz haben werden; ich aber sage, 
daß schon über 6 Millionen Deutsche ihr Leben gelassen —, es werden auch 
noch mehr umkommen, also wird es darum keine Sorge geben!' Churchill 
ergriff dann die Hand von General Anders und versicherte ihm, wider bes- 
seres Wissen: ,... wenn Großbritannien in diesen Krieg eingetreten ist, um 
das Prinzip einer Unabhängigkeit zu verteidigen, so kann ich Euch versi- 
chern, daß wir Euch niemals im Stich lassen werden‘, — und mit Tränen in 
den Augen (!) sagt Churchill weiter: .Großbritannien wird Euch niemals, 
niemals im Stich lassen! — Ich weiß, die Deutschen und die Russen vernich- 
ten Euer bestes Element, insbesondere die Intelligenz. Ich leide zutiefst mit 
Euch. Aber habt Vertrauen, wir werden Euch nicht verlassen, — und Polen 
wird glücklich sein!' 

Als am 21. Februar 1945 General Anders Churchill den Vorwurf macht, 
daß er die englischen Versprechen nicht eingehalten habe und meint: 
‚.. . was sollen wir den Soldaten sagen? Sowjetrußland . .. nimmt uns jetzt 
die Hälfte unseres Territoriums weg und im restlichen Teil Polens will es 
nach eigener Facon hausen. Wir wissen aus Erfahrung, wohin das führt.‘ — 
Da läßt Churchill endgültig seine Maske fallen und erwidert mit Heftigkeit: 
‚Ihr seid selbst schuld daran ... wir haben die Ostgrenzen nicht garantiert. 
Wir haben heute genügend Soldaten und gebrauchen Eure Hilfe nicht. Sie 
können Ihre Divisionen wegnehmen. Wir gebrauchen sie nicht mehr!‘ Wor- 
auf ihm General Anders nur antworten kann: ‚Das haben Sie während der 
letzten Jahre nicht gesagt.' " 


I. 


Die Ausweitung des Krieges 


Nachdem der Angriff auf Polen unvermeidlich geworden war, die 
deutsche Armee unaufhaltsam im Vormarsch war, erfolgte die eng- 
lische Kriegserklärung. 

Erich Kern schreibt dazu in „Opfergang eines Volkes", S. 182: 

„Dr. Schmidt brachte das Dokument sofort in die Reichskanzlei und las 
Adolf Hitler, der wie versteinert zuhörte, den Inhalt vor. Eine Weile 
herrschte Totenstille in dem Raum. 

Schließlich wandte sich Hitler an Ribbentrop und fragte: ‚Was nun? 

Der Reichsaußenminister erwiderte leise: ‚Ich nehme an, daß uns die 
Franzosen in der nächsten Stunde ein gleichlautendes Ultimatum überrei- 
chen werden.' 


Dieses wurde auch wenig später, befristet bis 17 Uhr, von Botschafter 
Coulondre dem Außenminister übergeben." 
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Es wird vielfach angenommen, daß der Krieg gegen Deutschland 
den Zweck hatte, Hitler zu beseitigen und den Nationalsozialismus zu 
vernichten. Dagegen spricht eine englische Auskunft an einen Beauf- 
tragten des deutschen Widerstands während des Krieges. 


L. Leher „Das Tribunal", Bd. 2, S. 159: 

„Sie müssen sich darüber klar sein, daß dieser Krieg nicht gegen Hitler 
oder den Nationalsozialismus geht, sondern gegen die Kraft des deutschen 
Volkes, die man für immer zerschlagen will, gleichgültig, ob sie in den 
Händen Hitlers oder eines Jesuitenpaters liegt." 


Reverend Peter H. Nicoll führt in „Englands Krieg gegen Deutsch- 
land" die Hauptursachen des Zweiten Weltkriegs auf. S. 207: 


„Die erste ist der Vertrag von Versailles mit seinen Strafklauseln, die 
Deutschland demütigen und als Macht für immer niederhalten sollten. Die 
zweite ist die Weigerung des Völkerbundes, die versprochene Vertragsre- 
vision vorzunehmen, dazu sein Entschluß, die eigensüchtig-nationalen In- 
teressen der Sieger, wie sie sich 1918 zeigten, zu schützen und den status 
quo in Europa zu erhalten. Die dritte ist das Mißtrauen und Ressentiment 
Englands und Frankreichs, Deutschland unter Hitlers Führung die alte 
Stärke in Industrie, Handel und Rüstung und das mit Gewalt wieder ge- 
winnen zu sehen, was sie der Weimarer Republik freiwillig rechtlich und 
friedlich hätten zubilligen müssen. Die vierte ist der Haß der britischen 
Arbeiterschaft auf Hitler, weil er die traditionellen deutschen Gewerkschaf- 
ten aufgelöst hatte. Eine fünfte Ursache ist die antijüdische nationalsozia- 
listische Gesetzgebung, die die einflußreichen Juden der ganzen Welt, vor 
allem der Vereinigten Staaten, gegen die Nationalsozialisten zusammen- 
schloß und auch am meisten dazu beitrug, in England, Frankreich und den 
Vereinigten Staaten die entsetzten Idealisten mit den Liberalen und Ra- 
dikalen gemeinsam zum Krieg gegen Hitler zu treiben. Als sechste unmittel- 
bar auslösende Ursache muß Chamberlains Verpflichtung angesehen wer- 
den, Polen mit Waffengewalt im Falle eines Angriffes von deutscher Seite 


ohne einschränkende Bedingungen zu unterstützen. Es ist der Blankoscheck 
an Polen." 


„Bilanz der Unterwerfung", S. 48: 

„‚Es geht nicht um Hitler. Es geht um Deutschland, das ewige 
Deutschland, die einzige deutsche Frage. Ob es nun Bismarck oder Wil- 
helm II. ist, die Weimarer Republik oder jetzt Hitler, es ist immer das- 
selbe. Es geht um die deutsche Einheit. Die deutsche Einheit ist der 
Feind! Diese deutsche Einheit muß zerstört werden.' 


Mit diesem Aufruf antwortete noch am Tage vor Kriegsbeginn Charles 
Maurras in seiner .Action Frangais' auf den nicht minder berühmt gewor- 
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denen Artikel eines anderen Franzosen, Marcel Deat, der kurz vorher 

nachdenklich gefragt hatte .Mourir pour Dantzig?' — .Sterben für Danzig? 
Beide wurden schließlich bestätigt: zuerst starben französische Soldaten 

für Danzig, und dann wurde wieder einmal die deutsche Einheit zerstört." 


Und a.a.O., S. 91: 

„Eine Zeit nach seinem Ausscheiden aus dem britischen Außenministe- 
rium, von der Zurückhaltung befreit, zu der ihn seine Beamteneigenschaft 
verpflichtet hatte, sandte Vansittard im November 1943 eine Botschaft nach 
Moskau, in der er unverblümt zum Ausdruck brachte, daß nach seiner An- 
sicht der zweite Krieg keineswegs gegen Hitler, sondern gegen die Deut- 
schen geführt wurde: 

‚Ich sah und sagte den Kampf voraus, sogar bevor die Nazis an die 

Macht gekommen waren und ich wußte, daß England und die Sowjet- 

union einmal gemeinsam den Deutschen gegenüber stehen würde.'" 


Daß später — im Verlaufe des Krieges — noch andere Momente hin- 
zukamen, die die europäische Auseinandersetzung, bei der es zunächst 
im wesentlichen um wirtschaftliche Interessen ging, zu einem Welt- 
krieg ausweitete, steht auf einem anderen Blatt. — 

L. Leher „Das Tribunal", Bd. 2, S. 161: 

„Churchill brachte seine feindselige Haltung schon im November 1936 
zum Ausdruck, als er dem distinguierten amerikanischen Militärfachmann 
und Industriellen, General Robert E. Wood, sagte: .Deutschland wird zu 
stark und wir müssen es zerschlagen.‘ Das entsprach ganz den Gefühlen 
von Churchills großem und gutem Freund, und seinem inoffiziellen Haupt- 
Vermittler in den USA, Bernard M, Baruch. Jener hatte dem General George 
C. Marshall im Jahre 1938 anvertraut: ‚Wir werden diesen Burschen Hitler 
erledigen. Er wird uns nicht auskommen.' - PROF. DR. HARRY ELMER 
BARNES, .Blasting the Historical Blackout‘, 1962." 


Zu Botschafter von Ribbentrop sagte Churchill im Jahre 1937 (]. v. 
Ribbentrop „Zwischen London und Moskau", S. 97): 

„Wenn Deutschland zu stark wird, wird es wieder zerschlagen werden." 

Reverend Nicoll in „Englands Krieg gegen Deutschland", S. 117: 

„... daß Halifax in seinen Memoiren .Fullness of Days’ deutlich hervor- 
gehoben hat, er sei bereits 1936 zu einem neuen Krieg zwischen England 
und Deutschland in naher Zukunft entschlossen gewesen." 

Derselbe Lord Halifax in einer Rede Anfang September 1939, „Na- 
tion Europa" 1/54, S. 46: 

„Jetzt haben wir Hitler zum Kriege gezwungen, so daß er nicht mehr 
auf friedlichem Wege ein Stück des Versailler Vertrags nach dem anderen 
aufheben kann!" 
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Joseph P. Kennedy, US-Botschafter in London, berichtet über ein 
Gespräch mit dem britischen Außenminister Halifax am 4. September 
1939 (Professor Tansill in „Die Hintertür zum Krieg", S. 595): 

„Während Halifax sprach, wurde einem mehr und mehr klar, ... daß 
sich Britannien bei seiner Hoffnung, den Krieg beenden zu können, ehe 
eine Weltkatastrophe eintritt, mehr als auf alles andere auf einen inneren 
Zusammenbruch Deutschlands verläßt. Sie haben entschiedenes Vertrauen 
zu den Berichten ihres Geheimdienstes, daß die (deutschen) öl- und Ben- 
zinvorräte keinesfalls länger als vier Monate reichen würden, daß in 
Deutschland eine entschiedene Stimmung gegen den Krieg herrsche und 
daß es, wenn es wirtschaftlich gar zu schwierig werde, mit Hitler vorbei 


" 


sel. 


Und im Dezember 1945 erklärte Kennedy rückblickend (Tansill 
a.a. O., S. 597): 
weder die Franzosen noch die Briten hätten Polen zu einem Kriegs- 
grund gemacht, wenn nicht dauernd Washington gebohrt hätte. Bullit, sagte 
er, habe immer wieder Roosevelt erklärt, daß die Deutschen nicht kämpfen 
würden, er (Kennedy), daß sie kämpfen und Europa überrennen würden. 
Chamberlain, sagte er, habe erklärt, daß Amerika ... England in den Krieg 
getrieben habe. In den Telefongesprächen mit Roosevelt im Sommer 1939 
habe ihm (Kennedy) der Präsident dauernd gesagt, er solle Chamberlain ein 
heißes Eisen auf die Kehrseite drücken. Kennedy will darauf immer erwi- 
dert haben, daß es zu nichts Gutem führe, ihm ein heißes Eisen auf die 
Rückseite zu drücken, solange die Briten kein Eisen hätten, womit zu 
kämpfen.. 


Professor Michael Freund in „Bis zur Stunde kein Friede", FAZ 
vom 1. September 1959: 

„Im britischen Unterhaus herrschte Unruhe. Ein Abgeordneter der Ar- 
beiterpartei begegnete dem britischen Außenminister Lord Halifax am 2. 
September in der Wandelhalle des Parlaments. .Haben Sie noch Hoffnung’ 
fragte er. .Wenn Sie Hoffnung auf Krieg meinen‘, antwortete Halifax, ‚dann 
wird Ihre Hoffnung morgen erfüllt sein.’ ‚Gott sei Dank‘, erwiderte der 
Vertreter der Arbeiterpartei." 

Über Hitlers Verständigungsbereitschaft England gegenüber schreibt 
Russell Grenfell in „Bedingungsloser Haß", S. 126: 

„Sogar Hitler selbst war ja von Anbeginn an zu einer Verständigung 
mit England nur allzu bereit und würde sie mehr als etwas anderes be- 


grüßt haben. Das ergibt sich deutlich aus den Büchern von Captain Liddell 
Hart und F. H. Hinsley,..." 


Alles in allem — unter Einbeziehung der Forschungsergebnisse der 
Professoren Taylor, Barnes, Hoggan, Tansill, Rassinier, von Richthofen, 
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um nur einige Namen zu nennen — hat Hitler es an Verständigungs- 
bereitschaft anscheinend nicht fehlen lassen, aber man wollte dies ein- 
fach auf der anderen Seite nicht sehen, man wollte den Krieg, die Ver- 
nichtung Deutschlands. 


Noch etwas darf in diesem Zusammenhang nicht vergessen werden 
und zwar die jüdische Kriegserklärung an Deutschland, die das Ver- 
hältnis zu den Juden in Deutschland wesentlich verschärfte. 


DDDr. Franz J. Scheidl schreibt in seiner großartigen „Geschichte der 
Verfemung Deutschlands" in Bd. 2 „Lügenhetze im zweiten Weltkrieg" 
auf S. 46 unter der Überschrift: 


„DIE KRIEGSERKLÄRUNG DER JUDENHEIT AN DEUTSCHLAND 

‚Wenn man bedenkt, daß ein Gastvolk in aller Welt gegen das gast- 
gebende Volk hetzt, darüber hinaus gegenüber dem gastgebenden Staate 
sogar zum Kriege aufruft, diesen Krieg zustandebringt und darin alle 
ihm zur Verfügung stehenden Mittel zur Vernichtung seines Wirtsvolkes 
einsetzt, dann kann man von dem Gedanken nicht loskommen, daß das 
wohl das tollste und ungeheuerlichste Schauspiel sein muß, was in Got- 
tes freier Natur je geboten wurde. 

Jede Schärfe der in Deutschland dagegen ausgelöste Reaktion gegen 
das jüdische Verhalten und politische Vorgehen kann dadurch erklärt 
werden.' [Sceronn, General Psychologus, S. 47) 


Der verhängnisvolle Wendepunkt in der Geschichte der deutschen Juden- 
politik war die Kriegserklärung der Judenheit an Deutschland und die 
gleichzeitig damit einsetzende maß- und hemmungslose Kriegsvernichtungs- 
hetze und Greuellügenpropaganda gegen Deutschland und das deutsche 
Volk. 

Das Weltjudentum erließ mehrfach formelle Kriegserklärungen gegen 
Deutschland. Seine offiziellen Vertreter und Führer sagten Deutschland offen 
den schärfsten Kampf an. 


Die erste offizielle Kriegserklärung gab der Präsident der jüdischen 
Weltliga, Bernat Lecache, schon 1932 in Paris ab: 
‚Deutschland ist unser Staatsfeind Nummer eins. Es ist unsere Sache, 
ihm erbarmungslos den Krieg zu erklären.' 
Dazu schrieb in diesen Jahren ‚The Jewish Daily Bulletin’ (27. Juli 1935): 
‚Es gibt nur eine Macht, die wirklich zählt, das ist die Macht des 
politischen Druckes. Wir Juden sind die mächtigste Nation auf der Welt, 
weil wir die Macht besitzen und anzuwenden verstehen.' 
(Wladimir Jabotinsky) 


Am 24. 3. 1933 brachte der .Daily Express’ folgende Erklärung der 
Judenheit: 
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‚Das israelische Volk der ganzen Welt erklärt Deutschland wirtschaft- 
lich und finanziell den Krieg. Vierzehn Millionen Juden stehen wie ein 
Mann zusammen, um Deutschland den Krieg zu erklären. Der jüdische 
Großhändler wird sein Haus verlassen, der Bankier seine Börse, der 
Kaufmann sein Geschäft und der Bettler seine Elendshütte, um sich in 
einen heiligen Krieg gegen die Leute Hitlers zusammenzuschließen.' 
Die nächste offizielle Kriegserklärung erfolgte im August 1933 durch 

Samuel Untermayer. Untermayer war im Juli 1933 in Amsterdam zum 
Präsidenten der .International Jewish Federation to combat the Hitlerite 
Oppression of Jewish’, also zum Präsidenten der internationalen jüdischen 
Föderation zur Bekämpfung Hitlers erwählt worden. Die Kriegserklärung 
war durch die ‚New York Times’ vom 7. August 1933 in der Welt verbreitet 
worden. 


Diese Erklärung nannte den Krieg gegen Deutschland, der nun beschlos- 
sen sei, einen heiligen Krieg. Dieser Krieg müsse gegen Deutschland bis 
zu dessen Ende, bis zu dessen Vernichtung geführt werden. 

‚Der Zweite Weltkrieg soll für die Verteidigung der Grundprinzipien 
des Judentums ausgefochten werden.' 
(Arnold Leese in ‚Ihe Jewish War of Surival' Guilford, Surrey) 

Die Zeitung .Evening Telegram', Toronto, stellte am 26. 2. 1940 fest: 

‚Der jüdische Weltkongreß steht seit sieben Jahren mit Deutschland 

im Kriege.' 

Die jüdische Zeitung Jewish Cronicle, London, schrieb am 8. Mai 1942: 

‚Wir sind mit Hitler im Kriege vom ersten Tage seiner Machtergrei- 
fung im Jahre 1933 an..." 


Der 23. Weltkongreß der Zionisten in Genf (1.-25. 8. 1939) beschloß 
eine Beistandserklärung aller Juden, wo immer sie sich befinden ‚im kom- 
menden Weltkrieg gegen Deutschland.' 


Der damalige Zionistenführer und spätere Erste Präsident des Staates 
Israel, Dr. Chaim Weizmann gab dem britischen Premier Chamberlain in 
Ausführung des Kongreßbeschlusses vom 5. 9. 1939 folgende erstaunliche 
Erklärung ab (veröffentlicht im .World Chronic' vom 8. 9. 1939 und im 
Jewish Cronicle', London vom 8. 9. 1939 und in der .Times' vom 5. 9. 1939): 

‚Ich wünsche in nachdrücklichster Form die Erklärung zu bestätigen, 
daß wir Juden an der Seite Großbritanniens stehen und für die Demo- 
kratie kämpfen werden. Aus diesem Grunde stellen wir uns in den 
kleinsten und größten Dingen unter die zusammenfassende Leitung der 
britischen Regierung. Die jüdische Vertretung ist bereit, in sofortige Ab- 
kommen einzutreten, um alle menschlich-jüdische Kraft, ihre Technik, 
ihre Hilfsmittel und alle ihre Fähigkeiten nützlich gegen Deutschland ein- 
zusetzen.' 
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(Vergleiche audi H. E. Adler ‚Die verheimlichte Wahrheit‘, Tübingen 
1958, S. 320.) 


Wenige Tage nach der britischen Kriegserklärung (3. 9. 1939) bat Weiz- 
mann der britischen Regierung 20 000 Mann zur Verwendung im Nahen 
Osten und insgesamt eine Armee von 100 000 jüdischen Kämpfern gegen 
Deutschland an. 


Der ‚Daily Herald' (Nr. 7450, 1939) stellte fest: 

‚Die Juden in ihrer Gesamtheit betrachten diesen Krieg als einen 
heiligen Krieg.' 
Schalom Asch schrieb am 10. 2. 1940 in .Les Nouvelles Litteraires' einen 

Artikel für die französischen Soldaten, in dem es heißt: 

‚Auch wenn wir Juden nicht körperlich bei Euch in den Schützen- 
gräben sind, sind wir doch moralisch bei Euch. Dieser Krieg ist unser 
Krieg und ihr kämpft ihn für uns. 


Der Rabbiner Dr. Stephen S. Wise, geboren in Budapest, der in New 

York wirkte, schrieb im .Defence of America‘, Juni 1940, S. 133: 
.Dieser Krieg ist unser Geschäft.' 

Wie blutig ernst es der Judenheit mit dieser Kriegserklärung und diesem 
Vernichtungskrieg gegen Deutschland war, zeigt auch die Tatsache, daß 
30 000 amerikanische Juden und 63 000 sowjetische Juden in diesem Kriege 
Kriegsauszeichnungen erhielten. 101 sowjetische Juden erhielten den höch- 
sten Orden ‚Held der Sowjetunion'. (Nach einem Bericht der ‚Süddeutschen 
Allgemeinen' vom 7. 5. 1965. Zitiert in der ‚DWZ!' 21/65.) 


Durch die Kriegserklärung der Weltjudenheit an Deutschland und das 
Verhalten der Weltjudenheit, die die Vernichtung des gesamten deutschen 
Volkes forderte, wurde der anfänglich nur zwischen der Judenheit und dem 
Nationalsozialismus bestehende Streit zu einem Krieg des Judentums ge- 
gen Deutschland, zu einem deutsch-jüdischen Krieg, d. h. zu einem Krieg 
der Welt-Judenheit gegen das ganze deutsche Volk proklamiert. [Anmer- 
kung: ‚Der Haß und die Kriegführung des Nationalzionismus gegen den 
Nationalsozialismus ist nicht recht verständlich angesichts der Tatsache, 
daß zwischen beiden völlige Sinneseinheit und Zielgleichheit besteht. Beide 
erstreben nämlich die völlige Separierung der Juden von den Nichtjuden.') 


In einem solchen Kriege aber, in dem die Judenheit nichts weniger als 
die Vernichtung Deutschlands und die Austilgung des deutschen Volkes 
forderte, mußten alle Deutschen — auch die Verneiner und die heftigsten 
Gegner des Nationalsozialismus — auf der Seite ihres verleumdeten und 
bekämpften Vaterlandes und Volkes stehen. 


Vor allem wurde durch die Kriegserklärung der deutschen Regierung das 
formelle Recht gegeben, alle Juden als kriegsführende Feinde zu behandeln, 
sie als kriegsführende Feinde zu internieren und ihr Eigentum zu beschlag- 
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nahmen; genau wie dies England und die USA mit allen feindlichen Aus- 
ländem taten; die USA steckten sogar die eigenen amerikanischen Staats- 
bürger japanischer Abstammung in Internierungslager. 

Durch die Kriegserklärung der Judenheit gegen Deutschland und durch 
den von der Judenheit in der ganzen Welt geführten Vernichtungskrieg 
wurden die Maßnahmen Deutschlands völkerrechtlich zulässige Kriegsmaß- 
nahmen." 

Nach der Beendigung des Polenfeldzuges machte Hitler mehrmals 
Friedensangebote, die aber von England und Frankreich nicht beachtet 
wurden. 


In seiner Rede vom 19. September 1939 in Danzig erklärte er, nach 
Max Domarus „Hitler-Reden 1932-1945", Bd. 3, S. 1362: 

„Ich habe weder gegen England noch gegen Frankreich irgendein Kriegs- 
ziel." 

Nach der Kapitulation Warschaus (27. 9.1939) erfolgte ein Friedens- 
angebot in Form einer deutsch-russischen Erklärung, die am 28. Sep- 
tember 1939 von dem deutschen Außenminister von Ribbentrop und 
von dem russischen Außenminister W. M. Molotow unterzeichnet ist 
(H. Härtle, „Die Kriegsschuld der Sieger", S. 304). 


In seiner Reichstagsrede vom 6. Oktober macht Hitler einen Frie- 
densvorschlag, über den Reverend Nicoll in „Englands Krieg gegen 
Deutschland" einen zeitgenössischen amerikanischen Kommentar zi- 
tiert, S. 570: 


„Ehrlich gesagt, ich bin erstaunt über das gehaltvolle Programm, das 
Hitler für eine Konferenz entwirft. Was mich besonders daran beeindruckt, 
ist, daß es reichlich Raum für Vorschläge und Verbesserungen läßt ... Zum 
ersten Mal in der Kriegsgeschichte betritt ein Mann die Szene, der... jeder- 
zeit zur Sache kommt!" 

Professor Rassinier in „Operation Stellvertreter", S. 147: 

„... eine Rede, die einen Vorschlag für einen allgemeinen Frieden dar- 
stellte: keine Kriegsabsichten gegen Frankreich und England, mit Ausnahme 
der Kolonien keine Revisionsforderungen hinsichtlich des Versailler Ver- 
trages mehr, einen selbständigen polnischen Staat nach Regelung des Pro- 
blems der europäischen Minderheiten im Rahmen einer allgemeinen Kon- 
ferenz, Regelung der Judenfrage, Abrüstung, europäische Zusammenarbeit 
... Nichts darunter, was nicht recht und billig gewesen wäre." 


In dieser Rede geht Hitler auch auf die Kapitulation Warschaus ein, 
Max Domarus, „Hitler-Reden", S. 1378: 


„Ich habe es verboten, mehr Menschen zu opfern, als unbedingt not- 
wendig war. Das heißt: Ich habe die deutsche Kriegführung von der noch 
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im Weltkriege herrschenden Meinung, um des Prestiges wegen bestimmte 
Aufgaben unter allen Umständen in einer bestimmten Zeit lösen zu müs- 
sen, bewußt freigemacht. Was zu tun unbedingt erforderlich ist, geschieht 
ohne Rücksicht auf Opfer. Was aber vermieden werden kann, unterbleibt. 
Es wäre für uns kein Problem gewesen, den Widerstand von Warschau so 
wie wir ihn vom 25. bis 27. September gebrochen haben, vom 10. bis 12. 
September zu brechen. Ich habe nur erstens deutsche Menschenleben scho- 
nen wollen und zweitens mich der — wenn auch trügerischen — Hoffnung 
hingegeben, es könnte auch auf der polnischen Seite wenigstens einmal 
die verantwortungsbewußte Vernunft statt dem verantwortungslosen Wahn- 
sinn siegen. 


Es hat sich aber gerade hier im kleineren Rahmen genau das gleiche 
Schauspiel wiederholt, wie wir es im größeren Umfange vorher erleben 
mußten. Der Versuch, die verantwortliche polnische Truppenführung — so- 
weit es eine solche überhaupt gab — von der Zwecklosigkeit, ja dem Wahn- 
witz eines Widerstandes gerade in einer Millionenstadt zu überzeugen, 
schlug fehl. Ein Generalissimus, der selbst in wenig ruhmvoller Weise die 
Flucht ergriff, zwang der Hauptstadt seines Landes einen Widerstand auf, 
der höchstens zu ihrer Vernichtung führen mußte. 


In der Erkenntnis, daß die Fortifikationen allein dem deutschen Angriff 
wohl nicht standhalten würden, verwandelte man die Stadt als solche in 
eine Festung, durchzog sie kreuz und quer mit Barrikaden, richtete auf 
allen Plätzen, in Straßen und in Höfen Batteriestellungen ein, baute Tau- 
sende von Maschinengewehrnestern aus und forderte die gesamte Bevöl- 
kerung auf zur Teilnahme am Kampf. Ich habe einfach aus Mitleid mit 
Frauen und Kindern den Machthabern in Warschau angeboten, wenigstens 
die Zivilbevölkerung ausziehen zu lassen. Ich ließ Waffenruhe eintreten, 
sicherte die notwendigen Ausmarschwege, und wir alle warteten, genau so 
vergebens auf einen Parlamentär wie Ende August auf einen polnischen 
Unterhändler, Der stolze polnische Stadtkommandant würdigte uns nicht 
einmal einer Antwort. 


Ich habe die Fristen für alle Fälle verlängern lassen, Bomber und schwere 
Artillerie angewiesen, nur einwandfrei militärische Objekte anzugreifen und 
meine Aufforderung wiederholt. Es blieb wieder vergeblich. Ich habe dar- 
aufhin angeboten, einen ganzen Stadtteil, Praga, überhaupt nicht zu beschie- 
ßen, sondern für die zivile Bevölkerung zu reservieren, um dieser die Mög- 
lichkeit zu geben, sich dorthin zurückzuziehen. Auch dieser Vorschlag wurde 
mit polnischer Verachtung gestraft. Ich habe mich zweimal bemüht, dann 
wenigstens die internationale Kolonie aus der Stadt zu entfernen. Dies ge- 
lang endlich nach vielen Schwierigkeiten, bei der russischen erst in letzter 
Minute. 

Ich habe nun für den 25. September den Beginn des Angriffs befohlen. 
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Dieselbe Verteidigung, die es erst unter ihrer Würde fand, auf die mensch- 
lichen Vorschläge auch nur einzugehen, hat dann allerdings äußerst schnell 
ihre Haltung geändert. Am 25. September begann der deutsche Angriff, und 
am 27. September hat sie kapituliert." 

Es wird heute vielfach behauptet, die Bombardierung Warschaus 
sei ein Kriegsverbrechen gewesen. Hierzu ist folgendes klarzustellen: 
Warschau lag im Angriffsbereich der deutschen Truppen (im Gegen- 
satz zu Dresden und Hamburg, um nur zwei Beispiele zu nennen). 
Nach dem Völkerrecht war die Truppe berechtigt, Warschau zu be- 
schießen. Warschau wurde aufgefordert, die Zivilbevölkerung heraus- 
zunehmen. Diese Aufforderung wurde nicht befolgt. Es liegt in keiner 
Weise ein völkerrechtswidriges, sondern ein völkerrechtsmäßiges Ver- 
halten vor. 


Maurice Bardeche schreibt in „NÜRNBERG oder DIE FALSCHMÜN- 
ZER", S. 197: 

„Als es später notwendig wurde, eine Rechtfertigung für jene Greuel 
zu finden wie sie in Hamburg stattfanden, wo die volkreichsten Vorstädte 
zu einer ungeheuren Glutstätte wurden, in welcher Tausende von Männern, 
Frauen und Kindern in die Kanäle sprangen, tun der entsetzlichen Brand- 
hitze zu entgehen, war die vorgebrachte Hauptentschuldigung, es hätte sich 
um eine Vergeltungsmaßnahme für die Angriffe auf Warschau und Rotter- 
dam gehandelt. Mr. Spaight weist dieses Argument mit der Verachtung 
zurück, die es verdient. ‚Als Warschau und Rotterdam mit Bomben belegt 
wurden — läßt er vernehmen — standen die deutschen Armeen vor ihren 
Toren. Die Bombardierung dieser Städte war nur eine taktische Operation, 
die einen Teil des Angriffs bildete‘. Captain Lidell Hart steht auf demsel- 
ben Standpunkt. ‚Es fand — so schreibt er — keine Bombardierung statt, be- 
vor die Deutschen nicht das Vorgelände dieser beiden Städte erreicht hatten 
und von da an entsprachen die Bombenwürfe den herkömmlichen Regeln 


des Belagerungsbombardements'. 


Dies wird auch in der Dissertation von Dr. Maximilian Csesany be- 
stätigt, die die völkerrechtliche Untersuchung des Luftkrieges 1939 — 
1945 zum Inhalt hat. „Deutsche National-Zeitung" v. 12. 1. 1968, S. 6: 

„Den fliegenden Besatzungen der deutschen Luftwaffe war durch Befehl 
höherer Kommandostellen jede kriegsrechtlich nicht zulässige Waffenwir- 
kung gegen zivile Wohnsiedlungen untersagt worden. Die Beachtung dieses 
Befehles wurde durch laufende Überwachung und Belehrung der fliegenden 
Besatzungen sichergestellt. 

In stärkerem Ausmaße wurde jedoch die Zivilbevölkerung Warschaus, 
der Hauptstadt Polens, in Mitleidenschaft gezogen. Warschau war nach Ver- 
nichtung des polnischen Feldheeres eingeschlossen und von einer Besatzung 
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in Stärke von über 100000 Mann zur Verteidigimg eingerichtet worden. 
Nach wiederholten fruchtlos gebliebenen Übergabeaufforderungen und der 
Nichtbeachtung eines an die Zivilbevölkerung gerichteten Aufrufes, die Stadt 
an den Straßenausgängen zu verlassen, begannen die Deutschen am 18. 
September 1939 erneut mit der Beschießung der Stadt, führten jedoch noch 
keine Luftangriffe durch. Später kam es aber auch zu Luftangriffen auf ver- 
schiedene militärische Objekte der Stadt. Schließlich wurden die Bombar- 
dierungen auf das ganze Stadtgebiet ausgedehnt, um die Einnahme War- 
schaus beschleunigt zu erzwingen. Die damit erreichten starken Zerstörungen 
führten zu einer völligen Unterbrechung der Wasserversorgung und Ab- 
wässeranlagen und trugen in der Folge zur schnellen Übergabe der Stadt 
wesentlich bei. Am 25. September erfolgte der Sturmangriff des Heeres und 
am 27. September kapitulierte Warschau mit etwa 100 000 Mann Soldaten 
und einer Million Einwohner. 


Warschau war einwandfrei als eine verteidigte Stadt anzusehen, deren 
Einnahme beabsichtigt war. Der Art. 25 der Haager Landkriegsordnung von 
1899/1907 (HLKO) konnte daher keine Anwendung finden. Die Luftangriffe 
auf Warschau wurden zur Unterstützung des Belagerungsbeeres durchge- 
führt, trugen also ausgesprochenen taktischen Charakter. Demgemäß ist die 
Beurteilung nach der HLKO vorzunehmen. Schließlich gilt in diesem Falle 
auch noch die Ausnahmebestimmung des Kriegsrechtes hinsichtlich der Be- 
schießung und Bombardierung einer belagerten Stadt. 


Durch die wiederholte Kapitulationsaufforderung an die Besatzung von 
Warschau hat der Befehlshaber der deutschen Truppen die Vorschrift des 
Art. 26 HLKO, daß vor Beginn einer Beschießung die Behörden der Vertei- 
diger benachrichtigt werden sollen, erfüllt, obwohl dies vor Luftangriffen 
nicht notwendig ist. Außerdem wurde der Zivilbevölkerung die Möglichkeit 
zum Verlassen der Stadt gegeben, wozu ebenfalls keine Verpflichtung be- 
standen hätte. 


Inwieweit ist aber die deutsche Luftwaffe der gemäß Art. 27 HLKO be- 
stehenden Vorschrift, bestimmte Gebäude soweit als möglich zu schonen, 
nachgekommen? Spaight stellte fest, daß in Warschau Kirchen und Spitäler 
zerstört wurden und daß weder von den deutschen Land- noch Luftstreit- 
kräften Versuche unternommen wurden, um solche Gebäude zu schonen. 
Leider gibt Spaight hierzu keine näheren Erläuterungen. Es fragt sich vor 
allem, ob die Verteidiger ihrer gemäß dem genannten Artikel bestehenden 
Kennzeichnungs- und Entmilitarisierungsverpflichtung nachgekommen sind. 
Diese Verpflichtungen werden nämlich gerade bei Belagerungskämpfen oft 
nur schwer erfüllbar sein. So war Warschau auch verhältnismäßig schnell 
eingeschlossen worden, so daß den Verteidigern möglicherweise zur Kenn- 
zeichnung der geschützten Gebäude keine Zeit mehr geblieben ist. Darüber 
hinaus wird es in einer belagerten Stadt nicht immer leicht sein, geschützte 
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Gebäude und deren unmittelbare Umgebung entsprechend eindeutig zu ent- 
militarisieren. Schließlich hatten sich die Verteidiger, insbesondere in den 
letzten Tagen der Belagerung, zu einer tiefgestaffelten Verteidigung einge- 
richtet, so daß mit zunehmender militärischer Besetzung und Einrichtung 
die Zahl der militärischen Objekte immer größer geworden sein muß. Mög- 
licherweise waren die aus der Luft angegriffenen Stadtteile schon so stark 
mit militärischen Objekten durchsetzt, daß eine Schonung der geschützten 
Gebäude tatsächlich nicht mehr durchgeführt werden konnte ... 


Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die Belagerung War- 
schaus den Vorschriften des Kriegsrechtes entsprechend vorgenommen wurde. 
Der deutsche Befehlshaber hat sogar, unter Verzichtleistung auf die nach 
dem Kriegsgewohnheitsrecht bestandene Möglichkeit einer Schonung der 
eigenen Truppen, weitgehend auf die Zivilbevölkerung Warschaus Rück- 
sicht genommen. So hätte er die Übergabe der Stadt ohne den Einsatz der 
eigenen Sturmtruppen nur durch Terrorbeschießen und -bombardieren er- 
zwingen können, wobei die Zivilbevölkerung sicherlich besonders schwer in 
Mitleidenschaft gezogen worden wäre. Statt dessen kam es schon am 25. 
September zum Sturmangriff der deutschen Truppen, dem bereits zwei 
Tage später die Kapitulation der Besatzung Warschaus folgte." 


Professor Tansill berichtet über ein Gespräch Hermann Görings mit 
dem US-Sonderbotschafter Davis im Oktober 1939, aus dem ebenfalls 
die deutsche Friedensbereitschaft hervorgeht, „Die Hintertür zum 
Krieg", S. 601: 


„Unter den gegebenen Umständen erscheint eine Weltkonferenz als das 
einzige praktische Mittel, durch das diese beiderseitigen Friedenshoffnungen 
verwirklicht werden könnten. Deutschland wird die Hilfe Mr. Roosevelts, 
eine solche Konferenz zustandezubringen, willkommen heißen ... Der grund- 
legende und bestimmende Zweck einer solchen Konferenz müßte die Er- 
richtung einer neuen Weltordnung zur Sicherimg eines dauerhaften Frie- 
dens sein. Eine Voraussetzung zur Erreichung dieses Ziels ist die völlige 
Beseitigung des Versailler Systems ... Deutschland ist bereit, jede Methode 
und jeden Vorschlag zu begrüßen, der vereinbar ist mit seinem unveräußer- 
lichen Recht, auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen Natio- 
nen als Nation zu leben, auf einer Basis, die ihm und den kleinen Nationen 
dauernden Frieden verbürgen würde.' 

Am 3. Oktober hatte Davis mit Göring eine weitere Unterredung. Göring 
sagte: 

‚Sie können Mr. Roosevelt versichern, daß Deutschland, wenn er ver- 
mitteln will, einer Regelung zustimmen wird, durch die ein neuer polni- 
scher Staat und eine unabhängige tschechoslowakische Regierung ins Leben 
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träten. Diese Information ist jedoch für ihn allein bestimmt, und er soll von 
ihr nur Gebrauch, machen, wenn das notwendig ist, um eine Friedenskon- 
ferenz herbeizuführen... Was mich selbst und meine Regierung betrifft, 
so wäre ich glücklich, an ihr teilnehmen zu können, und sollte ich im Falle 
des Zustandekommens einer solchen Konferenz Deutschland vertreten, so 
würde ich Washington als Konferenzort zustimmen.' 

Abschließend teilte Göring Mr. Davis mit, Hitler werde am 6. Oktober 
sprechen und seine Rede nach Geist und Inhalt ‚von einer Art" sein, daß 
in ihr jede unparteiische Analyse eine Verhandlungsgrundlage erblicken 
müßte." 


Und auf Seite 603 schreibt Prof. Tansill über Roosevelts Reaktion: 

„Während Hitler der Welt dieses vernünftige und gemäßigte Programm 
anbot, flog Davis mit einem Bericht über die versöhnlichen Unterredungen 
mit Göring zurück nach Washington... Wieder in Washington meldete sich 
Mr. Davis telefonisch bei Miß LeHand: Er stehe zur Verfügung, um dem 
Präsidenten über seine Berliner Reise zu berichten. Nach kurzer Pause 
teilte ihm Miß LeHand mit, ‚der Chef' habe ‚eine Konferenz' und dürfe nicht 
gestört werden. Als diese Konferenz bis in alle Ewigkeit zu dauern schien, 
richtete Davis am 11. Oktober an den Präsidenten einen langen Brief, worin 
er ihm ausführlich alle Einzelheiten über seine Gespräche mit Göring mit- 
teilte und schrieb, Hitlers Rede am 6. Oktober sei in entgegenkommenden 
Ton gehalten gewesen und bedeute die indirekte Versicherung, daß er den 
Gedanken einer amerikanischen Vermittlung unterstütze. Er erhielt auf die- 
sen Brief keine Antwort und keine Aufforderung, ins Weiße Haus zu kom- 
men. Eine Mission, die so sehr erfolgversprechend geschienen hatte, endete 
unvermittelt als niederschmetternder Fehlschlag." 


L. Leher zitiert in „Das Tribunal", Bd. 2, S. 156, den großen Spötter 
Bernard Shaw („New Statesman", London, 9. Oktober 1939): 

„Der Krieg in Polen ist vorüber ... Polen ergab sich und legte sich selbst 
Hitler zu Füßen. Er war in der Lage zu sagen, daß, da Polens Sache ver- 
loren ist, wir Engländer keine weitere Entschuldigung für die Fortsetzung 
des Krieges haben. Darauf warfen wir die Maske des irrenden Ritters ab 
und gestanden glatt, daß wir uns auch nicht einen Deut um Polen küm- 
merten, sondern darauf aus waren, Deutschland zu zerschlagen, was wir 
jetzt Vernichtung des Hitlerismus nannten. Diejenigen unter uns, die klug 
und weitsehend genug waren, um einzusehen, daß das Gleichgewicht der 
Mächte in Stalins Händen lag, hatten unsere Regierung gezwungen, Ange- 
bote an Rußland zu machen. Duff Cooper, eine sehr gelungene Ausgabe 
unserer regierenden Oligarchie, vergaß seinen alten Schulschlips so weit, 
im .Evening Standard’ zu erklären, daß Stalin, wenn natürlich auch ein 
blutrünstiger Schuft, vielleicht doch nicht ganz so schurkig sei wie Hitler. 
Hitler, der Duff Cooper gegenüber den ungeheuren Vorteil hat, etwas von 
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der Welt zu wissen, in der er lebt, bewarb sich fühlbarer um Rußland. So 
steht die diplomatische Lage ... 

Worum in des Teufels Namen geht es denn überhaupt noch, wo wir 
Polen haben fallen lassen? Chamberlain erklärt in einer Rede unser Ziel. 
Churchill, mit einem gewissen Gefühl für dessen Absurdität, ist im Rund- 
funk ein Echo. Unser Ziel ist zunächst, Europa von der Drohimg und der 
Kriegsfurcht zu befreien Und unser Heilmittel ist, drei weitere Kriegsjahre 
zu versprechen. Das nächste Ziel ist, den Hitlerismus mit Stumpf und Stiel 
auszurotten. Wie wäre es, wenn wir den Anfang damit machten, den Chur- 
chillismus abzuschaffen? Das wäre ein Vorschlag, den wir leichter verwirk- 
lichen könnten. Aber man sagt uns, daß, wenn wir Hitler nicht nach St. 
Helena schickten, er demnächst die Schweiz, Holland, Belgien, England, 
Schottland, Irland, Australien, Neuseeland, Kanada, Afrika und schließlich 
die ganze Welt annektieren wird... Der Erzbischof von York gab unseren 
Truppen seinen Segen, die zu der hohen Aufgabe berufen seien, Herrn 
Hitler und seine Freunde zu Iynchen. Nun, ich kann mich nicht auf die 
Frage einlassen, ob Herr Hitler verdient, gelyncht zu werden, ohne daß 
man unangenehme Parallelen zwischen seinem Fall und dem Mussolinis, 
Francos und Stalins zieht und Vorfälle in Indien und Irland durchstöbert, 
die unfreundliche Federn als auf unserer Seite etwas diktatorisch dar- 
gestellt haben. Ich erinnere den Erzbischof einfach daran, daß wir bei un- 
serem Entschluß, Hitler zu erwischen, zwar leicht hunderttausend ganz un- 
schuldige deutsche Männer, Frauen und Kinder töten können, daß es uns 
aber deswegen noch immer nicht zu gelingen braucht, ihn selbst zu lyn- 
chen... Nein, so geht es nicht. So dick wir auch ein Geschwätz über Frei- 
heit, Demokratie und all das, was wir zu Hause gerade abgeschafft haben, 
darüberstreichen. Wie der Erzbischof gesteht, haben wir all das Unheil 
angerichtet, wir und die Franzosen, als wir in Versailles siegestrunken wa- 
ren. Hätte Hitler dieses Unrecht nicht wieder gutzumachen gehabt?... So 
wollen wir den Vorhang über unser eigenes Werk niederlassen und die 
Fähigkeit anerkennen, mit der er unser verruchtes Werk ungeschehen ge- 
macht hat, und anerkennen, welchen Dank die deutsche Nation ihm dafür 
schuldet. Unsere Aufgabe ist es jetzt, Frieden mit ihm und der ganzen 
Welt zu schließen, aber nicht noch mehr Unheil anzurichten und unser 
Volk in dessen Verlauf zu ruinieren." 


Über die am 9. 4. 1940 erfolgte Okkupation Norwegens schreibt 
Professor Tansill in „Die Hintertür zum Krieg", S. 624: 

„Schon im September 1939 wies Winston Churchill nach Konsultierung 
des Kriegskabinetts den Ersten Seelord und andere maßgebende Personen 
auf die Bedeutung hin, die einer Abschnürung der schwedischen Erztrans- 
porte von Narvik nach Deutschland zukomme. Da sich die deutschen Erz- 
schiffe innerhalb der norwegischen Dreimeilenzone hielten, konnten sie nur 
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durch Verminung der Küstengewässer gestoppt werden. Das war im Jahre 
1918 geschehen, und Churchill schlug vor, .diese Prozedur binnen kürzestem 
zu wiederholen‘. Das erste deutsche Memorandum über eine Aktion in den 
norwegischen Gewässern wurde am 3. Oktober 1939 geschrieben. ‚So be- 
gann', wie Lord Hankey unwiderruflich dartut, ‚die britische Regierung mit 
der Planung ihrer Offensive in Norwegen vierzehn Tage vor den Deutschen.' 
Es sei bezeichnend, daß der Nürnberger Internationale Militärgerichtshof 
das Memorandum Winston Churchills absichtlich übersehen und behauptet 
habe, der Gedanke eines Angriffe auf Norwegen ‚habe seinen Ursprung bei 
Raeder und Rosenberg... Die Nichterwähnung dieses Teils der Geschichte 
im Urteil ist um so unerklärlicher, als sie im April 1940 von Mr. Churchill 
dem Unterhaus mitgeteilt wurde, also eine öffentlich bekannte Tatsache 


war.'... 

Das Urteil im Nürnberger Prozeß machte, wie Lord Hankey ausführte, 
von den deutschen Plänen gegen Norwegen Mitte Dezember 1939 viel Auf- 
hebens, .enthielt aber nicht ein Wort über das von Mr. Churchill an das 
Kriegskabinett gerichtete Memorandum vom 16. Dezember... Jeder Unvor- 
eingenommene sollte meinen, daß dies für das Tribunal ein höchst wichti- 
ges Beweisstück sei, denn es stellt den britischen Plan an Bedeutung auf 
dieselbe Ebene neben den deutschen Plan, der in dem Urteil so hart als 
Verbrechen verdammt wird.‘ Obwohl das Kriegskabinett die Begründung 
dieses Churchillschen Memorandums nicht akzeptiert habe, habe es doch 
‚die Ausarbeitung von Plänen zugelassen, um Finnlands willen eine Streit- 
macht in Norwegen zu landen ... Dieser Vorgang verrät auch den Druck, 
unter dem das Kriegskabinett durch einen seiner mächtigsten Kollegen 
stand... wenn er sie zu einem technischen Angriffspakt überreden konnte, 
durch den ganz Skandinavien in Brand gesetzt worden wäre — ein .Ver- 
brechen, um die extravagante Sprache Nürnbergs zu gebrauchen, wegen 
dessen von dem Tribunal so hart verurteilt zu werden den Deutschen be- 
stimmt war. Nicht ein einziges Wort davon steht in dem Nürnberger Ur- 
teil.' 


Das Urteil schweige auch völlig darüber, daß der Oberste Kriegsrat der 
Alliierten am 5. Februar 1940 .Plänen zustimmte, zum Einsatz in Finnland 
drei bis vier Divisionen aufzustellen, an Norwegen und Schweden das Er- 
suchen zu richten, sie möchten den Durchtransport von Nachschub und Ver- 
stärkungen für die Finnen gestatten, und sich dabei «auf dem Erzfeld von 
Gellivara festzusetzen». Von da an wurden die Vorbereitungen zur Ent- 
sendung alliierter Truppen nach Norwegen verstärkt.‘ Anfang April 1940 
waren die Vorbereitungen .für die große Offensive in Norwegen in beiden 
Lagern abgeschlossen.., Die Landung selbst, das heißt die große deutsche 
Offensive, erfolgte erst am 9. April. Vierundzwanzig Stunden früher, näm- 
lich am 8. April, zwischen 4.30 und 5.00 Uhr waren im Westfjord bei Narvik 
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die britischen Minenfelder gelegt worden.' Überflüssig zu sagen, daß auch 
diesen Tatsachen in dem Nürnberger Urteil keine Zeile eingeräumt wurde." 

In diesem Zusammenhang ist es nicht uninteressant, sich darüber 
einmal Gedanken zu machen, daß die Besetzimg Islands und Persiens 
— soviel mir bekannt ist — auch nicht als „Verbrechen" verurteilt wur- 
den. 

Bezüglich der Besetzung Persiens schreibt Alexander Scronn in „Ge- 
neral Psychologus", S. 131: 

„Es ist kaum bekannt geworden, daß bei Beginn des Rußlandfeldzuges 
ohne viel Aufhebens dieses Land von den Alliierten besetzt wurde, um den 
Durch-Transport von Kriegsmaterial nach Rußland zu gewährleisten. Das 
ist wieder einmal ein Beispiel für den Fall, wenn Zwei dasselbe tuen, es 
für das berühmte Weltgewissen absolut nicht immer das Gleiche sein muß. 
Wir denken an das Gezeter, das ausgebrochen wäre, wenn Deutschland in 
Persien einmarschiert wäre. 

Die Zufuhr durch Persien war zweifellos für den südrussischen Kriegs- 
schauplatz von entscheidender Bedeutung." 

Zur Vorgeschichte des Norwegenfeldzuges zitiert „Nation Europa" 
5/61, S. 63, aus H. G. Dahms „Der Zweite Weltkrieg": 

„Bereits am 14. Februar durften alliierte Offiziere mit dem Einverständ- 
nis der Osloer Regierung die vorgesehenen Landestellen besichtigen. Ein- 
flüge englischer Fernaufklärer ergänzten diese Kundschaftertätigkeit. Kriegs- 
schiffe der Home Fleet verletzten die norwegische Dreimeilenzone, ohne 
mehr als Proteste hervorzurufen." 

Ein Norweger zur Besetzung seines Landes, „Nation Europa", 10/56, 
S. 16: 

„Die wenigsten Norweger sind gewillt zuzugeben, daß die militärische 
Okkupation unseres Landes von England verursacht war und daß für 
Deutschland die Abwehr des britischen Zugriffs eine Kriegsnotwendigkeit 
darstellte — u. a. wegen der versagenden norwegischen Wehrpolitik. Daß 
diese deutsche Okkupation in Bezug auf Ordnung und Manneszucht — im 
Lichte der Kriegsgeschichte und der Nachkriegsereignisse gesehen — muster- 
haft war, wagen nur wenige zuzugeben. Und ebenso verschweigt man gern, 
daß die strengen Maßregeln, die hin und wieder notwendig geworden sind, 
durch die norwegische Widerstandsbewegung, die hauptsächlich von den 
Kommunisten getragen wurde, herausgefordert worden waren." 


Im Hinblick auf das Verhalten der deutschen Soldaten während des 
Zweiten Weltkriegs scheint es mir nicht unwesentlich, einige auslän- 
dische Stimmen zu zitieren, beispielsweise Professor Austin App, 
USA, der feststellte, daß die deutschen Soldaten „in kalter Wirklich- 
keit die anständigsten Truppen dieses Zweiten Weltkrieges waren". 
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Demgegenüber — nur nebenbei erwähnt, da sich noch sehr viele Bei- 
spiele anführen ließen — ein Wort Marschall Pilsudskis am 11. Okto- 
ber 1930: „Es ist die Pflicht aller Mitglieder des Verbandes .Einheit 
durch Macht‘, die polnische Armee mit wildem Kampfgeist zu durch- 
dringen, der sich im Kriege zur unerbittlichen Grausamkeit zu steigern 
hat" (zitiert nach Professor Edwin Hennig, „Zeitgeschichtliche Aufdek- 
kungen", S. 125). Ich überlasse es dem Leser, sich selbst ein Urteil zu 
bilden, ob die nachfolgenden Zitate so ausgefallen wären, wenn der 
deutsche Soldat in diesem Geiste erzogen worden wäre. 


Zunächst Liddell Hart, der hervorragende englische Militärexperte, 
in seinen „Lebenserinnerungen", S. 143: 

„Es war eine überraschende Erscheinung des nächsten Krieges, daß sich 
die deutsche Armee in Bezug auf menschliches Verhalten einen besseren 
Ruf erwarb, als 1870 und 1914; man hätte eigentlich erwarten sollen, daß 
die Addition von .Nazismus' und .Preußentum' diesen Ruf verschlechtert 
hätte. Diese Zurückhaltung und das Bestreben, ihren Namen von Flecken 
freizuhalten, dürften auf die Bemühungen von Blomberg und anderen 
Gleichgesinnten zurückzuführen sein. Dadurch wurden in den eroberten und 
besetzten Ländern sogar die grausamen Taten der Gestapo und die Brutali- 
täten der SS-Verbände ausgeglichen. Reiste man nach dem Kriege durch die 
befreiten Länder, so hörte man allenthalben das Lob der deutschen Sol- 
daten — und nur zu oft wenig freundliche Betrachtungen über das Verhalten 
der Befreiertruppen. Es hatte sogar den Anschein, daß der durch die Be- 
satzung bewirkte enge und lange Kontakt eher ein besseres Verständnis 
zwischen den einfachen Leuten beider Seiten gebracht hatte als Vertiefung 
von überkommenem Vorurteil und Haß. Die Annäherung zwischen Franzo- 
sen und Deutschen ist das bemerkenswerteste Ergebnis davon gewesen." 


Captain Russell Grenfell in „Bedingungsloser Haß", S. 113: 

„Wir wissen, daß die Deutschen sich am Anfang Mühe gaben, untadelige 
Sieger zu sein. Englische Zeitungen berichteten 1940 über ihr vorzügliches 
Benehmen in Frankreich, wo deutsche Soldaten in Straßenbahnen und Auto- 
bussen mitfahrenden Frauen ihren Platz überließen, und anderes mehr. 
Aber Churchill sabotierte mit Erfolg dieses Bemühen, indem er die weit- 
gehend von der kommunistischen Unterwelt gebildete europäische Wider- 
standsbewegung ermutigte und bewaffnete, deren Guerilla-Terror die Deut- 
schen zu Vergeltungsmaßnahmen gegen die Zivilbevölkerung der besetzten 
Länder zwang und damit die Aussichten einer Annäherung von Mensch zu 
Mensch vernichtete." 


Nach dieser Abschweifung zurück zum Norwegenfeldzug: „Nation 
Europa" zitiert unter der Überschrift „Entlastungszeuge Churchill" die 
„Südost-Tagespost", Graz, im Suchlicht 6/54, S. 3: 
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„Großadmiral Dr. h. c. Raeder, ein allseits anerkannter vorbildlicher 
Soldat, der sich niemals gescheut hat, sich als Christ zu bekennen, wurde 
vom Internationalen Militärtribunal (IMT) wegen der Vorbereitung und 
Durchführung des Norwegen-Feldzuges zu lebenslänglicher Haft verurteilt. 
Sein Verteidiger in Nürnberg, Dr. Siemers, hatte während des Prozesses die 
Vorlegung der britischen Kriegsakten verlangt, da der deutschen Seekriegs- 
leitung 1940 bekannt geworden war, daß England von sich aus beabsich- 
tigte, Norwegen zu besetzen. Dieser Antrag wurde vom IMT abgelehnt, da 
die Engländer erklärten, am 5. März 1940 hätte lediglich ein Geleitzug aus- 
laufen sollen, um in den norwegischen Gewässern Minen auszulegen. Dieser 
Termin sei dann auf den 8. April verschoben worden. Am 9. April 1940 
begann, wie bekannt, die erfolgreiche deutsche Norwegen-Operation. Im 
Urteil gegen Raeder hieß es schließlich, der Norwegen-Feldzug sei ein deut- 
scher Angriffsakt ‚im Lichte der zur Verfügung stehenden Dokumente‘. 


Nun hat aber Sir Winston Churchill mit bemerkenswerter Offenheit in 
seinen Memoiren zugegeben, daß England beträchtliche Zeit vor den Deut- 
schen den Sprung nach Norwegen geplant und vorbereitet hat, und daß die 
Deutschen der britischen Operation nur um Stunden zuvorgekommen sind. 
Damit sind juristisch unanfechtbare .nachträgliche Erkenntnisse’ bekannt- 
geworden, die unter normalen Rechts- und Strafvollzugsverhältnissen die 
Wiederaufnahme des Verfahrens gegen Raeder rechtfertigen würden. Die 
Instanz aber, der ein entsprechender Antrag vorzulegen wäre und die dar- 
über zu befinden hätte, existiert nicht." 


Und nun noch ein Auszug aus einem Gespräch mit Generaloberst 
Jodl in Nürnberg, „Nation Europa" 5/60, S. 27: 

„Bei der Planung und Vorbereitung des Norwegenfeldzuges hat Hitler 
wesentlich mitgewirkt und seinen Ablauf in großen Zügen maßgeblich be- 
stimmt. Hier fiel vor allem die Kühnheit seiner militärischen Planung auf. 
Alle Offiziere — wie Jodl zugab, auch er — meinten eine Ausdehnung der 
ersten Operationen nur bis Drontheim verantworten zu können und glaub- 
ten sich gezwungen, von dort aus weiter zu Land nach Narvik vorgehen zu 
müssen. Hitler habe jedoch darauf bestanden, Narvik in die ersten Anlan- 
dungen mit einzubeziehen, da, wie er sagte, sonst die Engländer sofort dort 
landen, damit festen Boden für weitere Gegenmaßnahmen gewinnen und 
außerdem die Erzbahn in die Hand bekommen und eine bedrohliche Ver- 
bindung mit Schweden herstellen würden. Es müsse deshalb gewagt wer- 
den, mit einer Handvoll Gebirgsjägern auf Zerstörern Narvik sofort zu be- 
setzen — ein Entschluß, der, wie sich später herausstellte, unbedingt richtig 
und dessen Kühnheit durch das Gelingen berechtigt war. 


Auch in die Einzelvorbereitungen griff Hitler mit gründlicher Logik ein, 
verlangte genaue Festlegung der Einzelaktionen zum Nehmen der Befesti- 
gungen und Bereitstellung und Ausbildung entsprechender Spezialstoß- 
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trupps. Er wandte sich gegen die Absicht der Marine, nach erfolgter Lan- 
dung mit den Kriegsschiffen sofort wieder auszulaufen, da die Kriegsschiffe, 
wie er begründete, mit ihren schweren Geschützen für die ersten Kämpfe 
eine wesentliche und vielleicht sogar entscheidende Unterstützung geben 
könnten, und weil andererseits die Gefahr, durch englische Streitkräfte 
überwältigt zu werden, gerade in den ersten Tagen am größten sei, falls 
die Schiffe ausliefen. 


Bei der Durchführung des Unternehmens traten natürlich auch Schwie- 
rigkeiten auf, die außerordentlich störend und belastend wirkten. (Die 
Dampfer der sogenannten Ausfuhrstaffel waren nicht zur festgesetzten Zeit 
auf ihren Positionen; Narvik war deshalb praktisch überhaupt ohne schwere 
Waffen; es kam zü einer Krise durch insbesondere von der Luftwaffe auf- 
gebauschte Meldungen über einen allgemeinen Aufstand der Bevölkerung. 
Kurz: Das Unternehmen schien vorübergehend scharf gefährdet.) Hier ver- 
riet Hitler starke Nervosität — nach Jodl ein Zeichen mangelnder Erfahrun- 
gen in solchen Operationen. Es zeigte sich, daß Hitler der Begriff der mit 
solchen beweglichen Operationen unweigerlich verbundenen Friktionen 
fremd war, da sich die persönliche Erfahrung Hitlers in erster Linie auf die 
Erfahrung des Stellungskrieges im Westen im Ersten Weltkrieg stützten, 
wo Reibungen dieser Art und in diesem Ausmaß nicht vorkamen. 


(Anmerkung hierzu von NE. Leider ist hier die Randbemerkung nötig: 
Weil im Ersten Weltkrieg Verratin diesem Ausmaß nicht vorkam. Die 
Krise beim Norwegenuntemehmen dürfte nämlich hauptsächlich auf die 
Zusammenarbeit deutscher Verräter mit dem Feind zurückzuführen sein. 
Näheres darüber ist dem Buche .Germany's Underground' des amerikani- 
schen Geheimdienstchefs, Allen Welsh Dulles, und dem Buche Die Tra- 
gödie der deutschen Abwehr' von Karl Bartz zu entnehmen. Der Verrat 
hat sich besonders bei Oslo ausgewirkt, wo der deutsche Panzerkreuzer 
Blücher sank.) 


In diesem Zusammenhang ist aber auch zu erwähnen, daß Hitler aus 
diesen Erfahrungen ein untrügliches Gefühl für die Psyche des Frontsoldaten 
hatte. Er war gerade mit dieser für einen Führer sehr wertvollen Gabe 
wohl fast allen anderen der befehlshabenden Offiziere weit voraus, da 
diese meist in einem Alter waren, mit dem sie auch schon im Weltkrieg 
nicht mehr in Stellungen gesessen hatten, in denen sie mit dem Soldaten 
im Schützengraben ständig in Berührung gekommen wären. 


Als nun der Kampf um Narvik durch die Landung der Engländer also 
in ein höchst kritisches Stadium trat, wollte Hitler die Abholung aller Trup- 
pen und die Aufgabe Narviks befehlen. Auf Jodls tagelangen Widerstand 
hin entschloß er sich zur Änderung der Weisung und befahl Rückzug ins 
Gebirge in Anlehnung an die Erzbahn und Halten so lange wie möglich. 
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JodI war durch die Beobachtung, daß Hitler bei dieser ersten Krise die 
Nerven verlor, tief beeindruckt; er tröstete sich jedoch bei dem Gedanken, 
daß es Friedrich dem Großen bei Mollwitz ebenso ergangen sei, als er bei 
der ersten unglücklichen Wendung der Schlacht mit der fliehenden Kavalle- 
rie die Flucht ergriff und Schwerin mit der Infanterie ohne ihn die Situa- 
tion rettete und die Schlacht gewann." 


Nachdem bereits Anfang 1940 Nachrichten über britische Absichten, 
in Belgien und Holland einzumarschieren, vorlagen, teilte die Reichs- 
regierung diesen Ländern am 10. Mai um 3 Uhr mit, daß sie sich ge- 
zwungen sähe einzumarschieren, ‚um einer geplanten französisch-eng- 
lischen Aktion zuvorzukommen'. 

Gleichzeitig begann der Kampf gegen Frankreich, von dem Benoist- 
Mechin in seinem Buch „Der Himmel stürzt ein" sagt: „Sechzig Tage, 
die das Abendland erschütterten." 

Eines der schwersten Hindernisse für den deutschen Vormarsch bil- 
dete das belgische Fort Ebn Emael, eine der modernsten Befestigungs- 
anlagen, die als so stark galt, daß die Belgier daran zweifelten, ob sie 
jemals angegriffen würde. Und dieses waffenstarrende stärkste Fort 
der Festung Lüttich, dessen Besatzung etwa 1200 Mann stark war, 
wurde sozusagen im Handstreich von Fallschirmjägern überwunden. 
Erich Kern, der den Fall des Forts in seinem Buch „Opfergang eines 
Volkes" ausführlich schildert, schreibt auf S. 212: „Nach genau dreißig- 
stündigem Kampf hatte Ebn Emael kapituliert. Das Tor nach Belgien 
und Nordfrankreich war aufgebrochen, die Straße für die deutschen 
Panzer freigekämpft." 


Allgemein nicht bekannt dürfte sein, daß der Plan zur Erstürmung 
des Forts von Hitler erdacht war. Dr. Hans Severus Ziegler schreibt in 
seinem Buch „Adolf Hitler, aus dem Erleben dargestellt", S. 80: 

Ebenso entsprang seiner Idee die wahrhaft geniale und unerhört 
gewagte Überraschung des belgischen Forts ‚Ebn Emael' mit lautlos im 
Morgendämmern über dem wichtigsten Schutzfort des Albertkanals erschei- 
nenden Segelfluggeschwadern. Es ist erstaunlich, aber wahr, daß eine aus- 
führliche Schilderung dieses Segelflughusarenstückes in einer bekannten 
Bildzeitung zugibt, ja hervorhebt, daß dieser Plan von Hitler persönlich er- 
dacht, wochenlang genau berechnet und vorgeübt und endlich auf seine 
persönliche Verantwortung durchgeführt worden sei." 


Generalfeldmarschall Kesselring, der sich in seinem Buch „Soldat bis 
zum letzten Tag" zwar darüber beklagt, daß die Führung dadurch er- 
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schwert wurde, „daß sich Hitler und Göring selbst in die Vorberei- 
tung des Luftlandeunternehmens sehr stark eingeschaltet hatten", 
schreibt in einer Anmerkung auf S. 72: „Die Einführung der ‚Hohl- 
minen' z. B., die die Panzertürme im Fort Emael knackten, ist der un- 
mittelbaren Initiative Hitlers zuzuschreiben." 

Reichsaußenminister von Ribbentrop erklärt dem japanischen Außen- 
minister Matsuoka in einer Unterredung in Berlin am 29. März 1941 
(Heinz Holldack „Was wirklich geschah", S. 513): 

daß der Führer bei den deutschen Angriffen auf stark befestigte 
Stellungen wie die Maginotlinie und das Fort Ebn Emael, neue Methoden 
entwickelt habe ..." 

Für die Beschießung, bzw. Bombardierung Rotterdams, die auch als 
„Kriegsverbrechen" bezeichnet wird, gilt das gleiche, was schon in be- 
zug auf Warschau festgestellt wurde: Auch Rotterdam lag im Angriffs- 
bereich der deutschen Truppen. Hierzu der bereits zitierte Dr. Maximi- 
lian Csesany a. a. O.: 

„Rotterdam wurde, als es darin zu Kämpfen gekommen war, eindeutig 
zu einer verteidigten Stadt, wodurch auch der Schutz gemäß Art. 25 HLKO 
verlorenging. Obwohl dies vor Luftangriffen nicht als verbindlich anzusehen 
ist, forderte der deutsche Oberbefehlshaber die Stadt gemäß Art. 26 HLKO 
zur Übergabe auf. Die zur Räumung der Stadt im Falle der nicht erfolgenden 
Kapitulation zur Verfügimg gestellte dreistündige Frist erscheint jedoch sehr 
kurz bemessen gewesen zu sein. Diese Festsetzung dürfte sich aber auf 
Grund der Lage, in welcher sich die deutschen Truppen in den umkämpften 
Stadtteilen befunden haben, als notwendig erwiesen haben. 

Am 14. Mai wurden zwei Kampfgeschwader mit je 40 Bombern zum 
Angriff auf ein kartenmäßig genau bezeichnetes Dreieck nordwestlich der 
Brücken von Rotterdam mit dem zusätzlichen Auftrag angesetzt, Ersatzziele 
anzugreifen, falls die Stadt entsprechend der an sie ergangenen Aufforde- 
rung inzwischen kapituliert haben sollte und den Besatzungen dies durch 
Leuchtzeichen der Fallschirmjäger von der Maasinsel aus angezeigt würde. 
Der Angriff wurde trotz anfänglicher starker Abwehr in der geringen Höhe 
von 750 Metern geflogen, damit bei dem herrschenden Dunst wirklich nur 
die eingezeichneten Ziele getroffen würden. Die Bomben der rechten Gruppe 
trafen die Ziele genau und verursachten, durch ausbrechende ölbunker- 
brände und unzureichende Löscharbeiten begünstigt, schwere Zerstörungen 
und leider auch verhältnismäßig hohe Menschenverluste. Die linke Bomber- 
gruppe erkannte dagegen Leuchtzeichen der verabredeten Art und bog be- 
fehlsgemäß zum Angriff auf ein außerhalb liegendes Ersatzziel ab. Da 
Rotterdam inzwischen den Kampf eingestellt hatte, wurde auch ein zweiter 
Luftangriff durch Funk rechtzeitig abgedreht. Noch am Abend des gleichen 
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Tages erfolgte die Kapitulation ganz Hollands, nachdem inzwischen auch 
die übrigen Befestigungslinien durchbrochen worden waren. 

Dieser Darstellung ist zu entnehmen, daß der Luftangriff auf Rotterdam 
ein taktisches Unternehmen darstellte. So stellt auch Spaight fest: ‚Als 
Warschau und Rotterdam bombardiert wurden, standen die deutschen Ar- 
meen unmittelbar vor den Toren. Die Luftangriffe waren ein Teil der tak- 
tischen Offensive.'" 

Am 2. Juni kam es zu dem „Wunder von Dünkirchen", zu der für 
viele — insbesondere Engländer — unbegreiflichen Tatsache, daß sich 
fast das gesamte englische Expeditionskorps {ca. 250 000 Mann) auf 
die Insel in Sicherheit bringen konnte. 

Wie kam es dazu? 

Es wird vielfach behauptet, Luftmarschall Göring hätte seinerzeit 
lautstark erklärt, seine Luftwaffe würde allein mit den Briten fertig 
werden. Daraufhin seien die Panzer angehalten worden. Hitler hätte 
damals seinen größten Fehler gemacht, als er den Haltbefehl für die 
Panzer gab und nicht die Briten ins Meer drängte. Weiterhin sei es ein 
Fehler gewesen, nicht sofort auf die englische Insel überzusetzen, um 
damit — aller Wahrscheinlichkeit nach — den Krieg bald zu beenden. 


Was hat Hitler damals veranlaßt, nicht so zu handeln, wie man es 
von ihm erwartete? War es Kurzsichtigkeit, wie man sie von einem 
„Gefreiten", einem militärischen „Dilettanten" nicht anders erwarten 
konnte, oder war es die Weitsicht, die politische Klugheit eines Staats- 
mannes, der seiner Zeit voraussah? Ich persönlich weiß es noch nicht, 
ich traue mir noch kein Urteil darüber zu, ich versuche nur, an Hand 
der Tatsachen ein möglichst klares und unverzerrtes Bild der Vergan- 
genheit zu gewinnen. Ich versuche, den Schleier ein wenig zu lüften, 
der über weit verzweigte, jahrhundertealte geschichtliche, politische 
und weltanschauliche Zusammenhänge gebreitet ist. — 


Lassen wir also wieder Tatsachen sprechen: 


Liddell Hart schreibt in „Deutsche Generale des Zweiten Weltkrie- 
ges" (Titel der englischen Originalausgabe „The other Side of the 
Hill") S. 121: 


„Die hinter dem Haltbefehl von Dünkirchen verborgenen Motive blieben 
allen beteiligten Generalen rätselhaft. Am verlegensten von allen waren die 
Panzergenerale. Sie hatten das Gelände vor sich und fanden keine Recht- 
fertigung für den Haltbefehl — wie die Bestürmung der Hauptquartiere mit 
Anrufen um Erlaubnis, weiter vorzustoßen, beweist. Immerhin hatten die 
meisten Generale, mit denen ich die Frage besprach, die Auffassung, daß 
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Hitlers Entscheidung auf militärischen Gründen beruhte. Einige vermuteten 
jedoch schon damals politische Gründe. Auch Halder und Blumentritt hat- 
ten politische Motive in Verdacht. Vor allem Blumentritt brachte Hitlers 
Entscheidung mit den überraschenden Wendungen in Zusammenhang, die 
Hitler gesprächsweise äußerte, als er Rundstedts Hauptquartier in Charle- 
ville besuchte. 

Hitler war nur von einem Herrn seines Stabs begleitet und unterhielt 
sich privat mit Rundstedt und den zwei Hauptpersonen seines Stabs — 
Sodenstern und Blumentritt. Hier folgt, was mir letzterer sagte: .Hitler war 
besonders gut gelaunt, er gab zu, daß der Verlauf des Feldzuges «ein aus- 
gesprochenes Wunder» gewesen sei, und teilte uns seine Auffassung mit, 
der Krieg wäre in sechs Wochen zu Ende. Dann wünschte er einen vernünf- 
tigen Frieden mit Frankreich zu schließen, und dann wäre der Weg zu einer 
Verständigung mit England frei. 

Es überraschte uns dann, mit welcher Bewunderung er vom britischen 
Imperium sprach, von der Notwendigkeit seiner Existenz, und von der 
Zivilisation, die England der Welt gebracht habe. Er bemerkte mit einem 
Achselzucken, daß die Schöpfung dieses Empire mit Mitteln vollbracht 
wurde, die oft grausam waren, aber wo gehobelt wird, fallen Späne. Er 
verglich das britische Imperium mit der katholischen Kirche und sagte, beide 
wären wesentliche Bestandteile der Stabilität in der Welt. Er sagte, alles, 
was er von England wünsche, sei, es solle Deutschlands Stellung auf der 
Welt anerkennen. Deutschland seine verlorenen Kolonien wiederzugeben, 
wäre wünschenswert, aber nicht wesentlich, und er würde eher anbieten, 
England mit Truppen beizustehen, wenn es irgendwo in Schwierigkeiten 
verwickelt wäre. 


Er schloß mit den Worten, sein Ziel sei, mit England auf einer Grund- 
lage Frieden zu schließen, den anzunehmen es mit seiner Ehre vereinbar 
finden würde. 

Feldmarschall von Rundstedt, der immer für Verständigung mit Frank- 
reich und England gewesen war, drückte seine Befriedigung darüber aus, 
und nach Hitlers Abreise bemerkte er mit einem Seufzer der Erleichterung: 
«Nun gut, wenn er sonst nichts haben will, werden wir schließlich Frieden 
haben.»' 

Blumeritritts Gedanken kehrten oft zu dieser Unterhaltung zurück und 
im Lauf der Zeit festigte sich seine Vermutung immer mehr zu der Gewiß- 
heit, daß Hitlers Haltbefehl von mehr als militärischen Gründen geboten 
wurde und daß es sich um den Teil eines politischen Plans handelte, den 
Frieden leichter zu erreichen. Wäre die britische Armee in Dünkirchen ge- 
fangengenommen worden, so hätten die Engländer das Gefühl gehabt, ihre 
Ehre habe einen Makel erlitten, der erst ausgelöscht werden müsse. Wenn 
Hitler sie entkommen ließ, dachte er, sich mit ihnen auszusöhnen. 
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Diese Überzeugung von Hitlers tieferen Motiven wurde durch seine be- 
fremdlich verzögernde Haltung gegenüber den nun folgenden Plänen über 
die Invasion Englands bekräftigt. ‚Er hatte wenig für die Pläne übrig', sagte 
Blumentritt, ‚und er bemühte sich nicht, die Vorbereitungen zu beschleuni- 
gen. Das war ganz anders als sein sonstiges Verhalten.‘ Vor der Invasion 
von Polen, Frankreich und später von Rußland spornte er immer wieder an. 
In diesem Fall bremste er. 


Daß der Bericht über die Unterhaltung von Charleville und die anschlie- 
ßende Zurückhaltung aus einem Kreis von Generalen kommt, die lange Hit- 
lers Politik mißtraut hatten und im Verlauf des Krieges in noch größeren 
Gegensatz zu ihm gerieten, macht ihr Zeugnis über diesen Punkt nur noch 
gewichtiger. Sie haben Hitler auf ziemlich allen Gebieten kritisiert. Natür- 
lich wäre es, von ihnen zu erwarten, daß sie unter den Umständen des 
Nachkriegs ihn zeigen, wie er darauf aus ist, die britische Armee zu fangen, 
und sich selbst als Bremser. Ihre Zeugenaussage hat die entgegengesetzte 
Wirkung. Durchaus ehrenhaft geben sie zu, daß sie als Soldaten ihren 
Sieg bis zur Neige auszuschöpfen wünschten, und beunruhigt waren, als sie 
daran gehindert wurden. Bezeichnenderweise stimmt ihr Bericht über Hit- 
lers Ansichten über England in der Entscheidungsstunde von Dünkirchen mit 
vielem überein, was er selbst früher in .Mein Kampf geschrieben hatte." 


Über die Äußerungen des Generals Blumentritt, auf die sich Russell 
Grenfell in seinem Buch „Bedingungsloser Haß?" bezieht, schreibt er 
auf S. 179 in einer Anmerkung: 


„Der Anfang 1954 veröffentlichte Band der amtlichen englischen Kriegs- 
geschichte, der die Räumung Dünkirchens behandelt, ließ Zweifel an der 
oben zitierten Äußerung General Blumentritts aufkommen. Ich habe mich 
daraufhin sofort mit General Blumentritt in Verbindung gesetzt und von 
ihm folgende Antwort erhalten: Er könne nicht garantieren, schrieb er, daß 
Hitler die Erklärung zu dem Zeitpunkt abgab, als er den auf Dünkirdien 
vorstoßenden deutschen Panzern den Haltbefehl erteilte. Tatsächlich hätten 
für Hitlers Eingreifen auch andere Gründe mitgespielt. Mit voller Sicherheit 
bestätigte General Blumentritt aber zwei Dinge: erstens, daß es allein der 
persönliche Befehl Hitlers war, der das Anhalten der deutschen Panzer 
veranlaßte, ein Befehl gegen den von Rundstedt, von Braudiitsch, Halder 
und Guderian starke Einwendungen erhoben. Zweitens, daß Hitler einige 
Tage vorher länger als eine Stunde mit den höchsten Offizieren über seine 
Hoffnung gesprochen hatte, bald mit den Engländern ein Abkommen zu 
erreichen. General Blumentritt fügte hinzu, er und viele andere seien auch 
heute noch überzeugt, daß diese Hoffnung entscheidend zu dem Befehl bei- 
trug, der den unmittelbar betroffenen Befehlsempfängern in höchstem Maße 
unbegreiflich erschien und gegen den sie heftig protestierten. 
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In diesem Zusammenhang sei auch folgende Äußerung Generalfeldmar- 
sthalls von Rundstedt aus dem März 1950 erwähnt: ‚Mir unterstanden, als 
am 10. Mai zum Angriff angetreten wurde, im ganzen fünf Armeeoberkom- 
mandos und zwei Panzergruppen..., die sich wie an einem Paternoster- 
aufzug auf schmalem, tiefem Raum durch die Enge von Sedan zum Kanal 
vorwärtsbewegten, unter ständigem Abschirmen der linken langen Flanke 
an Aisne und Somme. Auch ein zeitweilig drohender Angriff des Feindes 
etwa von Peronne und Arras von zwei Seiten her gegen die vorstoßenden 
Panzerkräfte bildete keine Gefahr, da wir gegen diesen Angriff aus der 
Tiefe mit vielen Divisionen der 2. und 9. Armee einfach geradeaus selbst 
angreifen konnten. Nun machte Hitler den ersten großen Fehler! Die Pan- 
zergruppe Kleist war nach Fortnahme von Boulogne und Calais im Ein- 
schwenken gegen die bei Dünkirchen stattfindenden Einschiffungen der Eng- 
länder. Hitler befahl einzuhalten und nur bis auf Kanonenschußweite an 
Dünkirchen heranzugehen. Alle Einsprüche unsererseits waren erfolglos. So 
ging eine ganz große Gelegenheit verloren, den Feind zu vernichten, ehe 
man sich der zweiten Phase des Feldzuges zuwandte. Die Schuld hieran 
trifft nur Hitler und nicht mich, wie Herr Churchill in seinen Memoiren be- 
hauptet. Ich mußte dem immer wiederholten Befehl Hitlers ja schließlich 
gehorchen. Was Hitler zu diesem unheilvollen Entschluß veranlaßte, ist 
zweifelhaft. Einmal sagte er, die Panzer hätten in dem ungünstigen Gelände 
um Dünkirchen so starke Ausfälle erlitten, daß sie für den später folgenden 
Angriff gegen Frankreich nicht mehr stark genug wären. Dann ließ er ein- 
mal eine Äußerung fallen, daß er gehofft habe, England zum Frieden ge- 
neigt zu machen, wenn er sie bei Dünkirchen entkommen ließ. Jedenfalls 
war es vom militärischen Standpunkt ein grober Fehler. Man bringt erst 
eine Operation zum Abschluß, ehe man an die nächste denken soll. In der 
Zähigkeit und Mentalität der Engländer hat er sich jedenfalls gründlich 
getäuscht. 


Ähnlich schrieb General Hofmann am 8. Februar 1954 an General Blu- 
mentritt: ‚Nach dem Kriegsspiel «Seelöwe», das ich in Ypern zu leiten 
hatte und zu dem Brauchitsch erschienen war, ging ich mit Brauchitsch etwas 
auf und ab. Dabei stammelte ich mit der nötigen Bescheidenheit einige 
glückwünschende Worte zu dem siegreichen Ausgang des Westfeldzuges. 
Braudiitsch, der vorher sehr nett und herzlich war, versteinerte. Nach eini- 
gem Stillschweigen sagte er mir, sichtlich bewegt: «Ihr Glückwunsch ist fehl 
am Platz. Wenn man als Generalstabsoffizier sein Leben lang erzogen war 
und immer wieder eingehämmert bekam, daß bei einer solchen einmaligen 
Gelegenheit, den Feind wirklich zu vernichten, keine Minute gezögert wer- 
den darf und daß der letzte Mann zu diesem Ziel eingesetzt werden muß, — 
wenn ich nun diese einmalige Chance in meinem Leben hatte und mir dabei 
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in letzter Minute der Arm festgehalten wurde, um dieses Vernichtungsziel 
zu erreichen, dann ist ein Glückwunsch nicht angebracht.»'" 


Nach dieser Anmerkung schreibt Russell Grenfell weiter: 

„Es muß daher als eine greifbare Möglichkeit, wenn nicht Wahrschein- 
lichkeit betrachtet werden, daß Hitler ein neutrales England auf keinen 
Fall angegriffen hätte, und daß die häufig von Männern der englischen 
Öffentlichkeit zum Ausdruck gebrachte Befürchtung grundlos war, wonach 
auf Hitlers Programm auch das Inselkönigreich als Opfer gestanden habe. 
Wir stehen also vor der erschütternden Schlußfolgerung, daß die englische 
Kriegserklärung von 1939 möglicherweise auf einer falschen Annahme 
schlimmster Art beruht hat. Und wenn Hitler Englands Unterwerfung wirk- 
lich nicht wünschte, so wird die umfassendere Anklage gegen ihn auf Pla- 
nung der Weltherrschaft noch unwahrscheinlicher." 

Emrys Hughes in „Churchill — Ein Mann in seinem Widerspruch", 
S. 176: 

„Die Briten entkamen nur deshalb, weil Hitler einige Tage zuvor die 
Angriffe seiner Armee und seiner Luftwaffe angehalten hatte. Zu einer 
Zeit, da es sehr leicht gewesen wäre, buchstäblich den letzten britischen 
Soldaten gefangenzunehmen, ordnete er die Einstellung der Offensive an. 
Die Ursache für dieses Verhalten ist aller Wahrscheinlichkeit nach in seiner 
Anglomanie zu suchen und in seiner Hoffnung, durch sein Verhalten den 
ersehnten Frieden mit Großbritannien schneller und leichter zu gewinnen." 

Dr. Kurt Zentner in „Illustrierte Geschichte des Zweiten Welt- 
kriegs", S. 136: 

„Am 24. Mai befiehlt Hitler, die deutschen Panzer anzuhalten. Die Pan- 
zer dürfen nicht weiter nach Dünkirchen vorstoßen. 

Die Panzergenerale sind verzweifelt. Was soll dieser Befehl? Die ge- 
samte feindliche Streitmacht kann vernichtet oder gefangengenommen wer- 
den. Wenn Dünkirchen aber dem Gegner bleibt, dann kann er über den 
Kanal entkommen. 

Jedem, der ihn fragt, gibt Hitler eine andere Begründung für seinen 
Befehl. ‚Ich kenne das Gelände aus dem Weltkrieg‘, sagt Hitler zu den 
einen, ‚es ist von Wasserläufen durchzogen und für Panzereinsatz völlig 
ungeeignet. 

‚Wir haben im Moment genug erreicht‘, sagt er zu den anderen. ‚Die 
Panzerdivisionen müssen sich erst einmal erholen, sonst sind sie bei einem 
eventuellen Vorstoß von Süden aus Frankreich her zu schwach.' Wieder an- 
deren erklärt er, daß er das Leben der Panzersoldaten schonen wolle. Das 
Entkommen der Engländer zu verhindern, dazu genüge die Luftwaffe allein. 

Den wahren Grund gibt Hitler nur im vertrauten Kreis bekannt. Er will 
die Briten ganz bewußt entkommen lassen. Er hält das für richtig, weil er 
nach dem Sieg in Frankreich England abermals ein Friedensangebot unter- 
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breiten will. Deshalb will er sich schon jetzt großzügig zeigen und die Eng- 
länder nicht unnötig verbittern. Ohnehin hat der deutsche Operationsplan 
nicht vorgesehen, Frankreich ganz zu besetzen. Es sollte nur eine Lage ge- 
schaffen werden, die den Gegner endlich friedenswillig macht. 


Hitler hat in seiner fast schon krankhaften Vorliebe für die Engländer 
noch immer nicht gemerkt, daß keine britische Regierung mit ihm — und 
nicht nur mit ihm, sondern auch mit sonst keiner deutschen Regierung — 
Frieden schließen wird, bevor nicht Deutschland am Boden liegt. In diesem 
Nichtverstehen der britischen Politik befindet er sich allerdings in Gesell- 
schaft der gegen ihn vereinten Verschwörer." 


Interessant ist auch, was Dr. Zentner anschließend im Hinblick auf 
die Aussichten des deutschen Widerstandes bei einem Umsturz 
schreibt: 


„Auch die deutsche Opposition erkennt nicht, daß die englische Politik 
schon immer gegen den jeweils stärksten Staat auf dem Kontinent gerichtet 
ist. Früher war das Frankreich, und während der letzten beiden Generatio- 
nen ist das eben Deutschland. Die .Vernichtung des Totalitarismus' ist nichts 
als ein Vorwand für die Vernichtung Deutschlands. 


Längst vor Hitler hat es in Europa faschistische, totalitäre Staaten ge- 
geben. Hat Hitler, haben die Verschwörer gegen ihn jemals vernommen, 
daß die britische Regierung sich die Vernichtung dieser totalitären Regie- 
rungen zum Ziel gesetzt hätte? Totalitäre Regierungen gibt es seit 1912 in 
Tirana, seit 1918 in Ankara, seit 1920 in Budapest, seit 1923 — mit der kur- 
zen Unterbrechung durch die Republik von 1931 bis 1936 — in Madrid, seit 
1923 in Rom, 6eit 1926 in Warschau, seit 1930 in Bukarest, seit 1933 in Lis- 
sabon, seit 1934 in Sofia und in Belgrad, seit 1935 in Athen, und auch die 
drei baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen werden autoritär 
regiert. Politische Gegner werden dort genauso verfolgt wie unter Hitler, 
die Pressefreiheit gibt es dort ebensowenig wie eine Rede- und Meinungs- 
freiheit, und ebensowenig ist eine Versammlungsfreiheit bekannt wie etwa 
das Streikrecht der Arbeiter. 


Aber gegen diese totalitären Staaten hat die britische Regierung nichts 
gehabt, mit manchen verbündet sie sich sogar. Es geht eben nicht gegen Hit- 
ler, sondern gegen Deutschland. 


Eben, während Hitler sich einbildet, die britische Regierung durch das 
Entkommenlassen des Expeditionskorps versöhnlicher zu stimmen, gehen 
im Auswärtigen Amt Meldungen ein, wonach auf Vorschlag des amerikani- 
schen Präsidenten Roosevelt die britische und französische Regierung über- 
eingekommen seien, Frieden nur unter folgenden Bedingungen zu schließen: 
1. Hitler und sein Regime müßten verschwinden. 

2. Deutschland habe den Versailler Vertrag neu anzuerkennen. 


74 


3. Die deutsche Wehrmacht muß aufgelöst werden, jede Bewaffnung wird 
Deutschland verboten. 
4. Deutschland muß 50 Jahre von alliierten Truppen besetzt werden." 
Sollte man hiernach nicht zu der Überzeugung kommen, daß auch 
ein Gelingen des Attentats vom 20. Juli 1944 kein anderes Ergebnis 
gehabt hätte, als „bedingungslose Kapitulation"? Sollte man nicht eher 
annehmen können, daß die deutsche Armee — dann führerlos — von 
den Russen überrollt worden wäre? Und daß die Russen dann bis 
zum Rhein, wenn nicht sogar bis zum Atlantik vorgestoßen wären? 
Man sage nicht: die Amerikaner waren ja da und die hätten die Rus- 
sen schon aufgehalten. Ich habe guten Grund anzunehmen, daß die 
Amerikaner den Russen nicht so viel Widerstand entgegengesetzt hät- 
ten, wie beispielsweise Generalfeldmarschall Schörner, von dem So- 
wjetmarschall Konjew sagte: „Wenn Schörner nicht gewesen wäre, 
wären wir nach Bayern durchmarschiert." — 


Nach dieser Abschweifung zurück. 

Mitte Juni begannen die Waffenstillstandsverhandlungen. Zu den 
Bedingungen für die Einstellung der Feindseligkeiten schreibt Graf 
Ciano, der italienische Außenminister und Schwiegersohn Mussolinis: 
„Er (Hitler) verrät heute eine Mäßigung und einen Scharfsinn, die 
nach einem Sieg wie seinem wahrhaft erstaunlich sind. Ich kann nicht 
gerade übertriebener Sympathie für ihn verdächtigt werden, aber in 
diesem Augenblick bewunderte ich ihn wirklich." (Zitiert nach Benoist 
Mechin „Der Himmel stürzt ein", S. 415.) 

Über Hitlers Anordnung, die Waffenstillstandsverhandlungen in 
Compiegne durchzuführen, schreibt Hans Grimm in „Warum — Woher 
- Aber Wohin?", S. 368: 

„In Frankreich war verabredet worden, daß sich die französischen Be- 
auftragten am 21. Juni im Walde von Compiegne einzufinden hätten. Die 
Frage des Waffenstillstandes Sollten an derselben Stelle erörtert werden, 
wo die Bedingungen des Waffenstillstandes von 1918 festgesetzt worden 
waren. 

Es steht da ein Stein mit der Aufschrift, die zu deutsch lautet: .Hier 
unterlag am 11. November 1918 der verbrecherische Hochmut des Deutschen 
Reiches, besiegt von den freien Völkern, die es versklaven wollte.‘ Zu dem 
Steine war jener Eisenbahnwagen herangeholt worden, in dem 1918 der 
französische Marschall Foch die deutschen Unterhändler in so betont ver- 
ächtlicher Weise hatte anreden lassen, die hinter ihren Stühlen stehend auf 
ihn gewartet hatten. Die wiederholte Benutzung des Wagens war von dem 
Manne Hitler befohlen worden. Der Stein war durch die Reichskriegs- 
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flagge bedeckt. Befohlen war von Hitler ferner, daß die Franzosen ein Zelt 
bereit fänden mit allen Bequemlichkeiten zu ihren Besprechungen unter- 
einander und daß die französischen Beauftragten unter Führung ihres Ge- 
nerals Huntziger von einer präsentierenden Ehrenkompanie empfangen 
würden. 

Der österreichisch-deutsche Mann Hitler mit den Begleitern erwartete 
die Franzosen in dem Verhandlungswagen. Er und die Begleiter standen auf 
beim Eintritt der Franzosen." 

Die Unterzeichnung des Abkommens schildert Benoist-Mechin a. a. 
O., S. 480: 

„General Huntziger übergibt General Keitel eine Abschrift dieser Er- 
klärung und setzt hinzu: 

‚Herr General, Sie sind Soldat und wissen, wie hart es für einen Sol- 
daten ist, zu tun, was ich jetzt tun werde. Es ist notwendig, daß wir fran- 
zösischen Soldaten in der Zukunft die Handbewegung nicht bereuen müs- 
sen, die auszuführen ich im Begriff bin.' 

Auch die deutschen Generale sind bewegt. Jodl hat Tränen in den Augen. 

General Keitel antwortet: 

‚Es ist ehrenvoll für einen Sieger, einen Besiegten zu ehren. Es drängt 
mich, der Tapferkeit des französischen Soldaten Tribut zu zollen. Ich bitte 
um eine Minute Schweigen zum Gedächtnis derer, die auf beiden Seiten ihr 
Blut für ihr Vaterland vergossen haben.' 

Alle erheben sich und verharren schweigend eine Minute. 

Darauf unterzeichnet General Keitel den Waffenstillstandsvertrag. Ge- 
neral Huntziger setzt seine Unterschrift dazu. Es ist 18.50 Uhr. Der Waffen- 
stillstand ist geschlossen. 

Die Teilnehmer erheben sich und salutieren. Keitel äußert den Wunsch, 
unter vier Augen mit Huntziger zu sprechen. Die übrigen verlassen den 
Wagen. 

‚Herr General‘, sagt Keitel, ‚als Soldat kann ich mitfühlen, was Sie haben 
erdulden müssen. Es ist mir ein Bedürfnis, Ihnen meine tiefe Hochachtung 
für die Art auszusprechen, mit der Sie die Interessen Ihres Landes bis zum 
letzten zu verteidigen gewußt haben, und Sie meiner vollen Sympathie als 
Soldat zu versichern.' 

Der deutsche General streckt ihm die Hand hin. 

‚Danke, Herr General‘, antwortet Huntziger einfach. .Verzeihen Sie, 
daß ich nicht mehr sagen kann.'" 

Nach dieser Schilderung kann ich nicht umhin, einige Jahre vorzu- 
greifen und sie mit der Gefangennahme der Regierung Dönitz zu ver- 
gleichen. Heinrich Härtle schreibt in „Freispruch für Deutschland", 
S. 36: 
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„Seit dem 17. Mai sind die Delegierten der Roten Armee in Flensburg. 
Stalin befiehlt, Eisenhower gehorcht. Die Reichsregierung wird beseitigt, 
mit ihr die deutsche Souveränität, die letzte Schranke gegen das Internatio- 
nale Militär-Tribunal. Sechs Tage später wird die Reichsregierimg aufgefor- 
dert, sich am 23. Mai vormittags 9.45 Uhr an Bord des Passagierschiffes ein- 
zufinden, das zufällig den Namen .Patria' trägt. Hier soll sich die makabre 
Szene abspielen. Der amerikanische Kontrollchef Rooks, der britische Bri- 
gadier Ford, der sowjetische Generalmajor Truskow und der unvermeidliche 
Dolmetscher Herbert Cohn auiss New York sitzen lauernd am Tisch. Die 
Deutschen nehmen Platz und Mr. Rooks beginnt betont frostig: 


‚General Eisenhower hat mich angewiesen, Sie heute morgen hierher 
zu rufen, um Ihnen mitzuteilen, daß die Geschäftsführende Deutsche Reichs- 
regierung und das Oberkommando der deutschen Wehrmacht mit seinen 
verschiedenen Angehörigen als Kriegsgefangene festgenommen werden sol- 
len. Hierdurch wird die Geschäftsführende Deutsche Reichsregierung aufge- 
löst. Diese Maßnahme geht nun vor sich. Jeder von Ihnen bat sich von die- 
sem Augenblick an als Kriegsgefangener zu betrachten...' 


‚Haben Sie noch etwas zu sagen?' meint Rooks zu Dönitz, ohne ihn an- 
zusehen. ‚Jedes Wort wäre überflüssig‘, erwidert der Großadmiral. Die 
gleiche Antwort erhält er von Generaloberst Jodl, der ihm wütend seine 
persönlichen Dokumente auf den Tisch knallt." 


Und auf S. 38 schreibt Härtle: 

„Eisenhower, Churchill und Stalin behandeln die militärisch Unterlege- 
nen wie Verbrecher. Nach dem Gangsterstreich der Verhaftung der Reichs- 
regierung ist der Weg frei für eine durch kein Gesetz und keine Moral 
mehr gehemmte Rache der Vergeltung. 


In den bisher unbesetzten Regierungsbereich von Flensburg-Mürwik, dem 
Sitz der Reichsregierung und des OKW dringen britische Panzer, Infanterie 
und Militärpolizei ein. Die auf der .Patria' noch nicht verhafteten Mitglie- 
der der Reichsregierung sind gerade zu einer Kabinett-Sitzung zusammenge- 
treten. Reichsaußen- und Finanzminister und geschäftsführender Kanzler, 
Graf Schwerin von Krosigk, gibt einen Lagebericht. Man hofft, noch eine 
möglichst große Zahl Deutscher vor dem Zugriff der roten Soldateska ret- 
ten zu können. 


Plötzlich wird die Tür aufgerissen. .Hände hoch!' brüllt ein schwerbe- 
waffneter Tommy. Die verblüfften Minister erheben sich. .Hose runter! 
bellen die Engländer. Das ist nicht zu überbieten. Nackt werden die Mit- 
glieder der Reichsregierung von hastigen Händen untersucht. .Nichts blieb 
undurchforscht berichtet ein Augenzeuge, der Adjutant von Großadmiral 
Dönitz, Walter Lüdde-Neurath. Dann werden die Minister wie Banditen in 
Unterhosen und Pyjamas auf die Straße getrieben. Ohne Rücksicht auf An- 
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stand und Schamgefühl müssen sich die Sekretärinnen der gleichen Behand- 
lung unterziehen, mit Maschinenpistolen bedroht, abgetastet, ausgeraubt." — 

Nun wieder zurück. 

Friedrich Christian Prinz zu Schaumburg-Lippe schreibt in „Dr. G.", 
S. 237: 

„Am Abend des Tages der Kapitulation Frankreichs vertrat ich aus- 
nahmsweise den persönlichen Adjutanten des Ministers und war darum 
draußen in Lanke. Goebbels hatte mich zusammen mit den Verbindungs- 
offizieren der drei Wehrmachtsteile zum Essen eingeladen. Die Zusammen- 
setzung der Gesellschaft fiel mir auf, denn sonst war meist nur einer der 
drei Herren bei ihm. Er stand mit allen persönlich sehr gut, schätzte sie 
ganz besonders. 

Natürlich stand der Abend von Anbeginn an im Zeichen des großen Er- 
eignisses: der französischen Kapitulation. 

Es war ein schöner, warmer Abend. Wir saßen bis spät in die Nacht 
draußen auf der weiten Terrasse des langgestreckten ebenerdigen Hauses. 

Daß Goebbels guter Stimmung war, fanden wir alle in Anbetracht des 
großen Ereignisses sehr verständlich — uns erging es ja ähnlich. Aber ich 
hatte von Beginn dieses Abends an das Empfinden, daß seine Stimmung 
noch mehr verriet. Es war, als gelinge es ihm nur mit äußerster Mühe, wei- 
tere, wesentlichere Gründe für eine schier unbändige Freude vor uns zu 
verheimlichen. 

Es mag wohl schon gegen elf Uhr gewesen sein, als er ans Telefon ge- 
rufen wurde. Er kam zurück und tat etwas, was er wohl überhaupt nur sehr 
selten in seinem Leben getan hat — und während des Krieges sonst bestimmt 
nie —, er bestellte plötzlich Sekt. Es mußte Außerordentliches in ihm vor- 
gehen. 

Goebbels zögerte, als falle es ihm schwer zu sprechen. Und dann sagte 
er mit unsicherer Stimme: .Meine Herren — es ist fast sicher, daß der Krieg 
zu Ende ist — eine bessere Nachricht kann es für uns meines Erachtens 
nicht geben, denn wir haben mit einem Minimum an Opfern eine Position 
erreicht, die unwahrscheinlich günstig ist. Jetzt kommt es darauf an, der 
Welt mit geradezu frappierender Großzügigkeit zu beweisen, daß wir nicht 
nur uns, sondern allen einen gerechten und dauerhaften Frieden sichern 
wollen. Wir sind entschlossen, Frankreich nichts zu tun, sondern ihm ein 
Bündnis anzubieten, das die beste Garantie für den Frieden ist.' 

Wir alle waren für Augenblicke wie gebannt. Dann freuten wir uns mit 
ihm so sehr, daß uns die Tränen in die Augen kamen. Ich hatte ein ganz 
starkes Gefühl der Dankbarkeit — vor dem Allmächtigen. Es schien mir als 
stünde uns eine Sternstunde der Menschheit bevor. Jetzt soll die Welt er- 
leben, was Hitler wirklich will — und all die kleinen Geister werden sich 
schämen müssen, weil sie ihn so sehr unterschätzt haben. Er wollte die 
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Macht nur, um wirklich Frieden zu stiften und Gutes tun zu können — wir 
werden es jetzt beweisen, denn nun haben wir die Macht dazu.' Er sagte es 
mit großer Überzeugungskraft. 

® Wenige Tage später zog bereits die erste Division Berliner Truppen 
auf dem Pariser Platz ein. Ganz Berlin war auf den Beinen, um die heim- 
kehrenden Soldaten zu empfangen. Goebbels stand als Gauleiter Groß- 
Berlins neben dem kommandierenden General Fromm, dem späteren Chef 
des Ersatzheeres, und wurde von Zehntausenden gefeiert wie nie zuvor. 
Wir glaubten an den Frieden. 


Als wir viel später einmal auf diesen Tag zu sprechen kamen und ich 
fragte, warum es damals eigentlich nicht zum allgemeinen Friedensschluß 
gekommen sei, da antwortete Goebbels mit einem einzigen lapidaren Satz: 
‚Weil im Krieg die Generale mehr zu sagen haben als die Politiker! " 


Noch vor Beendigung des Frankreichfeldzuges wird ein Teil der 
deutschen Soldaten entlassen. Hierzu Benoist-Mechin in „Der Himmel 
stürzt ein", S. 532: „In Deutschland und den besetzten Gebieten ent- 
läßt die Wehrmacht einen Teil ihrer Truppen. Alle im Herbst aufge- 
stellten Infanteriedivisionen werden nach Hause geschickt. Außerdem 
kehren mehrere motorisierte Verbände in ihre Heimatgarnisonen zu- 
rück. Diese Maßnahmen bestärkten die deutschen Generale in dem 
Gefühl, daß die Feindseligkeiten zu Ende gehen." 


Feldmarschall Albert Kesselring schreibt in „Soldat bis zum letzten 
Tag", S. 81: 


„Mit der Unterzeichnung des Waffenstillstandes am 22. Juni war prak- 
tisch der Feldzug zu Ende. Als ich von der Demobilisierung deutscher Hee- 
resverbände hörte, war die Hoffnung, daß Hitler den Krieg beenden wollte, 
nicht unbegründet. Hitler folgte damit sicherlich ebenso einer vorausschau- 
enden, staatspolitischen Konzeption wie einer geheimen Vorliebe für die 
Engländer, die — auch für mich ersichtlich — später immer wieder zum Aus- 
druck kam. So erinnere ich mich eines Vortrages anno 1943: Als ich über die 
kämpferischen Leistungen der Engländer urteilte, blickte Hitler mich scharf 
an und sagte, sich aufrichtend: ‚Ja, das sind auch Germanen!' " 


Und auf Seite 83 schreibt Kesselring: 

„Ein altes Wort besagt: ‚Nach dem Sieg binde den Helm fester.’ Gegen 
diese Grundregel hat Hitler verstoßen. Selbst wenn er an die Möglichkeit 
diplomatischer Verhandlungen glaubte, so war es für uns Soldaten unver- 
ständlich, daß mit der Demobilisierung von Teilen des Heeres begonnen 
wurde, ohne daß das Ende des Krieges greifbar vor Augen stand. Mag man 
auch daraus herauslesen, daß Hitler zum mindesten zu jener Zeit keinen 
Waffengang mit England und keine Ausweitung des Krieges nach Osten an- 
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strebte, so mußte er doch wissen, daß diplomatische Gespräche durch eine 
starke, einsatzbereite Wehrmacht am besten gefördert werden." 

Hitler hoffte, mit England einen für beide Teile ehrenvollen Frieden 
schließen zu können, dies geht aus vielen Äußerungen und Zeugnissen 
von Zeitgenossen hervor. Am 19. Juli sagte er in seiner Reichstagsrede 
unter anderem (Max Domarus „Hitler-Reden", Bd. 3, S. 1553): 


„Ich bin auch heute noch traurig, daß es mir trotz allen meinen Bemü- 
hungen mit England nicht gelungen ist, zu jener Freundschaft zu kommen, 
die — wie ich glaube — für beide Völker ein Segen gewesen wäre." 

In der gleichen Rede sagt er: 

„... meine Absicht war es nicht, Kriege zu führen, sondern einen neuen 
Sozialstaat von höchster Kultur aufzubauen." 

Und: 

„In dieser Stunde fühle ich mich verpflichtet, vor meinem Gewissen 
noch einmal einen Appell an die Vernunft auch in England zu richten Ich 
glaube dies tun zu können, weil ich ja nicht als Besiegter um etwas bitte, 
sondern als Sieger nur für die Vernunft spreche. Ich sehe keinen Grund, 
der zur Fortführung dieses Kampfes zwingen könnte. 

Ich bedauere die Opfer, die er fordern wird. Auch meinem eigenen Volk 
möchte ich sie ersparen." 


Die Antwort auf dieses Friedensangebot erhielt Hitler von Sefton 
Delmer, dem Kommentator der BBC und späteren Leiter des Soldaten- 
senders Calais. Delmer schildert in seinem Buch „Die Deutschen und 
ich" wie er, ohne eine Vollmacht der Regierung zu haben, Hitlers An- 
gebot ablehnte, S. 420: 


„Ich saß mit gespitzten Ohren am Lautsprecher im BBC-Studio. ‚So tut 
mir fast weh', hörte ich Hitler salbungsvoll sagen, ‚wenn mich das Schick- 
sal dazu ausersehen hat, das zu stoßen, was durch diese Menschen zum 
Fall gebracht wird... Und Herr Churchill sollte mir dieses Mal vielleicht 
ausnahmsweise glauben, wenn ich als Prophet jetzt folgendes ausspreche: 
Es wird dadurch ein großes Weltreich zerstört werden. Ein Weltreich, das 
zu vernichten oder auch nur zu schädigen niemals meine Absicht war... In 
dieser Stunde fühle ich mich verpflichtet vor meinem Gewissen, noch einmal 
einen Appell an die Vernunft auch in England zu richten ... ich sehe keinen 
Grund, der zur Fortsetzung dieses Kampfes zwingen könnte!" 

Wie sich später herausstellen sollte, war Hitlers Prophezeiung hinsicht- 
lich der Zerstörung des Empire gar nicht so abwegig. Unsere .antikolonia- 
listischen' Verbündeten und unsere eigenen ‚Klein-Engländer' — die Torys 
wie die Sozialisten — haben dafür gesorgt. Doch selbst wenn ich das da- 
mals gewußt hätte, so hätte es in jenem Augenblick weder mich noch ir- 
gendeinen anderen Engländer beeinflussen können. 
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Eine Stunde nach Hitlers Rede ging meine Antwort bereits durch den 
Äther. Und ohne auch nur einen Augenblick zu zögern, lehnte ich sein 
Friedensangebot ab. Meine Kollegen bei der BBC hatten dem, was ich sagen 
wollte, zugestimmt. Und das genügte mir als Vollmacht. 

‚Herr Hitler, sagte ich in meinem geschmeidigsten und ehrerbietigsten 
Deutsch, ‚Sie haben schon früher gelegentlich wegen der Stimmung in der 
britischen Öffentlichkeit meinen Rat eingeholt. Euer Exzellenz mögen mir 
deshalb gestatten, Ihnen heute abend wieder einmal diesen kleinen Dienst 
zu erweisen. Lassen Sie mich Ihnen sagen, was wir hier in England von 
Ihrem Appell an das denken, was Sie unsere Vernunft zu nennen belieben. 
Herr Führer und Reichskanzler, wir werfen Ihnen diese unglaubliche Zumu- 
tung zurück, mitten in Ihre übelriechende Führerfresse ...' " 

Ein Kommentar hierzu dürfte sich erübrigen. 


August Kubizek berichtet in seinem Buch „Adolf Hitler, mein Ju- 
gendfreund" von einer Einladung zu den Richard-Wagner-Festspielen 
in Bayreuth, S. 331: 


„Am Dienstag, dem 23. Juli 1940, nachmittags um drei Uhr, verkündete 
ein Bläserchor.... den Beginn der Oper... Während des Zwischenaktes 
eilte Wolfgang Wagner auf mich zu und sagte mir, daß mich der Führer zu 
sprechen wünsche. Wir gingen in den Salon, in dem sich ungefähr zwanzig 
Personen befanden, die sich in einzelnen Gruppen sehr anregend miteinan- 
der unterhielten. Ich konnte Hitler nicht sogleich entdecken, da er nicht 
mehr Zivil, sondern Uniform trug. Doch der persönliche Adjutant hatte 
mich ihm bereits gemeldet. Da kam er schon auf mich zu. Er trug einen 
einfachen feldgrünen Rock und streckte mir die beiden Hände entgegen. 
Sein Antlitz war sehr frisch und sonngebräunt. Die Freude, mich wieder- 
zusehen, schien noch tiefer, inniger zu sein. Vielleicht trug der Ernst des 
Krieges dazu bei, der auch für ihn die Gedanken auf die letzten, tiefsten 
Fragen des Daseins lenkte. Für ihn aber, der unmittelbar aus dem Kriege 
kam, war ich in dieser Stunde nicht bloß der Zeuge seiner Jugend, sondern 
auch der Freund, der, unabhängig von äußerem Geschehen, eine Wegspanne 
seines Lebens begleitet hatte. 

Hitler führt mich gegen die Längswand des Raumes. Hier stehen wir 
allein, während die Gäste abseits von uns ihre Gespräche fortführen. Er 
hält meine Hand fest und blickt mich lange an. 

‚Diese Aufführung ist heuer die einzige, die ich besuchen kann', sagte 
er. .Aber es geht nicht anders, es ist Krieg.‘ Und mit einem grollenden 
Unterton in der Stimme: .Dieser Krieg wirft uns um viele Jahre in der Auf- 
bauarbeit zurück. Es ist ein Jammer. Ich bin doch nicht Kanzler des Groß- 
deutschen Reiches geworden, um Krieg zu führen.' 

Ich wunderte mich, daß der Kanzler nach den großen militärischen Er- 
folgen in Polen und Frankreich so sprach. Vielleicht trug dazu auch der Um- 
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stand bei, daß ihn meine Gegenwart an das eigene Alter gemahnte. Wir 
waren ja beide miteinander jung gewesen. Da er nun an mir die unverkenn- 
baren Zeichen des Älterwerdens sah, wurde auch er sich deutlich bewußt, 
daß die Jahre nicht spurlos an ihm vorübergegangen waren, obwohl er mir, 
seit ich ihn kannte, noch nie so gesund und kraftvoll erschienen war wie 
jetzt. 


‚Dieser Krieg nimmt mir meine besten Jahre. Sie wissen, Kubizek, wie- 
viel ich noch vor mir habe, was ich noch bauen will. Das möchte ich aber 
selbst erleben, verstehen Sie mich? Sie wissen am besten, wie viele Pläne 
mich von Jugend auf beschäftigen. Nur weniges davon konnte ich bisher in 
die Tat umsetzen. Noch habe ich unerhört viel zu tun. Wer soll es machen? 
und da muß ich zusehen, wie mir der Krieg die wertvollsten Jahre nimmt. 
Es ist ein Jammer ...' " 


E. G. Kolbenheyer, dessen Lebensbericht „Sebastian Karst" beson- 
ders von unserer Jugend gelesen werden sollte, schreibt in Bd. II, 
S. 209: 


„Man muß vor Augen behalten, daß Hitlers Handlungen bis zu dem 
Zeitpunkte, als er nach Besiegung Frankreichs die Hand zum Frieden bot, 
im wesentlichen nichts anderes bedeuteten, als eine naturgemäße Korrektur 
der Zwangspakte nach 1918 und eine Wiederaufrüstung Deutschlands zur 
Parität mit den anderen freien Völkern. Es hätte der Ausbruch des Krieges 
tatsächlich leicht verhindert werden können, und es hätte der Krieg mit 
Aussicht auf Befriedung Europas nach diesem ersten Angebot Hitlers be- 
endet werden können, wenn nicht Männer wie Churchill am Ruder der 
Feindstaaten gestanden wären ..." 


Noch etwas scheint mir — im Zusammenhang gesehen — nicht un- 
wesentlich zu sein. „Nation Europa" schreibt unter der Überschrift 
„Neues Licht auf Dünkirchen" in Heft 4/66, S. 43: 


„Der französische Dokumentarfilm über den Frankreichfeldzug 1940, der 
übrigens den deutschen Soldaten fast unverzerrt darstellt, zeigt auch den 
Ablauf des Dramas von Dünkirchen in eindrucksvollen Bildausschnitten. In 
der deutschen Fassung lautet der Kommentar dazu etwa so: ‚Die Kata- 
strophe schien unvermeidlich; da griff das Schicksal ein — in Gestalt der 
Dummheit Hitlers. 

Nach dem strategischen Meisterstück des Frankreichfeldzuges kann nur 
ein Narr dem Sieger als „Dummheit" ankreiden, daß er ein Gemetzel zu 
vermeiden trachtete. Aber Hitlers Zurückhaltung gegenüber dem geschlage- 
nen britischen Expeditionskorps hat auch sachkundigere Kritiker vor ein 
Rätsel gestellt. 


Haben Geländeschwierigkeiten den Einsatz der deutschen Panzerwaffe 
unmöglich gemacht? — Guderian widerspricht dieser Vermutung. 


82 


Sollte der Luftwaffe der Ruhm des Vernichtungsschlages zugeschoben 
werden und hat sie dabei versagt? — Es ist kein Massenangriff erfolgt, 
obwohl er leicht hätte durchgeführt werden können. 

Stand Hitlers Englandneigung der sich aufdrängenden militärischen Ent- 
scheidung im Weg? — Diese Vermutung kommt, obwohl sie oft bestritten 
wurde, der Wahrheit vielleicht näher. Allerdings waren dabei nicht etwa 
verschwommene pangermanische Gefühle ausschlaggebend, sondern — wie 
aus einer neueren Veröffentlichung hervorgeht, die realpolitische Aussicht, 
den großen Krieg im Westen, den Hitler so sehr scheute, unter tragbaren 
Bedingungen zu beenden. 


Peter Priestley schrieb darüber in der New Yorker .Staatszeitung und 
Herold' (21. 11. 1965]: 

Eine politische Bombe ist durch den Rundfunkvortrag eines schwe- 
dischen Diplomaten in England explodiert. Der einstmalige schwedische 
Botschafter in London, Björn Prytz, enthüllte, daß ihm der frühere bri- 
tische Unterstaatssekretär im Auswärtigen Amt, R. A. Butler, am 17. 
Juni 1940 anvertraute, Churchill und der Kreis der Scharfmacher könn- 
ten den Krieg schwerlich fortsetzen und man habe an ein Übereinkom- 
men mit Hitler zu denken, um zu einem Waffenstillstandsvertrag zu 
gelangen. 

Zur damaligen Zeit war Lord Halifax britischer Außenminister, und 
auch er soll zu verstehen gegeben haben, daß die britische Politik von 
Verstand und Vernunft und nicht durch Bravourstücke gelenkt würde. 

Der schwedische Botschafter übermittelte telegraphisch noch am glei- 
chen Tage den Wortlaut seiner Unterredung mit Mr. Butler an seine Re- 
gierung. Die Äußerung wurde im schwedischen Staatsrat erörtert, und 
sowohl der Inhalt des Telegramms als auch die Debatte im schwedischen 
Kabinett wurden protokollarisch festgelegt. 

Als später die schwedische Regierung im Jahre 1946 ein Weißbuch 
über die Lage Schwedens während des Zweiten Weltkrieges veröffent- 
lichen wollte, wurde vorher die britische Regierung über dessen Inhalt 
unterrichtet. Auf Wunsch der britischen Regierung wurde in diesem 
Weißbuch weder das Telegramm noch die Debatte im schwedischen Par- 
lament erwähnt. 

Als 1964 ein schwedischer Minister diese Begebenheit in seinen Er- 
innerungen veröffentlichen wollte, gelang es der britischen Regierung 


abermals, diese außergewöhnliche Stellungnahme ihres Unterstaatssekre- 
tärs zu unterdrücken..." 


Es scheint doch so, daß manches ganz anders war, als es uns 1945 
gesagt wurde. — 


Dr. Hans Severus Ziegler schildert in „Adolf Hitler aus dem Erleben 
dargestellt" eine Begegnung mit Hitler, S. 80: 
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„Es war gegen Ende Juli 1940, als wir im Hotel .Elephant' in Weimar 
gegen Abend um Hitler herum saßen. Zu seiner Linken hatte er den Thü- 
ringischen Gauleiter Fritz Sauckel, zu seiner Rechten mich sitzen heißen. 
Näher am Geschehen von Weltgeschichte habe ich mich nie befunden, als 
in jenen drei Stunden, so nahe bei Hitler. Acht Herren seiner Begleitung 
saßen noch am Tisch, unter ihnen sein Arzt Dr. Brandt und Reichsschatz- 
meister Schwarz, beide untadelige Männer von voller Hingabe an Hitlers 
Aufgaben. Für das Ereignis dieser Stunden muß man dem Schicksal dank- 
bar sein. Wer zu diesem Zeitpunkt in dieser Nähe etwas anderes als eine 
freudige Erschütterung und tiefe Dankbarkeit empfunden hätte, müßte kein 
Deutscher gewesen sein. So wenigstens mußte ich's damals fühlen. Hitler 
berichtete sehr lebhaft, im vollen Elan seiner bezwingenden Erzählergabe, 
aber immer doch einfach, klar und bescheiden in den Ausdrücken, weder 
dramatisch noch pathetisch. Alles kam prägnant und folgerichtig, als gäbe 
er sich selbst noch einmal einen sachlichen Überblick und Rechenschafts- 
bericht. Hier sprach keiner, der als ‚der größte Feldherr aller Zeiten’ geprie- 
sen sein wollte. Ebenso wie er die Byzantiner haßte, haßte er solche Titu- 
lierungen, die jene erfanden. Unter anderem weiß ich von dieser Stunde 
her aus seinem Munde, also authentisch, daß er jenen den meisten Gene- 
rälen unverständlichen Abzug der größten Teile der geschlagenen englischen 
Truppen bei Dünkirchen aus sehr triftigen Gründen hat geschehen lassen. 
Hitler erschien am 24. Mai im Hauptquartier des Chefs der Heeresgruppe A, 
Generaloberst von Rundstedt, in Charleville, um die am 23. Mai erlassenen 
Befehle, wonach der Panzerkessel um Dünkirchen zusammenzudrücken und 
die gesamte englisch-französische Truppensammlung in die Gefangenschaft 
zu führen sei, zurückzunehmen. Hitler hat den Generalen Rundstedt, Blu- 
mentritt und Sodenstern seinen Haltebefehl in allen Einzelheiten begründet, 
vor allem mit dem Hauptargument, daß er mit England zu einem Frieden 
kommen wolle, der nicht gegen dessen Ehre sei. Das gleiche Argument hat 
ihn auch von dem Plan einer Invasion in England schließlich abgebracht. 
Er hielt eisern und verbissen an dem Grundsatz fest, daß Deutschland Eng- 
land für die Zukunft brauchte und er es deshalb jetzt im Hinblick auf künf- 
tige politische Möglichkeiten unter keinen Umständen demütigen wollte. 
Die Vorwürfe, die man ihm aus dieser Entscheidung gemacht hat, erinner- 
ten mich immer stark an jene, die man gegen Bismarck erhob, der nach 
Königgrätz dem König von Preußen und der preußischen Generalität den 
Weitermarsch auf Wien versagte, um die Österreicher nicht bis ins Letzte 
zu demütigen: weil er sie eines Tages als Bundesgenossen gewinnen wollte! 
Auch damals unter den Fürsten und Generälen ein allgemeines .Schütteln 
des Kopses', wie es bei Wilhelm Busch heißt. Die englandfreundliche Ein- 
stellung Hitlers hier neu zu bestätigen, habe ich genügend Anlaß ..." 
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Demgegenüber Fabian von Schlabrendorff, Angehöriger des Wider- 
stands, in „Offiziere gegen Hitler", S. 53: 

„Wir wußten, daß Hitler damals der Luftwaffe den Befehl gegeben hatte, 
nicht nur militärische Zentren zu bombardieren, sondern auch Wohnviertel 
anzugreifen und vor allem historische Erinnerungsstätten Englands, vor- 
züglich die alten Kirchen, zu vernichten. Diesen Befehl begründete Hitler 
mit der Erwägung, es sei notwendig, auf diese Weise den englischen Stolz 
zu treffen und das englische Volk zu demütigen." 

Es erscheint mir wesentlich, die Worte von Schlabrendorffs mit den 
vorherigen Zitaten zu vergleichen. 

Dr. Ziegler, der Vorbereitungen zu einer Festaufführung des „Flie- 
genden Holländers" anläßlich einer geplanten Truppenparade in Paris 
zu treffen hatte, berichtet von seiner großen Enttäuschung, als die 
Parade und auch die Festaufführung in letzter Minute von Hitler ab- 
geblasen wurde, a. a. O., S. 90: 

„Die wenigsten Menschen der Gegenwart wissen, daß Hitler diese Ent- 
scheidung aus politisch-völkischem Taktgefühl traf. Er hielt es nach gründ- 
lichen Erwägungen für richtig, nicht allein im Hinblick auf den von ihm 
hochgeachteten Marschall Petain, der in seinen Augen ein großer Soldat 
war, sondern auch mit Rücksicht auf die tapfere französische Armee, die 
Franzosen durch eine solche Parade im Zentrum von Paris nicht unnötig 
zu demütigen. Wir haben hier einen Beweis für Hitlers Takt gegenüber 
dem Gegner, den er bekanntlich auch bei den Waffenstillstandsverhandlun- 
gen im Walde von Compiegne bewiesen hat." 


Zum Abschluß dieses Kapitels nochmals Hans Grimm in „Woher — 
Warum — Aber Wohin?", S. 370: 

„Es geschieht auch nach dem Waffenstillstandstag die ganzen folgenden 
Jahre hindurch alles nur mögliche, um den Franzosen Achtung zu zeigen und 
ihnen eine ihnen selbst erstaunliche Bereitschaft zu beweisen, wie sie frei- 
lich von einem, der wie der Mann Hitler den inneren Zusammenschluß und 
eine Erneuerung des Abendlandes zur gemeinsamen Erhaltung als traum- 
haftes Ziel sucht, dargetan werden muß. Jede öffentliche Bekanntgabe der 
nicht wenigen französischen Kriegsscheußlichkeiten wird auf Hitlers An- 
ordnung eingestellt. Die deutschen Besatzungen in Frankreich erhalten den 
Auftrag, zu unterstützen, wo sie nur vermögen, und den vielen zurückzu- 
helfen, die ihre Wohnstätten und ihre Wohnorte flüchtend verlassen haben. 
Von den Soldaten mit ihrer so ordentlichen ruhigen Haltung wird die 
Freundlichkeit nicht nur befehlsgemäß sondern gern gewährt." 


Meine Absicht ist es auch jetzt wieder, zu berichten, zu zitieren, 
nichts zu verherrlichen, nichts zu beschönigen, aber auch nichts zu ver- 
zerren und nichts von dem, was mir bis heute bekannt ist, zu ver- 
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schweigen, sondern nach bestem Wissen und Gewissen der Wahrheit 
zu dienen und nichts anderem als der Wahrheit. Es bleibt dem Leser 
überlassen, sich eine eigene Meinung zu bilden. 


II. 


Der Luftkrieg 


Artikel 22 der Haager Landkriegsordnung lautet: „Die Kriegführen- 
den haben kein unbeschränktes Recht in der Wahl der Mittel, den 
Feind zu schädigen." 


Hören wir, was der verstorbene Rechtsanwalt Dr. Laternser zu Ar- 
tikel 25 zu sagen hat, „Bilanz des Zweiten Weltkriegs", S. 411: 


„Ist die Menschheit mit Luftkrieg und Atombomben gegen die Zivilbe- 
völkerung in eine Phase eingetreten, in der gerade die furchtbarsten Metho- 
den zur Niederkämpfung des Gegners nur noch Probleme der Technik und 
der Wissenschaft sind und darauf verzichtet wird, sie mit den Maßstäben 
des Rechtes zu messen? Artikel 25 der Haager Landkriegsordnung lautet: 
‚Es ist untersagt, unverteidigte Städte, Dörfer, Wohnungen oder Gebäude, 
mit welchen Mitteln es auch sei, anzugreifen oder zu beschießen.' Die Worte: 
‚... mit welchen Mitteln es auch sei' wurden 1907 auf der zweiten Haager 
Friedenskonferenz eingefügt. Sie bezweckten klarzustellen, daß unvertei- 
digte Ortschaften auch aus der Luft nicht angegriffen werden dürfen. Die 
Delegierten hielten diese Feststellung für erforderlich, nachdem die Erklä- 
rung vom 29. Juli 1899 ‚betr. das Verbot des Werfens von Geschossen und 
Sprengstoffen aus Luftschiffen oder auf ähnlichen neuen Wegen' von der 
zweiten Haager Friedenskonferenz nicht erneuert worden war. Sie war auf 
fünf Jahre befristet gewesen. 


Es wird die Ansicht vertreten, Artikel 25 beziehe sich nur auf den Ein- 
satz der taktischen Luftwaffe im Landkrieg, nicht dagegen auf den selbstän- 
digen Luftkrieg. Es kann dahingestellt bleiben, ob diese Auffassung richtig 
ist. Auf jeden Fall war das unterschiedslose Flächenbombardement, wie es 
die britische und die amerikanische Luftwaffe gegen die deutschen Städte 
und die deutsche Zivilbevölkerung angewendet haben, völkerrechtswidrig. 
Diese Luftangriffe beschränkten sich nicht darauf, militärische Bauten, An- 
lagen, Niederlagen von Kriegsmaterial und Einrichtungen, die den Bedürf- 
nissen der deutschen Wehrmacht dienten, zu vernichten, sondern waren 
systematisch gegen die Zivilbevölkerung gerichtet und bezweckten, die mo- 
ralische Widerstandskraft des deutschen Volkes zu brechen." 
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Es ist also einwandfrei ein Kriegsverbrechen, unverteidigte Städte, 
die nicht im Angriffsbereich einer kämpfenden Truppe liegen, mit 
Bomben zu belegen. Trotzdem kann ich mich nicht entsinnen, daß — 
weder in Nürnberg noch anderswo — Verbrechen dieser Art, die nicht 
von Deutschen begangen wurden, bestraft worden sind. 

„Nation Europa" Heft 11/57, S. 49: 

„Am 1. September 1939 richtete Präsident Roosevelt an die Regierungen 
von Deutschland, England, Frankreich, Italien und Polen einen Appell, mit 
dem er die Regierungen ersuchte, öffentlich zu versichern, ‚in keinem Fall 
und unter keinen Umständen Zivilpersonen oder unbefestigte Orte aus der 
Luft anzugreifen'. 

In seiner Antwort erklärte Hitler am 2. September 1939, daß diese Auf- 
fassung ganz seiner Ansicht entspreche, und nahm Roosevelts Aufforderung 
bedingungslos an (Anmerkung hierzu: ‚Eine Rechtfertigung oder Verherr- 
lichung der Gewaltherrschaft ist mit dieser historischen Feststellung weder 
vom Verfasser noch vom Herausgeber beabsichtigt. NE')." 


Die ersten Bomben des Zweiten Weltkriegs auf nichtmilitärische 
Ziele fielen am 11. Mai 1940, einen Tag nach dem Beginn des West- 
feldzugs. „Bilanz des Zweiten Weltkriegs", S. 162: 


„Die Kriegspartner befleißigten sich zunächst großer Zurückhaltung im 
Bombenkrieg und beschränkten ihre ersten belanglosen Angriffe während 
des .Sitzkriegs' auf einwandfrei militärische Ziele. Nach diesem Auftakt 
hoffnungsvoller Mäßigung griff die RAF am 11. Mai 1940 — einen Tag nach 
Übernahme des Vorsitzes im Kriegskabinett durch Premierminister Chur- 
chill — als erste die offene Stadt Freiburg i. B. an. Hierüber heißt es in 
einem Dokumentarbericht des Unterstaatssekretärs im britischen Luftmi- 
nisterium J. M. Spaight: 

‚Wir begannen Städteziele in Deutschland zu bombardieren, ehe dies 
die Deutschen in England taten. Das ist eine historische Tatsache, die 
auch öffentlich zugegeben ist. Doch weil wir im Zweifel waren über die 
psychologische Wirkung der Verdrehung der Wahrheit, daß wir es wa- 
ren, die die strategische Luftoffensive starteten, sind wir davor zurück- 
geschreckt, diesen Entschluß vom Mai 1940 der Öffentlichkeit, die ein 
Recht darauf gehabt hätte, bekanntzugeben. Das hat sich nachträglich als 
schwerer Fehler erwiesen, denn es war ein wahrhaft großer, ein hero- 
ischer Entschluß ähnlich dem der verbrannten Erde.' (Hervorhebung vom 
Verfasser) 


Nach J. M. Spaights Aussage und der anderer Militärkritiker war es der 
britische Premierminister, der den .unterschiedslosen' Luftkrieg, wie er in 
England heißt, auslöste. Der englische Militärkritiker, General Füller, 
schreibt: 
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‚Wenn Churchill auch als Oberbefehlshaber der britischen Streitkräfte 
auch nicht selber Feldherr sein konnte, so überwand er diese Schwierig- 
keit, indem er seinen eigenen Privatkrieg mit dem Bomberkommando 
der RAF als seiner Haupttruppe führte. Am 11. Mai 1940 ließ er Frei- 
burg i. B. bombardieren. Hitler schlug zunächst nicht zurück, aber es ist 
kein Zweifel, daß diese Angriffe auf Freiburg i. B. und andere Städte 
ihn förmlich darauf hinstießen, nun auch seinerseits zum Angriff über- 
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zugehen‘. 


Es ist interessant, von englischer Seite festgestellt zu sehen, daß 
es Engländer waren, die Freiburg bombardierten, da über diesen An- 
griff die unterschiedlichsten Meinungen bestehen. Einmal heißt es, Hit- 
ler habe die Bomben von deutschen Flugzeugen werfen lassen, um 
einen Vorwand zum Angriff auf englische Städte zu haben, zum ande- 
ren heißt es, der Bombenabwurf sei das Versehen eines deutschen 
Kampfverbandes gewesen, der Mülhausen angreifen sollte, sich aber 
verfranzt hätte und irrtümlicherweise Freiburg bombardierte. Erst 
kürzlich las ich einen diesbezüglichen Bericht in einer deutschen Tages- 
zeitung, in dem gesagt wurde, daß dieser Tatbestand aus propagan- 
distischen Gründen von der deutschen Regierung unterdrückt worden 
sei, um einen Grund für Repressalien zu haben. 


Nachfolgend der Bericht eines Angehörigen der Luftwaffe aus „Na- 
tion Europa", Heft 2/56, S. 43: 

„Die Zeitschrift ‚Quick' Nr. 6 vom 5. Februar 1955 veröffentlicht einen 
Bildbericht mit der Oberschrift: ‚Bomben, die Europa trafen‘, ‚Die Tragödie 
von Freiburg endlich aufgeklärt‘. In diesem Bericht wird behauptet, daß ein 
deutscher Verband vom Kampfgeschwader 51 die Bomben auf Freiburg ge- 
worfen habe. Dies ist erfunden! 


Ich wurde erst aufmerksam, als ich las, daß es Angehörige des Kampf- 
geschwaders 51 gewesen sein sollten, dem ich um diese Zeit angehörte. 
Unter anderem wird in dem Bericht eine H 111 mit dem Edelweißwappen 
gezeigt mit der Unterschrift: ‚Eine der Unglücksmaschinen?' Das kann auf 
keinen Fall stimmen. Ich war beim fliegenden Personal der Gruppe, die das 
Edelweiß als Wappen an ihren Flugzeugen hatte und habe zusammen mit 
dieser Gruppe am 10. Mai 1940 den ersten Angriff im Frankreichfeldzug 
geflogen. Aber nicht mit einer H 111, denn die Edelweißgruppe des Kampf- 
geschwaders 51 hatte zu diesem Zeitpunkt keine H 111 mehr, sondern mit 
einer Ju 88, mit der das Geschwader schon im März 1940 ausgerüstet wurde. 
Wir hatten diese Maschinen, also die Ju 88, in Barth, in Pommern erhalten 
und wurden im April 1940 nach Bayern verlegt und meine Gruppe, die Edel- 
weißgruppe, kam nach Fürstenfeldbruck. Am Abend des 9. Mai 1940 flog 
die ganze Gruppe geschlossen nach München-Riem, wo sie in der Nacht mit 
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250-kg-Bomben beladen wurde. (Im Bericht des ‚Quick' ist von 50-kg-Bom- 
ben die Rede.) Am Morgen des 10. Mai starteten wir zum ersten Angriff 
auf Frankreich. Wir überquerten den Rhein zwischen Karlsruhe und Mann- 
heim und flogen dann Richtung Dijon, denn das war unser erstes Angriffs- 
ziel und nicht Mühlhausen, wie in dem Bericht angegeben. 

Wenn unter dem Bild des Bordfunkers Kurt B. angegeben wird, daß in 
dem Verband über den angeblichen Bombenabwurf auf Freiburg gesprochen 
worden ist, so ist auch das erlogen. Man schreibt: ‚Trotzdem beruhigten sich 
die Gemüter in unserem Verband noch lange nicht.‘ Kein Wort davon ist 
wahr! Als Angehöriger dieses Verbandes, mit dem ich vom 10.—-19. Mai 
1940 (am 19. Mai wurde ich abgeschossen) jeden Tag nach Frankreich Ein- 
sätze geflogen bin, hätte ich ein Wort darüber hören müssen, denn wir 
haben innerhalb der Besatzungen unserer Gruppe nach jedem Flug unsere 
Eindrücke ausgetauscht. Und wer bei der Fliegerei war, wird mir bestätigen, 
daß dort offen gesprochen wurde. Wenn in dem Bericht weiterhin behauptet 
wird, die Maschinen hätten sich verfranzt und statt Mühlhausen Freiburg 
angegriffen, ist das unmöglich. Am 10. Mai herrschte strahlender Sonnen- 
schein und eine wunderbare Sicht. Selbst für einen mittelmäßigen Flieger 
wäre es unmöglich, ja absurd, Freiburg mit Mühlhausen zu verwechseln, 
weil ja noch der Rhein dazwischen liegt. Um so unmöglicher auch, als das 
Kampfgeschwader 51 hervorragend ausgebildet war.' 

Hermann Blicker, Karlsruhe, in .Deutscher Aufbruch’, München, Februar- 
Ausgabe 1955." 

Obwohl der Angriff auf Freiburg in bezug auf die Verantwortlich- 
keit für den Luftkrieg unerheblich ist — diese ist seit März 1944 durch 
Mr. Spaight in seinem Buch „Bombing Vindicated" („Bombenkrieg ge- 
rechtfertigt") zweifelsfrei geklärt — ist es gut, auch hier die ganze un- 
eingeschränkte Wahrheit zu wissen. 


Nebenbei sei noch erwähnt, daß der erste Luftangriff auf eine 
offene Stadt, dem Kinder zum Opfer fielen, bereits im Ersten Welt- 
krieg, am 21. Juni 1916, auf Karlsruhe durch Franzosen erfolgte. „Na- 
tion Europa", Heft 7/55, S. 52: 

„Wir entnehmen dem guten Buch .Das offene Problem’ von Otto Abetz 
(Greven Verlag, Köln) folgende Zeilen, die über dieses Ereignis berichten: 

‚Noch heute sehe ich es vor mir, wie nach dem Luftangriff vom Fron- 
leichnamstag 1916, dem über 50 Karlsruher Kinder zum Opfer fielen, Bahren 
verletzter und durch den Luftdruck betäubter Jugendlicher weggetragen wur- 
den, wie verzweifelte Mütter zwischen den in langen Reihen gelagerten und 
mit Tüchern verdeckten Kinderleichen herumirrten und nach ihren vermißten 
Buben und Mädchen suchten.' " 

In „Bilanz des Zweiten Weltkriegs" lesen wir weiter: 
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„Erst 4 Monate später, am 4. September 1940, nachdem zahlreiche andere 
Städte, darunter Berlin, achtmal angegriffen worden waren, erfolgte der 
deutsche Gegenschlag mit dem ersten Tagesangriff auf London. — Deutsch- 
land hat sich also nicht, zu allem sonst berechtigten Schuldgefühl — an dem 
wir schwer zu tragen haben —, auch noch das Bleigewicht der Schuld an 
der Herausforderung des totalen Luftkriegs aufzubürden. Diese Zumutung 
ist uns selbst von der Gegenseite niemals ernsthaft gestellt worden. 

Die ‚Vergeltungsfrage' hat im Luftkrieg vorwiegend eine propagandi- 
stische Rolle gespielt, um das aufkommende Murren im Volke zu be- 
schwichtigen. Es wurde die Vorstellung erweckt, daß wachsenden Angriffen 
mit stärkeren Gegenschlägen begegnet würde. In Wirklichkeit war wohl 
jede Partei, nachdem nun der hemmungslose Luftkrieg eröffnet war, ent- 
schlossen, das neue Gewaltmittel des Bombenterrors gegen zivile Ziele ein- 
zusetzen, und zwar, sobald man die Mittel dazu hatte, im vollsten Aus- 
maße aller Möglichkeiten ... 


Der Entschluß, mit der Entfesselung des Terrorkriegs Europa in den 
Feuerofen eines wissenschaftlichen Luftbrandkriegs, in ein Meer von Blut 
und Tränen zu stürzen, war nach Spaight .großartig und schauerlich'. Es gibt 
in der Tat außer Hiroshima kaum einen schrecklicheren Entschluß in der 
Kriegsgeschichte als diesen, der Lebensordnung der über ganze Zeitab- 
schnitte hinweg organisch gewachsenen abendländischen Stadtkultur Krieg 
und Vernichtung anzusagen, zumal man seit tausend Jahren die Menschen 
gelehrt hatte, Kriege als Männersache zu führen und Frauen und Kinder 
herauszuhalten. 


Vieles, was nach dem Kriege im Zuge der Gewissenserforschung über 
eine deutsche .Bombenschuld’ vorgebracht worden ist, läßt sich bei nach- 
träglicher Kenntnis der wahren Zusammenhänge nicht aufrecht erhalten ... 


Nach landläufiger Meinung gilt das Bombardement von Coventry am 14. 
November 1940 als die erste Übersteigerung des Bombenkriegs ins Riesen- 
hafte. So wenigstens wurde es von der deutschen Kriegspropaganda hinge- 
stellt. In Wirklichkeit war dieser mit 400 mittleren Kampfflugzeugen gegen 
das Zentrum der britischen Flugzeugmotorenindustrie geführte Angriff die 
größte Aktion der deutschen Luftwaffe überhaupt, blieb aber in der Wir- 
kung mit knapp '/» qkm zerstörter Fläche verhältnismäßig bescheiden. Die 
Produktion sank nur vorübergehend ab und lief nach 2 Monaten wieder 
normal. Erst nach 8 Monaten erfolgte ein zweiter, sehr viel schwächerer 
Angriff. Die Vorstellung, daß Coventry an unserer Trümmergegenwart 
‚schuld sei‘, daß ohne Coventry die deutschen Städte verschont geblieben 
wären, ist zu einfach. Die Bomberflotten der Kriegspartner waren militä- 
rische Verbände, die nicht moralisch-ideologischen, sondern realistischen Er- 
wägungen folgten. Die Vernichtungsarbeit war auf beiden Seiten eine krie- 
gerische Aktion, das Ergebnis einer neuen strategischen Erwägung, deren 


90 


Rechtfertigung vorwiegend in vermeintlicher Kriegsverkürzung gesehen 
wurde. Unter den Erklärungen, welche die Initiatoren und Akteure dieser 
Barbarisierung der Kriegführung zu ihrer Entschuldigung bereithalten, ist 
diejenige die häufigste, daß es ein Verbrechen am eigenen Volke gewesen 
wäre, die Städte des Gegners nicht zu zerstören und damit das Leben der 
eigenen Soldaten aufs Spiel zu setzen. Wenn es dem britischen Kriegs- 
kabinett um Vergeltung gegangen wäre, so hätte es das Städtebombarde- 
ment nach dem Angriff auf Rostock Ende April 1942 einstellen können, denn 
nach englischem Zeugnis .stieg mit diesem Angriff in Deutschland die bis- 
her zerstörte Fläche bebauten Stadtgebiets auf 3,5 qkm und stellte unsere 
Rechnung glatt' (Harris). Man zuckt zusammen, wenn man dies liest, aber 
es ist so. Und welchen Sinn hätte eine Revanchethese für die Amerikaner 
gehabt, auf deren Land nie eine deutsche Bombe gefallen ist?" 


Winston Churchill sagte laut Bericht in seinen „Memoiren" 1924 
(zitiert nach DDDr. Scheidl, Bd. 5, Seite 14): 

„Ich bin dafür, methodisch bereitete Bazillen absichtlich auf Menschen 
und Tiere loszulassen... Pest, um die Bewohner weiter Gebiete zu töten 
— das alles nenne ich fortschrittliche Kriegswissenschaft... Es wird sich 
das nächste Mal darum handeln, Frauen und Kinder, ja die ganze Zivilbe- 
völkerung überhaupt auszurotten ..." 

Verschiedene Aussprüche Churchills: 


Am 8. 7. 40 an den britischen Flugbauminister: 
"... ein alles vernichtender und alles ausrottender Luftkrieg mit ganz 
schweren Bomben von England aus gegen das Nazi-Heimatland." 


Herbst 1940 an den engl. Luftfahrtminister: 

„Ich verlange ... Bomben in großer Menge über Deutschland abzuwerfen 
unter Bedingungen, bei denen... keine besondere Treffsicherheit erreicht 
werden kann." 


Am 19. 5. 43 in einer Rede: 

„.. sowohl in Nacht- wie in Tagesangriffen... je ausdauernder und 
härter der Luftkampf wird, umso besser für uns." 

General de Gaulle berichtet über Churchills Absichten im Jahre 
1940 in seinem Erinnerungswerk: 

„Ich sehe ihn noch in Chequers, an jenem Augusttag, wie er seine 
Fäuste gegen den Himmel schüttelte und schrie: ‚Sie wollen und wollen 
nicht kommen!' 

‚Eilt es Ihnen so sehr', sagte ich zu ihm, .Ihre Städte in Trümmerhaufen 
zerbombt zu sehen?' 

‚Ja, sehen Sie', erwiderte er mir, ‚die Bombardierung von Coventry, Ox- 
ford, Canterbury würde solch einen Sturm der Entrüstung in den Vereinig- 
ten Staaten hervorrufen, daß sie bestimmt in den Krieg eintreten!’ " 
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Sir A. Harris: 

„Außer in Essen wurde niemals ein Industriewerk als besonderes Ziel 
angenommen... Unser Hauptziel war stets die Innenstadt... Vernichtung 
von Wohnraum und lebenswichtigen Einrichtungen." 

(Zitate aus „Nation Europa", Heft 2/56, S. 45 u. f.) 

Verschiedene Aussprüche Hitlers: 


Am 19. 9. 39 in Danzig: 

„Ich habe der deutschen Luftwaffe den Auftrag gegeben, daß sie diesen 
Krieg human, d. h. nur gegen kämpfende Truppen führt." 

Am 6. 10. 39 in seiner Reichstagsrede nach Beendigung des Polen- 
feldzugs: 

„So wie die Genfer Konvention einst es fertigbrachte, wenigstens bei 
den zivilisierten Staaten die Tötung Verwundeter, die Mißhandlung Ge- 
fangener, den Kampf gegen Nichtkriegsteilnehmer usw. zu verbieten, und 
so, wie es gelang, diesem Verbot im Laufe der Zeit zu einer allgemeinen 
Respektierung zu verhelfen, so muß es gelingen, den Einsatz der Luftwaffe, 
die Anwendung von Gas usw., des U-Bootes, aber auch die Begriffe der 
Konterbande so festzulegen, daß der Krieg des furchtbaren Charakters eines 
Kampfes gegen Frauen und Kinder und überhaupt gegen Nichtkriegsteil- 
nehmer entkleidet wird." 

(Max Domarus „Hitler-Reden", Bd. III, S. 1360 u. 1392) 


Befehl vom 25. 1. 40: 

„Luftangriffe gegen Erdziele auf dem brit. Mutterland einschl. der Häfen 
verboten. Ausnahme: Docks und Minenkrieg." 

Am 20. 6. 40: 

„Verbot von Luftangriffen auf Bordeaux, das von der franz. Regierung 
zur offenen Stadt erklärt worden war." 

Am 1. 8. 40, Weisung Nr. 17 „über die Führung des Luft- und See- 
krieges gegen England": 

5 Terrorangriffe als Vergeltung behalte ich mir vor." 

Am 4. 9. 40: 

„Churchill ist der Erfinder der Nachtluftangriffe, der wähl- und ziellosen 
Bombenangriffe... Ich habe drei Monate lang das nicht beantworten lassen. 
Und wenn sie erklären, sie werden bei uns Städte in großem Ausmaß an- 
greifen — wir werden ihre Städte ausradieren." (Auch in Hitlers Reden vom 
15. Oktober, 8. und 14. November, 10. Dezember.) 

Am 8. 11. 40 in einer Rede: 

„ ... Ich habe jahrelang der Welt die Vorschläge gemacht, man solle den 
Bombenkrieg einstellen, besonders gegen die Zivilbevölkerung!” 

{Zitate aus „Nation Europa", Heft 2/56, S. 43 u. f.) 
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In diesem Zusammenhang sei nochmals auf das Zitat des Herrn von 
Schlabrendorff hingewiesen (S. 85). 

R. Grenfell zitiert in „Bedingungsloser Haß" einen Ausspruch Chur- 
chills nach einem Unterhausbericht vom 2. 6. 1942, S. 187: 

„Ich darf wohl sagen, daß deutsche Städte, Häfen und Produktionszen- 
tren im weiteren Verlauf des Jahres einer so grausamen Prüfung ausgesetzt 
sein werden, wie sie in solcher ununterbrochener Folge, Schwere und Größe 
noch niemals von einem Lande erlebt wurde." 


Grenfell schreibt weiter: 

„Aber trotz allem brachten Churchills konzentrierte und verheerende 
Luftangriffe auf deutsche Städte und das deutsche Volk nicht den ‚Sieg 
durch Bombenangriffe', auf den er sein Vertrauen gesetzt hatte. So fürch- 
terlich die Heimsuchung des deutschen Volkes auch war und so gewaltig die 
Schäden und Zerstörungen deutscher Städte, die einen schweren Schlag für 
die europäische Kultur bedeuteten — Deutschland kämpfte weiter." 


Der britische Luftfahrtminister Spaight: 

„Wir (die Briten) begannen die Ziele in Deutschland zu bombardieren, 
ehe die Deutschen es in England taten .. .. Wir verzichteten, in dem wir die 
deutschen Städte zerschlugen, unsere Städte intakt zu halten. Wir brachten 
London zum Opfer dar, denn die Vergeltung war gewiß ... Deutschland be- 
mühte sich um ein Stillhalteabkommen im Bombenkrieg, so oft sich die 
leiseste Chance zu bieten schien." (L. Leher „Das Tribunal", Bd. 2, S. 102) 


Auf Seite 96 weist L. Leher auf das dreibändige Werk über die 
„Royal Air Force 1939-1945" hin: 


„Im ersten Band dieses Berichtes schreibt der Chronist DENIS 
RICHARDS: ‚Der britische Luftangriff auf das Ruhrgebiet im Mai 1940 war 
als formlose Aufforderung gedacht, London zu bombardieren. Der Blitzan- 
griff im darauffolgenden September war lediglich die Annahme dieser Auf- 
forderung.' 

Der Chronist erklärt aber noch deutlicher den Zweck der mit den RAF- 
Angriffen auf nichtmilitärische Objekte, darunter sogar Bauernhöfe und 
Dörfer, verfolgt wurde. Laut Mr. Richards Feststellung trat der ‚Luftkampf 
um England’ ins kritische Stadium, als am 24. August 1940 das deutsche 
Bombardieren der Sektorenstationen, der Nervenzentren der RAF, einsetzte. 
Nicht nur die Bodenorganisation wurde schwer getroffen, sondern auch der 
Flugzeugverlust überschritt so sehr die Produktion, daß bei nur dreiwöchi- 
ger Fortsetzung dieser Kampftaktik die britische Reserve an Jagdmaschinen 
völlig erschöpft gewesen und Englands Widerstand zum Erliegen gekommen 
wäre! ‚Zu diesem Zeitpunkt‘, heißt es wörtlich auf S. 181 des Buches, ‚als 
die deutschen Anstrengungen unsere Abwehr aufs äußerste beanspruchten, 
kam uns Hitler, wie in Dünkirchen, wiederum zur Hilfe. Der Kredit für die 
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Änderung der Kampftaktik kann indes nicht ausschließlich dem deutschen 
Führer zugeschrieben werden. Seine Gehirnvorgänge wurden mächtig vom 
britischen Bomberkommando unterstützt" — dahingehend, daß die trotz aller 
Warnungen monatelang fortgesetzten kriegsrechtswidrigen Ausfälle gegen 
offene deutsche Siedlungen ihn schließlich zornentbrannt am 4. September 
1940 die Vergeltung ankündigen ließ. Drei Tage später, bei gleichzeitigem 
Abbruch der lähmenden Offensive gegen die Sektorenstationen, begann das 
Bombardement auf London, das Nacht für Nacht bis Mitte November d. ]. 
währte, die Kraft der Luftwaffe an einem riesigen Häusermeer verzettelte 
und vom Ziel des in Sicht befindlichen Sieges ablenkte... Wenn auch bei 
den Vergeltungsaktionen ‚die Londoner Docks und Eisenbahnanlagen das 
Lieblingsobjekt des Feindes' waren, wie der Bericht auf S. 206 aussagt (und 
die verbliebenen Narben an den Militärobjekten nach Kriegsschluß bezeug- 
ten), so waren doch insgesamt ‚die Nachtangriffe der Luftwaffe von einzig- 
artiger Wirkungslosigkeit — fast so wirkungslos wie unsere Abwehrver- 
suche' (S. 158) ... 


Also, indem die RAF durch .strategische' Bombenabwürfe auf Frauen 
und Kinder, und acht Terrorangriffe auf Berlin allein, die Deutschen, nach 
langer Zurückhaltung, zu unfruchtbaren Attacken gegen den Stadtkoloß 
London provozierte — ‚eine Art ungeheuer fette Kuh, festgebunden zum An- 
locken von Raubtieren', im Wortlaut eines ehrenwerten Lords —, entfachte 
der so abgelenkte .Blitz' überdies noch die von der Regierimg gewünschte 
Kriegsstimmung unter der Bevölkerung, der man den wahren Grund der 
Heimsuchung verschwieg und dafür kunstvoll weismachte, das vermeintlich 
Unabwendbare entspränge ausgesprochen deutscher Bösartigkeit... 


Daß das Heer der Londoner Zeitungsleser und Rundfunkhörer seit 
Herbst 1940 unentwegt der Verdunklung der Tatsachen unterworfen blieb 
und lange über den Krieg hinaus nur .die Hunnen' für den scheußlichen 
Bombenkrieg verantwortlich hielt, ist englischerseits als .einer der größten 
Triumpfe moderner Gefühlsregie' erachtet worden. In der Tat war die Lü- 
genpropaganda der modernen Meinungsregisseure des .Ministry of Infor- 
mation' von solch nachhaltiger Wirkung, daß sie Bundespräsident Heuß noch 
18 Jahre später bei seinem England-Besuch zu spüren bekam. 


Als Staatsgesandtem der .größten Verbrechersammlung, die die Welt je 
gekannt hat’, wurde seine Spende für die Kathedrale von Coventry sogar 
noch verhöhnt. Dabei war der so verschriene deutsche Luftangriff vom 
14/15. November 1940 auf Coventry nicht einmal ein Vergeltungsangriff, 
sondern ein gegen die dortige Kriegsindustrie gerichteter rein militärischer 
Angriff, dem nur durch den unglücklichen Zufall einer fehlfliegenden Fall- 
schirmmine die Kathedrale zum Opfer fiel." 


Unter der Überschrift „Britischer Bombenkrieg diente Ausbildungs- 
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zwecken" steht in „Nation Europa", Heft 8/58, SL 5 ein Artikel aus 
dem „Coburger Tageblatt" v. 4. 7.: 

„Der britische Vizeiuttmarschall Bennet — einer der Verantwortlichen 
für den anglo-amerikanischen Bombenkrieg gegen Deutschland — erhebt in 
seinen soeben veröffentlichten Erinnerungen den Vorwurf, daß .Großbri- 
tannien den Sieg verloren’ habe. Er beklagt, daß die Politiker dem Volk 
erzählen, .die Deutschen seien unsere guten Freunde'. 

Bennet, der während des Krieges Kommandeur der sogenannten .Pfad- 
finder-Einheiten' war, die den britischen Bombergeschwadern den Weg wie- 
sen, gibt dann eine der interessantesten Darstellungen über Methoden und 
Ziele des britischen Luftkrieges. Das erste Ziel, das zerstört werden sollte, 
war danach Flensburg. Der Angriff scheiterte. Aber allmählich wurden die 
Methoden verbessert. Dennoch unterlief der Royal Air Force in der Nacht 
zum 2. September 1942 nach Angaben Bennets einer der größten Fehler. 
Ein Pfadfinderflugzeug setzte die Markierungen für eine starke Bomberein- 
heit aus Versehen nicht über dem Ziel Saarbrücken, sondern über Saarlouis, 
so daß diese Stadt bombardiert wurde. Als Wendepunkt im Bombenkrieg 
sieht Bennet den Angriff am 9. 1. 1943 an. 


Bennet gibt zu, daß ein großer Teil der mittleren und kleineren deut- 
schen Städte, die im Verlaufe des systematischen Bombenkrieges angegrif- 
fen wurden, praktisch unverteidigt war und daß solche Angriffe gelegent- 
lich Ausbildungszwecken dienten." 


Verschiedene Zitate aus „Nation Europa", Heft 2/56, S. 48: 

Sender Shennectady, 8. 3. 43: 

„Bombenangriffe auf deutsche Städte, das ist kein Nervenkrieg, das ist 
ein sorgfältig geplanter und methodisch ausgeführter Vernichtungsfeldzug." 

Der britische Propagandaminister in Quebec, August 1943: 

„Wir planen auf jede uns mögliche Art, das Volk, das für den Krieg 
verantwortlich ist, zu bombardieren, zu verbannen und bedenkenlos auszu- 
rotten." 

Über die Tätigkeit der Royal Air Force, 1943-45: 

„Luftminen als ‚Wohnblockknacker', Kinderspielzeug und Bleistifte mit 
Explosivstoffen." 

Royal Air Force, 1944-45: 

„Jaboangriffe auf alleinstehende Häuser, auf pflügende Bauern.. 

Hierzu auch „Nation Europa", Heft 2/54, S. 72: 

„Am 22. April 1945 sah nach einem Luftangriff ein damals 13jähriger 
Berliner Junge, Gerhard Serger, in Lichterfelde auf der noch fast menschen- 
leeren Straße einen Füllfederhalter liegen. Er hob ihn neugierig auf und 
wollte ihn aufschrauben. Da detonierte die heimtückisch ersonnene Waffe 
und riß ihm beide Hände ab. Als er wieder zu sich kam, lag er mit verbun- 
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denen Stümpfen im Krankenhaus. ‚Ich war gar nicht fähig, einen Gedanken 
zu fassen‘, sagt Gerhard Serger, ‚wenn ich die Augen schloß, dachte ich, es 
ist nur ein böser Traum, es kann nicht wahr sein. Ich habe immer wieder 


vi" 


versucht, mir diese Vorstellung einzureden. 


Anfang März 1942 billigte das britische Kriegskabinett eine von 
Professor F. A. Lindemann eingebrachte Vorlage — den sogenannten 
Lindemann-Plan —, wonach „anstelle von Angriffen auf militärische 
Ziele Bombenabwürfe aus der Luft auf die Behausungen der deutschen 
Arbeiterklasse konzentriert werden müßten, weil durch Anflüge auf 
dichtbesiedelte Arbeiterwohnviertel ein höherer Prozentsatz an Blut- 
vergießen je Tonne Sprengstoff zu erzielen sei" (F. J. P. Veale, „Schuld 
und Sühne", S. 27). 


In „Nation Europa", Heft 5/61 schreibt F. J. P. Veale, S. 58: 

„Im Jahre 1956 erschien ‚The Fight against Odds', der erste Teil der 
amtlichen Geschichte der Royal Air Force. Dieses offizielle Kriegsgeschichts- 
werk bestätigte in allen Einzelheiten, was der redelustige Mr. Spaight zwölf 
Jahre zuvor bereits ausgeplaudert hatte, und fügte nur die Mitteilung hinzu, 
schon vom Tag des Kriegsausbruches an habe das Luftministerium die bri- 
tische Regierung unablässig unter Druck gesetzt, um die Erlaubnis zur Er- 
öffnung des Bombenterrors zu erzwingen. 


Weitere Aufschlüsse waren nun anscheinend nicht mehr zu erwarten. 
Die volle Wahrheit blieb sorgfältig gehütetes Geheimnis, bis am 26. März 
1961 die ‚Sunday Times’ einen Aufsatz brachte, der Auszüge aus einem 
kurz vor der Veröffentlichung stehenden und dann am 6. April erschienenen 
Buch des britischen Wissenschaftlers Sir Charles Snow enthielt. 


Dieses Buch hat einen Streit zum Gegenstand, der bei Beginn des Krie- 
ges zwischen Dr. H. T. Tizard, dem Wissenschaftler, der schon Jahre vor 
dem Kriegsausbruch das Radarsystem der Luftverteidigung Großbritanniens 
ersonnen hatte, und dem Physiker Dr. F. A. Lindemann, dem langjährigen 
persönlichen Freund und wissenschaftlichen Berater Churchills, ausgebro- 
chen war. Als Churchill am 10. 5. 1940 Premierminister wurde, ersetzte er 
umgehend Dr. Tizard durch Dr. Lindemann als obersten wissenschaftlichen 
Ratgeber der britischen Regierung." 

(In einer Anmerkung heißt es: „F. A. Lindemann, geb. 1886 in Baden- 
Baden, studierte Physik in Berlin. Für seine während des Zweiten Welt- 
krieges gegen Deutschland geleisteten Dienste wurde er zum ‚Lord Cher- 
well' erhoben. Er starb am 3. 7. 1957. In einem Nachruf der ‚Times' 
heißt es: ‚Die übertriebene Rücksichtslosigkeit, die er im Meinungsstreit 
offenbarte, gab Anlaß, ihm eine gewisse Herzenskälte zuzuschreiben.' ") 
„Sir Charles Snow war nun in seinem Buch vor allem um den Nachweis 

bemüht, daß bei den Meinungsverschiedenheiten der beiden Wissenschaftler 
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Dr. Tizard recht und Dr. Lindemann unrecht gehabt habe. Zu diesem Zweck 
mußte wohl oder übel die Wahrheit in bezug auf einen der wichtigsten 
Streitpunkte zwischen den beiden enthüllt werden. 


Der Autor bringt zunächst die Bestätigung dessen, was Spaight schon 
17 Jahre vorher ausgesagt hatte: Während die kontinentalen Mächte, wie 
Deutschland und die Sowjetunion, dem schweren Bomber als einer Art 
weitreichender Artillerie nur taktische Aufgaben auf dem Schlachtfeld zu- 
wiesen, setzten die Briten ihre Hoffnung auf den .strategischen Luftkrieg', 
d. h. auf Luftangriffe auf die feindliche Zivilbevölkerung; sie entwickelten 
schon lange vor dem Krieg Flugzeugmuster für diese Sonderaufgabe. 


Sir Charles Snow schreibt dann weiter: 


Der .strategische Luftkrieg' war zunächst nicht durchdacht worden. Es 
gab lediglich so etwas wie einen irrationalen Glaubensartikel, der be- 
sagte, daß hierin wahrscheinlich unsere eigentlich kriegsentscheidende 
Waffe liege. Lindemann klammerte sich stets mit der für ihn bezeichnen- 
den Glut und Beharrlichkeit (intensity) an diesen Glauben. — Zu Beginn 
des Jahres 1942 war er entschlossen, sein Ziel nunmehr zu verwirklichen. 
Zu der Zeit — bereits als Lord Cherwell und Mitglied der Regierung — 
legte er dem Kabinett eine Denkschrift über die strategische Bombar- 
dierung Deutschlands vor. 


Diese Schrift gab zahlenmäßig Aufschluß über die Auswirkung der 
britischen Bomberoffensive in den nächsten 18 Monaten. Die Bomben- 
angriffe müßten sich, forderte er, vor allem gegen die deutschen Arbei- 
terviertel richten. Die Wohnhäuser der Mittelschicht ständen zu sehr 
vereinzelt; sie anzugreifen, würde Bombenverschwendung bedeuten, und 
Fabriken und militärische Ziele seien viel zu schwer zu fassen. — Die 
Denkschrift behauptete, bei einer Zusammenfassung aller Kräfte auf die 
Produktion und den Einsatz von Bomberverbänden müsse es möglich 
sein, in allen größeren deutschen Städten, d. h. in den Siedlungen mit 
über 50 000 Einwohnern, 50 °/o des Wohnraums zu zerstören. 


Wie bereits erwähnt, geht Snows Buch darauf aus, eine Auseinander- 
setzung zwischen den beiden Wissenschaftlern von Whitehall zu beschrei- 
ben, und der Verfasser kümmert sich nicht in erster Linie um die ethische 
Seite des gräßlichen Vorschlags. Immerhin äußert er aber sein Erstaunen 
über die Tatsache, daß .guterzogene und im allgemeinen gutartige Men- 
schen wie wir, die doch so oft von starken humanen Gefühlen bestimmt 
sind’, Lindemanns Vorschläge erwägen konnten, ohne von Grauen über- 
wältigt zu werden. .Wird die Nachwelt uns vorwerfen, wir hätten unsere 
Menschlichkeit preisgegeben?' fragt er düster. ‚Das Recht zu dieser Frage 
hätte sie.' 
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Lindemanns Vorschläge stießen tatsächlich auf heftigen Widerstand, aber 
nur deshalb, weil seine Zahlenangaben unzuverlässig und seine Schätzungen 
falsch waren. Sir Charles Snow schließt: 

Das endgültige Ergebnis ist wohlbekannt. Tizard hatte berechnet, daß 
Lindemanns Schätzung, man könne 50 °/o des deutschen Wohnraumes 
zerstören, um das Fünffache zu hoch gegriffen sei. Blackett, der Lin- 
demanns Ziffern unabhängig davon nachgeprüft hat, hielt sie für sechs- 
fach übertrieben. — Die militärischen Feststellungen (.Bombing Survey') 
nach dem Krieg ergaben, daß Lindemanns Schätzung sogar zehnmal so 
hoch war wie das wirkliche Ergebnis. 


Die verspätete Enthüllung des Lindemann-Planes liefert die Lösung eines 
Rätsels, das die am Luftkrieg gegen Deutschland interessierten Historiker 
schon immer beunruhigt hat: Welche Absicht lag in den letzten Kriegsmo- 
naten dem Massenangriff auf die alten Viertel von Dresden, die mit Flücht- 
lingen überfüllt waren, eigentlich zugrunde? — Welchen Sinn hatte die noch 
später erfolgte Vernichtung des bis dahin nicht beschädigten Würzburg? — 
Was versprach man sich von dem militärisch sinnlosen Brandbomben-An- 
griff auf das kleine Rothenburg wenige Wochen vor Kriegsende, wo Hun- 
derte von Frauen und Kindern in der Glut der brennenden engen Gassen 
umkommen mußten? 


Nunmehr wissen wir, daß diese merkwürdigen Heldentaten dazu dienen 
sollten, Lindemanns Wunschtraum, die 50 prozentige Wohnraumvernichtung, 
zu verwirklichen. 

Selbst in unserem Zeitalter, das so viel Gräßliches hat erleben müssen, 
ist der Gedanke an die eiskalte wissenschaftliche Kalkulation, daß durch 
die Zerstörung der Arbeiterviertel ein höherer Prozentsatz von Mord per 
Tonne Sprengstoff zu erzielen sei als bei Angriffen auf Gartensiedlungen, 
besonders empörend..." 


Und nun ein beachtenswerter Vergleich; a.a.O., S. 61: 

„Wenn man dem deutschen Volk vorhält, es habe Bescheid wissen müs- 
sen über Verbrechen, die — angeblich — in entlegenen und unzugänglichen 
Lagern verübt wurden, und es habe durch sein Schweigen eine gewaltige 
Kollektivschuld auf sich geladen, so ist klar, daß eine gleichgroße Kollektiv- 
belastung das englische Volk treffen müßte, weil es keinen Einspruch gegen 
den Lindemann-Mordplan erhoben hat. In bezug auf dessen Luftkrieg lagen 
die Dinge völlig klar — sehr im Gegensatz zu den angeblichen Massenmor- 
den in Auschwitz. Selbst der Dümmste kann die Märchen des Informations- 
ministers nicht geglaubt haben, und nach dem Buch des Mr. Spaight schon 
gar nicht! 


Aber die Enthüllung der Wahrheit wurde damals (1944) von der briti- 
schen Öffentlichkeit mit vollkommener Gleichgültigkeit hingenommen; es 
wurden nicht einmal Stimmen laut, die eine sofortige Einstellung der Ter- 
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rorangriffe wenigstens in den letzten Monaten des militärisch bereits ent- 
schiedenen Krieges gefordert hätten... 

Sir Charles Snows Buch liefert den dringend notwendigen Hintergrund 
zum Eichmann-Prozeß. Die Kinder, von denen man sagt, sie seien in den 
Gaskammern von Auschwitz umgekommen, wären nicht die einzigen Opfer 
menschlicher Brutalität gewesen: Vorher schon wurden Zehntausende von 
Kindern getötet, verstümmelt oder ihres Augenlichtes beraubt durch die 
Terrorangriffe auf die dichtbesiedelten Arbeiterviertel — gemäß dem Lin- 
demann-Plan. 

Germania hat daher keinen Anlaß, in Sack und Asche für vergangene 
Verbrechen zu büßen. Und wenn sie es doch tun sollte, dann nur in einer 
recht zahlreichen und mit den gleichen Zeichen der Reue und Buße angeta- 
nen Gesellschaft! Beiläufig bemerkt, dürfte in der Schar der Büßerinnen auch 
die Jungfrau Israel nicht fehlen, denn ihr Gewissen sollte durch ihre Grau- 
samkeiten gegen die Araber, zum Beispiel das Blutbad von Deir Yassin, 
auf das Professor Toynbee vor kurzem die Aufmerksamkeit lenkte, schwer 
genug belastet sein." 


Stellvertretend für viele ähnliche Berichte, wenn auch nicht in die- 
sem Ausmaß, folgt ein Bericht über den Untergang Dresdens. Emil 
Aretz „Hexen-Einmal-Eins einer Lüge", S. 339: 


„Am 14. Februar 1945 bricht die Katastrophe auch über Dresden herein, 
so grauenvoll und vorbildlos, daß man die Einzelheiten in ihrer ganzen 
Furchtbarkeit nie mehr erfahren wird. Die Stadt von 870 000 Einwohnern 
war überfüllt mit Flüchtlingsscharen, die vor der Roten Armee nach Westen 
drängten. Alle Bahnhöfe waren mit Flüchtlingszügen verstopft, die Straßen 
mit Trecks überfüllt, die Häuser bis zum letzten Platz besetzt, zu Zehn- 
tausenden lagerten die Menschen in Kälte und Nässe auf allen freien Plät- 
zen, im Großen Garten, auf den Elbwiesen: man schätzte gegen 700 000 
Flüchtlinge. Die Stadt war völlig schutzlos, alle Flak längst zur Tankbe- 
kämpfung an die Front abgegeben. In diese Menschenmasse schlug in der 
Nacht zum 13. und 14. Februar zwischen 22.09 und 22.35 Uhr ein britischer 
Großangriff von 1000 viermotorigen Bombern. Der mörderische Schlag von 
etwa 5000 Spreng- und 400 000 Brandbomben traf, sorgfältig berechnet, zu- 
nächst die enge Innenstadt, die sogleich lichterloh aufbrannte." 


„Nach dem ersten Angriff brannte diese Großstadt auf 7 km Länge und 
4 km Breite. Diesem Feuermeer von 28 qkm entkamen die wenigsten." 

„Die Feuerlöschkräfte, obwohl über 1000 Mann stark und bestens aus- 
gerüstet und geführt, waren einem solchen Wüten gegenüber von vorn- 
herein völlig machtlos. Die Unterstützungskräfte der Regimenter und aller 
Nachbarstädte, einschließlich des hartumkämpften Berlins kämpften sich auf 
vereisten Straßen durch die Nacht heran. Die Bilder, die sich ihnen boten, 
erfüllten selbst die in der äußeren und inneren Not von hundert Brand- 
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nächten hart gewordener Männer dieser Einheiten mit Entsetzen und 
Grauen. Die unter dem Bombenhagel und den Zerstörungsbränden zusam- 
menbrechenden Straßenzüge versperrten die Fluchtwege ins Freie und über- 
antworteten viele Tausende dem Feuertod. Es erhob sich ein rasender 
Feuersturm, dessen übernatürlicher Sog viele Flüchtende widerstandslos in 
die Flammen riß. Da schlug gut drei Stunden später eine zweite Angriffs- 
welle gleich starker Bomberverbände, diesmal vorwiegend mit Spreng- und 
Splitterbomben und Bordwaffen der Tiefflieger in das Chaos der dunkel 
zwischen den leuchtenden Feuerfeldern liegenden Rettungsinseln mitten un- 
ter die dort zusammengedrängten Menschenhaufen. Die Wirkung beschrei- 
ben zu wollen, wäre zwecklos, sie ist nicht darstellbar und auch nicht auf- 
nehmbar. Es gibt eine Tiefe des Grauens, auf deren Grund offenbar kein 
Verstehen und kein Mitleid mehr hinabreicht. 


In dieser Lage wollte es nicht mehr viel bedeuten, daß am nächsten 
Mittag eine von Westen und Süden anfliegende US-Luftflotte von 1350 
Viermotorigen unter Begleitschutz von 900 Jägern den Angriff wiederholte 
und kurz darauf nochmals 1100 Bomber ihre Lasten als Spreng- und Split- 
terbomben über der verwüsteten Stadt abluden. Sie rundeten nur das Werk 
der Briten ab. Die Zahl der Opfer ist nie genau festgestellt, und nie werden 
wir die ganze Wahrheit dieser Mordnacht erfahren. Es war und blieb un- 
möglich, in große Teile der Altstadt einzudringen. Sie liegen noch heute 
(1952) tot und leer. Ganze Keller fand man voll von Toten, in anderen wie- 
der waren die Menschen in der Hochofenhitze zu weißer Asche zerglüht, in 
den Feuerlöschteichen trieben die Leichen der Ertrunkenen umher, die mit 
brennenden Kleidern hineingesprungen waren. Die Straßen und Plätze wa- 
ren weithin bedeckt mit verkohlten Leichen, auf den Freiflächen lagen in 
Scharen die von Bomben zerfetzten Leiber der Toten, und in ganzen Schwa- 
den diejenigen, die durch die Maschinengewehrgarben der Tiefflieger hin- 
gemäht worden waren. In den Kellern des Hauptbahnhofs zählte man allein 
an 2000 Tote, erstickt und ertrunken. 18 000 Tote senkte man in Massen- 
gräber. 6000 andere wurden, zu Haufen geschichtet, auf dem Alten Markt 
verbrannt. Die meisten waren Frauen und Kinder und nur die wenigsten 
zu identifizieren. Bis April waren 30 000 geborgen. Die Zahl der unter den 
Trümmern Liegenden schätzt man ebenso hoch." 


Nachfolgend der Tagesbefehl Nr. 47 vom 22. 3. 45 über den Luft- 
angriff auf Dresden, zitiert nach H. Leher „Das Tribunal", Bd. 2, S. 107: 
„Um den wilden Gerüchten entgegentreten zu können, folgt nachstehen- 


der kurzer Auszug der Schlußaufstellung des Polizeipräsidenten von Dres- 
den über die 4 Angriffe am 13., 14., 15. 2. 1945 auf Dresden. 


Bis zum 2. 3. 45 abends wurden 202 040 Tote, überwiegend Frauen und 
Kinder geborgen. Es ist damit zu rechnen, daß die Zahl auf 250 000 Tote 
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ansteigen wird. Von den Toten konnten nur annähernd 30 Prozent identi- 
fiziert werden." 


Zum Vergleich: Die Zahl der Toten von Hiroshima und Nagasaki 
beträgt (nach der gleichen Quelle) 107 000. 


L. Leher, a. a. O., Seite 59: 

„Der Luftangriff auf Dresden hatte tatsächlich alles erreicht, was von 
ihm erwartet werden konnte: Über 20 Quadratkilometer der Stadt waren in 
einer Nacht verwüstet worden. Zum Vergleich: In London wurde während 
des ganzen Krieges noch nicht einmal 2,4 Quadratkilometer zerstört... Die 
Besatzungen der 3. brit. Bomberflotte wurden angewiesen: ‚Sie flie- 
gen heute Nacht dorthin (nach Chemnitz), um alle Flüchtlinge zu töten, die 
aus Dresden entkommen sein mögen‘. — DAVID IRVING, ‚The Destruction 
of Dresden', 1963." 


Zum Schluß nochmals „Nation Europa" über die Wirkung der Ter- 
rorangriffe, Heft 2/56, S. 49: 


„Es bleibt nun noch die Frage zu klären, ob der Bombenterror gegen 
die nicht kämpfende Bevölkerung und die massenweise Hinmetzelung und 
Verbrennung von Frauen und Kindern von entscheidender Bedeutung für 
den Sieg der Allierten war, ob sich also der Bruch des Völkerrechtes wenig- 
stens militärisch gelohnt hat. Diese Frage muß verneint werden. Während 
die schönen, historisch wertvollen deutschen Innenstädte in Trümmer und 
Asche sanken, lief die Kriegswirtschaft ruhig weiter; sie erreichte Mitte 
1944, zur Zeit der schwersten Terrorangriffe, ihren Höchststand (600 000 t 
gegenüber 100 000 t im Jahre 1940) und sank erst dann rasch ab, als die 
Fronten zerbrachen... Die Rüstungsproduktion des Jahres 1944 hätte aus- 
gereicht, um 225 Inf.-Div. und 45 Panzer-Div. völlig neu auszurüsten. 

Liddell Hart stellt mit Recht fest, ‚daß die erzielte Wirkung weit hinter 
den Behauptungen der diese Art von Aktionen Leitenden zuriickblieb'. 

Der erstaunlich geringfügige militärische Erfolg war mit der Vernichtung 
kostbarer gesamteuropäischer Kulturwerte zweifellos viel zu teuer bezahlt, 
denn... ‚Städte, nicht Trümmerhaufen, sind die Grundlage der Zivilisation’ 
(Füller)." 
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IV. 


Der Rußlandfeldzug 


Am 22. Juni 1941 begann der Kampf auf Leben und Tod in Rußland. 

Man sagte zu mir: Es sei ja möglich, daß Hitler den Krieg gegen 
Polen, England und Frankreich nicht gewollt habe, aber die Russen 
hätte er überfallen — da ließe man sich nichts sagen — weil er Lebens- 
raum für das deutsche Volk brauchte. 


Hat Hitler nun tatsächlich die Russen „überfallen", um „Lebens- 
raum" zu erobern und vor allem: war Stalin wirklich vollkommen un- 
vorbereitet oder hat er einen deutschen Angriff nicht nur erwartet, 
sondern vielleicht sogar selbst auf eine passende Gelegenheit gewartet, 
um seinerseits Deutschland anzugreifen? 


Professor Bolko Freiherr von Richthofen in „Kriegsschuld", Bd. 2, 
S. 62: 

„Es sollte überall da, wo Hitlers alte Lebensraumtheorie erwähnt wird, 
audi in sachlicher Weise die Grundanschauung Lenins genannt werden, daß 
der Weg zur Weltrevolution über die zu erzwingende kommunistische 
Machtergreifung in Deutschland führen muß." 

Udo Walendy in „Wahrheit für Deutschland", S. 303: 

„... hat der frühere sowjetische General Alexei Markoff, der im Früh- 
jahr 1941 ein Truppenkommando an der sowjetischen Westgrenze hatte, in 
der amerikanischen Zeitschrift ‚Saturday Evening Post' vom 13. 5. 1950 eine 
Darstellung veröffentlicht, derzufolge Stalin nach der Niederlage Frank- 
reichs im Sommer 1940 .Kriegsvorbereitungen gegen Deutschland’ anord- 
nete, .weil Hitler zu schnell gewann‘. 

‚Auf seine Frage, wieviel Zeit ihm für die Kampfausbildung seiner 
Mannschaften zur Verfügung stehe, erhielt er vom sowjetischen Gene- 
ralstab die Antwort: «Bis Herbst; wir sind noch nicht fertig. Wir wer- 
den losschlagen, sobald es für uns günstig ist.» (we will strike when 
convenient for us.')" 


Im Gegensatz hierzu hatte Hitler, wie bereits in dieser Schrift aus- 
geführt, etwa zur gleichen Zeit einen Teil der Truppen demobilisiert, 
weil er hoffte, zu einem für alle Teile annehmbaren Frieden zu kom- 
men. 

Professor von Richthofen zitiert a. a. O., S. 51, Professor Hoggan: 

„Hätte Hitler unabhängig von der britischen Position konsequent Schritte 


gegen die Sowjetunion geplant, die geplante Verminderung der deutschen 
Armee nach dem Frankreichfeldzug wäre undenkbar gewesen." 
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Udo Walendy, der die Vorgeschichte des Rußlandfeldzuges genau- 
estens untersucht hat, schreibt in „Europa in Flammen", Bd. 2, S. 247 
u.a: 

„ ... arbeitete Hitler im November/Dezember 1940 den Plan .Barbarossa' 
aus. ‚Es war eine vorbereitende Maßnahme, noch kein Entschluß'. Daß er 
wirklich ernst war, bzw. wurde, erfuhr Generalfeldmarschall Keitel und mit 
ihm der deutsche Generalstab erst im März 1941 anläßlich des Umsturzes 
in Jugoslawien, als bekannt wurde, daß Moskau Jugoslawien gegen Deutsch- 
land ermuntert hatte. Franz Halder, ehemaliger Chef des deutschen General- 
stabes des Heeres, jener Mann, dem man später nachrühmte, bereits im 
Jahre 1938 mit seiner aktiven Förderung des Hoch- und Landesverrates be- 
gonnen zu haben, und der Anfang September London hatte wissen lassen, 
daß Hitler am Tage nach Kriegsbeginn verhaftet würde — dieser Mann 
schrieb im Jahre 1949: 


‚Anzunehmen ist, daß der endgültige Entschluß (zum Ostfeldzug) erst 
nach den raschen Erfolgen des Balkankrieges gefallen ist, bei dem Ruß- 
lands feindselige Haltung gegen Hitler unzweideutig zu Tage trat. Der 
Entschluß zum Angriff auf Rußland ist Hitler sehr schwer gefallen. Die 
Warnung seiner militärischen Berater beschäftigte ihn, der Schatten Na- 
poleons, mit dem er sich gerne vergleichen hörte, lag über den rätsel- 
haften Weiten des Landes. Auf der anderen Seite stand seine feste und 
nicht unbegründete Überzeugung, daß Rußland sich zum Angriff auf 
Deutschland rüste. Wir wissen heute aus guten Quellen, daß er damit 
recht hatte (von Halder gesperrt).' 


Es verdient hervorgehoben zu werden, daß alle Widerstandskreise in 
Deutschland, so auch Franz Halder, Plan und Durchführung des Rußland- 
feldzuges zu Beginn unterstützt haben. 

Zu den Gründen, die Hitler bewogen haben, präventiv gegen die Sowjet- 
union vorzugehen, zählte nicht nur seine Kenntnis der Sowjetideologie und 
die Art, in der die Sowjets den Pakt mit Deutschland unter Druck der 
Kriegslage ausnutzten, sondern überdies 
1. das Mißtrauen, daß die versteifte Haltung Englands und seine offene 

Absicht, den Krieg auszuweiten, nur durch ein britisches Geheimabkom- 

men mit der Sowjetunion erklärlich sei; 

2. die militärischen Vorbereitungen der Roten Armee an der .Ostfront'; 

die unmißverständliche Sprache der sowjetischen Presse; 

4. die auffällige Straffung der sowjetischen Staatsführung, Armee, Wirt- 
schaft und Wehrwirtschaft." 


= 


Am Schluß seiner Untersuchung schreibt Udo Walendy auf S. 267: 
„Von der Legende, es sei ein Überfall auf die völlig ahnungslose Sowjet- 
union verübt worden, bleibt nichts mehr übrig. Die Sowjetunion stand 
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kampfbereit, — allerdings nicht zur Abwehr, sondern zur Offensive größten 
Stils; fast alle die erwähnten organisatorischen Mängel sind auf diese 
offensive Zielsetzung und die Vernachlässigung der Abwehrbereitschaft zu- 
rückzuführen." 


Dr. Laternser in „Verteidigung deutscher Soldaten" aus der Vertei- 
digung des Feldmarschalls von Leeb, S. 262: 

„Ende März 1941 berief Hitler die Oberbefehlshaber, unter ihnen Feld- 
marschall von Leeb, in die Reichskanzlei und gab ihnen in einer Ansprache 
seine Auffassung über die Lage bekannt. Der Sinn seiner Ausführungen 
war: Rußland wird uns bestimmt angreifen. Es ist ein Gebot der Selbst- 
erhaltung, diesem Angriff zuvorzukommen. 

Damit war das Problem des Präventiv-Krieges gegeben. Wir haben eine 
authentische Interpretation der damit zusammenhängenden Fragen in der 
Erklärung, die der amerikanische Staatssekretär Kellogg vor Unterzeichnung 
des nach ihm benannten Paktes von Paris in einer Note vom 25. 6. 1928 
den neun beteiligten Staaten gegenüber abgab: 

»... Das Recht der Verteidigung ... gehört zum Wesen der Souveräni- 
tät und ist bei jedem Vertrag vorausgesetzt. Jeder Staat... ist ganz 
allein dazu berufen, zu entscheiden, ob die Verhältnisse so liegen, daß 
er aus Gründen der Verteidigung zum Kriege schreiten muß ...' 
Feldmarschall von Leeb — und das gleiche gilt auch für einige der übri- 

gen Angeklagten — hatte keinen Anlaß anzunehmen, daß das Staatsober- 
haupt und ihr Oberbefehlshaber sie anlog. Die politische und militärische 
Situation sprach, wie schon dargelegt, für die Richtigkeit der These vom 
Präventivkrieg." 


Heinrich Härtle zitiert in „Freispruch für Deutschland" aus der Aus- 
sage des Zeugen Generaloberst Jodl, S. 316: 

„‚Am 1. April (1941) und nicht früher, am 1. April stand sein Entschluß 
fest, den Angriff zu führen, und am 1. April hat er befohlen, ihn etwa für 
den 22. Juni vorauszusehen. Der Angriffsbefehl selbst, also die wirkliche 
Auslösung des Feldzuges, die wurde erst am 17. Juni befohlen, was eben- 
falls dokumentarisch festliegt.' 

Auf die Frage des Verteidigers, ob die späteren Erkenntnisse die mili- 
tärische Notwendigkeit dieses Beschlusses erwiesen hätten, bestätigte Jodl: 

‚Es war zweifellos ein reiner Präventivkrieg. Das, was wir nachträglich 
noch feststellten, war aber jedenfalls die Gewißheit, einer ungeheueren 
militärischen russischen Vorbereitung gegenüber unseren Grenzen. Ich will 
auf Einzelheiten verzichten, aber ich kann nur sagen, es ist uns zwar die 
taktische Überraschung nach Tag und Stunde gelungen, die strategische 
Überraschung nicht. Rußland war in vollem Maße kriegsbereit.' 

Anschließend nannte Generaloberst Jodl noch einen wesentlichen Grund 
für die offensive Verteidigung: ‚Wir waren niemals stark genug, um uns im 
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Osten verteidigen zu können; das haben die Ereignisse seit dem Jahre 1942 
bewiesen. Das mag grotesk klingen; aber um diese Front von über 2000 km 
überhaupt zu besetzen, brauchte man mindestens 300 Divisionen, und die 
haben wir nie gehabt. 

Wenn wir gewartet hätten, bis wir vielleicht gleichzeitig durch die In- 
vasion und den russischen Angriff in die Zange genommen worden wären, 
so wären wir mit Sicherheit verloren gewesen ...' 


Die Berechtigung eines Präventivkrieges gerade in diesem Falle hat Pro- 
fessor Dr. Exner (Jodls Verteidiger) nachgewiesen: ‚Der echte Präventiv- 
krieg gehört zu den unerläßlichen Mitteln der Selbsterhaltung. Er war aber 
auch nach dem Kellogg-Briand-Pakt unbestreitbar erlaubt. So ist das Ver- 
teidigungsrecht von allen Unterzeichnerstaaten begriffen worden.' " 


„Deutsche Hochschullehrer-Zeitung", Heft 2/62, S. 62: 

„Im Juni 1940 begann die Sowjetunion längs der Demarkationslinie zwi- 
schen Deutschland und der Sowjetunion in Polen mit der Zusammenziehung 
gewaltiger Streitkräfte, in einem Raum also, in dem sich nur sehr kleine 
Einheiten deutscher Truppen befanden (die deutsche Wehrmacht hatte im 
Juni 1940 bereits mit Rekrutenentlassungen und einer Verringerung ihrer 
Streitkräfte begonnen). Sie bemühte sich ferner tun eine Annäherung an 
Japan und verlangte in einem unmöglich zu erfüllenden Ausmaße im Rah- 
men des deutsch-sowjetischen Wirtschaftsabkommens wichtige militärische 
Ausrüstungen von Deutschland. Für Hitler blieb nur der unwillkommene 
Kriegseintritt Italiens im Juni 1940, dem dann das militärische Versagen 
Italiens im September 1940 in Afrika und sein unglücklicher Einfall in 
Griechenland im Oktober folgten. Die Tatsache, daß Hitler gegen den 
Kriegseintritt Italiens im Juni 1940 gewesen ist, ändert nichts daran,... daß 
ihm an einer loyalen diplomatischen Unterstützung seitens Italiens während 
der Augustkrise 1939 sehr viel gelegen war. 


Hitlers Reaktion in dieser Lage war sein Bemühen, direkte Gespräche 
mit Stalin oder Molotow zu führen. Viel ist über die Zusammenkunft Hit- 
ler—Molotow in Berlin im November 1940 geschrieben worden, aber die 
Schwierigkeiten Hitlers, Molotow erst einmal soweit zu bringen, nach Berlin 
zu kommen, verdienen sehr viel stärkere Beachtung, als man ihnen bisher 
geschenkt hat. Wir haben es hier mit einer unglaublichen Situation zu tun. 
Die Sowjets hatten in anmaßender Form ihre vertraglichen Abmachungen 
mit Deutschland im Juni 1940 verletzt. Hitler verhielt sich seinerseits freund- 
schaftlich entgegenkommend und wünschte Gespräche auf höchster Ebene, 
um die Lage zu klären. Doch zeigten die Sowjetführer nicht die geringste 
Neigung, auf Hitlers wiederholte Einladungen einzugehen, bis die Italiener 
sich in ihr griechisches Abenteuer stürzten. Erst nach diesem Desaster 
(Mussolini fiel in Griechenland ein, ohne Hitler davon zu unterrichten, ge- 
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schweige denn ihn zu konsultieren) sagte Molotow zu, nach Berlin zu kom- 
men. 


Der sowjetische Außenkommissar kam mit ebenso grotesken wie unmög- 
lichen Forderungen in die Reichshauptstadt. Hitler erklärte sich einverstan- 
den, der Sowjetunion die Dardanellen zu überlassen — Alexander Iswolsky 
wäre vor dem 1. Weltkrieg entzückt gewesen, wenn Rußlands britischer 
Verbündeter einem solchen Arrangement zugestimmt hätte — und bot ihr 
ebenfalls im Gebiet des Persischen Golfs freie Hand. Aber Molotow tat so, 
als sei er von Hitlers Geste nicht im mindesten beeindruckt. Er forderte für 
die Sowjetunion das Recht auf jederzeitige Vorherrschaft auf der Balkan- 
halbinsel und ließ durchblicken, daß in absehbarer Zeit eine zweite sowje- 
tische Strafexpedition gegen Finnland erfolgen könnte. Die Rohstoffe der 
Balkanhalbinsel waren jedoch für die deutsche Wirtschaft unentbehrlich und 
der Sowjetunion freie Hand in Rumänien zu lassen sowie die Einrichtung 
sowjetischer Militärbasen in Bulgarien zuzulassen, wie Molotow forderte, 
wäre für Deutschland gleichbedeutend gewesen, von der Gnade der Sowjet- 
union abhängig zu sein. Hitler mußte diesen Vorschlag ablehnen. Kein 
deutscher Führer hätte anders handeln können... 


Zwischen Hitlers Präventivkrieg gegen die Sowjetunion im Juni 1941 und 
Halifax' Präventivkrieg gegen Deutschland im September 1939 besteht also 
ein gewaltiger Unterschied. Hitler war bereits in einen verzweifelten Kon- 
flikt von ungewisser Dauer und Auswirkung verwickelt. Außerdem hatten 
sich die Feindseligkeit, Subversion und das Doppelspiel der Sowjets gegen- 
über Deutschland im Jahr zuvor in einem Ausmaß gezeigt, das man nur 
schwer übertreiben kann. Halifax dagegen besaß vor September 1939 über- 
reichlich Beweise für Hitlers aufrichtige Freundschaft gegenüber dem briti- 
schen Empire und für sein Streben, einen Konflikt mit den Briten wenn 
irgend möglich zu vermeiden." 


Dr. Kurt Zentner in „Illustrierte Geschichte des Dritten Reiches", 
S. 452: 


„Später wird auch noch bekannt, was Stalin vier Tage vor dem Abschluß 
des deutsch-sowjetischen Geheimabkommens in einer Sitzung des Polit- 
büros, des höchsten Gremiums der Partei, erklärt hat: 


‚Wir sind absolut überzeugt, daß Deutschland, wenn wir einen Bündnis- 
vertrag mit Frankreich und Großbritannien schließen, sich gezwungen sehen 
wird vor Polen zurückzuweichen. Auf diese Weise könnte der Krieg ver- 
mieden werden, und die anschließende Entwicklung wird bei diesem Zu- 
stand der Dinge einen für uns gefährlichen Charakter annehmen. Auf der 
anderen Seite wird Deutschland, wenn wir sein Angebot zu einem Nicht- 
angriffspakt annehmen, sicher Polen angreifen, und die Intervention Frank- 
reichs und Englands in diesem Krieg unvermeidlich werden. 
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Unter solchen Umständen werden wir viel Chancen haben, außerhalb 
des Konflikts zu bleiben, und wir können mit Vorteil abwarten, bis die 
Reihe an uns ist. Das ist genau das, was unser Interesse fordert. Daher 
ist unsere Entscheidung klar: Wir müssen das deutsche Angebot annehmen 
und die französisch-englische Mission mit einer höflichen Ablehnung in ihre 
Länder zurückschicken. 


Ich wiederhole, daß es in unserem Interesse ist, wenn der Krieg zwischen 
dem Reich und dem anglo-französischen Block ausbricht. Es ist wesentlich 
für uns, daß der Krieg so lange wie möglich dauert, damit die beiden Grup- 
pen sich erschöpfen. In der Zwischenzeit müssen wir die politische Arbeit 
in den kriegführenden Ländern intensivieren, damit wir gut vorbereitet 
sind, wenn der Krieg sein Ende nehmen wird...' " 


Professor von Richthofen in „Kriegsschuld", Bd. 2, S. 53: 

„Eine erste, wissenschaftlich mit vielen Quellen deutscher und außer- 
deutscher, einschließlich sowjetischer, Herkunft arbeitende, Klärung ergab 
die Arbeit Seraphims,... Bei ihm heißt es: 

‚Wie sehr Hitlers Ansicht über die wahren Absichten Rußlands den 
Tatsachen entsprach, scheint die amtliche sowjetische Veröffentlichung «Ge- 
schichtsfälscher» zu zeigen. Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, daß 
diese Schrift vielleicht mehr von dem Bestreben bestimmt ist, die sowjeti- 
schen Anstrengungen gegen das nationalsozialistische Deutschland ins rechte 
Licht zu setzen, als der historischen Wahrheit zu dienen, ihr also aus die- 
sem Grund nur bedingter Quellenwert zukommt. Aber als Bestätigung von 
Feststellungen, die sich aus anderen Quellen ergeben, darf man sie getrost 
benutzen. So darf man ihr wohl glauben, daß die sowjetische Politik im 
Grunde niemals deutschfreundlich gewesen ist, man vielmehr im Kreml ent- 
schlossen war, im geeigneten Augenblick gegen Deutschland zu gehen. Es 
gibt aber noch einen Zeugen, der aus bester eigener Kenntnis der Dinge 
Hitlers Auffassung rechtfertigt, obschon er selbst einer der erbittertsten 
Feinde des deutschen Führers und Reichskanzlers war: Dr. Eduard Be- 
nesch. — Er spricht in seinen in Prag erschienenen Erinnerungen ... ganz 
selbstverständlich davon, daß die Sowjetunion den Nichtangriffspakt mit 
Deutschland 1939 nur abgeschlossen habe, um Zeit zu gewinnen und um 
erst später, wenn die kämpfenden Parteien geschwächt seien, in den Krieg 
einzutreten, um dann die Weltrevolution weiter auszubreiten. Und die 
«Contemporary Review» (London) vom Januar 1948 schreibt unter Bezug- 
nahme auf die Ausführungen Beneschs: «Es war tatsächlich eine der Ab- 
sonderlichkeiten dieses verwirrten Krieges von 1939-1945, daß es Hitler 
war, der unfehlbar das russische Spiel durchschaute.» Wenn dem aber wirk- 
lich so war — und es besteht kein Anlaß, das Urteil des tschechischen Staats- 
mannes für falsch zu halten — dann könnte man hier wohl Hitlers Ent- 
schluß und seine Begründung am besten mit dem Bilde klarstellen, das Prä- 


107 


sident Roosevelt in seiner Rundfunkrede vom 11. 9. 1941 brauchte, als er - 
noch mehrere Monate vor Beginn des Krieges zwischen Deutschland und 
den USA - den bekannten Schießbefehl gegen deutsche Streitkräfte erließ: 
«Wenn man eine Klapperschlange sieht, die sich aufrichtet, dann wartet 
man nicht, bis sie auf einen zuschnellt, sondern zerschmettert sie vorher.»' 

So weit das sehr gut geeignete Roosevelt-Zitat von Seraphim. Freilich 
paßte es für die Beziehungen zwischen USA und Deutschland im Gegensatz 
zu Roosevelt keineswegs, da — wie wir in anderen Teilen dieser Abhand- 
lung belegen — Hitler alles tat, um einen Zusammenstoß mit den USA zu 
vermeiden und auch für später keinen plante." 


Etwa dreieinhalb Wochen nach Beginn des Rußlandfeldzuges, am 
17. Juli 1941, wurde der Kommissarbefehl erlassen. 

Ob dieser Befehl, der von vielen Wehrmachtsoffizieren abgelehnt 
wurde, richtig oder falsch war, darüber möge sich der Leser aus dem 
Folgenden selbst ein Urteil bilden. 

Zunächst ein kurzer Blick auf die Mentalität des slawischen Men- 
schen, der zum besseren Verstehen der Geschehnisse nicht unwesent- 
lich erscheint. 

Heinrich Härtle schreibt in „Freispruch für Deutschland", S. 263: 

„Die Mentalität des slawischen Menschen, seine naturhafte Gutmütigkeit 
und Brüderlichkeit, aber auch seine unberechenbare, triebhafte Grausamkeit 
sind eine der Ursachen der Unterschiede in der Kriegsführung im Osten und 
im Westen. Sie wirkten dann 1941—1945 ungleich stärker, als die slawischen 
Menschenmülionen unter der Knute der kommunistischen Kommissare und 
Ideologen gegen den Westen getrieben wurden. Das bolschewistische Sy- 
stem, das seine Herrschaft auf dem Fundament der Versklavung seiner Be- 
völkerung errichtet hatte, ja vor der millionenfachen Vernichtung der eige- 
nen Bürger, der Klassenfeinde', im Frieden nicht zurückschreckte — eine 
solche Despotie mußte im Kriege die ausländischen .Klassenfeinde' umso 
radikaler unterwerfen oder ausrotten. Wer gegen den Stalinismus militä- 
risch antreten mußte, konnte keine anderen Konsequenzen erwarten ... 


Der Einwand, die Rotarmisten seien gezwungen gewesen, gegen die 
Armeen Hitlers in dieser barbarischen Form zu kämpfen, verwechselt Ur- 
sache und Wirkung. Die vorangegangenen Kämpfe des deutschen Heeres 
im Westen beweisen eindeutig das Gegenteil. 

Auf der anderen Seite kann man ebenso unwiderlegbar feststellen, die 
Rote Armee und ihre Kommissare hatten ihre brutalen Kampfmethoden 
längst angewandt, ehe der deutsche Präventivkrieg gegen den Stalinismus 
begann. Mit welchem Grade mongolischer Grausamkeit die Rote Armee be- 
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reits kämpfte, bevor zwischen Hitlers und Stalins Armeen ein Schuß ge- 
fallen war, beweisen die sowjetischen Kriegs- und Humanitätsverbrechen 
gegen Polen, besonders aber der Massenmord an der Elite der polnischen 
Offiziere im Walde von Katyn... 

Wozu Rotarmisten fähig waren, zeigen die Dokumente über den Kanni- 
balismus unter Sowjettruppen. Bei diesen Protokollen handelt es sich um 
Feststellunigen innerhalb der russischen Kampflinien, die unumstößlich die 
ungeheuerliche Tatsache bekunden, daß bei den Rotarmisten Menschen- 
fresserei in größerem Umfange und mit Wissen der Vorgesetzten betrieben 
wurde. 

Zahlreiche Meldungen ergeben den schlüssigen Beweis, daß von ent- 
menschten Sowjets das Fleisch gefallener Kameraden und Feinde als Nah- 
rung zubereitet und verzehrt wurde." 


Dr. Scheidl über den Kommissarbefehl in Bd. 5, S. 67: 


„Viel böses Blut machte der Gestapo-Befehl vom 17. Juli 1941, durch 
den die Aufgaben der Einsatzgruppen festgelegt wurden, insbesondere der 
Personenkreis, der von den Einsatzgruppen auszuscheiden war, der insbe- 
sondere die Tötung der Politkommissare befahl. Als auszuscheidende Ele- 
mente werden in diesem Befehl angeführt: insbesondere Berufsrevolutio- 
näre und alle Personen, die als Aufwiegler oder als fanatische Kommu- 
nisten festgestellt werden. 


Den Politkommissaren war es hauptsächlich zuzuschreiben, daß sich die 
Methoden des Kampfes und der Behandlung der Gefangenen immer mehr 
barbarisierten und in immer krasseren Gegensatz zu den Bestimmungen 
der Haager und Genfer Abkommen traten. 

Manstein, der den Kommissarbefehl ablehnte, bestätigte in seinen Er- 
innerungen die besondere Gefährlichkeit der Kommissare und daß ihr völ- 
kerrechtswidriges Tun nicht unter dem Schutze des Kriegrechtes stand. 


‚Die Kommissare waren vielmehr — ohne Soldaten zu sein — fanatische 
Kämpfer, und zwar Kämpfer, deren Tätigkeit im überlieferten Sinne der 
Kampfführung als illegal angesehen werden konnte. Ihre Aufgabe war es 
nicht nur, die sowjetischen militärischen Führer zu überwachen, sondern 
vielmehr dem Kampf äußerste Härte zu geben und einen Charakter, der 
den bisherigen Auffassungen über soldatische Kriegsführung widersprach. 
Tatsächlich sind es auch die Kommissare gewesen, denen in erster Linie 
diejenigen Methoden des Kampfes und der Behandlung der Gefangenen zu- 
zuschreiben waren, die im krassen Gegensatz zu den Bestimmungen der 
Haager Landkriegsordnung standen.'... 


Auch Keitel hat in seiner Denkschrift über die Befehlsverhältnisse im 
Osten den Zwang und die Lebensnotwendigkeit eines ganz rücksichtslosen 
Partisanenkrieges zwingend nachgewiesen (Vgl. X. S. 597/8). 
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Bevor der Kommissarerlaß erging (17. Juli 1941 — er erging nicht an das 
Militär, sondern an die Gestapo), legte Hitler vor den Generälen am 14. 
Juni 1941 dar, daß die ungeheuerlich völkerrechtswidrige Kriegführung der 
Sowjets im Osten unter der maßgeblichen Mitverantwortung der Polit-Kom- 
missare zu diesem Gegenterror zwinge. Die Meldungen der Abwehr über 
das Verhalten der Polit-Kommissare seien geradezu ungeheuerlich. 

Trotzdem lehnten die hohen Wehrmachtoffiziere den Kommissarbefehl 
ab, der dann auch bald aufgehoben wurde. 

Es ist klar, daß bei den summarischen Exekutionen von Partisanen auch 
Juden besonders in Mitleidenschaft gezogen wurden. 

Es gab nicht nur sehr viele jüdische Partisanen (praktisch war jeder 
Jude bei den gegebenen Verhältnissen ein Partisan) unter den Partisanen; 
es gab eigene große jüdische Partisanen-Gruppen; sie hatten eine führende 
Rolle innerhalb dieser Kämpfer; und wo sie nicht eigene jüdische Gruppen 
bildeten, stellten sie zumeist die Führer unter den anderen Gruppen. 

Die jüdischen Berichte überschlugen sich in der Anerkennung der jüdi- 
schen Partisanenleistungen (Vgl. Solomon Schwarz ‚The Jews in the Sowjet- 
union’ und Tenenbaum .Underground, the story of a people’). 

Daß diese Juden, die als Partisanen auf der Tat oder als dringend tat- 
verdächtig gestellt wurden, rücksichtslos ausgerottet wurden, war in der 
Sachlage begründet und durch diese gerechtfertigt (vgl. XX, S. 702). 

Der Partisanenkrieg hatte unter hervorragender Mitwirkung und Führung 
von Juden geradezu unvorstellbare Grausamkeiten von ebenso unvorstell- 
baren Ausmaßen verübt. Er hatte Ausmaße angenommen, die sowohl der 
Armee wie der Besatzungsverwaltung nicht nur das Recht gaben, sondern 
die unerläßliche Pflicht auferlegten, die rücksichtslosesten Unterdrückungs- 
und Vorbeugungsmaßnahmen zum Schutze deutschen Lebens und Eigentums 
anzuwenden. 

Die Partisanen zeigten sich in ihrem Wirken als die würdigen Nachfolger 
Dschingis Khans. Sie hatten ihren Krieg so barbarisiert, daß jede Strafmaß- 
nahme und jede wirksame Vorbeugungsmaßnahme dagegen erlaubt war. 

Der in keiner Weise antisemitisch angehauchte Feldmarschall von Man- 
stein erklärte am 10. August 1946 zur Partisanenabwehr: 

‚Wenn in dem ersten Teil (des Befehls vom 20. November 1941) von dem 
Kampf gegen das (jüdisch-bolschewistische) System und von der Ausrottung 
dieses Systems die Rede ist, und von dem Kampf gegen die Juden als 
Träger der Partisanenbewegung, so hatte das letzten Endes seine sachliche 
Berechtigung.’ (XX, S. 702) 

Jedenfalls richtete sich die Tätigkeit der Einsatzkommandos nicht gegen 
die Juden als solche; Juden waren auch nur zum geringsten Teile die Opfer 
dieser Tätigkeit.Verständlich ist, daß die Sicherung des Lebens und der 
Versorgung der Kampf- und Besatzungstruppen und der Besatzungsbehör- 
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den angesichts der besonderen Verhältnisse an der Ostfront ein besonders 
hartes Durchgreifen erforderte. Sofort nach Besetzung einer Stadt oder eines 
Ortes traten der SD und die Einsatzkommandos in Aktion. Ihre Aufgabe 
war die Säuberung der eroberten Stadt von allen die Sicherheit der Er- 
oberer gefährdenden Elementen. Das Verfahren bei der Festnahme und 
nachher gegen die verdächtigen Elemente, war seit eh und je bei allen 
Völkern und in jedem Kriege summarisch und hart, ja brutal. Man opferte 
erbarmungslos und ohne viel Bedenken feindliches Leben, um das eigene 
Leben, das Leben der eigenen Truppen, zu schützen. 

Sicher ist, daß bei der Besetzung von polnischen, litauischen und ukrai- 
nischen Städten, sei es durch die Deutschen oder durch die Russen, beson- 
ders auch Juden den Massenexekutionen und Massenerschießungen als 
Sicherungsmaßnahme zum Opfer fielen. Sie wurden beschuldigt, allzu wil- 
lige Werkzeuge der vertriebenen Machthaber bei der Terrorisierung, der 
Verschleppung und Tötung der einheimischen Bevölkerung gewesen zu sein. 

Die Massentötungen waren barbarisch und furchtbar; aber sie ereigneten 
sich inmitten eines furchtbaren Kriegsgeschehens und waren ein Teil dieses 
grauenhaften Kriegsgeschehens, das man nicht mit Friedensmaßstäben mes- 
sen kann. Sie ereigneten sieh nicht nur auf deutscher Seite. Die Russen 
gingen noch viel summarischer und barbarischer vor. Die Kriegsverbrecher- 
prozesse gegen die an diesen Massenexekutionen beteiligten Polizeibeamten 
sind sehr anfechtbar." 


Auf Seite 64 schreibt Dr. Scheidl über die Tätigkeit der Einsatz- 
kommandos: 


„Die Arbeit der Einsatz-Kommandos, .Sonder-Kommandos', zum Schutze 
der Sicherheit im Rücken der Front war unerläßlich. Es ist verständlich, daß 
angesichts des Wütens und der Gefährlichkeit der Tätigkeit der Partisanen 
und der subversiven Tätigkeit und Haltung der einheimischen Bevölkerung 
(die nach Angaben Ponomarenkos 500 000 deutschen Soldaten das Leben 
kostete, von den Materialverlusten ganz zu schweigen) diese Einsatzkom- 
mandos rücksichtslos und ohne viel Umstände zu machen, vorgingen. Uber 
die Tätigkeit dieser Einsatzgruppen, die die Sicherheit des Lebens und des 
Nachschubs im Rücken der Front zu gewährleisten hatten, gab SS-Gruppen- 
führer Otto Ohlendorf in Nürnberg an, daß von Juni 1941 bis Juni 1942 von 
den Einsatzkommandos etwa 90 000 Personen (Juden und Nichtjuden) ge- 
tötet gemeldet wurden. Jedenfalls befand sieh die jüdische Bevölkerung in 
einer besonders kritischen Lage zwischen drei Mühlsteinen: je nachdem, ob 
die Russen die Deutschen oder die Deutschen die Russen aus dem Gebiete 
vertrieben hatten, das von Juden bewohnt wurde, wurden viele von ihnen 
von der ihnen sehr übel gesinnten Mitbevölkerung denunziert, es mit der 
jeweils vertriebenen Macht gehalten zu haben; sie fielen dann dem Straf- 
gerichte zum Opfer, das seitens des jeweiligen Machthabers über sie her- 
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einbrach; die judenfeindlichen Mitbürger selbst nützten die Gelegenheit, 
ihre Rache an ihren unbeliebten, ja tödlich gehaßten Mitbürgern zu be- 
friedigen." 

In einer Anmerkung, die mir sehr wesentlich für den Erlaß des 
Kommissarbefehls und auch für die spätere Verschärfung des Kampfes 
gegen die Partisanen erscheint, heißt es: 

„1945 erschien in London und in New York der Bericht des General- 
leutnants Ponomarenko unter dem Titel .Behind the Front Line', 1961 in 
Moskau die offizielle Geschichte des russischen Partisanenkämpfers 
.Sowjetskie Partisani', die diese (oben genannte) Opferzahl nennt. Diese 
500 000 wurden in keinem ehrlichen Kampf getötet, sondern heimtückisch 
aus dem Hinterhalt ermordet. 

Am 3. Juli 1941 rief Josef Stalin über den Moskauer Rundfunk die 
sowjetische Zivilbevölkerung zum Widerstand gegen die Deutschen auf: 
‚In vom Feind besetzten Gebieten müssen Partisaneneinheiten zu Fuß 
und zu Pferd und Ablenkungstrupps gebildet werden, um den Feind zu 
bekämpfen, überall den Partisanenkrieg zu entfachen, Brücken und Stra- 
ßen zu sprengen, Telefon- und Telegrafenleitungen zu zerstören und die 
Wälder, Vorratslager und Eisenbahnzüge in Brand zu stecken. In besetz- 
ten Gebieten müssen die Bedingungen für den Feind und seine Helfer 
unerträglich gemacht werden. Sie müssen verfolgt und vernichtet wer- 
den, wo immer sie sich aufhalten und alle ihre Maßnahmen müssen ver- 
eitelt werden.' 

Damit rief Stalin die Zivilbevölkerung zum blutigsten und verbreche- 

rischsten Kampf des Zweiten Weltkrieges auf. Marschall Woroschilow 

übernahm das Oberkommando des zentralen Partisanenbewegungsstabes 
in Moskau, Generalleutnant Ponomarenko leitete als Stabschef die ge- 
samten Operationen. 

Am 1. Mai 1942 wurde der Befehl an die Partisanen von Stalin noch 
verschärft: 


‚Unsere Kämpfer sind erbarmungsloser geworden. In allen vom Feind 
besetzten Gebieten ist die Sabotage...., die Sprengung deutscher De- 
pots, die Vernichtung deutscher Transportzüge und die Tötung deutscher 
Soldaten und Offiziere zur tagtäglichen Erscheinung geworden. 

Ich befehle den männlichen und weiblichen Partisanen ... den Kampf 
im Rücken der Eindringlinge noch zu verstärken, die Nachrichten- und 
Transportmittel des Feindes zu zerstören und die Stäbe... des Feindes 
zu vernichten.' 

1942 erschien das sowjetische .Handbuch für Partisanen' mit genauen 
Anweisungen für den meuchelmörderischen Krieg, mit der Preisgabe 
aller Unterschiede zwischen Zivil und Militär, ohne Rücksicht auf die 
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Zivilbevölkerung. Bei jedem sowjetischen Armee-Oberkommando bestand 
ein Partisanenstab; in Moskau ein Generalstab des Partisanenkrieges. 


Zur Barbarisierung dieses Krieges trug sehr bei, daß die Sowjets den 
Haager und Genfer Abkommen nicht beigetreten waren und ihre Be- 
stimmungen nicht beachteten. Jene unglücklichen deutschen Soldaten — 
Wachtposten, Meldefahrer, Nachschubfahrer, Sanitätsfahrzeuge oder klei- 
nere Einheiten, — die den Partisanen in die Hände fielen, wurden groß- 
teils unter bestialischen Grausamkeiten ermordet. 


Über die moralische Berechtigung selbst der schwersten Abwehr-Maß- 
nahmen kann heute niemand urteilen, der die unvorstellbare Grausam- 
keit der Methoden der Partisanen nicht kennt und nichts davon weiß, 
daß Hunderttausende deutscher Menschen diesen Meuchelmördern zum 
Opfer fielen. 


Die unvorstellbare Grausamkeit und die große Zahl der Opfer des 
Partisanen-Krieges erforderte eine barbarische und drakonische Bekämp- 
fung. Die scharfen Repressalien, Vergeltungs- und Abschreckungsmaß- 
nahmen waren in diesem Partisanen-Krieg unerläßlich notwendig und 
zulässig. Die Methoden und Maßnahmen zur Bandenvernichtung waren 
den Kampfmethoden der Partisanen angepaßt; sie waren ebenso sum- 
marisch, nur nicht so barbarisch. Die Kampfhandlungen gegen die Parti- 
sanen waren deutscherseits durch Merkblätter geregelt. Diese Merkblät- 
ter gaben genaue Anweisung für die Straf- und Vernichtungsunterneh- 
mungen zur Säuberung bandenverseuchter Gebiete; so das Merkblatt N. 
f. D. 69/1 .Kampfanweisung für die Bandenbekämpfung im Osten’ (OKW 
1216/42 W. f. St/Op. vom 11. November 1942) ferner (OKWO 326/44 W. 
f. St./Op. vom 6. Mai 1944)." 


Emil Aretz in „Hexen-Einmal-Eins einer Lüge", S. 149: 

„Es muß ... darauf hingewiesen werden, daß die Juden in einem Schluß- 
appell der Moskauer .International Conference of Jews' im August 1941 
ausdrücklich zum Partisanenkampf aufgefordert wurden: 


‚Jüdische Brüder der ganzen Welt: Laßt die heilige Flamme der Rache 
mit jeder Stunde heller und heller in Euren Herzen brennen! Seid jede 
Minute bereit zu handeln! Ihr müßt alles tun, was in Eurer Macht steht, um 
die wirtschaftlichen Hilfsquellen der Faschisten zu zerschlagen, gleichgültig, 
in welchem Teil der Welt Ihr lebt. Unterwandert die meisten lebenswichti- 
gen Zweige der todbringenden Industrien der Hitlerschen Henker und lähmt 
sie mit allen Mitteln. Boykottiert ihre Produkte überall. Kämpft mit den 
edlen, sich selbst opfernden Partisanen! Entwickelt überall eine weitwir- 
kende Propaganda für die Solidarität und eine aktive Unterstützung der 
Sowjetunion... Die Menschheit will von der braunen Pest befreit werden. 
Tut Eure Pflicht in diesem heiligen Krieg.' 
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Jews against Hitler, Appell und Bericht der International Conference of 
Jews Moskau 24. 8. 1941. Anglo-Russian Parliamentary Comitee, London 
1941. (Zitiert aus ‚Deutsche Hochschullehrer-Zeitung' 3/1967, Seite 11)" 


Über den Partisanenkrieg schreibt Generaloberst a. D. Dr. Lothar 
Rendulic in „Bilanz des Zweiten Weltkriegs", S. 101: 


„In keinem Krieg der bisherigen Geschichte hatte der Partisanenkampf 
eine solche Bedeutung wie im letzten Weltkrieg. Er stellte damit in seinem 
Ausmaß ein Novum der Kriegsgeschichte dar. Seine Wirkung auf die kämp- 
fende Truppe selbst, für die gesamten Nachschubprobleme, für die Gefähr- 
dung der Etappe und für die Verwaltung in den besetzten Gebieten wurde 
so ein Teil des totalen Krieges. Sein Aufflackern und seine mit den Jahren 
sich ständig steigernde Intensität in Polen, auf dem Balkan, aber auch in 
Frankreich und Italien hat das Gesicht des zweiten Weltkrieges mit be- 
stimmt. 


Für die deutsche Führung waren die großen Partisanen- und Wider- 
standsbewegungen eine Überraschung. Die Formen der Abwehr für diesen 
Krieg aus dem Dunkel, für diesen Krieg ohne Vorbild, mußten erst ent- 
wickelt werden. 


Kein Wunder, daß in den Nachkriegsprozessen der Partisanenkrieg eine 
entscheidende Rolle spielte und sich die bisherige Rechtskodifizierung den 
neuen, nicht vorausgesehenen Entwicklungen gegenüber als nicht ausrei- 
chend und nicht gemäß erwies. 


Immerhin aber waren — zum größten Teil in der Haager Landkriegsord- 
nung — folgende Rechtsgrundsätze und Rechtsvorschriften auch in bezug auf 
den Partisanenkrieg und die Widerstandsbewegungen niedergelegt: 

1. Nach Kriegsrecht ist ein Widerstand der Bevölkerung eines Landes 
oder von Teilen derselben gegen feindliche Truppen nur zulässig, ehe das 
Land von den Truppen des Gegners besetzt ist, nicht aber erst nach 
durchgeführter Besetzung. Für den zweiten Weltkrieg steht nun fest, daß 
alle Gebiete, in denen es zu einer Partisanenbewegung kam, von deutschen 
Truppen bereits effektiv besetzt waren, und daß meist schon eine erheb- 
lich lange Zeit und selbst Jahre verstrichen waren, ehe eine Partisanen- 
tätigkeit einsetzte. Schon aus diesem Grund war der Kampf der Partisanen 
völkerrechtswidrig. 


2. Es steht ferner fest, daß einige der besetzten Länder, wie Jugosla- 
wien, Griechenland und Frankreich, eine rechtsgültige Kapitula- 
tion abgeschlossen hatten, auf Grund derer sie ihre Streitkräfte 
auflösten und auf weiteren Widerstand verzichteten. Nach Kriegsrecht ist 
eine abgeschlossene Kapitulation für jeden Angehörigen des kapitulierten 
Volkes verbindlich, und es ist ein Verstoß gegen das Kriegsrecht, wollte 
ein solcher erklären, daß er die Kapitulation nicht anerkennt. Dies ist ein 
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weiterer Grund für die Völkerrechtswidrigkeit des Kampfes der in den drei 
genannten Ländern auftretenden Partisanen. 

3. Das Völkerrecht fordert ferner die Führung der Partisanen durch eine 
verantwortliche Person. Es ist klar, daß diese Verantwortlichkeit nur durch 
eine im Besitz ihrer Souveränitätsrechte befindliche Regierung übertragen 
werden kann. Eine fremde Regierung oder eine Exilregierung können diese 
Übertragung nicht durchführen. Von allen hier in Betracht kommenden Län- 
dern hatten nur Rußland und Italien Regierungen, die im Besitze ihrer 
Souveränitätsrechte waren. Von allen anderen Staaten gab es nur Exil- 
regierungen, die in ihren Ländern keine Regierungsgewalt ausüben konn- 
ten. Die für Frankreich von de Gaulle aufgezogene Regierung in Afrika hatte 
nicht einmal den Charakter einer Exil-, sondern höchstens den einer Ge- 
genregierung. Auch das amerikanische Dienstbuch ‚Rules of Land Warfare' 
erkennt einer Exilregierung ausdrücklich das Recht ab, das Volk zum Par- 
tisanenkrieg aufzurufen. 

4. Für einzelne Partisanengruppen wäre selbst ein Auftrag einer Exil- 
regierung ausgeschlossen gewesen. So konnte der jugoslawische König, ob- 
wohl die Alliierten ihn lange nach Beginn des Partisanenkampfes auf dem 
Balkan hierzu drängten, wohl unmöglich einen ernst zu nehmenden Auftrag 
an Tito erteilen, der sein offener Feind war, und die Tschetniks des Gene- 
rals Mihajlovic, der Kriegsminister in der Exilregierung war, bis aufs Messer 
bekämpfte. Ebenso war der griechische König in der Lage, Aufträge an die 
kommunistisch geführte ELAS zu erteilen. 


5. Schließlich verlangt das Kriegsrecht für die Rechtmäßigkeit des Kamp- 
fes überhaupt, daß die Kämpfer Uniformen oder aus der Ferne erkennbare 
Abzeichen tragen, daß sie ihre Waffen offen führen und die Regeln des 
Krieges beachten. Mit dieser letzten Bestimmung sind Heimtücke und Grau- 
samkeit nicht vereinbar. Diese Forderung nach Uniformen und Abzeichen 
haben die russischen und italienischen Partisanen niemals, die französischen 
und zum Teil die Partisanen auf dem Balkan erst mit ihrem Anschluß an 
die regulären Kräfte der Gegner oder mit ihrer Eingliederung in diese er- 
füllt. Hiermit hatten sie aber auch die Partisaneneigenschaft verloren. 


Schon ein einziger der angeführten Gründe hätte den Kampf der Parti- 
sanen völkerrechtswidrig gemacht. Wenn wir von dem Auftrag einer souve- 
ränen Regierung an die russischen und die italienischen Partisanen absehen, 
haben die Partisanen aller Kriegsschauplätze keine der Forderungen des 
Kriegsrechtes an den legalen Kämpfer erfüllt. Die Partisanen standen des- 
halb außerhalb des Rechts. Diese Rechtssituation muß für die Beurteilung 
des Partisanenkrieges auf allen Kriegsschauplätzen zugrunde gelegt werden. 


Die Geschichte des Partisanenkrieges unserer Zeit ist noch nicht ge- 
schrieben. Zuverlässige Quellen darüber sind äußerst spärlich. Der Krieg aus 
dem Dunkel, meist in der Tarnung des harmlosen Zivilisten, mit seinen An- 
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schlagen aus dem Hinterhalt, dem steten Ausweichen und spurlosen Ver- 
schwinden dann, wenn man diesen Gegner stellen wollte, entzog sich schon 
seinem Wesen nach der schriftlichen Fixierung und Dokumentation. Es wer- 
den noch viele Erfahrungsberichte zusammengetragen werden müssen, um 
dieses Geschehen im zweiten Weltkrieg zu erfassen. Das scheint notwendig, 
nicht allein aus historischem Interesse." 


Über den Kampf der Partisanen gegen die deutschen Verkehrslinien 
steht auf Seite 304: 


„In Weißrußland arbeitete hinter der stärksten Schlüsselposition der 
deutschen Ostfront, von Moskau ferngelenkt, eine Partisanenarmee von 
80 000 bis 100 000 Mann gegen die deutschen Verkehrslinien. Zeitlich und 
räumlich unterstützten sie die russischen Frontoperationen. Im März 1943 
sprengte eine starke Partisanengruppe mitten im deutschen Aufmarsch eine 
Eisenbahnbrücke der leistungsfähigsten Aufmarschstrecke. In der Nacht vor 
der russischen Großoffensive auf die Heeresgruppe Mitte Ende Juni 1944 
lähmte ein Partisanen-Großangriff auf sämtliche wichtigen Strecken die 
deutsche Führung mehrere Tage lang in der operativen Abschirmung der 
Einbruchsteilen. Nach dieser Nacht wurden 10500 Sprengstellen gezählt; 
3500 Sprengkörper konnten noch ausgebaut werden. Auch der Straßenver- 
kehr wurde durch Partisanen so beeinträchtigt, daß viele Straßen nur tags- 
über und in bewaffnetem Geleit benutzt weiden konnten. Ähnliche Parti- 
sanentätigkeit herrschte in Jugoslawien, in Italien und in bestimmten Ge- 
bieten Frankreichs und Belgiens." 


Und nochmals Dr. Scheidl über die Partisanentätigkeit, a.a.O., S. 53: 


„Reitlinger behauptet in seiner Greuel-Sammlung, die wahllos alle 
Greuelbehauptungen zusammenkehrt, daß in Rußland und Polen vier Ver- 
nichtungsgruppen bestanden, die mit der Ausrottung der Juden beauftragt 
waren. Das ist eine infame, völlig unrichtige Behauptung. Im ganzen Osten 
wütete damals ein mörderischer, erbarmungsloser Partisanenkrieg im Rük- 
ken der deutschen Front gegen die deutschen Truppen und den deutschen 
Nachschub. Ungezählte Deutsche wurden von zivilen Partisanen heimtückisch 
ermordet; jede deutsche Bewegung wurde den Sowjets verraten; jeder 
Nachschub angegriffen; Leben und Sicherheit der deutschen Truppen und 
des Nachschubs in den weiten Räumen hinter der Front waren auf das 
Schwerste bedroht... 


Diese Partisanenbanden, die den Deutschen ungeheure Verluste an Men- 
schen und Material zufügten, waren eine schwere Sorge für die Deutschen. 
Zu ihrer Bekämpfung im Rücken der Front waren eigene Einsatzverbände, 
sogenannte .Sonderkommandos' aufgestellt und eingesetzt. Diese zur Siche- 
rung eingesetzten Sonderkommandos gingen gegen die Partisanen radikal 
und rücksichtslos vor. Sie vernichteten sie erbarmungslos, wie es gegen 
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soldie heimtückische, erbarmungslose Mörder geboten war. Wo man auf 
Verdächtige stieß, wurden sie vernichtet, auch wenn es Juden waren. Das 
war Kriegsrecht. Niemals aber richtete sich die Tätigkeit dieser Einsatzver- 
bände, dieser Sonderkommandos nur gegen die Juden; niemals war ihre 
Aufgabe die Vernichtung und Ausrottung der Juden als solche. 
Heinrich Himmler zu Dr. Norbert Masur (En Jod talar med Himmler): 
‚Der Krieg brachte uns in Berührung mit den proletarischen jüdischen 
Massen des Ostens und dadurch entstanden ganz neue Probleme. Wir 
konnten einen solchen Feind nicht in unserem Rücken dulden... Die 
Juden halfen den Partisanen. Außerdem schössen sie auf unsere Trup- 


pen... 


Wenn man diese ganzen Vorkommnisse: Partisanenkrieg, Judener- 
schießungen usw. im Zusammenhang sieht, und nicht wie es vielfach 
geschieht, einzelne Ereignisse herauslöst, bekommt manches ein ganz 
anderes Aussehen, wie beispielsweise ein Zitat aus einer Rede Hein- 
rich Himmlers bei einer SS-Gruppenführertagung in Posen am 4. Okto- 
ber 1943, zitiert nach Walter Hofer, „Der Nationalsozialismus" (Fischer- 
Bücher), S. 114: 

Ich meine jetzt die Judenevakuierung, die Ausrottung des jüdischen 
Volkes. Es gehört zu den Dingen, die man leicht ausspricht. — ‚Das jüdische 
Volk wird ausgerottet', sagt ein jeder Parteigenosse, .ganz klar, steht in 
unserem Programm, Ausschaltung der Juden, Ausrottung, machen wir.' Und 
dann kommen sie alle an, die braven 80 Millionen Deutschen, und jeder hat 
seinen anständigen Juden. Es ist ja klar, die anderen sind Schweine, aber 
dieser eine ist ein prima Jude. Von allen, die so reden, hat keiner zugese- 
hen, keiner hat es durchgestanden. Von Euch werden die meisten wissen, 
was es heißt, wenn 100 Leichen beisammen liegen, wenn 500 da liegen oder 
wenn 1000 da liegen. Dies durchgehalten zu haben und dabei — abgesehen 
von Ausnahmen menschlicher Schwächen — anständig geblieben zu sein, das 
hat uns hart gemacht. Dies ist ein niemals geschriebenes und niemals zu 
schreibendes Ruhmesblatt unserer Geschichte ..." 


Abgesehen davon, daß der 1. Teil des Zitats, „soweit von einem 
Programm die Rede ist, nachweislich unwahr" ist, wie mir auf Anfrage 
von einer Zeitschrift mitgeteilt wurde, könnte es sich — nach den obi- 
gen Buchauszügen — durchaus um die Tätigkeit der „Sonderkomman- 
dos" handeln. Es wäre sehr zu wünschen, hier zu einer Klarheit zu 
kommen, um Vorhaltungen, die besonders — begreiflicherweise — von 
der jungen Generation her kommen, entgegentreten zu können. 


Und nun noch zu einer russischen Einrichtung, die während des 
Zweiten Weltkrieges entstand, von der aber nur wenige Menschen 
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Kenntnis haben dürften: den „Vernichtungs-Bataillonen", „Nation Eu- 
ropa", Heft 6/53, S. 18: 

„Zu den in der westlichen Welt weniger bekannten Tatsachen des Zwei- 
ten Weltkrieges gehört die Tätigkeit der sowjetischen Mordkommandos, 
der .Vernichtungsbataillone' (Izstrebitelnij bataljon, wörtlich: Ausrottungs- 
bataillon). Diese Vernichtungsbataillone (VB) entstanden bei Ausbruch des 
deutsch-sowjetischen Krieges 1941 und wurden nicht an der Front, sondern 
gegen die einheimische Zivilbevölkerung eingesetzt. Ihre Aufgabe war der 
Terror, wobei nicht nur jede Einheit, sondern sogar jeder einzelne Ange- 
hörige des VB das Recht hatte, ohne Untersuchung oder Gerichtsurteil 
Menschen zu foltern, zu schänden, hinzurichten und Sachwerte nach Ermes- 
sen zu vernichten. 


Unter der Tätigkeit der VB haben besonders Estland und die Ukraine 
gelitten. In Litauen, Lettland und Weißruthenien hat der schnelle Vor- 
marsch der deutschen Truppen ein längeres Treiben dieser Banden verhin- 
dert. Den einzigen Schutz der Bevölkerung bildeten die nationalen Frei- 
heitskämpfer, die freilich im Kampf gegen die gut ausgerüsteten VB große 
Verluste erlitten. In Estland waren die VB in der Zeit vom 26. Juni bis 21. 
Oktober 1941 eingesetzt. Tausende an Männern, Frauen und Kindern sind 
von ihnen abgeschlachtet worden. 


Das Gesetz zur Gründung der Vernichtungsbataillone wurde am 24. Juni 
1941 von der Zentralregierung der UdSSR in Moskau erlassen. Der Volks- 
kommissar für Innere Angelegenheiten (NKWD) Berija gab den Befehl zur 
sofortigen Aufstellung. Aus seinem Erlaß geht eindeutig Zweck und Auf- 
gaben dieser Einheiten hervor. Am 3. Juli 1941 sagte Stalin in einer An- 
sprache: ‚Wir müssen einen erbarmungslosen Kampf gegen alle Desorgani- 
satoren des rückwärtigen Gebietes, Deserteure, Panikmacher und Gerüchte- 
verbreiter führen. Wir müssen alle Spione und Diversanten vernichten und 
in allen Dingen unseren Vernichtungsbataillonen schnelle Mithilfe leisten.' 


Schon am 24. Juni 1941 ernannte Berija den Chef der NKWD-Truppen in 
Estland, Generalmajor der NKWD Rakutin, zum Chef der VB in Estland. 
Sowohl der Stab der VB wie die Kommandeursposten der Einheiten waren 
nicht mit Esten, sondern mit Russen oder Juden besetzt. Die Stellvertreter 
Rakutins waren der russische NKWD-Oberleutnant Schkurin und der jü- 
dische NKWD-Oberst Lobanowitsch. Die Kommandeure der einzelnen Ba- 
taillone hießen: Leo Goldberg (der wegen Sexualverbrechen mehrmals vor- 
bestrafte Sohn eines Ledergroßhändlers), Kommandeur in Werro; Chaim 
Schur, Kommandeur in Dorpat; Feodor Okk, Kommandeur in Reval; ferner 
Pasternak, Feigin, Goldmann. Jedem VB waren zwei russische Politruks für 
die politische Leitung zugeteilt. 


Ein Großteil der VB bestand aus Verbrechern, die wegen Mord Raub, 
Vergewaltigung verurteilt waren. Ich hatte einmal die Vernehmung von vier 
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gefangenen Angehörigen des VB Nr. 7 durchzuführen. Alle vier waren vor- 
bestraft: einer wegen Vergewaltigung, zwei wegen Messerstecherei, einer 
wegen Diebstahl. 

Vor 12 Jahren begann das Morden, Schänden und Plündern der VB auf 
Befehl Stalins und seiner nachgeordneten Organe in Estland und in der 
Ukraine. Ihre Wirksamkeit steigerte sich mit jedem Kriegsjahr. Der Herr- 
gott sei dem Volke gnädig, auf das mit solchen erprobten Verfahren der 
Abschaum aller Gefängnisse losgelassen wird. Das muß verhindert werden! 
Alle, die es angeht, sollten sich rechtzeitig Gedanken darüber machen. 

Paul Kuusik" 


* 


Ober den Massenmord von Katyn an polnischen Offizieren, der in 
Nürnberg den Deutschen angelastet werden sollte, schreibt Erich Kern 
in „Opfergang eines Volkes" auf Seite 294: 

„Im Walde von Katyn gruben nach Angaben polnischer Zivilarbeiter 
deutsche Behörden, am 29. März beginnend, die Leichen von 4500 polnischen 
Offizieren aus. Ihre Hände waren durchweg am Rücken gefesselt. Den Tod 
hatten sie durch Genickschüsse gefunden. 

Die Deutschen luden das Internationale Rote Kreuz ein, eine Kommission 
zur Untersuchung dieses Massenmordes an Ort und Stelle zu entsenden. 
Unter der Führung des Schweizer Professors Dr. Naville fuhr tatsächlich 
eine Kommission an den grauenhaften Fundort. 

Gegen Ende des deutsch-polnischen Feldzuges im September 1939 waren 
227 450 polnische Soldaten in sowjetische Gefangenschaft geraten. Die Mehr- 
zahl war vor den Deutschen zu den Russen geflüchtet. Während die Masse 
in Gefangenenlagern nach Innerrußland transportiert wurde, kamen die An- 
gehörigen der Eliteeinheiten, insbesondere des Grenzschutzes und der poli- 
tischen Polizei, in erster Linie die Offiziere, alles in allem etwa 15 000, in 
die Sonderlager Kozielsk, Starobielsk und Ostaschkow. Hier hatten sie sich, 
wie die Untersuchung einwandfrei klärte, bis März/April 1940 befunden. 

Die 4500 Gefangenen von Kozielsk wurden im Bahntransport bis zum 
Bahnhof Gnieadowo gebracht und von dort auf Lastkraftwagen in den nahe- 
gelegenen Wald von Katyn geschafft, wo sie liquidiert wurden. Die übrigen 
10 500 verschwanden in derselben Zeit spurlos, und bis heute konnte ihr 
Schicksal nicht aufgeklärt werden. 

Die Internationale Kommission des Roten Kreuzes, bestehend aus: Pro- 
fessor Dr. Speleers, Belgien, Professor Dr. Markow, Bulgarien, Dr. Tramsen, 
Dänemark, Professor Dr. Saxen, Finnland, Professor Dr. Palmieri, Italien, 
Professor Dr. Miloslavich, Kroatien, Professor Dr. de Burlet,Holland, Pro- 
fessor Dr. Hajek, Tschechei, Dr. Birkle, Rumänien, Professor Dr. Naville, 
Schweiz, Professor Dr. Subik, Slowakei, und Professor Dr. Orsös, Ungarn, 
stellten in einem umfangreichen Protokoll das Ausmaß des Massenmordes 
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und den Zeitpunkt: März/April 1940 und damit die sowjetischen Mörder 
einwandfrei fest. 

Die Sowjets hatten die soldatische Elite Polens, soweit sie ihr in die 
Hände gefallen war, mit einem Schlag ausgerottet." 

Churchill in einem Schreiben vom 24. April 1943 an Stalin, in dem 
er die Auffassung vertritt, daß eine internationale Untersuchung des 
Massenmordes „natürlich undenkbar" sei („Nation Europa" 10/61, 36): 

„Wir werden uns bestimmt nachdrücklich gegen jede Nachforschung wen- 
den ..." 

Und zu seinen exilpolnischen „Freunden" im Mai 1943 („Wahrheit 
für Deutschland", S. 58): 

„ ‚Die Bolschewisten können sehr grausam sein‘. Er fügte jedoch hinzu, 
daß ihre Unbarmherzigkeit eine Quelle der Stärke sei, und diese sei uns 
von Nutzen, soweit es die Tötung von Deutschen betrifft." 

Dies sagte Churchill, der mit dem Karlspreis der Stadt Aachen aus- 
gezeichnete „große alte Mann". „Die Geschichte wird ihn anders beur- 
teilen, als jene Aachener Bürger, die ihm wegen seiner .Verdienste um 
Europa‘ den Karlspreis verliehen, und sich damit den beschämendsten 
politischen Witz leisteten, der im zerbrochenen Deutschland denkbar 
ist." (Zitiert nach Helmut Sündermann „Deutsche Notizen 1945/1965", 
S. 249.) 


Nachfolgend ein Leserbrief an die Redaktion der „Neuen Zeitung", 
Frankfurt/M., aus „Nation Europa", 5/52, Leserbriefe, S. 4: 

„In Nr. 39 der NZ vom 15. 2. 1952 ist auf der 1. Seite eine Veröffent- 
lichung ‚US-Armee hat Bericht über Katyn-Morde wiedergefunden’ zu lesen; 
darin erfährt das deutsche Publikum zu seinem nicht geringen Erstaunen, 
daß die US-Armee, und damit doch wohl die Regierung der USA, schon im 
Jahre 1943 in dem Besitz eines amerikanischen Geheimberichtes des US- 
Obersten Henry Szymanski, der damals amerikanischer Verbindungsoffizier 
in der ehem. polnischen Armee gewesen war, gewesen ist. In diesem Ge- 
heimbericht setzte der US-Oberst die US-Armee davon in Kenntnis, daß in 
Katyn Tausende polnischer Offiziere von den Sowjets ermordet worden 
seien. Ein weiterer Geheimbericht ist der NZ zufolge aus den Geheimakten 
der US-Armee verschwunden. 


Man hatte also in den USA nachweisbar bereits im Jahre 1943 durch 
einen Geheimbericht eines in Polen tätigen US-Verbindungsoffiziers darüber 
Klarheit, daß die polnischen Offiziere in Katyn von den Sowjets ermordet 
worden sind. Trotz besseren Wissens hat aber die US-Regierung jahrelang 
und der Wahrheit zuwider Millionen Menschen in aller Welt glauben ma- 
chen wollen, die Deutschen hätten diesen Massenmord an den polni- 
schen Offizieren begangen. Sie haben sich sogar — trotz besseren Wissens 
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um die Dinge von Katyn! — in Nürnberg nicht gescheut, jene Macht als Rich- 
ter und Ankläger gegen die Deutschen auftreten zu lassen, die verantwort- 
lich für diese Massenmorde ist. Hat man damals seitens der USA-Regierung 
aus Propagandagründen die Lüge unterstützt und einem ganzen Volk wider 
besseres Wissen Unrecht getan, so rückt man heute endlich mit diesem 
Wissen um die Wahrheit heraus, um mittels der Wahrheit in dem laufenden 
Propagandafeldzug gegen Sowjetrußland gegen diese in der Welt Stimmung 
zu machen. So oder so sind die Motive unehrlich und anrüchig. Das deutsche 
Volk aber erkennt auch an diesem Beispiel Katyn, was unter der Politik 
der .Großen' verstanden werden will. Mit Recht sagt es: Pfui Teufel!" 


Die „Deutsche Hochschullehrer-Zeitung" in einem Artikel „Der Fall 
Katyn vor dem Nürnberger Militärtribunal", 4/68, S. 21: 

„Der republikanische Abgeordnete O'Konski im April 1952 vor dem ame- 
rikanischen Kongreß: ‚Es kann keinen Zweifel geben, daß jedes der hier 
über Katyn vorgelegten Beweismittel bereits in Nürnberg verfügbar war. 
Wenn hier erklärt wird, es habe keine Möglichkeit gegeben, diese Beweis- 
mittel damals vorzulegen, so soll das Nürnberger Gericht endlich aufhören, 
sich als Gericht der Gerechtigkeit zu nennen.' 

In Nürnberg saßen Ankläger und Richter als Vertreter der vier Sieger- 
mächte ‚in einer Person’ zusammen, um deutsche Soldaten und damit die 
deutsche Wehrmacht wegen ‚eines der größten Verbrechen‘ zu verurteilen. 
Nur dem mutigen Einsatz der Verteidigung und der Zeugen ist es zu dan- 
ken, daß der allein von politischem Haß und Siegerwillkür getragene Ver- 
such mißlang und als eine der größten Justizkomödien des Jahrhunderts 
‚im Namen des Rechts’ entlarvt wurde. Die Sieger hätten gegen sich selbst 
kein vernichtenderes Urteil sprechen können. Politik trat vor Recht. Es war 
die Krönung dessen, was die Historiker Taylor, Belgion und Rassinier in 
bezug auf das ganze Verfahren als .makabre Farce' bezeichneten." 


* 


In dieser gedrängten Zusammenfassung ist es selbstverständlich 
nicht möglich, alle Geschehnisse des gigantischen Kampfes in Ruß- 
land — und sei es auch nur andeutungsweise — zu behandeln. Eines 
aber muß noch hervorgehoben werden und zwar der „Verrat" im 
Zweiten Weltkrieg, der sich besonders an der Ostfront ausgewirkt hat. 


Zunächst erscheint es mir wesentlich, den Unterschied zwischen 
Hoch- und Landesverrat klar herauszustellen, da über diese Begriffe 
besonders bei der Jugend die unterschiedlichsten Meinungen bestehen. 

In dem Vorwort des Buches von Karl Balzer „Der 20. Juli und der 
Landesverrat" steht auf S. 8: 


121 


„Zwischen Hochverrat und Landesverrat besteht ein himmelweiter Un- 
terschied. Der Hochverräter versucht innerhalb seines Landes und seines 
Volkes die Regierung, die er als Unglück empfindet, mittels eines Aufstan- 
des oder auch eines Attentats zu beseitigen. Selbst Adolf Hitler erkannte 
die Moral des Hochverrates ausdrücklich an: .Wenn durch die Hilfsmittel 
der Regierungsgewalt ein Volkstum dem Untergang entgegengeführt wird, 
dann ist die Rebellion eines jeden Angehörigen eines solchen Volkes nicht 
nur Recht, sondern Pflicht.' 


Niemals jedoch wird sich ein Hochverräter in dieser innervolklichen 
Schicksalsfrage an das Ausland wenden und schon gar nicht in einem Kriege 
auf Leben und Tod an den Landesfeind. Ein Hochverräter läßt dem Feind 
keine Informationen zukommen und wirkt nicht für die militärische Nieder- 
lage des eigenen Heeres. Denn in diesem Augenblick würde der Rebell zum 
Verräter. 

Ober den Landesverrat gibt uns auch der unvergeßliche Monsignore Dr. 
h. c. Emmanuel J. Reichenbeiger, katholischer Emigrant aus dem Sudeten- 
land, eine glasklare Definition: .Dienst mit der Waffe gegen das eigene 
Volk, Preisgabe von kriegswichtigen Geheimnissen, Sabotage, antideutsche 
Propaganda erschien mir als Verrat und wurde auch von den Alliierten als 
Verrat behandelt, wenn es sich um Angehörige ihres Volkes im Dienste des 
Kriegsgegners handelte.' 


Wie sehr die USA und England sogar den Kampf antikommunistischer 
Staatsangehöriger der Sowjetunion auf selten Deutschlands gegen den Bol- 
schewismus als Landesverrat werteten, bewiesen diese Westalliierten 1945, 
als sie mit Gewalt alle ukrainischen, kosakischen, kaukasischen, tatarischen 
und andere östliche antikommunistische Kriegsfreiwillige, die nach dem 
Westen geflüchtet waren, rücksichtslos ihren gnadenlosen sowjetischen Hen- 
kern auslieferten. 


Winfried Martini umriß treffend die moralische und seelische Situation, 
als er bekannte: ‚Im Kriege... als es um Leben und Tod ging, waren die 
Deutschen miteinander schicksalhaft auf das engste verbunden, gleichgültig, 
ob man den Krieg oder das Regime billigte oder nicht. Hier konnte Landes- 
verrat nichts Positives bewirken.' 


Altkanzler Dr. Konrad Adenauer erklärte am 15. November 1962 vor 700 
Journalisten und Gästen des National-Press-Club in Washington unmißver- 
ständlich: .Landesverrat ist ein Verbrechen gegen das eigene Volk.' 

Der österreichische Altbundeskanzler, Dr. Alfons Gorbach, sechs Jahre 
lang politischer Häftling im KZ, erklärte im Wiener Fernsehen über die 
Problematik des 20. Juli, daß er zwar den Tyrannenmord für gerechtfertigt 
halte, jedoch die Verbindungsaufnahme mit dem Feind, während Volk und 
Staat sich im Kriegszustand befinden, entschieden ablehnte. Ebenso ver- 
werfe er es, eine Änderung der innenpolitischen Verhältnisse mit Hilfe des 
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Feindes zu betreiben. Verrat und Sabotage müßten als Mord an den kämp- 
fenden Kameraden für einen anständigen Menschen ausscheiden. 

Einer der aktivsten Verschwörer, Fabian von Schlabrendorff, gesteht 
dagegen offen: .Diesen Erfolg Hitlers unter allen Umständen und mit allen 
Mitteln zu verhindern, auch auf Kosten einer schweren Niederlage des 
Dritten Reiches, war unsere vordringliche Aufgabe.' 

Der Sohn des Attentäters, Franz Ludwig Schenk Graf von Stauffenberg, 
versicherte der Züricher .Weltwoche' vom 15. Juli 1966: .Der 20. Juli hat — 
leider - bewiesen, daß selbst ein sehr sorgfältig vorbereiteter Umsturzver- 
such von innen heraus unmöglich war. Ich kann aus dieser Tatsache nur 
schließen, daß deutsche verantwortliche Männer, die tatkräftig beitragen 
wollten, das Unrecht, das in Mitteleuropa geschah, zu beseitigen, dies nur 
durch eine militärische Niederlage des Regimes erreichen konnten. 

Das sind nun zwei dokumentarische Stellungnahmen, die beweisen, daß 
es unter den 20.-Juli-Verschwörern maßgebliche Männer gab, die bereit wa- 
ren, ihre Frontkameraden an den Feind zu verraten, deren Leben aufzu- 
opfern und die militärische Niederlage nicht nur hinzunehmen, sondern 
sogar planmäßig auf die deutsche militärische Niederlage im zweiten Welt- 
krieg hinzuarbeiten. 

Es muß mit Recht befürchtet werden, daß durch diese Tätigkeit viele 
Zehn-, wenn nicht Hunderttausende deutscher Frontsoldaten einen sinnlosen 
Tod sterben mußten." 

Nach allem, was ich selbst seither festgestellt habe, war der „Ver- 
rat im Zweiten Weltkrieg" von äußerst wesentlicher, wenn nicht sogar 
kriegsentscheidender Bedeutung. 

Es wird heute vielfach abschwächend gesagt, Verrat und Sabotage 
hätte es schon zu allen Zeiten gegeben: Das „Verratsgeschehen" — wie 
Hans Grimm es bezeichnet — im Zweiten Weltkrieg war „so entsetz- 
lich, daß selbst ein Gott nicht hätte siegen können" (Dr. H. S. Ziegler, 
„Adolf Hitler aus dem Erleben dargestellt", S. 119). 


Erich Kern schreibt in seinem Buch „Verrat an Deutschland", S. 10: 

„Ein genaues und sehr sorgsames Studium aller mir zugänglichen Quel- 
len — Publikationen, Akten sowie Zeugenaussagen — ließ mich zu einem er- 
schreckenden Ergebnis kommen: Der Dolchstoß des ersten Weltkrieges ver- 
blaßt vor dem gigantischen Verrat, der im zweiten Weltkrieg in unseren 
eigenen Reihen getrieben wurde." 

Und auf Seite 11 zitiert er Dr. Peter Kleist, der am 14. Februar 
1959 in „Das Neue Reich" über die kommunistische Spionageorgani- 
sation „Rote Kapelle" schrieb: 

„Wer die Berichte der Sachkenner über die .Rote Kapelle‘, über die Tä- 
tigkeit des Widerstandes im Amt Canaris — das heißt mitten in der deut- 
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schen Zentrale für die Abwehr von Spionage und Sabotage —, über den 
Fall Sorge und den Fall Seydlitz, über Oster und von Scheliha, Treskow 
oder Boesselager und wie alle heißen, auch nur flüchtig liest, den packt 
das kalte Grausen. Es erscheint wie ein Märchen, daß bei diesem Ausmaß 
an Verrat überhaupt irgendeine Offensive glücken konnte. Denn: soviel Un- 
ternehmungen, soviel Verrat, sei es in Polen, Frankreich, Belgien, Holland, 
Dänemark, Norwegen, die Ost-Kampagne, der Afrika-Feldzug oder die Ab- 
wehr der Invasion. Welch ungeheuerliche Kraft muß in diesem Deutschland 
gesteckt haben, daß es überhaupt über seine Grenzen hinauskam, ge- 
schweige denn, daß es vom Nordkap bis zur Sahara, von der Atlantikküste 
bis zur Wolga und zum Kaukasus vordringen konnte. 

Im Verlag ‚Das andere Deutschland‘, Hannover, erschien die Broschüre 
eines Widerstandskämpfers, Wolfgang Müller, mit dem Titel .Gegen eine 
neue Dolchstoßlüge‘. Auch sie, von einem gewiß .unverdächtigen' Manne 
geschrieben, vermittelt dem Leser den gleichen vernichtenden Eindruck: Daß 
dieser Krieg bei so viel .Widerstand' auch nur einen Tag lang durchgehalten 
werden konnte, erscheint wie ein Wunder." 

Professor Bolko Frhr. von Richthofen in „Kriegsschuld", Bd. 2, 
S. 59: 

„Als die deutschen Abwehrmaßnahmen gegen das geplante sowjetische 
Eingreifen in den Krieg als Gegner Deutschlands einsetzten, erfuhr der 
sowjetische Geheimdienst alle wesentlichen Entwicklungsabschnitte, auch 
über Hitlers Entschlüsse, durch deutsche Vertreter der Spionage für die 
Sowjetunion, so durch die unter dem Namen ‚Rote Kapelle’ bekannt gewor- 
dene Gruppe. Über die ‚Rote Kapelle' und deren Leiter, Oberleutnant Harry 
Schulze-Boysen, brachte auch der Spiegel in der Nr. 26 vom 24. 6. 1968 durch 
seinen Redakteur Heinz Höhne {.ptx ruft Moskau' — Die Geschichte des 
Spionageringes .Rote Kapelle‘) weitere recht aufschlußreiche Erörterungen. 
‚Wie die Zeit reif ist, werden die Russen zuschlagen und als Sieger hervor- 
gehen‘, sagte Schulze-Boysen. Und Höhne kennzeichnet den Meisterspion 
wie folgt: ‚Mit der Sorglosigkeit, die ihn Regierungslisten einer kommenden 
deutschen Räte-Republik anfertigen ließ — Schulze-Boysen selbst figurierte 
darauf als Kriegsminister —, hatte er seit langem einen deutsch-sowjetischen 
Krieg eingeplant.’ " 

Admiral Canaris erklärte 1943 als Zeuge vor dem Reichsgericht 
Lietzensee auf die Frage, welche Verluste das deutsche Heer durch die 
„Rote Kapelle" erlitten habe, „Verrat an Deutschland", S. 11: 

„Es ist natürlich schwer, hier mit genauen Zahlenangaben dienen zu 
können. Das gilt besonders hinsichtlich der Materialschäden. Nach den mir 
bisher vorliegenden Ergebnissen und Unterlagen kann mit Sicherheit ange- 
nommen werden, daß der Verrat der ‚Roten Kapelle’ 220-280 000 Opfer for- 
derte." 
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Über den „verhängnisvollsten Verräter des Zweiten Weltkrieges" 
Dr. Richard Sorge, schreibt Erich Kern a. a. O., S. 36: 

„Dieser Verräter fügte der deutschen Ostfront unermeßlichen Schaden zu 
und entschied mit höchster Wahrscheinlichkeit den Kampf an der Ostfront 
für den Bolschewismus." 


Nachdem Erich Kern den Lebenslauf Sorges kurz skizziert, schildert 
er, wie Sorge als kommunistischer Agent Angehöriger der Deutschen 
Botschaft in Tokio wurde und — nachdem er in aller Stille eine Nach- 
richtengruppe aufgebaut hatte — alle wichtigen Meldungen an die Rote 
Armee funkte: 


„... Seine schicksalhafte Meldung ließ Sorge am 15. Oktober 1941 nach 
Moskau funken. Er hatte erfahren, daß die japanische Regierung nicht be- 
reit war, den deutschen Wünschen, von der Mandschurei aus gegen die 
Sowjetunion vorzugehen, zu willfahren. Die Japaner hatten beschlossen, 
nach dem Süden vorzustoßen, die malaiischen Länder Singapur und Burma 
anzugreifen. Damit gab es keine ernsthafte Gefahr mehr durch die japa- 
nische Kwantung-Armee gegen Sibirien. 


Der frühere amerikanische Militärattache in Moskau, General John 
Deane, ein genauer Kenner der damaligen Situation, schreibt in seinen 
privaten Erinnerungen, daß in der Mandschurei bei Ausbruch des deutsch- 
sowjetischen Krieges die japanische Kwantung-Armee über 18 Divisionen 
verfügte, die eine Stärke von insgesamt rund einer Million Mann aufwies. 
Die Japaner, so schreibt General Deane, waren damals den Sowjets weit 
überlegen. 

In seinen Erinnerungen, die unter dem Titel ‚The stränge alliance' er- 
schienen, führt er aus: 

‚Die Kriegsgötter müssen auf der Seite der westlichen Allüerten gestan- 
den sein, als Japan in den Tagen von Leningrad, Moskau und Stalingrad es 
sich versagte, den Neutralitätspakt zu verletzen und im Fernen Osten Ruß- 
land nicht angriff. Die Rote Armee hatte ihre sibirischen Kräfte ernstlich ge- 
schwächt für die Schlacht vor Stalingrad und hatte die östlichen Provinzen 
wie reife Pflaumen vor den Japanern baumeln lassen. Würde Japan damals 
Rußland angegriffen haben, dann wäre die Nachschubroute von Amerika 
über den Pazifik, auf der mehr als die Hälfte unserer Versorgungsgüter für 
die Sowjetunion transportiert wurden, ausgeschaltet gewesen. Deutschland 
hätte dann Afrika und alle anderen Dinge fahren lassen können, tun sich 
darauf zu konzentrieren, die Rote Armee weiter nach Osten zu treiben. 
Rußland wäre dann des Zugangs zu den nördlichen Häfen und zu denen 
am persischen Golf beraubt gewesen. Hätte sich einmal eine solche Situa- 
tion entwickelt, dann konnte die Sowjetunion kein wichtiger Faktor im 
Kriege mehr sein.' 
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Bis zu dem Augenblick, in dem Sorgeis Meldung im Kreml eintraf, hatte 
Stalin trotz der vernichtenden Schläge, welche die Rote Armee von den 
Deutschen hatte hinnehmen müssen, seine sibirischen Reserven nicht ange- 
rührt. Er wußte, wenn die Japaner von der Mandschurei aus in Sibirien ein- 
marschieren würden, war die Sowjetunion in höchster Gefahr, wenn nicht 
verloren. Jetzt, da er aber wußte, daß er keinen Zweifrontenkrieg mehr zu 
befürchten hatte, wurden die sibirischen Schützendivisionen, die zu den 
Elitedivisionen der Roten Armee zählten, in Eiltransporten vom Fernen 
Osten auf den europäischen Kriegsschauplatz geworfen. In Sibirien blieben 
nur die Ausbildungskader zurück. 


Die ausgeruhten und bestausgebildeten roten Divisionen kamen genau 
zu diesem Zeitpunkt an die russische Westfront, als die abgekämpften deut- 
schen Soldaten von dem klirrenden Winter 1941 überfallen wurden. In 
beißender Kälte, frierend und hungernd, mußten sie nun nahezu ohne Re- 
serven dem Massenansturm der ausgeruhten und wohlgenährten sibirischen 
Schützendivisionen standhalten. Der deutsche Angriff kam zum Erliegen. 
Erstmalig gingen eroberte Gebiete wieder verloren, und die deutsche Ost- 
armee erlitt Verluste, von denen sie sich nicht mehr erholen konnte. 


Stalin aber hatte dank des gigantischen Verrates von Dr. Richard Sorge 
die notwendige Zeit gewonnen. Die Zeit, bis ihm Franklin Delano Roosevelt 
mit seinem Leih- und Pachtsystem so tatkräftig zu Hilfe kam, daß die deut- 
schen Landser mit diesem Übermaß von Menschen und Material trotz bei- 
spielloser Tapferkeit und Opfer nicht mehr fertig wurden. Zu Zehntausen- 
den fielen sie in den schweren Abwehrkämpfen im Osten des Winters 1941, 
erfroren in der gnadenlosen Weite der erstarrten Landschaft, ohne zu 
ahnen, daß ihr Schicksal Dr. Richard Sorge gewesen war." 


Das am 12. 7. 1943 in der Sowjetunion gegründete „Nationalkomitee 
Freies Deutschland" wird vielleicht am besten charakterisiert durch 
eine Besprechung des Buches von Peter Strassner „Verräter", in „Na- 
tion Europa", 10/60, S. 8: 


„Vom .Nationalkomitee Freies Deutschland’ und dem .Bund Deutscher 
Offiziere hat man recht wenig gehört. Vielleicht ist dieses verabredete 
Schweigen gerade ein Beweis dafür, welche Bedeutung diese Verbände für 
die bolschewistische Weltrevolution hatten, von der bereits Lenin gesagt 
hat: 

‚Die deutsche Revolution ist unendlich wichtiger als die russische, denn 
ohne eine deutsche Revolution werden wir untergehen!" 


Peter Strassner wagt es, das .Nationalkomitee' und den .Bund deutscher 
Offiziere' in das rechte Licht zu rücken. Mit großer Sorgfalt beschaffte er 
sich die Dokumente zu seiner geschichtlich bedeutungsvollen Darstellung. 
Sein Buch .Verräter' ist ein Werk von Wert! 
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Den Leser wird z. B. das Foto interessieren, das den General Walter 
von Seydlitz — Pensionsempfänger der Bundesrepublik (nähere Angaben im 
Semi-Gothaisdien Taschenkalender 1914), von besonders Beflissenen als 
Vorbild der Jugend empfohlen! — vor einem russischen Funksprechgerät 
zeigt, mit dem er deutsche Kommandeure und Stäbe zum Überlaufen zu 
bewegen versucht. Auch ein persönliches Schreiben des Herrn General von 
Seydlitz, das einen eingekesselten Offizier zum Verrat auffordert, ist mehr 
als nur ein Dokument von kriegsgeschichtlichem Wert — es beleuchtet den 
Charakter des Absenders. 

Das zweite Paradepferd des Nationalkomitees, Graf von Einsiedel, Ur- 
enkel Bismarcks (nähere Angaben usw.) wird von Peter Strassner gekonnt 
vorgestellt und charakterisiert. Mit erhobener rechter Faust leistete Leut- 
nant von Einsiedel nach Absolvierung eines Lehrgangs der Antifaschule 
feierlich wieder mal einen Schwur: 

‚Ich, Sohn des deutschen Volkes, schwöre aus glühender Liebe zu mei- 
nem Volk, zu meiner Heimat und zu meiner Familie: zu kämpfen, bis mein 
Volk frei und glücklich, die Schmach und Schande der faschistischen Barbarei 
abgewaschen, der Hitler-Faschismus vertilgt ist. Ich schwöre: Erbarmungslos 
vorzugehen gegen jeden, der diesen Schwur bricht. Sollte ich diesen Schwur 
brechen und damit zum Verräter werden, an meinem Volk, meiner Familie, 
meiner Heimat, so sei mein Leben verwirkt. Es soll mich der Haß und die 
Verachtung aller ehrlichen Menschen treffen, und ich soll von meinen 
Kampfgefährten gerichtet werden als Verräter und Volksfeind.' 

Viele Teilnehmer der Antifaschule bekleiden heute in der ostzonalen 
Volksarmee wieder Generalsränge ..." 

Was alles an Verrat von hohen und höchsten Stellen außerdem 
noch geschehen ist, kann noch nicht mit Gewißheit gesagt werden, ganz 
besonders als die Männer, von denen der schweizer Verbindungsmann 
der „Roten Kapelle" Rudolf Karl Roessler, alias Lucy seine Nachrich- 
ten bekam, heute noch nicht bekannt sind. 

Ich verweise noch auf folgende, noch nicht erwähnte Werke, in 
denen der interessierte Leser näheres über den Verrat im Zweiten 
Weltkrieg nachlesen kann: Karl Bartz „Die Tragödie der Deutschen 
Abwehr", W. F. Flicke „Die Rote Kapelle" und Hans Grimm „Warum 
— Woher aber Wohin?" 

Am 2. Februar 1943, 16.06 Uhr, meldete ein deutsches Aufklärungs- 
flugzeug: „in Stalingrad keine Kampftätigkeit". 

Ob die Verteidigung von Stalingrad richtig war, ob es notwendig 
war, 120 000 Mann und 45 000 Verwundete in Gefangenschaft und 
Tod zu schicken, ob es stimmt, daß Hitler im November 1942 den Be- 
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fehl zum Ausbruch aus der eingeschlossenen Stadt unterschreiben 
wollte, als ihm von Generalfeldmarschall Milch versichert wurde, Sta- 
lingrad könne aus der Luft versorgt werden, kann ich heute noch nicht 
mit Sicherheit sagen. Wesentlich scheint mir die Stellungnahme Gene- 
raloberst Jodls in Nürnberg, „Nation Europa", 5/60, S. 34: 

„Der erste Entschluß des Obersten Befehlshabers, Stalingrad zu halten, 
beruhte auf der Hoffnung, die eintretende Katastrophe (Zusammenbruch 
der rumänischen Armee) durch herbeigeführte Reserven wenden zu können. 
Seine Planung war auch keineswegs aussichtslos und wäre wohl auch ge- 
lungen, wenn nicht durch den nachfolgenden völligen Zusammenbruch der 
Front der italienischen und ungarischen Armeen die Front von Süden nach 
Norden in einer Länge von 300 km sich in ein Nichts aufgelöst hätte. Da- 
durch wurde ein Entsatz von Stalingrad aussichtslos. Zur Frage stand jetzt 
nur noch der Befehl zum Ausbruch oder zum Halten. Der Ausbruch war bei 
der vorhandenen Betriebsstoffknappheit nicht zu schaffen, da ein Durch- 
bruch ohne schwere Waffen, Panzer und nur mit einem geringen Teil von 
Fahrzeugen unmöglich erschien. Der Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
sicherte zu, die benötigten Brennstoffmengen in die Festung hineinzufliegen, 
obwohl alle anderen maßgeblichen Stellen der Luftwaffe im Zweifel waren, 
ob dies gelingen würde. Tatsächlich mißlang das Vorhaben bei der rasch 
einsetzenden Kälte. Von den in wirklich erstaunlichem Umfang herange- 
schafften Maschinen (Transportflugzeugen) kam jeweils nur ein Bruchteil an 
einem Tag in die Luft, weil alle Maschinen erst angewärmt werden mußten 
und nicht genügend Wärmegeräte zur Verfügung waren. 


Die Zusicherung Görings war jedoch nach Jodls Auffassung nicht aus- 
schlaggebend gewesen für die Entscheidimg: Halten oder Durchbruch. Ein 
angesetzter Gegenstoß kam bis auf 60 km an die Festung heran, es gelang 
jedoch nicht, den Ring völlig aufzubrechen. Das zeigte jedoch, daß die Ent- 
scheidung Hitlers, Stalingrad zu halten, nicht völlig falsch war. Wären nicht 
auch die anderen zwei Armeen zusammengebrochen und damit die Lage so 
hoffnungslos geworden, so wäre Durchbruch und Entsatz der Festung wohl 
gelungen. 


So wurde das Halten von Stalingrad unter Opferung einer Armee zur 
zwingenden Notwendigkeit, um die neue Front weiter rückwärts wieder 
aufbauen zu können. Die Armee in Stalingrad band durch ihr Halten zwei 
Monate sehr starke Kräfte, sie übernahm so die Aufgabe, die jeder Nach- 
hut zufällt, die unter eigener Aufopferung das Gros rettet." 


Erich Kern zitiert in „Opfergang eines Volkes", S. 289, eine Äuße- 
rung Generalfeldmarschalls von Manstein: 


„Am 9. Januar 1943 lehnte die eingeschlossene deutsche 6. Armee die 
Kapitulationsaufforderung der Sowjets auf Befehl Hitlers ab. Generalfeld- 
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marschall von Manstein äußerte sich dazu: .Diese Ablehnung war zweifellos 
notwendig, denn noch band die Armee über 60 russische Verbände, deren 
Freiwerden die Katastrophe der Heeresgruppe A bedeutet hätte.' " 

Nachfolgend eine Stellungnahme aus „Nation Europa", 5/60, S. 43: 

„STALINGtRAD war der nach außenhin kraß in Erscheinung tretende 
Wendepunkt des Ostfeldzuges. Wir haben den Verfasser des Buches ‚Sta- 
lingrad', Friedrich Lenz gebeten, in einigen kurzen Sätzen die Gründe auf- 
zuzeichnen, auf die er die Niederlage zurückführt. Herr Lenz ist Autodidakt; 
aber auch der militärische Fachmann wird ihm zugestehen müssen, daß 
seine eigenwillige Meinung sich auf sehr gründliche Studien stützt und 
jedenfalls der Prüfimg und Überlegung wert ist. Die Stellungnahme des 
Herrn Lenz zu der Frage: .Warum ging Stalingrad verloren?' lautet: 


(1) Weil den Russen durch die Rote Kapelle nicht nur der Inhalt der 
Weisung Hitlers vom 11. November 1941 verraten worden war, aus der die 
Absicht einer Offensive im Frühjahr 1942 in Richtung Kaukasus hervorging, 
sondern auch der Inhalt der Weisung vom 5. April 1942 mit allen opera- 
tiven Einzelheiten. 


(2) Weil der Angriffstermin für diese Offensive um fünf Wochen ver- 
schoben werden mußte, da die Russen — veranlaßt durch Agentenmeldungen 
— am 12. Mai 1942 unter Timosdienko in den von ihrer Januar-Offensive 
verbliebenen Sack von Isjium eine Offensive unternahmen, um unsere 
Truppenbereitstellungen im Raum von Charkow zu zerschlagen. Es war 
ihnen bekannt geworden, daß Hitler diesen Sack bei Beginn der Offensive 
beseitigen wollte. Der durch die Vernichtung der Armee Timoschenkos dann 
erzielte große deutsche Sieg mußte mit der erwähnten Verschiebung unserer 
Offensive zu teuer bezahlt werden. 


(3) Weil am 18. Juni 1942, also zehn Tage vor Beginn der Offensive 
der Generalstabsoffizier einer Division, der befehlswidrig die russische 
Front überflog, abgeschossen wurde, so daß die genauen Unterlagen dar- 
über, wie unser Angriff nach Osten und Südosten geführt werden sollte, 
in Feindeshand fielen. 


(4) Weil die IV. Panzerarmee, die schon am 20. August bei Krassno- 
armejsk auf 35 km an Stalingrad herangekommen war, ihren Angriff — an- 
geblich wegen Benzinmangels — zunächst einstellte und erst am 29. 8. fort- 
setzte. Durch die Verzögerung konnte erst am 29. September die für Ende 
August vorgesehene Verbindung mit der 6. Armee hergestellt werden. 


(5) Weil die Russen diese Verzögerung dazu nutzten, vor der Stadt ein 
umfangreiches Stellungssystem auszubauen und sich — von ihrem Führer 
Stalin angestachelt — darauf vorbereiten konnten, die seinen Namen tra- 
gende Stadt um jeden Preis zu halten. Sie haben dann in heldenhafter 
Weise gekämpft. 
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(6) Weil der Generalstabsdief Halder Ende August 1942 einen Teil der 
11. Armee der Südfront entzog und an die Nordfront bei Leningrad ver- 
legte und weil Truppen nadi dem Westen abgegeben werden mußten. 


(7) Weil dank folgender Umstände den Russen ihre große Umfassung 
vom 19. November gelang: 

a) Die von den Russen für ihren Angriff vorgenommenen gewaltigen Trup- 
penkonzentrationen im Raum von Woronesh wurden von der deutschen 
Abwehr in ihrem Umfang nicht richtig gemeldet, dagegen unzutreffen- 
derweise Angriffsvorbereitungen an der Mittelfront behauptet. 

b) Die schon seit Wochen von der Obersten Führung der Heeresgruppe B 
zugewiesene Aufgabe, die Donfront zur Verteidigung auszubauen, wurde 
von der Heeresgruppe vernachlässigt, obwohl sie, wie die Eintragungen 
im Kriegstagebuch beweisen, von oben fortgesetzt gedrängt wurde. 

c) Ein Wetterumschwung — Schneesturm mit starkem Frost — begünstigte 
den russischen Angriff und behinderte die deutsche Abwehr. 

d) Das für den Fall einer Offensive hinter der rumänischen Armee aufge- 
stellte 48. PzK. unter Generalleutnant Heim konnte seine Aufgabe der 
Sicherung der Front nicht erfüllen. 

e) Die an den Einbruchsteilen liegenden rumänischen Truppen versagten. 


(8) Weil am 22. November 1942 General von Seydlitz, der Kommandie- 
rende des 51. AK, ohne Wissen von Paulus die Räumung der festen Stel- 
lungen der 94. Inf. Div.befahl, ohne daß diese überhaupt angegriffen war. 
Mit der Rücknahme des Flügels auf eigene Faust wollte er angeblich den 
Durchbrach nach Westen ins Rollen bringen. Sein Vorgehen hatte fürchter- 
liche Folgen, weil von Seydlitz auch die Zerstörung allen Geräts sowie der 
Versorgung«- und Bekleidungslager befohlen hatte. 

(9) Weil (nach Meinung des Generalfeldmarschall Paulus NE) der von 
Hitler mit der Rettung der 6. Armee beauftragte Oberbefehlshaber der Hee- 
resgruppe Don, Generalfeldmarschall von Manstein, folgende Fehler beging: 
a) Er verzögerte den Entsatzangriff vom 6. bis 12. Dezember 1942. 

b) Er setzte die ihm für die Entsatzoperation zur Verfügung gestellten 
Kräfte an anderen Frontteilen ein. 

c) Er traf mit Paulus keine klare Vereinbarung über das für das Gelingen 
der Einzelaktion beiderseits abzustimmende Vorgehen, insbesondere gab 
er keinen Ausbruchbefehl. 

d) Er ließ den als 2. Phase vorgesehenen Angriff der Armeegruppe Hollidt 
aus dem Tschirbrückenkopf zur Unterstützung der Entsatzgruppe Hoth 
überhaupt nicht durchführen. 

e) Er gab am 23. Dezember 1942 den Befehl, den Entsatzangriff einzustellen, 
obwohl die Spitze der diesen Angriff tragenden 6. Pz. Div. nur noch 48 
km vom Kessel entfernt war und die Absicht und Zuversicht hatte, am 
Weihnachtsabend der 6. Armee die befreiende Hand zu reichen. 
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Die Verlegung der 6. Pz.Div. nach einer etwa 120 km entfernten Krisen- 
stelle war nicht notwendig, weil die dort eingetretene Krise schon ab- 
gewendet war, als die 6. Pz.Div. dort eintraf. 

(10) Weil - 

Der Verfasser, durch lange Gefängnishaft schwer getroffen, hat hier 
statt Angabe des nach seiner Meinung am schwersten wiegenden Grundes 
einen Gedankenstrich gesetzt; deshalb muß der Herausgeber einspringen: 

‚Weil in allzu vielen Schlüsselpunkten Leute saßen, denen der Gedanke 
an einen deutschen Sieg — der das von ihnen gehaßte System gestärkt 
hätte — unerträglicher war als 
a) ein Triumpf der Roten Armee, 

b) die daraus folgende Preisgabe von Hunderttausenden wehrloser deut- 
scher Frauen und Kinder an ihre Rache, 
c) die von den beiden größten Feindmächten zu Kriegszielen gemachte Zer- 


schlagung des Reiches und die Ausschaltung Europas aus der Weltpoli- 
tik.' " 


* 


Anfang des Jahres 1944, als der Ansturm der Bolschewisten auf 
deutschen Boden erwartet werden mußte, versandte das britische In- 
formationsministerium Rundschreiben, in denen auf die zu erwarten- 
den Greuel hingewiesen wurde. 


Erich Kern in „Opfergang eines Volkes", S. 304: 

„Am 18. Februar mußte Staraja Russa, am 21. Februar Cholm aufgegeben 
werden. Tags darauf fiel Kriwoi Rog. Die russischen Verbände näherten 
sich immer mehr dem Westen. 

In London war man sich klar darüber, welche Schwierigkeiten das Ein- 
brechen der sowjetischen Soldateska haben könnte. Es gab sowohl in den 
USA als auch in England viele Männer, die wohl Adolf Hitler niedergerun- 
gen, keinesfalls aber den Bolschewismus in Europa sehen wollten. Das bri- 
tische Informationsministerium bereitete sich daher vorsorglich auf die 
Rückschläge vor, die mit dem Sturm der sowjetischen Soldateska auf euro- 
päischen Boden erwartet werden mußten. Es versandte am 29. Februar 
1944 an alle seinen höheren Beamten, welche für die Meinungsbildung in 
Großbritannien und unter den Verbündeten verantwortlich waren, nach- 
stehendes Rundschreiben: 

‚Sir, 

ich bin vom Ministerium angewiesen, Ihnen folgenden Rundbrief zu 
übersenden. Es ist oft die Pflicht guter Bürger und frommer Christen ge- 
wesen, gegenüber ihren Verbündeten ein Auge zuzumachen. Aber es kommt 
die Zeit, da man zu Dingen, die bisher verheimlicht wurden, doch Stellung 
nehmen muß. Wir kennen die vom bolschewistischen Diktator angewandten 
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Herrschaftsmethoden in Rußland selbst, und zwar aus den Artikeln und 
Reden des Premierministers im Verlaufe der letzten 20 Jahre. Wir wissen, 
wie die Rote Armee sich in Polen 1920 verhielt und was sie erst kürzlich 
in Finnland, Estland, Litauen, Galizien und Bessarabien getan hat. 

Wir müssen daher damit rechnen, daß die Rote Armee sich ähnlich ver- 
halten wird, wenn sie Zentraleuropa überrennt. Wenn wir nicht Vorsorge 
treffen, dann werden die augenscheinlich unvermeidbaren Schrecken, die 
sich dabei ergeben, die öffentliche Meinung bei uns in unangenehmer Weise 
belasten. Wir können die Bolschewisten nicht bessern, aber wir können un- 
ser Bestes tun, um sie — und uns — vor den Folgen ihres Handelns zu 
schützen. Wir könnten heute die Enthüllungen aus den letzten 25 Jahren 
mit Schweigen zudecken. Wir könnten aber auch die öffentliche Meinung 
von dem, was geschehen ist, ablenken. 

Die beste Ablenkung aber ist erfahrungsgemäß die Entfachimg einer ge- 
gen Deutschland gerichteten Greuelpropaganda. Unglücklicherweise ist die 
Öffentlichkeit nicht mehr so empfänglich wie in den Tagen der «Leichen- 
fabriken», der «verstümmelten belgischen Kinder» und der «gekreuzigten 
Kanadier». 

Ihre Mitarbeit ist daher ernstlich erbeten, um die öffentliche Aufmerk- 
samkeit von den Taten der Roten Armee abzulenken, und zwar durch ihre 
volle Unterstützung der verschiedenartigsten Anklagen gegen die Deut- 
schen und Japaner, wie sie bereits vom Ministerium in Umlauf gebracht 
wurden und weiter in Umlauf gebracht werden. Ihre Darstellung dieser An- 
klagen möge andere überzeugen. 

Ich bin, Sir, Ihr ergebener Diener. gez. H. Hewett 

Assistant Secretary’ " 

Ich glaube, jedes Wort hierzu, jeder Kommentar ist überflüssig. 
Man sollte dieses Schreiben, so wie ich es getan habe, nicht nur ein- 
mal, sondern mehrere Male lesen, um die ganze Ungeheuerlichkeit zu 
begreifen, die es enthält. 

Allgemein nicht bekannt dürfte sein, daß Stalin an Friedensgesprä- 
chen mit Hitler interessiert war. So schreibt Erich Kern a.a. O., S. 315: 

„Ende Juni 1944 brachte Graf von der Schulenburg, der ehemalige 
Deutsche Botschafter in Moskau, der deutschen Opposition die Meldung, 
er habe aus dem Ausland erfahren, daß Stalin Fühler zu einem Gespräch 
mit Adolf Hitler ausstrecke. Wenn das der Fall war, dann gab es für den 
deutschen Widerstand keine Hoffnung mehr. Wenn es Hitler zu diesem 
Zeitpunkt noch gelingen konnte, mit dem Osten oder dem Westen zu einem 
Friedensschluß zu kommen, dann mußten alle Hoffnungen der deutschen 
Opposition auf den Sturz Hitlers und des Nationalsozialismus endgültig 
begraben werden. Generaloberst Ludwig Beck verlangte eine sofortige Tat." 
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Bereits Jahre vorher versuchte Stalin zu einem Waffenstillstand zu 
kommen. Alexander Scronn in „General Psychologus", S. 175: 


„In jenem Zweiten Weltkriege, der von deutscher Seite ein reiner Ab- 
wehrkrieg gegen den von Osten vordrängenden Bolschewismus gewesen 
war, war nicht etwa die Eroberung der ganzen Sowjetunion das deutsche 
Ziel gewesen, sondern eine Zurückdrängung im osteuropäischen Räume und 
die Zerschlagung der Roten Armee als Instrument des Bolschewismus. 

Dieses wenn auch nicht gerade leichte, aber dennoch begrenzte Kriegs- 
ziel von deutscher Seite war nach den ersten Monaten des Rußlandfeld- 
zuges im Großen und Ganzen erreicht (Ende 1941). 

Das amerikanische Kriegspotential war zu damaliger Zeit noch weit weg! 

Vor allen Dingen hatte die durch die großen Vernichtungsschlachten er- 
schütterte Sowjetregierung sich zu einem Waffenstillstand mit den Deut- 
schen genötigt gesehen und streckte nun über die Schweiz entsprechende 
Friedensfühler aus. In Bern kam es zu diesbezüglichen Besprechungen, die — 
das lag in der Natur dieser Geheimverhandlungen — durch den Geheim- 
dienst auch auf deutscher Seite geführt wurden. 


Der Rußlandfeldzug wäre damit zu einem sogar vernünftigen Ende ge- 
kommen, und damit der ganze Krieg, bezw. das ganze Ausmaß der erst ab 
1942 in Erscheinung getretenen Schrecklichkeiten des totalen Krieges, wäre 
verhindert worden... 

Und da kommt von deutscher Seite ein Unterhändler des deutschen Ge- 
heimdienstes, der unter Canaris stand, nach Bern und fordert die Russen 
auf, noch durchzuhalten, da auch die Deutschen am Ende ihrer Kraft seien 
und es nur noch eine Frage von Tagen oder Wochen sei, daß Deutschland 
zusammenbrechen würde. 

Es ist das wohl das Tollste, was ein Landes-Verräter verbrechen konnte! 

Werden Sie, meine Freunde, sich restlos klar, was die Handlungsweise 
eines einzigen Schurken verursachen kann. Die ganzen großen Schlachten 
im russischen Raum wurden mit einer Handbewegung beiseite geschoben. 

Und wissen Sie, daß dieser Vorgang bis 1963 in Deutschland und in der 
Welt praktisch bis heute unbekannt blieb, trotz seiner epochalen Bedeu- 
tung? ... 

Für die Deutschen ist dieser Vorgang wohl mit das Schmachvollste, was 
ein deutscher hoher Truppenführer — Canaris war immerhin Admiral — tun 
konnte, noch dazu in einer Stunde, die wirklich eine epochale Wendung 
zum Guten für das Deutschtum in sich barg." 


Und nun noch zwei Auszüge, die beweisen, daß ein Vierteljahrhun- 
dert bolschewistischer Propaganda nicht ausgereicht hatte, den russi- 
schen Soldaten für das „Vaterland aller Werktätigen" todesbereit zu 
machen. 
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„Nation Europa", 3/56, S. 43: 


„Ais im zweiten Weltkriege die Sache der Sowjetunion am letzten Fäd- 
chen hing, faßte Stalin den vielleicht kühnsten Entschluß seines Lebens: 
Von heute auf morgen schaltete er vom .Kampf für die internationale Welt- 
revolution’ auf den .Vaterländischen Krieg’ um. In richtiger Einschätzung 
des tiefwurzelnden russischen Nationalgefühls löste er den Bann, der bis 
dahin über allem lag, was nicht zur kommunistischen Glaubenslehre gehörte. 
Bisherige .Todfeinde des Proletariats' wurden als Nationalhelden abgestem- 
pelt und zaristische Feldherrn, ja sogar Zaren, zu Volkshelden umfrisiert. 
Die Weiterung war die Wiedereinführung der Schulterstücke, des Schnittes 
des zaristischen Waffenrockes, des Fahnenkultes und sogar die Ummontie- 
rung alter zaristischer Orden. 


Es ist erstaunlich, wie wenig die westliche Welt über die psychologische 
Tragweite dieses historischen Entschlusses nachdenkt; sie sieht heute noch 
nicht, daß Stalin damit dem volksbewußten Russen eine Brücke von der 
zaristisch-kapitalistischen Vergangenheit in die kommunistische Zukunft 
konstruierte. Jedenfalls haben die sowjetischen Soldaten ihren .vaterlän- 
dischen Krieg’ nicht zuletzt darum gewonnen, weil sie mit ihrer Uniform 
ein Stück russischer Geschichte und Heimat mit sich trugen." 

„Nation Europa", 7/61, S. 19: 

„... Erst als Stalin eilig allen marxistisch-leninistischen Krempel in die 
Ecke stellte und das .Mütterchen Rußland’ wieder aus der Mottenkiste her- 
vorholte, war das Wunder der sowjetischen Wiederbelebung möglich." 


V. 


Drei Pläne 


Drei Pläne waren es, die die Menschen seinerzeit in Aufregung ver- 
setzten, wovon zwei, in denen offen die Tötung und Ausrottung der 
Deutschen, oder, vorsichtig ausgedrückt: eines Teiles der Deutschen 
verlangt wurde, heute nahezu unbekannt sind, während der dritte, in 
dem keine Ausrottung, sondern Auswanderung vorgesehen war, heute 
allgemein bekannt ist. 

Bei den drei Plänen handelt es sich um 


1. das Wannseeprotokoll, 
2. den Kaufmann-Plan und 
3. den Morgenthau-Plan. 
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1. Das Wannseeprotokoll 


Über das „Wannseeprotokoll" sagt Professor Paul Rassinier in „Die 
Lüge des Odysseus", S. 266, es sei ein 

„... Bericht über eine Besprechung, die am 20. Januar 1942 zwischen 
den Staatssekretären und den führenden Beamten aller Ministerien des 
Dritten Reiches stattgefunden haben soll. 

Dieses Dokument faßt die dort erstatteten Berichte und getroffenen Ent- 
scheidungen zusammen, aber in einer solchen Form, daß nur Experten und 
Spezialisten den ursprünglichen Wortlaut und die Kommentare auseinan- 
derhalten können. 

Der Abschnitt, der als Beweis angeführt wird, lautet: 

‚... Unter entsprechender Leitung sollen im Zuge der Endlösung die 
Juden in geeigneter Weise im Osten zum Arbeitseinsatz kommen. In 
großen Arbeitskolonnen, unter Trennung der Geschlechter, werden die 
arbeitsfähigen Juden straßenbauend in diese Gebiete geführt, wobei 
zweifellos ein Großteil durch natürliche Verminderung ausfallen wird ... 
Der allfällig endlich verbleibende Restbestand wird, da es sich bei die- 
sem zweifelsohne um den widerstandsfähigsten Teil handelt, entspre- 
chend behandelt werden müssen, da dieser, eine natürliche Auslese dar- 
stellend, bei Freilassung als Keimzelle eines jüdischen Aufbaues anzu- 
sprechen ist.' 


Es ist klar zu erkennen, daß die beiden Teile dieses Textes — der Teil, 
den ich hervorgehoben habe, und der vorhergehende Satz — nicht denselben 
Stil aufweisen, und die erste Schlußfolgerung, die sich hieraus ergibt, ist, 
daß sie entweder nicht von demselben Verfasser stammen oder nicht zur 
selben Zeit niedergeschrieben wurden — oder aber, daß sie nicht in demsel- 
ben .Dokument' enthalten waren. Der erste Satz ist im Stile einer Ent- 
scheidung formuliert, der zweite im Stile einer Beurteilung, also 
eines Kommentars. Beide werden Eichmann zugeschrieben, aber im 
.‚Wannseeprotokoir folgen sie nicht aufeinander, und in der von der Presse 
veröffentlichten Form ist der erste Satz durch Pünktchen von dem zweiten 
getrennt. Wenn sie in dieser Form einander gegenübergestellt wurden, so 
geschah das nur mit der Absicht, die Öffentliche Meinung in einem be- 
stimmten Sinne zu beeinflussen. 

Auf diesen Text hat man sich in Nürnberg und anderswo berufen, als 
man jenen Leuten, die erklärten, sie hätten Vergasungen beigewohnt oder 
Befehle zur Durchführung von Vergasungen erhalten, Glauben schenkte. 

Im ersten Augenblick, in der allgemeinen Geistesverwirrung gleich nach 
Beendigung der Feindseligkeiten, wurde der beabsichtigte politische Zweck 
auch erreicht. Nachdem aber eine gewisse Zeit verstrichen ist, wird man 
wohl zugeben müssen, daß jene Persönlichkeiten der deutschen Bundesre- 
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publik, die auch unter Hitler eine bedeutende Rolle gespielt haben - wie 
Richter und leitende Beamte —, die auch jetzt noch erklären, daß sie damals 
‚nicht geahnt haben, daß man unter der «Endlösung der Judenfrage» die 
Vergasung verstand', — es damals tatsächlich nicht ahnen konnten, nicht 
einmal nach Kenntnisnahme des oben angeführten Textes, denn hierin ist 
ebensowenig die Rede von Gaskammern wie in den beiden zu Anfang 
dieses Kapitels angeführten Berichten, auf die Kogon seine Anklage stützt... 


Was wurde aber nun in Wahrheit unter diesem vielerwähnten Ausdruck 
.Endlösung der Judenfrage' verstanden? 

Die Frage läßt sich nicht mit Sicherheit beantworten. In den Jahren 
1934—35 gebrauchte Julius Streicher den Ausdruck schon in seinen Aufsät- 
zen. Eine Reihe von deutschen Journalisten griff die Angelegenheit auf und 
schlug vor, die Juden in eine französische Kolonie — Westafrika zum Bei- 
spiel — umzusiedeln, weil die Engländer sich ja weigerten, sie nach Palästina 
hineinzulassen. Gleichzeitig beschwerte sich die radikale Rechte in Frank- 
reich in allen ihren Zeitungen, daß keine Regierung je in der Lage sein 
würde, die Reichtümer Madagaskars auszunutzen, also die Insel im Kolo- 
nialbereich zu behalten, wenn sie, die Regierung, nicht bereit wäre, hier 
ein Siedlungsgebiet zu schaffen. 


Der Nationalsozialismus wollte sofort zugreifen: warum sollte man dort 
nicht die Juden ansiedeln, die in Deutschland unerwünscht waren? Aber 
Frankreich wollte ebensowenig davon hören wie England... 

Beim Kriegsausbruch war noch keine internationale Lösung gefunden 
worden. Und was war bis dahin vorgegangen? Zur Beantwortung mögen 
wieder Dokumente dienen. Hier folgen zwei: 

.Vor dem Kriege hatte Eichmann (der in Berlin die Hauptabteilung IV 
B — Judenfragen — im Sicherheitshauptamt leitete) eine Massenauswan- 
derung der Juden erwirkt... Er glaubte, Deutschland zu säubern und 
gleichzeitig die Feindländer zu schädigen, indem er die Juden dorthin 
leitete. Er hatte mit den Zionistenführern verhandelt, um die Umsied- 
lung der jüdischen Massen nach Palästina zu beschleunigen.' [So schreibt 
der jüdische Schriftsteller A. Weisberg in seiner .Geschichte des Joel 
Brand', Seite 93 der frz. Ausgabe.) 

Und Heinrich Himmler schreibt am 21. März 1945 an Kersten: 

‚Es wird Sie interessieren, daß ich im Laufe des letzten Vierteljahres 
einen Gedanken, über den wir einmal sprachen, zur Verwirklichimg ge- 
bracht habe. Es wurden nämlich in zwei Zügen rund 2700 jüdische Män- 
ner, Frauen und Kinder in die Schweiz verbracht. Es ist dies praktisch 
die Fortsetzung des Weges gewesen, den meine Mitarbeiter und ich 
lange Jahre hindurch konsequent verfolgten, bis der Krieg und die mit 
ihm einsetzende Unvernunft in der Welt seine Durchführung unmöglich 
machten. Sie wissen ja, daß ich in den Jahren 1936, 37, 38, 39 und 40 


136 


zusammen mit jüdischen amerikanischen Vereinigungen eine Auswande- 

rerorganisation ins Leben gerufen habe, die sehr segensreich gewirkt hat. 

(Hervorgehoben von Prof. Rassinder) 

Aus diesen beiden Unterlagen, die sich gegenseitig bestätigen und von 
denen jedenfalls die eine nicht als verdächtig abgetan werden kann, geht 
klar hervor, daß der Nationalsozialismus selber eine Massenumsiedlung 
der von ihm bedrohten Juden durchgeführt hat. Es scheint außerdem, daß 
der Grund, aus dem diese Auswanderung nicht so umfangreich gewesen ist, 
wie sie hätte sein können, vor allem im mangelnden Entgegenkommen 
seitens der anderen Staaten zu suchen ist, die sich weigerten, die in 
Deutschland nicht mehr erwünschten Juden aufzunehmen." 


Nachfolgend die Stellungnahme des amerikanischen Richters Leon 
W. Powers, zitiert nach Germanus „Bilanz der Unterwerfung", S. 85: 

„Nach meinem Urteil ist es unzutreffend zu sagen, daß alle Deutschen 
mit wenigen Ausnahmen an der Judenverfolgung beteiligt waren... Es ist 
nach meiner Ansicht auch ungenau anzunehmen, daß jede Erwähnung einer 
‚Endlösung' der jüdisdien Frage Ausrottung bedeutete, Tatsache ist, daß — 
als die ersten Maßnahmen gegen die Juden eingeleitet wurden — der Aus- 
druck .Endlösung' üblich wurde. In den Anfangsstadien bedeutete das Wort 
Deportierung der Juden nach Madagaskar. Als ein Ergebnis der Wannsee- 
Konferenz bedeutete .Endlösung' Deportierung in Arbeitslager im Osten. 
Außer für einige wenige Initiatoren bedeutete sie niemals Ausrottung." 

Dr. Scheidl über das Wannseeprotokoll, Bd. 5, S. 40 u. £.: 

„...ist zu diesem angeblichen Protokoll zu sagen: Es wurde bis heute 
noch niemals durch objektive Wissenschaftler geprüft. Das Dokument ist 
auch durch den Zeitpunkt der angeblichen Auffindung und die Person des 
Auffinders suspekt. Es wurde durch den deutschen Gehilfen der amerikani- 
schen Ankläger, dem Emigranten Dr. Kempner, knapp vor seiner Vorlage 
zur Verhandlung .aufgefunden.'... 

Das von Dr. Kempner vorgelegte Dokument weist auch schwere Form- 
fehler auf: Es trägt weder eine Unterschrift, noch einen Amtsstempel, noch 
ein Datum ... 

Gerade bei dieser rein informativen Wannsee-Besprechung wurde auch 
eine lange und umfangreiche Liste aller möglichen Ausnahmegruppen von 
Juden festgelegt, die von einer Deportation nach dem Osten ausgenommen 
werden sollten, was allein schon dem Plane einer Ausrottung widerspricht. 

Ausgenommen von einer Deportation (und dies im Jahre 1942) waren: 

alle im Arbeitseinsatz stehenden Juden; 
alle Juden über 65 Jahre; 

alle Juden mit Kriegsauszeichnungen; 
alle Juden mit Kriegs-Beschädigungen; 
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der größte Teil der Mischlinge verschiedenen Grades und schließlich 
alle mit Nicht-Juden verheirateten Volljuden ... 

Am 20. Jänner 1942 fand die Wannsee-Konferenz statt. Wenige Tage da- 
nach am 26. Jänner 1942, richtete Himmler folgendes Telegramm an den 
KZ-Inspekteur, SS-Gruppenführer Richard Glück: 

‚Richten Sie sich darauf ein, in den nächsten vier Wochen 100 000 männ- 
liche Juden und bis zu 50 000 Jüdinnen in die KL aufzunehmen. Große wirt- 
schaftliche Aufgaben und Aufträge werden in den nächsten Tagen an die 
Konzentrationslager herantreten.' 

Schon allein aus diesen Absichten und Plänen erhellt die Unrichtigkeit 
der Behauptung von der beabsichtigten und geplanten Ausrottung." 

Über die Förderung der Auswanderung der Juden schreibt Dr. 
Scheidt a. a. O., S. 23: 

„Daß die deutsche Reichsregierung nicht die ihr infamerweise angedich- 
tete Absicht hatte, die Juden zu massakrieren, zeigt sich schon ganz klar 
darin, daß ihr Bestreben dahin ging, sie zur Auswanderung zu veranlassen; 
diese Auswanderung wurde mit allen Mitteln gefördert. 

(Anmerkung hierzu: In diesem Zusammenhang sei auf die vielen 
ebenso verlogenen wie dummen Hetzromane der Greuellügenpropaganda 
verwiesen, die in jenen Zeiten spielen, in denen geschildert wird, unter 
welchen Mühen und Abenteuern, gegen den Widerstand der Deutschen, 
Juden aus Deutschland ‚herausgeschmuggelt' wurden und mit welchen 
Anstrengungen und Mühen ihnen zur Flucht aus Deutschland verholfen 
wurde. Dies zu einer Zeit und aus einem Land, wo man die Auswande- 
rung von Juden mit allen nur erdenklichen Mitteln [erlaubten und uner- 
laubten, z. B. falschen Einwanderungsgenehmigungen und Sichtvermer- 
ken in falschen Reisepässen] von amtswegen förderte und unterstützte 
und wo die Auswanderung der Juden nur dadurch erschwert und oft 
unmöglich gemacht wurde, daß alle Länder den Juden die Aufnahme und 
Einreise verweigerten. Es war in keiner Weise mühevoll, Juden aus 
Deutschland herauszubringen, aber sehr mühevoll, Juden in andere Län- 
der .einzuschmuggeln'.) 


So leicht den Juden seinerzeit die Einwanderung nach Deutschland ge- 
macht worden war, so schwer wurde ihnen die Einwanderung in jene Staa- 
ten gemacht, die nach außen hin eifrig ihr Schicksal beklagten. England be- 
gehrte — neben anderen Voraussetzungen — einen Vermögensnachweis von 
1000 Pfund von jedem Einwanderer! 

(Anmerkung hierzu: 1933 wurde der Jewish Agency’ die Genehmi- 
gung zur Errichtung einer Zentralstelle für jüdische Auswanderimg in 
Berlin erteilt und dort Palästina-Pässe auszustellen. Das .Ghaim-Arlosso- 
roff-Transferabkommen' [nach jüdischer Bezeichnung .Hawara-Abkom- 
men'j sah vor, daß jeder Jude, der 1000 Pfund Sterling mitbrachte, unbe- 
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schränkt nach Palästina einwandern durfte; darüber hinaus mittellose 
Juden bis zu einer Quote von 1500 monatlich. Die 1000 Pfund waren 
der Jewish Agency' von England vorgeschrieben. 

Bei ungefähr 500 000 deutschen Juden wäre das einem Transfer von 
500 Millionen Pfund, das sind etwa 10 Milliarden RM gleichgekommen. 
[Dr. Schacht schätzt das Gesamtvermögen der deutschen Juden auf etwa 
2 bis 3 Milliarden RM.]J 


Deutschland erklärte sein Unvermögen, eine solche riesige Summe auf 
einmal ohne Gegenleistung ins Ausland zu überweisen; es verlangte, 
daß die Abwicklung des Transfers langfristig erfolgen müsse. England 
und die übrigen beteiligten Länder verlangten jedoch, daß Deutschland 
die ganze Summe zum Transfer in fremden Währungen sofort freigäbe. 
Das war unmöglich. Daran scheiterte alles. Weder England noch Frank- 
reich, ja wahrscheinlich nicht einmal die USA wären zu einer solchen 
Transaktion imstande gewesen. 


Hinsichtlich der Zahl der Auswanderungszertifikate [Reisepässe] 
einigten sich die Jewish Agency’ und die deutsche Regierung, die von 
England zugelassene Zahl von 1500 [unter dem Deckmantel falscher 
Staatszugehörigkeit] etwas zu erhöhen; bei Kriegsausbruch waren dann 
statt der im Hawara-Abkommen vorgesehenen 108 000 Juden ungefähr 
300 000 Juden aus Deutschland ausgewandert.) 


Andere Staaten zeigten sich ganz unzugänglich. Zahllose Tragödien spiel- 
ten sich an den Grenzübergangsstellen und auf den Konsulaten ab, wo 
Menschen umherirrten, die Deutschland verlassen wollten, gegen deren Ein- 
wanderung sich aber die Länder sperrten. 


Bereits in den Jahren 1933/34 waren ohne Zutun der deutschen Regie- 
rung über 100 000 Juden freiwillig aus Deutschland ausgewandert. 


Diese Auswanderung dauerte auch in den folgenden Jahren an, ging aber 


schleppend von sich, da die ganze Welt sich gegen die jüdische Einwande- 
rung versperrte. 


Die immer mehr zunehmende Hetze des Weltjudentums gegen Deutsch- 
land und die immer größer werdende Gefahr, die die Todfeindschaft der 
Juden gegen Deutschland auch in Deutschland selbst darstellte, drängte die 
deutsche Regierung immer stärker, die Gesamtlösung der Judenfrage anzu- 
gehen. Zuerst forcierte man die Auswanderung mit allen Mitteln. Jeder 
Druck wurde ausgeübt, um die deutschen Juden zur Auswanderung zu ver- 
anlassen, ja zu zwingen. 


Es ist nun klar, daß jeder vom NS-Regime zur Auswanderung gezwun- 
gene Jude nicht mehr .ausgerottet' werden konnte, sondern vielmehr noch 
als erbitterter Todfeind Deutschlands, bzw. seines Regimes, im Ausland 
lebte. 
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Wenn das Regime also die Ausrottung der Juden geplant hätte, wäre 
es geradezu idiotisch gewesen, die Juden ins Ausland zu vertreiben. Außer- 
dem war die Auswanderung der Juden mit empfindlichen wirtschaftlichen 
und währungspolitischen Nachteilen verbunden; diese wären doch durch 
die Ausrottung alle nicht nur vermieden worden, ja im Gegenteil wären 
die dadurch eingesparten Verluste der deutschen Wirtschaft zugute gekom- 
men. 

Jeder ausgewanderte und jeder zwangsweise deportierte Jude ist also 
ein lebender Zeuge und ein überzeugender Beweis dafür, daß eine phy- 
sische Vernichtung der Juden nicht im Plane der Reichsregierung lag. 

(Anmerkung hierzu: Wenn eine solche Vernichtung jüdischen Lebens 
in der Absicht der deutschen Reichsregierung gelegen hätte, hätte diese 
zumindest auch keine Veranlassung gehabt, das Leben der auswandern- 
den Juden mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln zu schützen. 
Die beiden jüdischen Flüchtlingstransportschiffe .Mefkure' und .Struma' 
waren im Schwarzen Meere versenkt worden; und zwar nicht von der 
deutschen Marine, sondern [wie auch die Untersuchung von Jürgen Roh- 
wer ergab] durch sowjetische Kriegsschiffe. 

Nach der jüdischen Ausrottungslüge hätte aber die deutsche Regie- 
rung keine Veranlassung gehabt, sich um das Schicksal solcher jüdischer 
Transportschiffe zu kümmern. Großadmiral Dönitz befahl sogar, die im 
März und April 1944 von Constanza auslaufenden Judentransporter 
‚Bella Cita', .Mariza' und .Milka' auf ihrem See-Treck nicht nur nicht zu 
behindern, sondern sie wie normale Schiffe zu behandeln. Die deutsche 
Seekriegsleitung wies deutsche U-Boote an, die Schiffe durch die Minen- 
sperren zu bugsieren. 

Nach der jüdischen Ausrottungslüge hätte aber die deutsche Regie- 
rung vielmehr alles tun müssen, um eine Vernichtung dieser Transport- 
schiffe durch die Sowjets zu begünstigen, bzw. selbst deren Vernichtung 
zu veranlassen.)" 


Und auf Seite 27: 

„Die freiwillige Auswanderung erzielte ein beachtliches Ergebnis: Nach 
der Statistik der offiziellen Reichsvereinigung deutscher Juden waren am 1. 
Oktober 1939 nur mehr 163 696 Juden in Deutschland. 350 000 waren ausge- 
wandert. 

Nach einem Bericht des Deutschen Außenamtes waren zwei Jahre später 
bis zum 31, Oktober 1941 bereits 537 000 Juden aus Deutschland ausgewan- 
dert. (Ankl. Doc. Bd. 39, S. 104F - Ankl. Doc. Nr. NG 2586 G.) 

Um den Juden die Auswanderung zu erleichtern, wurden eigene land- 
wirtschaftliche und handwerkliche Umschulungslager für Juden geschaffen. 
So in Waidhofen an der Ybbs, in Altenfelden in Oberösterreich, in Rüdnitz 
bei Berlin, in Sdiwiebichen in Schlesien. In Berlin wurde eine handwerk- 
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licbe Lehranstalt errichtet. Von diesen Lehrgütern gingen 3000 junge Juden 
nach Palästina, sogar dann noch, als der Krieg bereits ausgebrochen war. 
Da manche Länder nur landwirtschaftlichen Arbeitern die Einreise gestat- 
teten, wurden selbst bäuerliche Arbeitsbescheinigungen zum Scheine aus- 
gestellt." 


Auf S. 36 zitiert Dr. Scheidl aus der Reichstagsrede vom 6. Oktober 
1936, in der Hitler erklärte: 

„Daß es einer der sechs deutschen Hauptziele im Osten sei, eine Ord- 
nung des gesamten Lebensraumes nach Nationalitäten zu schaffen, eine Lö- 
sung jener Minderheitsfragen, die nicht nur diesen Raum berühren, sondern 
darüber hinaus fast alle süd- und südosteuropäischen Staaten, und den 
Versuch einer Ordnung und Regelung des jüdischen Problems zu unterneh- 


men. 


Ober die zwangsweise Aussiedlung der Juden schreibt Dr. Scheidl 
auf S. 50: 


„Die Abschiebung der Juden erwies sich auch aus Sicherheitsgründen als 
wünschenswert, ja notwendig. Sie gefährdeten — besonders in den besetzten 
Gebieten — die Sicherheit der Besatzungstruppen auf das Schwerste. Sie 
gehörten zu den Hauptbeteiligten an Sabotageakten, an Überfällen und 
Mordtaten an deutschen Zivilisten und Soldaten. In dem Bericht des Unter- 
staatssekretärs Dr. Luther für den Staatssekretär Dr. Weizsäcker vom 24. 
September 1942 heißt es (Ankl. Doc. Bd. 60, S. 7 Doc. Dr. NG 3757): 

Der Herr Reichsminister hat ... die Weisung erteilt, die Evakuierung 
der Juden aus den verschiedenen Ländern Europas möglichst zu be- 
schleunigen, da feststeht, daß die Juden überall gegen uns hetzen und 


für Sabotageakte und Attentate verantwortlich gemacht werden müs- 
sen ...' 


Telegramm des Gesandten Benzler (Belgrad) vom 3. September 1941: 
‚Nachweislich haben sich bei zahlreichen Sabotage- und Aufruhrakten 
Juden als Mittäter herausgestellt; es ist daher dringend geboten, nun- 
mehr beschleunigt für Sicherheit und Entfernimg zumindest aller männ- 
lichen Juden zu sorgen. Die hierfür in Betracht kommende Zahl dürfte 
etwa 8000 betragen... Es erscheint ratsam, sie auf Leer-Frachtkähnen 
die Donau abwärts auf rumänisches Gebiet (Insel im Donau-Delta) zu 
bringen. Ich bitte um die Schaffung der entsprechenden Voraussetzungen 
bezüglich der Duldung durch Rumänien. 
(Ankl. Dok. Bd. 61, S. 2, Ankl. Dok. Nr. 3354, S. 1.) 
Am 11. September 1941 (ebenda S. 4, Dok. Nr. 3354, S. 3) antwortet das 
Außenamt: 
‚Einem Abschieben der Juden auf fremdes Staatsgebiet kann nicht zu- 
gestimmt werden. Damit wird eine Lösung der Judenfrage nicht erreicht. 
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Die Juden wären in Arbeitslagern sicherzustellen und für notwendige 

öffentliche Arbeiten heranzuziehen.' 

Am 12. September 1941 telegrafierte Benzler aus Belgrad neuerlich: 

‚Abschiebung zunächst der männlichen Juden ist wesentliche Voraus- 
setzung für die Wiederherstellung ordnungsgemäßer Zustände. Wieder- 
hole daher dringend meine Bitte. Falls sie erneut abgelehnt wird, bleibt 
nur noch sofortige Abschiebung etwa nach dem Generalgouvernement 
(Polen) oder Rußland ...' 

(Ankl. Dok. Bd. 61, S. 7, Dok. Nr. 3354, S. 6/7) 

Antwort des Außenamtes vom 13. September 1941 (ebenda S. 9, Ankl. 
Dok. 3354, S. 8): 

‚Wenn die Juden nach wie vor dort Unruhe schüren, muß gegen sie 
mit verschärftem Standrecht vorgegangen werden ...' 

Daß die deutschen Regierungsstellen nicht an eine Ausrottung der Juden 
dachten, geht auch aus folgendem Telegramm des deutschen Gesandten in 
Budapest hervor. 

Bericht vom 14. Dezember 1943 (Ankl. Dok. Bd. 201, S. 37 ff, Dok. Nr. 
NG 55, 60): 

‚Der Jude ist hier Feind Nr. 1. Die 1,1 Millionen Juden Ungarns sind 
in gleicher Zahl Saboteure ... Die Bereinigung der Judenfrage ist die 
Voraussetzung... für den Abwehr- und Existenzkampf des Reiches ...' 
Bericht des deutschen Gesandten in Budapest, Dr. Veesemayer, vom 2. 

April 1944 (Ankl. Dok. Bd. 62 A, S. 79/80, Dok. Nr. NG 1915): 

‚Die Ungarn fordern, daß für jeden (durch die alliierten Luftangriffe) 
getöteten Ungarn 100 Juden erschossen werden und deren Vermögen zur 
Wiedergutmachung der Bombenschäden verwertet wird. Wenn dies auch 
praktisch nicht durchführbar ist, da wir dann mindestens 30 000 bis 40 000 
Juden erschießen lassen müßten, so liegt in dem Grundsatz der Vergel- 
tung eine wirksame Propaganda-Möglichkeit und je nach dem auch eine 
abschreckende Wirkung. Ich hätte keine Bedenken, beim nächsten Male 
für jeden getöteten Ungarn zehn Juden erschießen zu lassen. In Berück- 
sichtigung des Vorschlages... alle Juden Roosevelt und Churchill als 
Geschenk anzubieten, bitte ich um Unterrichtung, ob dieser Vorschlag 
weiter verfolgt wird, oder ob ich mit derartigen Vergeltungsmaßnahmen 
nach dem nächsten Angriff beginnen kann.' 

Wenn wirklich ein Ausrottungsabsicht bestanden hätte, wäre es nicht 
verständlich, daß sich die deutschen Stellen den von Ungarn vorgeschlage- 
nen Repressalien als Vergeltungsmaßnahmen widersetzten, sie nicht dulde- 
ten und nicht erlaubten." 

Demgegenüber steht die Behauptung, es hätte Vernichtungslager ge- 
geben, in denen pro Tag 10 000 bis 20 000 Juden umgebracht worden 
sein sollen!? — Sollte man nicht auch hierüber einmal nachdenken? — 
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Dr. Scheidl schreibt weiter: 

„Daß auch die nach Polen gebrachten Juden nicht ausgerottet werden 
sollten, sondern wichtige, ja unentbehrliche Arbeitskräfte waren, geht auch 
aus den wiederholten dringenden Bitten der deutschen Regierung an ihre 
Verbündeten hervor, ihre arbeitsfähigen Juden als Arbeitskräfte zur Ver- 
fügung zu stellen. 


Bericht von Dr. Veesemayer (Budapest) vom 14. April 1944 (Ankl. Dok. 
Bd. 62 A, Dok. Nr. NG. 1815): 

.‚Sztojay gab mir die verbindliche Zusage, daß seitens Ungarns bis 
Ende April mindestens 50 000 arbeitsfähige Juden dem Reiche zur Ver- 
fügung gestellt werden... Gleichzeitig werden in Kürze auch die Juden 
zwischen 36 und 48 Jahren, die bisher durch den ungarischen Arbeits- 
dienst noch nicht betroffen wurden, nunmehr erfaßt und (für den Ar- 
beitsdienst in Ungarn) eingezogen... Dadurch dürfte es möglich sein, 
im Laufe des Monats Mai 1944 weitere 50 000 Arbeitsjuden dem Reich 
zur Verfügung zu stellen und gleichzeitig die Zahl der (im ungarischen 
Arbeitsdienst) in Arbeitsbataillonen zusammengefaßten Juden auf 100 000 
bis 150 000 zu steigern.' 


Im übrigen sollten die ungarischen Juden innerhalb Ungarns in geschlos- 
senen Gebieten zusammengefaßt und ghettoisiert werden. 

Bericht des Budapester deutschen Gesandten vom 23. April 1944 an das 
Außenamt (Ankl. Dok. Bd. 62 A, S. 91, Ankl. Dok. NG 2233): 

‚Am 16. April 1944 begann im Karpathenraum die Ghettoisierungs- 
arbeit. 150 000 Juden wurden erfaßt. Bis Ende nächster Woche ist die 
Aktion abgeschlossen. Sie umfaßt schätzungsweise 300 000 Juden. Daran 
anschließend gleiche Arbeit in den Siebenbürgen und weiteren Grenz- 
komitaten gegen Rumänien geplant und bereits in Vorbereitung. Zu er- 
fassen sind weitere 250 000 bis 300 000 Juden. Darnach Erfassung der an 
Serbien und Kroatien grenzenden Komitate, zuletzt Ghettoisierungsar- 
beiten im Landesinneren mit Abschluß in Budapest.' 

Die Aussiedlung bzw. Deportation nach Polen war hart und grausam 
und brachte für die davon Betroffenen unendliches Leid mit sich. Weniger 
hart waren die Deportationen der Juden aus dem Saarlande und aus dem 
besetzten Frankreich in das unbesetzte Frankreich. Weniger hart waren auch 
die Ghettoisierungsarbeiten in Ungarn und anderen Ländern. Während des 
Nürnberger Prozesses erklärte Göring entschieden, daß die Absichten der 
Reichsregierung niemals auf eine Ausrottung der Juden gerichtet waren, 
sondern nur auf Auswanderung." 


Dr. Scheidl a. a. O., S. 15: 


„Wenn Deutschland den (von den Juden erklärten) deutsch-jüdischen 
Krieg mit dem Ziele und nach dem Grundsatze der Ausrottung der Juden 
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geführt hätte, wäre es damit nur dem englisch-amerikanisch-jüdischen Bei- 
spiele gefolgt. Es ist nicht verständlich, warum gerade die Juden verlangen, 
daß die Deutschen den Krieg gegen sie nicht nach den jüdischen Grundsät- 
zen hätten führen sollen. 

Nun stellt es sich aber heraus, daß die Deutschen den deutsch-jüdischen 
Krieg nicht mit dem Ziele der Ausrottung der Juden führten. Das muß im 
Interesse der geschichtlichen Wahrheit ganz klar gestellt werden." 


Die Beweise, die Dr. Scheidl hierfür anführt und die zum Teil be- 
reits oben erwähnt wurden, kann der interessierte Leser in Bd. 5 „Die 
Ausrottung der Juden" nachlesen. 


2. Der Kaufmann-Plan 


Im Gegensatz zu dem Wannseeprotokoll, in dem die Auswanderung 
der Juden geplant war — und nicht deren Ausrottung —, ist in dem 
Kaufmann-Plan vorgesehen, „daß das deutsche Volk in 60 Jahren auf 
dem Kontinent völlig ausgelöscht sein würde" (Professor Rassinier in 
„Was ist Wahrheit", S. 116). 


Theodore N. Kaufmann war der Meinung, „daß alle Deutschen auf 
Grund der alleinigen Tatsache, daß sie Deutsche sind, selbst wenn sie 
Antinazi, Kommunisten, Judenfreunde seien, nicht zu leben verdie- 
nen ..." (a.a. O.) 


Professor Rassinier schreibt weiter: 


„Hitler ließ dieses Buch über alle Rundfunksender verlesen. Man kann 
sich denken, was für einen Eindruck es auf die öffentliche Meinung Deutsch- 
lands machte. Ich selbst habe Deutsche getroffen, die mir sagten, daß man 
von dem Tage ab, an dem dieser Plan bekannt wurde, im Volk, im Heer, 
bei der Polizei und überall von der Notwendigkeit, die Juden physisch zu 
vernichten, zu sprechen begann; man drückte die Hoffnung aus, daß Hitler 
den Befehl dazu geben würde und war sehr häufig sogar davon überzeugt, 
daß ein solcher Befehl an Himmler oder Heydrich bereits ergangen war. (In 
einer Anmerkung heißt es: „Dies bestätigte Minister Lammers, Staatssekre- 
tär der Reichskanzlei, in Nürnberg: Jeder sagte, er habe es vom anderen 
gehört, aber keiner wollte irgendetwas ausdrücklich versichern. Ich bin so- 
gar der Ansicht, daß es meistens beruhte auf dem Abhören ausländischer 
Sender und daß die Leute dann nicht sagen wollten, wo sie es her hatten.' 
IMT Bd. XI S. 62") Es gab Leute, die behaupteten gut informiert zu sein 
und sagten, sie wüßten es von einer sehr hochgestellten Persönlichkeit; 
und wenn dann ein armer Jude in die Hände eines ungebildeten Polizisten 
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fiel, der von so einem Gerücht gehört hatte und fest daran glaubte, dann 
hatte er bestimmt nichts zu lachen ..." 


Professor Rassinier, der im Anhang einige Seiten aus dem Buch 
übernimmt, schreibt auf S. 237: „Der Vollständigkeit halber muß noch 
hinzugefügt werden, daß dieser Theodore N. Kaufmann sich trotzdem 
nicht vor dem Nürnberger Gericht hat verantworten müssen." 

Dr. Franz J. Scheidl in Bd. 5, S. 116: 


„Iheodore Nathan Kaufmann, Präsident der .American Federation of 
Peace', gehörte zu dem bekannten sogenannten .brain trust' (Gehirntrust) 
des amerikanischen Präsidenten Roosevelt. Das war jener Stab von (über- 
wiegend israelischen) Menschen, die die geistige, politische und wirtschaft- 
liche persönliche Beratung des Präsidenten Roosevelt zur Aufgabe hatten. 
Kaufmann veröffentlichte 1940 — also schon 10 Monate bevor die USA in 
den Zweiten Weltkrieg eintraten und lange bevor das Leben der Juden 
wirklich bedroht war — ein Buch mit dem bezeichnenden Titel: ‚Germany 
must perish' (Deutschland muß vernichtet werden). Auf allen 104 Seiten des 
haßtriefenden Buches eines persönlichen Beraters Roosevelt forderte dieser 
alttestamentarische Racheteufel nicht mehr und nicht weniger als ‚die Aus- 
rottung des ganzen 80 Millionen-Volkes der Deutschen, einschließlich der 
Frauen und Kinder, und Aufteilung des Reiches unter seine Nachbarn.' (Ver- 
lag Krygle Press, Newark, New Yersey 1940). Es heißt in diesem Buche u, a.: 

‚Der jetzige Krieg ist kein Krieg gegen Hitler allein. Er wird auch 
nicht gegen die Nazis geführt... Es gibt für Deutschland nur eine Strafe: 

Deutschland muß für immer vernichtet werden! Es muß sterben! Und 

zwar tatsächlich! Nicht nur in der Einbildung!... 


Wir wollen zugunsten Deutschlands voraussetzen, daß etwa 20 Pro- 
zent der deutschen Bevölkerung keinerlei Schuld tragen. Wir geben zu, 
daß etwa 16 Millionen Deutsche völlig unschuldig sind... 


Aber die 16 Millionen Deutschen sind nicht so wertvoll und für die 
Menschheit nicht so unentbehrlich, daß man sie verschonen müßte ... 
Es ist sonnenklar: Gegen Deutschland kämpfen mit irgend einem anderen 
Ziel vor Augen, als dem, dieses Land auszulöschen, bedeutet, auch wenn 
Deutschland verliert, einen deutschen Sieg... Wenn der Tag der Ab- 
rechnimg für Deutschland anbricht, dann wird kein Staatsmann, kein 
Politiker, kein Führer, der für die Dinge nach dem Kriege verantwortlich 
ist, das Recht haben, sich persönlich den Luxus falscher Sentimentalität 
zu leisten und zu erklären, das von seinen leitenden Männern irrege- 
führte Deutschland dürfte wieder auferstehen. 


Es ist die heilige Pflicht der heutigen Generation, daß man die 
deutsche Seele endgültig auslöscht und den faulen Körper, der sie be- 
herbergt, endgültig aus dieser Welt fortschafft... Deutschland muß ster- 
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ben... Die Deutschen sind wilde Tiere... Ein Knäuel giftiger Reptilien 
. und müssen als solche behandelt werden ... 

Natürlich gibt es in der Welt und auch in unserem Lande (USA) 
Leute, die eine andere Ansicht vertreten... Sie versuchen einen Kom- 
promiß, einen sogenannten «Verständigungsfrieden» mit Deutschland zu 
suggerieren... Glücklicherweise sind diese Männer noch nicht in der 
Mehrzahl und werden nie in der Mehrzahl sein... Aber auch als Min- 
derheit bilden diese Beschwichtiger eine reelle Gefahr. Deshalb ist ihnen 
gegenüber ein scharfes Zugreifen geboten, denn sie sind schlechthin Lan- 
desverräter (!)... Die Nazis sind vom deutschen Volk nicht zu trennen, 
sie sind das deutsche Volk ... 


Es gibt keinen Mittelweg, keinen Ausgleich, keinen Kompromiß: 
Deutschland muß sterben und für immer vom Erdboden verschwinden] 
Die Bevölkerung Deutschlands beträgt etwa 80 Millionen, die sich auf die 
beiden Geschlechter nahezu gleichmäßig aufteilen. Um die Auslöschung 
der Deutschen zu erzielen, braucht man etwa 48 Millionen Menschen zu 
sterilisieren... Die Sterilisierung der Männer in den Heeresgruppen ist 
verhältnismäßig am leichtesten und am raschesten durchzuführen. An- 
genommen, daß etwa 20000 Ärzte eingesetzt werden und jeder von 
ihnen pro Tag mindestens 25 Operationen vornimmt, dauert es höch- 
stens einen Monat, bis die Sterilisierung in den Heeresgruppen durch- 
geführt ist... Da mehr Ärzte zur Verfügung stehen, ist noch weniger 
Zeit erforderlich. Die Bilanz der männlichen Zivilbevölkerung kann in- 
nerhalb von 3 Monaten abgeschlossen sein. 

Da die Sterilisierung der Frauen und Kinder etwas mehr Zeit in An- 
spruch nimmt, kann man für die Sterilisierung der ganzen weiblichen 
Bevölkerung Deutschlands, einschließlich der Kinder, eine höchstens 
dreijährige Frist annehmen. Da schon ein Tropfen deutschen Blutes den 
Deutschen ausmacht, ist die Sterilisierung beider Geschlechter als not- 
wendig zu betrachten. 


Bei vollständiger Sterilisierung wird der Bevölkerungszuwachs durch 
Geburten in Deutschland aufhören. Auf Grund der normalen Sterblich- 
keitsziffern von 2 Prozent jährlich, wird das deutsche Leben jährlich um 
1,5 Millionen Seelen schwinden. So wird innerhalb von zwei Geschlech- 
tern dasjenige zur vollendeten Tatsache werden, was sonst Millionen 
Menschenleben und jahrhundertelange Anstrengungen kosten würde: 
Nämlich die Auslöschung des Deutschtums und seiner Träger...' 
Nathan Kaufmann faßt sein Mordprogramm zur Liquidierung des deut- 

schen Volkes in ein welthistorisches Dokument, das aus einem Vorspruch 
(Präambel) und neun Artikeln besteht: 

‚Die imperative Forderung der siegreichen Völker, daß Deutschland 

endgültig verschwinden muß, nötigt die siegreichen Mächte, sich für die 
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Massen-Sterilisierung zu entscheiden, als dem besten Mittel, die Deut- 
schen endgültig zu vernichten. Sie verfahren folgendermaßen: 

Artikel 3: Dais deutsche Heer wird in Gruppen aufgeteilt, die in 
streng abgegrenzten Räumen konzentriert werden. Die Männer werden 
sofort sterilisiert. 

Artikel 4: Die Zivilbevölkerung, Männer, Frauen und Kinder, wird 
nach Gebietszonen aufgeteilt und sterilisiert. 

Artikel 5: Das deutsche Volk wird — nachdem die Sterilisation voll- 
ständig durchgeführt ist — in Arbeitseinteilungen aufgeteilt, deren Dienste 
für den Wiederaufbau der von ihnen zerstörten Städte eingesetzt wer- 
den. 

Artikel 6: Deutschland wird aufgeteilt. Die beiliegende Karte ... 


Artikel 8: Die deutsche Bevölkerung wird gezwungen, die Sprache 
des Staates, dem sie zugewiesen ist, zu erlernen. Innerhalb eines Jahres 
müssen jede Veröffentlichung deutscher Bücher, Zeitungen und Bekannt- 
machungen eingestellt, die Rundfunksendungen in deutscher Sprache be- 
schränkt und die deutschen Schulen geschlossen werden ...' 

Diesen grauenhaften Mordplan entwickelte nicht etwa ein gewöhnlicher 
amerikanischer Bürger, sondern einer der persönlichen geistigen Berater des 
amerikanischen Präsidenten Roosevelt. (Im wesentlichen haben die Zioni- 
sten einen ähnlichen Mordplan in Israel verwirklicht.) 


Das Weltjudentum hat vom ersten Tage des NS-Regimes an — ohne daß 
den Juden in Deutschland auch nur ein Haar gekrümmt worden wäre — 
für die Deutschen Tod und Vernichtimg gefordert, und dies bloß um der 
Tatsache willen, daß das Regime die Trennung vom Judentum, die Sepa- 
ration der Juden forderte (wie dies auch der Nationalzionismus tat und 
heute noch tut). Das Judentum entfachte vom ersten Tage des NS-Regimes 
an eine hemmungslose Greuellügenhetze gegen das gesamte deutsche Volk 
und gegen ganz Deutschland, es erklärte Deutschland und dem deutschen 
Volke formell den Krieg. So wurde Deutschland zu immer radikaleren Maß- 
nahmen gegen die Juden gezwungen; es ist nur ein Glück für die Juden, 
daß die Deutschen sich ihrerseits nicht nach diesem israelisch-amerikanischen 
Vernichtungs-Rezept richteten." 


Und nun noch ein Wort des amerikanischen Schriftstellers Ernest 
Hemingway: 


„Deutschland sollte man nach dem Kriege so gründlich zerstören, daß 
wir es für hundert Jahre nicht mehr zu bekämpfen haben, aber überhaupt 


nicht mehr, wenn richtig aufgeräumt wird. Dies kann wahrscheinlich nur 
durch Sterilisation geschehen." 


(Zitiert nach L. Leher „Das Tribunal" Bd. 2, S. 92) 
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3. Der Morgenthau-Plan 


Ein Plan, der die Umwandlung Deutschlands in einen Agrarstaat 
und die Verminderung der Deutschen um „nur" etwa 20 Millionen [das 
Wörtchen „nur" bezieht sich lediglich auf den Kaufmann-Plan] vorsah, 
war der Plan des Harry Dexter White, nach seinem Initiator, dem 
amerikanischen Finanzminister und Freund Roosevelts, Henry Morgen- 
thau jr. „Morgenthau-Plan" genannt. 


Über diesen Plan schreibt F. J-. P. Veale in „Schuld und Sühne", 
S. 68: 

„Der unrühmliche, schändliche Morgenthau-Plan könnte gut und gern 
Roosevelts .Endlösung der Deutschenfrage' genannt werden. Entworfen von 
Henry Morgenthau jr., dem US-Finanzminister, unter Assistenz von Harry 
Dexter White, der, wie wir heute wissen, ein kommunistischer Agent ge- 
wesen ist, und unzweifelhaft nach direkten Weisungen Stalins ausgerichtet, 
fixierte dieser Plan die Absichten der Sieger mit Deutschland, sobald es 
bedingungslos kapituliert hatte. Kurz gesagt, Deutschland sollte durch Zer- 
störung aller Bergwerke und Fabriken in einen Viehweiden-Staat verwan- 
delt werden. Über die Hälfte der deutschen Bevölkerung arbeitete in Berg- 
werken und Fabriken. Wäre dieses System durchgeführt worden, so schätzt 
man, daß etwa zwanzig Millionen Menschen verhungert wären; ein nicht 
weniger fürchterliches Schicksal als der Tod in einer Gaskammer. Trotz 
dieser unverkennbaren Folgen wurde der Morgenthau-Plan am 15. Septem- 
ber 1944 von Präsident Roosevelt genehmigt. Auch Winston Churchill 
stimmte ihm zu und erhielt einen US-Kredit von 6,5 Milliarden Dollar. 


Der einzige Grund, weswegen der Morgenthau-Plan nicht in vollem Um- 
fang realisiert wurde, wie er von seinen Urhebern Henry Morgenthau jr. 
und dem kommunistischen Agenten Harry Dexter White (alias Weit) kon- 
zipiert wurde, war der, daß Stalin unmittelbar nach der Jalta-Konferenz 
im Februar 1945, nur fünf Monate, nachdem Roosevelt und Churchill den 
Plan angenommen hatten, sich stark genug gefühlt hat, die Maske der 
Freundschaft ablegen zu können und seinen betrogenen Bündnispartnern 
offene Feindschaft zu bekunden ..." 


Dr. Scheidl in Bd. 6, S. 43 u. £.: 


„Furchtbar ist die Schuld, die Roosevelt und Churchill nach Beendigung 
des zweiten Weltkrieges auf sich geladen haben; furchtbar ist die alttesta- 
mentarische Rache der Morgenthau-Leute, als deren Werkzeuge sich Roose- 
velt und Churchill nach errungenem Sieg am deutschen Volk hergaben; un- 
geheuerlich ist das Unrecht, das dem deutschen Volk zugefügt wurde ... 


Der Initiator und Namensgeber des Vernichtungsplanes gegen das 
deutsche Volk war der amerikanische Jude Morgenthau. 
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Der Verfasser des Morgenthauplanes, Harry Dexter White, ist ein ameri- 
kanischer Jude aus Litauen und Kommunist. 

Der Plan ist ein Teil der Rache und Vergeltung des Weltjudentums am 
deutschen Volk. So wie alles Unrecht, das damals an Deutschland geschah: 
die Austreibung der Deutschen, die Niedermetzelung von Millionen unschul- 
diger Deutscher ein Teil dieser alttestamentarischen Rache war. 

Die einflußreichsten Befürworter des Morgenthau-Vernichtungsplanes bei 
Präsident Roosevelt waren der amerikanische Jude Felix Frankfurter, ober- 
ster amerikanischer Bundesrichter, und die jüdischen Finanzleute Bernhard 
Baruch und James P. Warburg. 

Unterschrieben ist der Morgenthau-Vernichtungsplan von Präsident Roo- 
sevelt, dem Werkzeug des amerikanischen Judentums, der sich offen als be- 
geisterter Zionist bekannte. Wenn der Morgenthauplan, die Umwandlung 
Deutschlands in ein Weideland, durchgeführt worden wäre, würde er den 
größten Akt eines Völkermordes dargestellt haben, den die Geschichte der 
Neuzeit kennt. 

Präsident Roosevelt war persönlich ein blinder, unversöhnlicher Hasser 
Deutschlands. Ohne diesen Haß wäre es möglich gewesen, den Krieg zu 
vermeiden bzw. um Jahre früher zu beenden. Roosevelt und seinem Kreis 
galt die Befriedigung ihres Hasses mehr als Menschenleben, mehr selbst als 
das Leben amerikanischer Bürger, Er verweigerte einen Vertragsfrieden. Um 
seine Vernichtungspläne ausführen zu können, verlangte er die bedingungs- 
lose Unterwerfung, wie dies vor Jahrtausenden bei wilden Völkern üblich 
war. 

Im Jänner 1943 verkündete Roosevelt, entgegen den Bedenken all jener, 
die die darin liegende unheilvolle Verlängerung des Krieges erkannten, von 
Casablanca aus die Forderung nach der ‚unconditional surrender', der be- 
dingungslosen Unterwerfung Deutschlands, als das unverrückbare Kriegs- 
ziel der USA. 

Das deutsche Volk war von Sorge und Schrecken erfüllt, als es gleich- 
zeitig von den unmenschlichen und maßlosen Rache- und Vemichtungsplä- 
nen Kunde erhielt, die Roosevelt und das amerikanische Judentum gegen 
Deutschland vorbereiteten. Den Höhepunkt dieser Vernichtungspläne bil- 
dete der sogenannte Morgenthauplan. Dieser sah vor, daß Deutschland zer- 
stückelt und seiner Industrie beraubt werden sollte. Seine Kohlenbergwerke 
sollten ersäuft werden, und seinen Bewohnern sollte nur die Beschäftigung 
mit Ackerbau und Viehzucht gestattet werden. Bei der katastrophalen Über- 
bevölkerung Deutschlands verurteilte dieser Plan an die zwei Drittel der 
deutschen Bevölkerung zum Tode. 


In seinem Buch .Germany Is Our Problem’ (Deutschland ist unser Pro- 
blem) beschreibt Morgenthau, der Finanzminister der USA, seinen teuf- 
lischen Plan (vgl. hierzu auch sein als ‚top secret' [höchst geheim] bezeich- 
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netes Memorandum ‚Program to Prevent Germany from starting a World 
War IIT): 


‚Alle industriellen Anlagen und Ausrüstungen sollen vollständig ab- 


gebaut und entfernt werden. Die gesamte Ausrüstung der Kohlenberg- 
werke soll entfernt und die Bergwerke selbst vollständig vernichtet [er- 
säuft) werden. Abtretung weiter Gebiete in Ost und West. Zerreißung 
und Aufteilung des verbleibenden Rest-Deutschlands in eine Reihe von- 
einander völlig unabhängiger Kleinstaaten. Schließung der Schulen und 
Universitäten. Vollständige Sperre der Kapitaleinfuhr, scharfe Kontrolle, 
daß keine Schlüsselindustrie entstehe.' 


Der Plan des Juden Morgenthau, Finanzminister der USA, war der 
Racheplan des amerikanischen Judentums, den dieses durch Amerika an 
Deutschland zu vollziehen versuchte. Nach den Mitteilungen der ‚United Sta- 
tes News’ vom 11. Dezember 1953 lauteten die 11 Hauptpunkte des Morgen- 


thauplanes: 

‚l. Deutschland muß in einen Staat von Kleinbauern zurückverwandelt 
werden. 

2. Die Kriegsindustrie muß verschwinden. 

3. Die ganze andere Schwerindustrie muß zerstört oder weggeführt 
werden. 

4. Das Ruhrgebiet muß eine internationale Zone werden; seine In- 
dustrie muß entfernt, seine Bergwerke müssen stillgelegt werden. 

5. Alle Grenzgebiete müssen den Nachbarländern zufallen. 

6. Alle deutschen Industrieunternehmungen müssen unter den Alliierten 
verteilt werden. 

7. Im Dienste und zum Nutzen der anderen Länder soll durch Deutsche 
Zwangsarbeit abgeleistet werden. 

8. Alle deutschen Guthaben und Vermögen im Ausland sind zu enteig- 
nen. 

9. Der ganze Landbesitz soll in Kleinbesitz umgewandelt werden. 

10. Deutschland ist aufzuteilen in voneinander unabhängige Staaten. 

11. Die amerikanischen Truppen sind zurückzuziehen. Die Polizeidienste 


in Deutschland sind durch europäische Besatzungen zu leisten, die 
aus Ländern unter kommunistischer Führung zusammengestellt wer- 
den.' 


Unvorstellbarer alttestamentarischer Haß springt uns aus allen PläneD 
und Ansichten Morgenthaus entgegen. Er wollte allen Ernstes das deutsche 
Volk dem Hungertode preisgeben. 

Wir zitieren als Proben wörtlich: 


‚Das Ruhrgebiet muß stillgelegt werden... Die Deutschen aus diesem 


Gebiet muß man irgendwo nach Mittelafrika umsiedeln ... 
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Die Deutschen müssen als Zwangsarbeiter in Europa und Rußland 
eingesetzt werden. — Die gesamte Industrie Deutschlands muß vernichtet 
werden — warum zum Teufel soll ich mir Gedanken machen, was aus 
diesem Volk wird... 

...Am besten wäre es, die Deutschen zu kastrieren, daß sie keine 
Kinder zeugen können — die Kinder müssen ihren Eltern völlig entzogen 
werden... 

Ich werde mit meinen Plänen nicht nachgeben, solange ich atme...' 
DER AMERIKANISCHE AUSSENMINISTER HULL ÜBER DEN 

MORGENTHAU-PLAN. 

Einers der interessantesten Kapitel der Memoiren des Außenministers 
Hull behandelt die Vorgeschichte, den Inhalt und die Ziele des Morgenthau- 
planes. 

In der Konferenz von Quebeck wurde der Morgenthauplan von Roosevelt 
und Churchill angenommen. Roosevelt bemerkte dazu, ‚daß er von diesem 
Plan außerordentlich befriedigt sei'. Churchill war zuerst gegen den Plan. 
Er sah darin ein Schema, das England dauernd an eine Leiche (Deutsch- 
land) ketten würde. Man gewann ihn schließlich für den Plan durch die Er- 
wägung, daß England Deutschlands Stahl- und Eisenmärkte erben und der 
gefährliche deutsche Konkurrent ausgeschaltet würde. Überdies versprach 
Morgenthau den Briten einen 6,5-Milliarden-Dollar-Kredit. 

In einer Aussprache mit dem Präsidenten Roosevelt nach Quebeck er- 
klärte Hull den Morgenthauplan als wahnsinnig (‚out of reason’). Kein 
Fachmann, kein Diplomat habe damit etwas zu tun. Der Plan würde in 
Deutschland außer dem Land alles austilgen, und die Deutschen müßten 
vom Boden leben, das heißt, nur 60°/o der Bevölkerung könnten sich selbst 
erhalten, die anderen 40% müßten verkommen. 

Man kann Morgenthau auch als Vater der Nürnberger Rachejustiz be- 
trachten. James J. Byrnes, amerikanischer Außenminister, erzählt in seinem 
Buche .Speaking Frankly', New York 1947, S. 182, daß Morgenthau vor- 
schlug: ‚die sogenannten Erzverbrecher sollten durch das Militär ohne Ge- 
richt, lediglich nach Feststellung ihrer Identität, nach der Gefangennahme 
ermordet werden (put to death)". 

Der US-Senator Heinrich Shipstead bezeichnete am 15. Mai 1948 im 
US-Senat den Morgenthauplan als .Amerikas Denkmal ewiger Schande zur 
Vernichtung der deutschsprachigen Menschen’. 

DER MORGENTHAU-PLAN WIRD SCHEINBAR AUFGEGEBEN 

Roosevelt hieß den Morgenthauplan gut und unterschrieb ihn. 1944 
wurde er auch in Quebeck angenommen. 

Als aber drei amerikanische Regierungsstellen diesen Racheplan des 
amerikanischen Judentums ablehnten, wurde er — wenigstens zum Schein — 
fallengelassen. 
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Der amerikanische Kriegsminister Henry Stimson äußerte zu diesem mör- 
derischen Plan: 

‚Ich sehe ungeheure nachteilige Auswirkungen für den Fall der Ver- 
wirklichung voraus. Ich muß es als wirklichkeitsfremd bezeichnen, ein 
solches Gebiet bei der augenblicklichen wirtschaftlichen Lage in ein un- 
produktives ‚ghost territory' (Gespensterland) zu verwandeln, besonders 
nachdem es zum Zentrum des am stärksten industrialisierten Kontinents 
der Erde geworden ist und heute von einer energischen, kräftigen und 
fortschrittlichen Bevölkerung bewohnt wird. Ich kann mir nicht vorstel- 
len, daß man ein Geschenk der Natur in einen Trümmerhaufen verwan- 
deln sollte. Ich kann nicht einsehen, warum es zu unseren Zielen gehö- 
ren sollte, den Lebensstandard des deutschen Volkes auf ein Minimum 
herabzudrücken, wenn dieses an der Grenze des Elends liegt. Damit 
würde man das deutsche Volk zu einem Zustand der Knechtschaft ver- 
urteilen, in dem es, wie schwer und wie produktiv es auch arbeiten 
möge, seine Lage nicht verbessern könnte. Mein grundsätzlicher Einwand 
gegen die Behandlung der Deutschen, wie sie heute diskutiert wurde, ist, 
daß sie einem System der erzieherischen und präventiven Bestrafung 
noch die viel gefährlichere Waffe der vollständigen wirtschaftlichen Un- 
terdrückung hinzufügen würde. Solche Methoden verhindern nach meiner 
Meinung keinen Krieg, sondern züchten eher einen heran... Der Mor- 
genthauplan ist unvereinbar mit der Atlantikcharta und bedeutet den 
Hungertod für das deutsche Volk. Man bestraft durch ihn nicht Deutsch- 
land, sondern ganz Europa. 


Und der amerikanische Außenminister Cordeil Hull erklärte hierzu: 
‚Wenn der Morgenthauplan an die Öffentlichkeit gelangt, kann er nur 
dazu führen, daß die Deutschen bis zum bitteren Ende kämpfen." 
Daß man den Morgenthauplan nur zum Schein aufgegeben hatte, zeigte 
die Zukunft, Man versuchte, den Morgenthauplan so weit und so viel wie 
möglich zu verwirklichen. 


In Potsdam wurden die deutschen Industrieanlagen unter den Alliierten 
aufgeteilt. Der größte Teil der Anlagen ging in die Sowjetunion. Die Bol- 
schewiken räumten nicht nur ihre Ostzone ratzekahl aus, sondern erhielten 
auch von Westdeutschland den größten Teil der demontierten Fabriken. 
Jede deutsche industrielle Tätigkeit wurde fast völlig unmöglich gemacht. 
Die Arbeitsmöglichkeiten waren so beschränkt, daß die deutsche Lebens- 
haltung tief unter die seiner Nachbarn sank. 

Millionen Deutsche wurden als Zwangsarbeiter, als Arbeitssklaven der 
Bolschewiken nach Rußland und Sibirien verschleppt oder dort zurückge- 
halten. Deutschland wurde in zwei Staaten zerrissen, Westdeutschland über- 
dies in mehrere Länder geteilt. Die fruchtbarsten Gebiete Deutschlands wur- 
den von Deutschland abgetrennt und von Rußland und Polen in Besitz ge- 
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nommen. Die deutschen Guthaben und Vermögen im Ausland beschlag- 
nahmt, Deutschland selbst besetzt. Dem deutschen Volk wurden jede Selb- 
ständigkeit und die einfachsten Rechte genommen. 

Von dem angeblich aufgehobenen Morgenthauplan war also immerhin 
noch so viel übriggeblieben, daß Morgenthau selbst sich in seinem Buch 
‚Germany Is Our Problem’ mit Recht rühmen konnte: 

‚Deutlich ist, daß die drei Hauptverbündeten im Potsdamer Überein- 
kommen den angestrebten Zielen der Morgenthau-Politik zu entsprechen 
versuchten. 

Die Sowjets selbst hielten sich weniger an das Potsdamer Abkommen 
als vielmehr (in ihrer Zone) an den Morgenthauplan. 

Die angesehene amerikanische Zeitschrift ‚United States News' schrieb 
am 11. Dezember 1953: 

‚Seit 1945 haben sich die Sowjets jedenfalls mehr an den Morgen- 
thauplan gehalten als an die Potsdamer Abmachung selbst. Der Sowjet- 
union gelang die Teilung Deutschlands, indem sie aus ihrer Besatzungs- 
zone ganz einfach einen kommunistischen Satellitenstaat machte. Die 
deutschen Industriewerke, sofern sie die Sowjets nicht nach Rußland 
transportierten, müssen für Rußland produzieren. Hunderttausende von 
Deutschen wurden als Zwangsarbeiter in sowjetischen Lagern festgehal- 
ten... Der Morgenthauplan entsprach genau dem, was den Sowjets 
noch vorschwebt, so sehr, daß man im amerikanischen Senat herauszu- 
bekommen versuchte, ob nicht überhaupt der Morgenthauplan nach den 
Sowjetwünschen gestaltet wurde.' 


Eine Frage, die man angesichts der Personen, die ihn verfaßt haben, 
mit viel Wahrscheinlichkeit wird bejahen müssen. Jedenfalls waren die zio- 
nistischen und die sowjetischen Vernichtungspläne gegenüber Deutschland 
völlig ident. 

Daß das amerikanische Judentum diesen Morgenthauplan auch heute 
noch nicht aufgegeben hat, geht aus allen von dieser Seite kommenden 
Publikationen hervor. Der amerikanische Finanzmann James P. Warburg 
gibt (1954) in seinem Buch .Deutschland — Der Schlüssel zum Frieden’ den 
Amerikanern den Rat, .ein wohl verstümmeltes Deutschland in wehrlose 
Neutralität zu versetzen." 


* 


Zum Abschluß dieses Kapitels möchte ich noch einen Plan erwäh- 
nen, der zwar kaum bekannt, aber trotzdem nicht weniger wichtig ist, 
als die vorher genannten Pläne: den „Trainineplan". Professor Dr. 
Friedrich Grimm schreibt darüber in „Nation Europa", Heft 8/56, S. 35: 

„Jeder kennt den Morgenthau-Plan. Wer aber kennt den Trainine- 
plan, der genau so wichtig ist, vielleicht noch wichtiger, weil er im Gegen- 
satz zum Morgenthauplan, der nicht durchgeführt wurde, in Nürnberg, in 
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den Nachfolgeprozessen, in Internierung, Entnazifizierung und sogar in in- 
nerdeutschen Kriegsverbrecherprozessen eine schauerliche Verwirkli- 
chung erfahren hat. So ist der Trainineplan ein Seitenstück zum Morgen- 
thauplan, seine pseudojuristische Ergänzung. 

Auf 192 Seiten wird da ausgeführt, wie man nach dem Endsieg die 
deutschen Staatsmänner, Gelehrten, Techniker, Beamten und Soldaten be- 
strafen, d. h. vernichten will. Aber Trai'nine, der ja selbst Völkerrechtler ist, 
stellt fest, daß eine solche Bestrafung auf dem Rechtswege nach den im 
Westen allgemein geltenden Völkerrecht nicht möglich sei. Er behandelt 
dieses westliche Völkerrecht und stellt alle Bedenken zusammen, die hier- 
nach gegen die Verfolgung der deutschen Kriegsverbrecher' bestehen. Der 
erste Teil des Buches hätte die beste Verteidigung der Angeklagten in 
Nürnberg sein können. Dann stellt er fest: ‚Das alles ist ein Versagen der 
kapitalistisch-imperialistischen Welt. In Versailles haben die siegreichen 
Westmächte das zwar versucht, aber sie haben dann doch vor den Deut- 
schen kapituliert. Stalin wird es sein, der den Siegern von heute den Weg 
zeigen wird, wie man dieses Mal das Ziel der Bestrafung und Ver- 
nichtung der Deutschen erreichen wird.‘ Und dann folgt sein 
Plan, den er ausdrücklich als Stalinplan bezeichnet... 


Diesen Stalinplan zeichnet Trainine im einzelnen auf. Er ist in der 
Grundlage sehr einfach: Der Staat Hitlers ist ein Verbrecherstaat. Jeder, der 
diesem Staat gedient hat, auch der einfache deutsche Soldat, der in Ruß- 
land kämpfte, ist somit Komplize eines Verbrechens. Es kommt nur darauf 
an, den Grad seiner Schuld und die Höhe der Strafe festzustellen. So 
kommt Trainine zu dem System der Katalogisierung, wie wir es im Lon- 
doner Statut, in Nürnberg und der Direktive 38 wiederfinden. Die Haupt- 
kriegsverbrecher sind die Mitglieder der Reichsregierung, das Oberkom- 
mando der Wehrmacht, die Industriellen, die Leiter der Finanztrusts Und 
der Wirtschaftsorganisationen (Seite 151—155 des Buches). Die Parteiführer, 
die erwähnt werden, treten dem gegenüber zurück. 


Alles, was später über uns verhängt wurde, die Kriegsverbrecherverfol- 
gung, die Einstufung nach Hauptschuldigen und Schuldigen, die Nichtberufung 
auf deutsche Gesetze oder Befehle, die Kollektivschuld und Gruppenverant- 
wortung ist im Trainineplan vorgesehen. Jackson, der Verfasser des 
Londoner Status und spätere Hauptankläger in Nürnberg, hat auf Trainine 
aufgebaut. Es scheint, als ob es den Westalliierten heute noch nicht bewußt 
geworden sei, daß sie, als sie die Deutschen in Nürnberg und später verfolg- 
ten, den Trainineplan u. damit einen Plan Stalins zur Ausführung brachten. 

Das Buch von Trai'nine schließt Seite 191/192 folgendermaßen: 


‚In seiner ganzen politischen und militärischen Geschichte hat das ver- 
preußte Deutschland dein Weg des Verbrechens verfolgt. Unerhörte Grau- 
samkeiten haben den Weg der Hitlerbanden in seiner ganzen Ausdeh- 
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nung gekennzeichnet, von der deutschen Grenze bis zu den heroischen 

Mauern von Stalingrad. 

Das Schicksal des Nazistaates ist durch den Marschall Stalin in sei- 
nem historischen Bericht vom 6. November 1942 folgendermaßen be- 
stimmt worden: «Unsere erste Aufgabe», so sagte er, «besteht genau 
darin, den Hitlerstaat und seine Anführer zu zerstören». So waren die 
Worte des Marschalls Stalin, so soll es sein und so wird es sein! 

Die Stunde des strengen und unerbittlichen Urteils hat geschlagen. 
Die Nazis werden eine Züchtigung erhalten, die ihrer Verbrechen würdig 
sein wird. Die Geschichte wird ebenso ihr unwiderrufliches und furcht- 
bares Urteil fällen. Das wird das Todesurteil für die Hitler-Tyrannei 
sein, die ganz von dem üblen Preußengeist erfüllt ist.' 

Im Osten wird .entstalinisiert', bekennt man sich wieder zur .Koexistenz', 
zum Zusammenleben der Völker, hat man Kriegsverurteilte freigegeben. 
Aber in Landsberg, Werl und Wittlich, in Holland, Frankreich und ander- 
wärts werden immer noch deutsche Kriegsteilnehmer zurückgehalten und, 
was das betrüblichste ist: Es gibt auch in deutschen Zuchthäusern und Ge- 
fängnissen noch Beamte, Soldaten und sonstige Kriegsteilnehmer, die in 
Zusammenhang mit dem Krieg und Zusammenbruch hohe Strafen verbüßen. 

Wie lange noch? Machen wir uns doch im Westen endlich frei vom Geist 
des Hasses. Churchill, der als erster sich wieder gegen den Stalinismus ge- 
wandt hat, hat schon nach dem Nürnbergler Verdikt erklärt: ‚Nun aber 
Schluß mit Rache und Vergeltung!' Darauf warten wir noch heute. — Wie 
lange noch?" 

Dies wurde 11 Jahre nach dem Kriegsende — im Jahre 1956 — ge- 
schrieben. Inzwischen sind weitere 14 Jahre vergangen und immer 
noch ist die Frage offen: Wie lange noch? 


VI. 
Der Kriegseintritt der USA 


Der amerikanische Präsident Franklin Delano Roosevelt beteuerte 
am 30. 10. 1940 in einer Rede in Boston: „Ich habe es bereits gesagt 
und will es noch einmal sagen: Eure Jungens sollen nicht in einen 
fremden Krieg gehen!" 

Nach diesen Worten und auch nach anderen Friedensbeteuerungen 
könnte man den Eindruck haben, daß Roosevelt nichts als den Frieden 
anstrebte. Und doch hatte er zu diesem Zeitpunkt schon Vorbereitun- 
gen getroffen, um doch noch zu „seinem" Krieg zu kommen. Während 
Deutschland noch im Jahre 1941 „verzweifelt suchte, einem Krieg mit 
den Vereinigten Staaten auszuweichen" (Prof. Tansill „Die Hintertür 
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zum Krieg", S. 657), suchte Roosevelt ebenso verzweifelt nach einem 
Kriegsgrund. Bereits Wochen vor seiner Bostoner Rede ließ er 50 
amerikanische Zerstörer in britische Stützpunkte überführen. Hierzu 
Heinrich Härtle in „Freispruch für Deutschland", S. 318: 


„Der erste Kriegsakt des Präsidenten im September 1940 (!) hätte allein 
schon, wie Churchill in seinen Erinnerungen bestätigt, Deutschland zum 
Kriege berechtigt: 

‚Die Abgabe von 50 amerikanischen Kriegsschiffen an Großbritannien 
war eine entschieden unneutrale Haltung der Vereinigten Staaten. Sie 
würde nach allen Normen der Geschichte die deutsche Regierung berechtigt 
haben, den Vereinigten Staaten den Krieg zu erklären.' " 

William Henry Chamberlain (USA): 

„Die Überführung amerikanischer Zerstörer in britische Stützpunkte im 
Karibischen Meer und vor Neufundland im September 1940 bedeutete ein- 
deutig Aufgabe der Bestimmungen der Neutralität und entsprechende Ver- 
letzung amerikanischer Gesetze. Eine Versammlung führender Regierungs- 
Juristen hatte damals entschieden, daß dieser Zerstörerhandel das Land 
rechtlich und moralisch in Kriegszustand versetze." 

(zitiert nach Emil Maier-Dorn „Hysterie + Heuchelei = Alleinkriegs- 

schuld", S. 64) 

Und Professor Tansill in „Die Hintertür zum Krieg", S. 642: 

„Nach internationalem Recht war das Zerstörergeschäft ausgesprochen 
ungesetzlich, und Professor Herbert Briggs bemerkte richtig: ‚Die Versor- 
gung einer kriegführenden Macht mit diesen Schiffen durch die Vereinigten 
Staaten ist eine Verletzung unseres neutralen Status, eine Verletzung unse- 
res Landesgesetzes und eine Verletzung des internationalen Rechts.' Pro- 
fessor Edwin Borchard äußerte sich ähnlich: ‚Der Verfasser kann das Zer- 
störergeschäft unmöglich in Einklang bringen mit Neutralität, mit den Sta- 
tuten der Vereinigten Staaten und mit dem internationalen Recht.’ Die ganze 
Angelegenheit kennzeichnete die ‚St. Louis-Dispatch' treffend mit der Über- 
schrift: ‚Diktator Roosevelt begeht eine Kriegshandlung.' " 


* 


Über Amerikas Kriegsabsichten schreibt Professor Hoggan in „Der 
erzwungene Krieg", S. 683: 


„Sir Ronald Lindsay, britischer Botschafter in den USA, hatte vor seiner 
Ablösung durch Lord Lothian und Rückreise nach England eine Reihe ab- 
schließender Berichte an Halifax gesandt. Lindsay wies darauf hin, Roose- 
velt sei angesichts der Aussicht auf einen neuen Weltkrieg in Ekstase gera- 
ten. Im Mai 1939 sah sich der Präsident in seinen Erwartungen nach seinem 
vergeblichen Versuch, das amerikanische Neutralitätsgesetz zu Fall zu brin- 
gen, getäuscht. Doch hatte er Lindsay versichert, nach Kriegsausbruch werde 
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ihm die Ausmerzung dieses Gesetzes schon gelingen. Er hatte selbst zuge- 
geben, zum Warten auf einen erneuten Anlauf gezwungen zu sein, ‚bis der 
Krieg ausbreche'. Der amerikanische Präsident legt auch das Versprechen ab, 
keinesfalls sich an die Neutralitätsgesetze zu halten, wenn er zu ihrer Ein- 
haltung gezwungen werde. Vielmehr werde er ihre Absicht dadurch ver- 
eiteln, daß er die Verkündigung der Neutralität um mindestens fünf Tage 
nach Kriegsausbruch verzögere. In diesem Interim werde er dafür Sorge 
tragen, daß gewaltige Mengen Kriegsmaterial eilends zu den Briten nach 
Kanada geschafft würden. Lindsay berichtete in seiner gewohnten, unge- 
mein gemessenen Art: ‚Seine Redeweise deutete in allem darauf hin, daß 
die verantwortlichen Stellen Amerikas bemüht sein würden, zugunsten Sei- 
ner Majestät Regierung zu betrügen.' 


Roosevelt versicherte Lindsay ebenfalls, er werde deutsche Schiffe unter 
falschen Vorwänden anhalten und sie auf Waffen hin untersuchen, so daß 
sie unter Umständen, die man zwischen Amerika und England genau fest- 
legen könne, den Briten mühelos in die Hände fielen. Der britische Bot- 
schafter war persönlich betroffen, daß der Präsident eines so bedeutenden 
Landes heiter und erfreut über eine Tragödie sein konnte, die alle Mensch- 
heitshoffnungen zu vernichten schien. Er berichtete: .Roosevelt sprach in 
einem Ton fast teuflischer Freude. Ich mag mich irren, aber die ganze Ge- 
schichte kam mir vor wie ein Schulbubenstreich.' Es war für Amerika und 
die ganze Welt eine Tragödie, daß an diesem wichtigen Brennpunkt ein 
Präsident saß, dessen Empfindungen und Ideen von einem befreundeten 
Botschafter als hoffnungslos infantil beurteilt werden konnten." 


1940, als Ghamberlain noch Premierminister war, kabelte Churchill 
an Roosevelt (Prof. Tansill „Die Hintertür zum Krieg", S. 630]: 

„Ich bin Halbamerikaner und von Natur die gegebene Person, mit Ihnen 
zusammenzuarbeiten.... Würde ich Premierminister Britanniens werden, 
könnten wir die Welt kontrollieren.' 

Churchill schreibt, daß er Roosevelt .neunhundertfünfzig' solcher Kabel- 
telegramme geschickt und .ungefähr hundert Antworttelegramme' erhalten 
habe. Seine Beziehungen zum Präsidenten seien .nach und nach so eng ge- 
worden, daß die Hauptangelegenheiten zwischen unsern beiden Ländern 
praktisch durch diesen persönlichen Meinungsaustausch zwischen ihm und 
mir erledigt wurden... Als Staatsoberhaupt und zugleich Regierungschef 
sprach und handelte Roosevelt auf jedem Gebiet mit Autorität.' " 


Nachfolgend zwei Zitate zu den „Welteroberungsplänen" Hitlers, 
die Roosevelt angeblich befürchtete. 

Ein Auszug aus dem Bericht des britischen Botschafters Henderson 
vom 9. März 1939 an seinen Außenminister Halifax (Friedrich Lenz 
„Nie wieder München", Bd. 2, S. 18): 
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„Ich bekenne, daß es mir immer als leichtfertig irreführend erscheint, 
von Deutschland zu sprechen, als ob es nach .Weltherrschaft' strebe. Dies 
umfassende Wort bedeutet ja vermutlich Vorherrschaft nicht nur in Europa, 
sondern ebenso auch in Afrika, Asien und Amerika. Einige Deutsche mögen 
wohl solch wilde Fantasien haben, aber ich halte Hitler für noch bei weitem 
zu vernünftig, um solch ein Hirngespinst zu hegen. Bis zur Zeit Napoleons 
konnte der Herr Europas danach streben, der Herr der Welt zu sein. Aber 
diese Konzeption ist im 20. Jahrhundert eine Sache der Vergangenheit. Sie 
ist allein schon durch das Wachstum der Macht der USA und Japans un- 
möglich gemacht worden, denen gestattet worden ist, sich hinter dem Schutz 
der britischen Flotte ungehindert zu entwickeln." 

Aus einer nicht zur Veröffentlichung bestimmten Äußerung Roose- 
velts. Press Conference 647 A, 30. Mai 1940, Roosevelt Librara, Hyde 
Park, N. Y., zitiert nach Maier-Dorn „Hysterie + ...", S. 132: 

„Die Lage für England und Frankreich ist außerordentlich ernst. Wir 
reden nicht laut davon, weil wir in diesem Lande nicht andeuten wollen, 
daß England und Frankreich am Ende sind... Das würde die totale Be- 
herrschung Europas durch die Nazistreitkräfte bedeuten mit den Faschisten 
als Unterführern. Das würde die totale Beherrschung Afrikas bedeuten, das 
ausschließlich europäischen Völkern gehört... So könnten sie ohne weite- 
res zu Argentinien sagen: .Wenn Ihr unserer europäischen Wirtschaftsunion 
beitretet, nehmen wir all euer Fleisch, euren Weizen, euren Mais ab, von 
dessen Export ihr lebt... Wir werden euch dafür aus Belgien Walzstahl 
liefern. Wir können euch Spielwaren oder Stahl aus Deutschland schicken ... 

Es wird also ein friedlicher Vorgang sein in dem Sinne, daß die Deut- 
schen und Italiener keine bewaffneten Streitkräfte in unsere Hemisphäre 
schicken. Ich kann mir genau vorstellen, was in unserem Lande geschehen 
würde, wenn sie zu den Südstaaten sagen würden: ‚Wir wollen euren ge- 
samten Baumwollüberschuß abnehmen... und wir zahlen dafür in Walz- 
stahl und preiswerten deutschen Autos..." Und ich vermute, unser Land 
würde in der Mitte gespalten werden, und ich weiß nicht, wie dann die 
Lage sein würde und welche Lösung es gäbe," 


Professor Tansill schreibt über die englische Aufforderung an 
Frankreich, den Krieg im Juni 1940 fortzusetzen und zitiert eine Mit- 
teilung Churchills an den französischen Ministerpräsidenten Paul Rey- 
naud in „Die Hintertür zum Krieg", S. 636: 

„Wenn Frankreich auf Grund dieser Zusicherung des amerikanischen Re- 
gierungschefs den Krieg weiterführte, dann wären die Vereinigten Staaten 
offenbar .unwiderruflich daran gebunden, auch noch den letzten Schritt zu 
tun, nämlich in aller Form Kriegführender zu werden, zu dem sie sich tat- 
sächlich schon gemacht haben'." 
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Nach Churchill waren also die Vereinigten Staaten bereits im Juni 
1940 — 18 Monate vor Pearl Harbor — „tatsächlich schon Kriegfüh- 
rende"! 

Professor Tansill schreibt weiter: 

„Der Präsident wußte das. Er hatte die Vereinigten Staaten schon jetzt 
unwiderruflich darauf festgelegt, an dem in Europa tobenden Krieg teilzu- 
nehmen. Im Sommer 1940 jedoch konnte er es sich nicht leisten, das be- 
kannt werden zu lassen. Sein Feldzug für die Wiederwahl zum Präsidenten 
stand nahe bevor, aber er konnte auf Erfolg nicht hoffen, wenn sieh die 
Wähler sagen mußten, daß er Amerika in einen zweiten Weltkrieg treibe. 
So setzte er Churchill schleunigst auseinander, daß er in eine Veröffent- 
lichung seiner Botschaft an Reynaud nicht einwilligen könne. Das Depart- 
ment of State erblicke in einer solchen Publikation ‚die schwersten Gefah- 
ren‘. Churchill nahm dieses .enttäuschende Telegramm’ nicht als endgültige 
Antwort des Weißen Hauses hin. Am 15. Juni kabelte er dem Präsidenten, 
daß sich die Ereignisse in Europa ‚auf einen Frieden zu bewegen, durch den 
sie die Kontrolle durch die amerikanische öffentliche Meinung entrückt sein 
werden‘. Schließlich werde Amerika ja doch in den Kampf eintreten. Warum 
nicht jetzt? Es sei ratsam, daran zu denken, daß, wenn seine, Churchills, 
Regierung stürze, ein neues Kabinett Hitler die britische Flotte ausliefern 
könnte. Was wollten die Vereinigten Staaten dann tun? Fünfunddreißig Zer- 


störer würden sofort dringendst gebraucht. Diese Angelegenheit sollte nicht 
verzögert werden." 


Professor Bolko Freiherr von Richthofen bringt in seinem Buch 
„Kriegsschuld", Bd. 2, S. 76, einige Zitate aus Sven Hedins „Amerika 
im Kampf der Kontinente" (Leipzig 1942], aus denen die Kriegsabsich- 
ten der amerikanischen Regierung hervorgehen: 


„Ihe Most Rev. John Mc Nicholas, Erzbischof von Cincinnati, im Januar 
1941: ‚Zehn Prozent unseres Volkes zwingen die Vereinigten Staaten klug 
und geschickt in den Weltkonflikt, während die Mehrheit von neunzig Pro- 
zent, die für den Frieden ist, schweigend und hilflos daneben steht.' 

Kardinal William O'Connel am 4. April 1941: ‚Ich weiß, das Volk will 
draußen bleiben, aber die Regierung scheint seine Wünsche zu mißachten, 
während sie immer noch von Demokratie spricht. Gewisse geheime Manö- 
ver bringen uns ständig dem Krieg näher. Ein jeder möchte wissen, wo wir 
jetzt stehen. Es ist nicht fair von einer Regierung, die sich demokratisch 
nennt, so zu handeln.' 

American Federation of Labor .Chronicle' am 19. Januar 1941: .Monat 
für Monat kommen wir dem Krieg näher, nicht weil die kriegführenden 


Staaten uns näher kommen, sondern durch die Handlungen unserer eigenen 
Regierung. 
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‚Chicago Daily Tribüne‘, 3. Juni 1941: ‚Das volksweite Anti-Kriegskomi- 
tee der Pfarrer versandte 95 000 Appelle an Geistliche von 36 Bekenntnissen 
mit dem Ersuchen um sofortiges Einschreiten gegen das Zusteuern des 
Landes auf den Krieg. Die Briefe besagen, daß es unvorstellbar ist, daß un- 
sere Regierung uns in den Krieg führt, wenn 83 Prozent der Bevölkerung 
dagegen sind, und es wird eine Volksabstimmung verlangt.' 

Senator Lodge im Mai 1941: ‚Das Leih- und Pachtgesetz würde eine 
innere Diktatur errichten und die nationale Verteidigungskraft schwächen. 
Die Vorlage vergrößert nicht nur die Gefahr fremder Kriege, sondern sie 
ermöglicht dem Präsidenten, nach seinem Ermessen in solche Bündnisse mit 
solchen Staaten einzutreten, die ihm gefallen. Unser Land ist einem Pro- 
pagandafeldzug ausgesetzt gewesen, der seinesgleichen in der Geschichte 
nicht hat und dazu bestimmt ist, es in den Krieg zu verwickeln. 

Senator Gerald P. Nye äußerte am 17. April 1941: ‚Wir werden von den- 
selben Mächten zum Narren gehalten, die uns im Weltkrieg zum Narren 
gehalten haben. Wir werden durch Täuschung zu dem Glauben gebracht, 
daß wir in dem Chaos Europa Ordnung schaffen können. Unser Volk muß 
jetzt oder später zahlen und teuer zahlen für die Hilfe, die wir England 
geben, und für unsere eigene Verteidigung. Washington weiß, daß wir ein- 
mal zu zahlen haben werden, und es muß einen echten Krieg schaffen, 
um alle diese Ausgaben zu rechtfertigen. Wenn wir je in diesen Krieg 
verwickelt werden, so wird er von den künftigen Geschichtsschreibern nur 
mit einem Namen bezeichnet werden: ‚der Krieg des Präsidenten‘, weil jeder 
seiner Schritte seit seiner Rede in Chicago auf den Krieg hinlenkte.' " 


Emrys Hughes, Mitglied des englischen Unterhauses in „Churchill 
— ein Mann in seinem Widerspruch", S. 191: 


„Im August 1941 trafen sich Präsident Roosevelt und Winston Churchill 
auf hoher See vor der Küste Neufundlands, um einen Plan auszuhecken, mit 
dessen Hilfe die USA durch die fernöstliche Hintertür eines Konfliktes mit 
Japan in den Krieg eintreten konnten. Der amerikanische Historiker H. L. 
Trefousse hat in seinem Buch GERMANY AND AMERICAN NEUTRALITY 
1939—1941 bewiesen, daß Deutschland und Italien hartnäckig alle Bemühun- 
gen Roosevelts durchkreuzt haben, sie zu einem feindseligen Akt in Ver- 
geltung für das keineswegs neutrale Verhalten amerikanischer Flottenver- 
bände im Atlantik nach dem März 1941 zu verführen. Da Roosevelt auch der 
Meinung war, eine Verkündigung der Kriegsziele der Alliierten sei ein sehr 
brauchbares Werkzeug für die Propaganda gegen die Diktatoren, wurde 
während dieses Treffens die Atlantik-Charta ausgearbeitet. 

Diese Charta hatte acht Klauseln, die besagten, daß Großbritannien und 
die USA keinerlei Gebietsgewinne beanspruchten und gegen territoriale 
Veränderungen seien, außer mit dein Einverständnis der Völker, die sie 
betrafen. Die Charta forderte ferner, daß alle Völker das Recht hätten, die 
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Art ihrer Regierung selbst zu bestimmen, gleiche Voraussetzungen für Wirt- 
schaft, Fortschritt und soziale Sicherheit, Freiheit von Furcht und Not, die 
Entwaffnung der Angreiferstaaten und die Bildung einer ständigen inter- 
nationalen Sicherheitsorganisation. Die Grundsätze der Atlantik-Charta wa- 
ren ausgezeichnet, sie verflüchtigten sich aber, als der Krieg weiterging. Die 
Inder fragten, ob die Charta auch auf sie zuträfe, als Jawaharlal Nehru und 
Tausende in die Gefängnisse geworfen wurden." 


Über die „Atlantik Charta" bringt Leher einen Auszug aus „The 
Roosevelth Myth" von John T. Flynn in „Das Tribunal", 1, S. 23: 


„Der nächste Schritt auf Amerikas Weg zum Krieg kam am Morgen des 
15. August 1941. Die Schlagzeilen der Zeitungen verkündeten das Treffen zu 
Schiff zwischen Roosevelt und Churchill unweit der Küste von Neufundland 
... Das Kommunique der beiden Regierungschefs hatte bei der Erstveröf- 
fentlichung den Titel .Eine gemeinsame Deklaration‘. Am nächsten Tag be- 
kam es in der .New York Times’ die fette Oberschrift .Amerikas Mein 
Kampf‘. Aber schon kurz darauf wurde ihm von der Presse der Name .At- 
lantik-Charta' zugelegt. Und die darin verkündeten edlen Grundsätze wur- 
den nach Kriegseintritt der USA von den Alliierten als Garantie übernom- 


men, das freie Bestimmungsrecht der von den Achsenmächten besetzten 
Länder wieder herzustellen... 


Diese Versicherungen wurden viele Male mit den verschiedensten ora- 
torischen Verbrämungen wiederholt. Von der .Atlantik-Charta', die weiter 
nichts war als ein Deckmantel für das eigentliche Geschehen bei Neufund- 
land, wurde eine hübsche Kopie mit der Unterschrift Roosevelts und Chur- 
chills angefertigt und in Washington im Nationalmuseum ausgehängt, wo 
die Masse der Besucher das Schriftstück ehrfurchtsvoll als eines der großen 
historischen Dokumente bewunderte. Das Schlußkapitel zu diesem .Doku- 
ment' sollte ein paar Jahre später abrollen... Im Dezember 1943 hieß es, 
daß die kleinen befreiten Länder, denen Roosevelt solch definitive Ver- 
sprechungen gemacht hatte und deren Volksangehörige in den Staaten wäh- 
rend des Kreuzzuges so eifrig umworben wurden, bei der Teheran-Konfe- 
renz (vom 28. November bis 1. Dezember 1943) verraten worden seien. 
Kern der geäußerten Kritik war, daß Roosevelt in Teheran die Atlantik- 
Charta zum alten Eisen geworfen habe. Bis dahin hatte das kühne Doku- 
ment feierlich versprochen, daß die hohen Vertragspartner .keine territoria- 
len Änderungen wollen, die nicht dem freigeäußerten Wunsch der betroffe- 
nen Länder entsprechen, daß sie das Recht sämtlicher Völker respektieren, 
sich die Regierungsform, unter der sie leben möchten, selber zu wählen, 
und daß sie Souveränität und Selbstregierung in allen jenen Ländern wie- 
derhergestellt sehen wollen, die dieser Grundrechte gewaltsam beraubt wor- 


den sind’ ... Das Teheran-Abkommen annullierte jede Silbe dieses Gelüb- 
des. 
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Was war au« der Atlantik-Charta geworden? Am 20. Dezember fragte 
man den Präsidenten bei einer Pressekonferenz nach der Deklaration, die 
er und Churchill doch unterzeichnet hatten. Roosevelts Antwort warf die 
Reporter fast um. Er sagte, daß es eine komplette, von ihm und Churchill 
unterzeichnete Atlantik-Charta nicht gebe und nie gegeben habe. Nim woll- 
ten die Reporter wissen, wo denn der Schrifttext sei. Roosevelt antwortete: 
‚Soweit ich unterrichtet bin, gab es keinerlei Text der Atlantik-Charta'. Es 
war bloß ein von ihm, Churchill, Sumner Welles und Sir Alexander Cado- 
gan bekritzeltes Stück Papier gewesen, das einfach dem Schiffsfunker zur 
Nachrichtendurchgabe für die Presse überreicht worden war. Stephan Early 
(Roosevelts Sekretär) hatte, wie zusätzliches Nachforschen ergab, das Stück 
Papier mit der Unterschrift von Roosevelt und Churchill versehen und auf 
eigene Faust weitergereicht. Im Nationalmuseum zu Washington hing dann 
die ganze Zeit, schön eingerahmt und beleuchtet, wie ein 
ehrwürdiges Dokument von der Erlauchtheit der Magna-Charta oder der 
Unabhängigkeitserklärung, die Atlantik-Charta, mit der Unterschrift von 
Roosevelt und Churchill versehen. Die täglichen Besucher standen davor wie 
vor einem Markstein der Weltgeschichte. John O'Donnell von der New 
Yorker ‚Daily News' fragte den Kurator, wo er das Schaustück her habe. 
Antwort: ‚Vom Office of War Information’ (Amt für Kriegs-Information, ab- 
gekürzt OWI). Dieses hatte das kostbare Dokument dem Nationalmuseum 
‚geliehen‘. O'Donnell erkundigte sich nun beim OWI — jener reichflutenden 
Quelle von Falschmeldungen — und erfuhr, daß man dort die Sache, mit 
Roosevelts und Churchills Namen ausgestattet, aufgezogen habe. 240 000 
Druckexemplare derselben Aufmachung seien zur Verteilung gelangt. Mit 
dieser Auskunft kehrte O'Donnell zum Museum zurück. Und siehe da, die 
große Charta war verschwunden! Ein Museumswärter sagte, sie wäre vor 
zirka 20 Minuten von der Wand wegbeordert worden. So endete die Ge- 
schichte dieses erbärmlichen Betruges. Das .Dokument', nie unterzeichnet, 
ohne Datum und nichts anderes als ein Publizitätstrick zur Verheimlichung 
des wirklichen Zweckes der Atlantik-Zusammenkunft, war von seinem 
Hauptpaten umgebracht worden. Und natürlich schepperten all die darin 
enthaltenen hochklingenden Phrasen nach Teheran nur mehr wie Messing- 
blech oder Zimbelgeklimper." 

Nachdem Roosevelts Schießerlaß vom 13. 9. 1941 von Hitler nicht 
beachtet wurde — Hitlers Befehl vom 17. 9. 1941 lautete: „Zwischen- 
fälle vermeiden" — arbeitete er konsequent darauf hin, Japan zu pro- 
vozieren, um so „durch die Hintertür" zu „seinem" Krieg zu kommen. 

Unter der Überschrift: „Matsuoka und Prinz Konoye sind bereit, für 
die Sache des Friedens Japans chinesische Position zu opfern" schreibt 
Professor Tansill über die japanischen Friedensbemühungen in „Die 
Hintertür zum Krieg", S. 673: 


162 


„Während der Präsident diese neue Wirtschaftsoffensive gegen Japan 
vorbereitete, zeigte sich Matsuoka willens, die Stellung Japans in China auf- 
zugeben, um den Frieden zu sichern. Im November 1940 bat Matsuoka 
Bischof James E. Walsh, den Generalsuperior der katholischen auswärtigen 
Missionsgesellschaft von Maryknoll, New York, und Pater J. M. Drought 
von demselben Orden, eine Sonderkommission nach Washington auf sich 
zu nehmen, um dem Präsidenten vor Augen zu führen, daß die japanische 
Regierung ‚ein Friedensabkommen zu schließen wünsche: 1. ein Abkommen 
über eine Nichtigkeitserklärung ihrer Beteiligung am Pakt der Achse... 2. 
eine Garantie für die Abberufung aller ihrer militärischen Kräfte aus China 
und die Wiederherstellung der geographischen und politischen Integrität 
Chinas.'... 

Die beiden eilten nun nach Washington und trugen am 23. Januar 1941 
in einer Konferenz, die über zwei Stunden dauerte, die ganze Sache Prä- 
sident Roosevelt und Außenminister Hull vor. Man erklärte ihnen, die An- 
gelegenheit werde ‚in Beratung genommen werden‘. Und damit endete die 
eifrige Bemühung der japanischen Regierung, einen Weg zum Frieden zu 
finden, obwohl dieser Weg zugleich zu einem Verzicht auf die Ziele Japans 
in China und einem furchtbaren Prestigeverlust führen mußte. Es scheint 
durchaus möglich, daß der Fernöstliche Militärgerichtshof die falschen Per- 
sonen zur Verantwortung gezogen hat, und es wäre vielleicht besser ge- 
wesen, wenn das Tribunal seine Sitzungen in Washington abgehalten hätte." 


Als Gegenstück zu den japanischen Friedensbemühungen führt Ad- 
miral Theobald in seinem Buch „Das letzte Geheimnis von Pearl Har- 
bor" den Nachweis, daß „Präsident Roosevelt die Tragödie von Pearl 
Harbor beabsichtigt, planmäßig herbeigeführt, zielbewußt verschleiert 
und als raffinierte Initialzündung für den Kriegseintritt Amerikas ge- 
gen Deutschland ausgenutzt hat" (B. von Richthofen „Kriegsschuld", 
Bd. 2, S. 70). 


Aus dem Buch Theobalds, S. 23: 

„Deutschlands stillschweigende Hinnahme amerikanischer Neutralitäts- 
verletzungen während der Zeit vom Juni 1940 bis zum Dezember 1941 waren 
ein besonders überraschendes Merkmal dieses Krieges. Es wurde dadurch 
offensichtlich, daß Deutschland es durchaus vermeiden wollte, zu einem 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen mit Amerika beizutragen. Die 
amerikanische Teilnahme am ersten Weltkriege hatte sich als entscheidend 
erwiesen, und Hitler wollte sichtlich eine Wiederholung im zweiten Welt- 
kriege vermeiden. 


Die wichtigsten amerikanischen Neutralitätsverletzungen während dieses 
Zeitraumes waren: 1. die Lieferung bedeutender Mengen an Kriegsmaterial 
an England immittelbar nach Dünkirchen; 2. der Erwerb überseeischer 
Stützpunkte auf britischem Gebiet sowie auf Grönland und Island; 3. die 
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Überlassung von 50 Zerstörern an England während des Krieges dieses 
Landes mit Deutschland und Italien; 4. die Rundfunkbotschaft des Präsiden- 
ten vom 29. Dezember 1940 mit der Warnung an die Achsenmächte, daß 
kein Diktator die Vereinigten Staaten in ihrem Entschluß wankend machen 
könnte, Großbritannien beizustehen; 5. die Inkraftsetzung des Leih- und 
Pachtvertrages vom 11. März 1941 und später die Ausdehnung dieser welt- 
weiten Kriegshilfe auf alle gegen die Achsenmächte vereinten Staaten, Groß- 
britannien, Sowjetrußland, China, Griechenland, Holland, Norwegen und 
selbst die Tschechoslowakei; 6. die Schließung der deutschen und holländi- 
schen Konsulate und das Einfrieren aller Guthaben dieser Länder in den 
Vereinigten Staaten durch Verwaltungsmaßnahmen als Antwort auf die An- 
griffe auf amerikanische Schiffe; 7. die an die ganze Welt gerichtete Er- 
klärung des Präsidenten im Juli 1941, daß die Besetzung Islands ausdrück- 
lich zu dem Zweck erfolgt sei, einer Inbesitznahme durch Deutschland zu- 
vorzukommen; 8. die ebenfalls im Juli 1941 erfolgte Ankündigung, daß die 
Marine der Vereinigten Staaten die Seewege nach Island und anderen vor- 
geschobenen Stützpunkten offenhalten würden, was nichts anderes bedeu- 
tete als die Bekämpfung der deutschen U-Boote im mittleren und westlichen 
Atlantik; 9. die Bekanntmachung des Präsidenten vom 11. September 1941, 
daß amerikanische Schiffe und Flugzeuge auf Schiffe der Achsenmächte 
feuern würden, wenn diese in für die amerikanischen Interessen lebens- 
wichtigen Gewässern gesichtet würden." 


Nachdem Admiral Theobald in seinem Buch einen lückenlosen Be- 
weis für Roosevelts Schuld an dem japanischen Angriff auf Pearl 
Harbor geführt hat, schließt er (S. 157): 


„Auf diese Weise, indem er nämlich eine geschwächte Flotte in Hawai 
als Köder beließ, dabei aber dem Chef dieser Flotte jede Information vor- 
enthielt, die ihn befähigt hätte, den Angriff abzuweisen, brachte Präsident 
Roosevelt es fertig, Amerika am 7. Dezember 1941 in den Krieg zu manö- 
vrieren. Er konnte dabei eine gutgläubig entrüstete und wachgerüttelte 
Nation in den Kampf führen, weil niemand auf den Gedanken kam, daß 
dieser japanische Angriff genau dem Plan des eigenen Präsidenten ent- 
sprach und entsprang. So katastrophal der Pearl Harbor-Angriff vom mari- 
timen Standpunkt aus erscheint, so erwies er sich doch als eine diploma- 
tische Vorarbeit zu der vollständigen Niederlage der Achsenmächte. 

Eine ethisch-sittliche Beurteilung der Handlungsweise des Präsidenten 
erübrigt sich an dieser Stelle, weil sowieso jeder Leser sich eigenes Urteil 
bilden wird über den ganzen Fragenkomplex, den die durch den Präsidenten 
Roosevelt durchgeführte Lösung des Problems aufgeworfen hat." 


Am 11. 12. 1941 erfolgte die deutsche Kriegserklärung an die Ver- 
einigten Staaten. Hierzu Großadmiral Dönitz in seinem Lebensbericht 
(zitiert nach Maier-Dorn „Hysterie + ...", S. 6D): 
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„Irotz der Kriegserklärung (an die USA) durch uns hat das Internatio- 
nale Militärgericht in Nürnberg geurteilt, daß Deutschland keinen Angriffs- 


krieg gegen die Vereinigten Staaten — ebenso wie auch nicht gegen Eng- 
land und Frankreich — geführt hat." 
Emrys Hughes zitiert in „Churchill — ein Mann in seinem Wider- 


spruch" eine Unterhausrede Churchills nach dem Eintritt der USA in 
den Krieg. S. 187: 

„In seiner Unterhausrede vom 15. Februar 1942 schätzte Churchill die 
Bedeutung dieses Ereignisses sehr genau ein: ‚Wenn ich die Macht der USA 
und deren riesige Reserven betrachte und sehe, daß diese Nation nun auf 
der Seite des britischen Commonwealth steht und dort bleiben wird, so- 
lange der Kampf währt, bis zum Untergang oder zum Sieg, vermag ich nicht 
zu glauben, daß sich irgendein anderes Faktum mit diesem vergleichen 
ließe. Davon habe ich geträumt, darauf habe ich hingearbeitet, und nun ist 
es so weit.' 

In seinem Buch GRANDE ALLIANCE schrieb Churchill mit gleicher Hin- 
gerissenheit über sein Werk, die USA zu seinem Bundesgenossen zu ma- 
chen: .Kein Amerikaner wird es mir übelnehmen, wenn ich verkünde, daß 
es meine größte Freude war, die USA auf unserer Seite zu wissen... Ich 
wußte, sie waren im Krieg, sie staken bis zum Halse darin und mußten bis 
zum Ende kämpfen. So hatten wir nun doch gewonnen!... Wir hatten den 
Krieg gewonnen! England, Großbritannien, das Commonwealth und das 
Empire würden am Leben bleiben. Wir würden nicht ausgelöscht werden, 
unsere Geschichte würde nicht zu Ende sein... Ich ging zu Bett und schlief 
den Schlaf des Geretteten und Dankbaren.' 

Wäre Churchill bei der Vorbereitung auf den Frieden ebenso weise ge- 
wesen wie bei der auf den Krieg und den Endsieg, wären seine Selbstzu- 
friedenheit berechtigt gewesen. Später erst sollte es sich zeigen, daß seine 
ausschließliche Hingabe an die Erringung des rein militärischen Sieges die 
Folge hatte, daß Großbritannien 1955 einer tödlicheren Gefahr gegenüber- 
stand als 1941." 


Russell Grenfell in „Bedingungsloser Haß", S. 152, über Churchill: 

„Beim Kriegseintritt Amerikas rief er aus: ‚Das ist das Ziel, von dem 
ich geträumt, das ich ersehnt und auf das ich hingearbeitet habe; jetzt ist 
es Wirklichkeit geworden.' 

Wie unendlich Churchill durch die Einbeziehung Amerikas erleichtert 
war, ergibt sich deutlich aus der unbegreiflichen Taktlosigkeit der von mir 
hervorgehobenen Worte. Die amerikanische Nation war für ihre traditionelle 
Empfindlichkeit gegenüber außenpolitischen Verwicklungen bekannt, und 
ihre traditionelle Abneigung gegen die Engländer war noch älteren Datums. 
Den amerikanischen Müttern war erst ganz kurz zuvor von ihrem Präsiden- 
ten .wieder und wieder und wieder' versichert worden, daß ihre Söhne 
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während des gegenwärtigen Krieges nicht nach Europa geschickt würden. 
Indem Churchill also freiwillig bekanntgab, er habe auf den Eintritt der 
Vereinigten Staaten in den Krieg .hingearbeitet', lud er geradezu die anti- 
englischen Elemente in den Vereinigten Staaten ein, die englische Regierung 
zu beschuldigen, sie habe irgendwie mitgeholfen, daß es zum japanischen 
Angriff auf Pearl Harbor kam." 


Später (am 14. 7. 1946) erklärte Churchill: „Kein Krieg war bisher 
leichter zu vermeiden gewesen, als der letzte Schrecken." (Zitiert nach 
Maier-Dorn „Hysterie + ...", S. 79.) 


Professor Dr. Edwin Hennig zitiert in „Zeitgeschichtliche Aufdek- 
kungen" den Bericht über einen Besuch bei Churchill, S. 124: 

„Der Titel ‚Les Grands' (Die Großen) muß als Spott erscheinen, wenn 
der frühere Innenminister Frankreichs d'Astier über einen Besuch bei 
Churchill zu berichten weiß: .Churchill führte mich zigarrenrauchend in 
ein weiträumiges Zimmer, in dem eine Reihe Stereoskope wie Meilensteine 
nebeneinander aufgebaut waren. Jedes einzelne war einer zerstörten Stadt 
gewidmet. Churchill schleppte mich von einem zum andern ...., damit ich 
die Schreckensbilder von Köln, Düsseldorf oder Hamburg vor meinen Augen 
vorüberziehen lassen konnte. Er selber war begeistert wie beim Fußball- 
spiel. Er jubelte, pries die Verwüstungen und rühmte die Treffer.‘ Ein füh- 
render Staatsmann sollte vermeiden, ‚das falsche Schwein zu schlachten', 
wenn es um das Schicksal der Welt geht. Der Aachener Karlspreis ist kein 
Ablaßzettel." 

Emrys Hughes über Churchill in „Churchill — ein Mann ...", S. 181: 

„Churchill beherrschte während des Krieges nicht nur die englische In- 
nenpolitik, er übernahm der Sache nach auch die völlige Kontrolle über die 
Außenpolitik, wobei er für gewöhnlich die Beamten des Außenministeriums 
überging. Dies hat er in zwei Bänden seiner Kriegserinnerungen (THE 
GATHERING STORM und THEIR FINEST HOUR) zugegeben. Er erzählt 
dort, wie er und Präsident Roosevelt ihre Verhandlungen mit nahezu 2000 
Privatbriefen im amerikanischen Geheimkode führten; die diplomatischen 
Beziehungen zwischen beiden Ländern wurden meist auf diese reichlich 
selbstherrliche Weise geführt. In THEIR FINEST HOUR drückt Churchill 
diesen Sachverhalt so aus: .Die wichtigsten Geschäfte, die unsere beiden 
Länder betrafen, wurden faktisch mit Hilfe dieses persönlichen Gedanken- 
austausches abgewickelt.' 

Tyler Kent, der Dechiffrierbeamte der amerikanischen Botschaft in Lon- 
don, wurde von der Art und Weise alarmiert, in der Churchill und Roose- 
velt insgeheim die USA in den Krieg hineinmanövrierten, und machte Ko- 
pien von ihrem Schriftwechsel, um diese in die USA zu schicken, wo sie 
Staatsmännern von Nutzen sein konnten, die sich den Interventionsplänen 
Roosevelts widersetzten. Kent wurde ertappt und mußte für sein Vergehen 
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fünf Jahre in einem englischen Gefängnis sitzen. Der amerikanische Bot- 
schafter Kennedy verzichtete auf Roosevelts Drängen hin, Kents Immunität 
als Mitglied des Diplomatischen Korps zu wahren; man mußte sicher sein, 
daß dieser Mann während des Krieges schwieg. Dann wurde ein Gesetz an- 
genommen, das es Kent verbot, den Inhalt dieser geheimen Botschaften 
nach Kriegsende zu enthüllen." 

Noch ein Wort über den Kriegseintritt Amerikas, Leher „Das Tri- 
bunal", Bd. 2, S. 165: 

„Es ist eine historische Farce zu sagen, Amerika sei in den Krieg ge- 
zwungen worden. Es provozierte Japan in einem solchen Ausmaß, daß die 
Japaner gezwungen waren, Pearl Harbor anzugreifen. — OLIVER LYTTEL- 
TON, führendes Mitglied des britischen Kriegskabinetts, am 20. Juni 1944." 

Wie unterschiedlich die Darstellungen über die Kriegsschuldfrage 
ist, beweist Maier-Dorn in „Hysterie + ..S. 51: 

„Drei gleichzeitige deutsche Pressestimmen: 

1. Die USA ganz unschuldig. 

Die Augsburger Allgemeine Zeitung vom 10. Dezember 1966 unter der 
Überschrift ‚Roosevelt wußte nichts': 

‚Der Präsident hat den Konflikt mit Japan weder absichtlich herbeige- 
führt, noch hat er den Angriff auf Pearl Harbor vorher gewußt.' 

2. Die USA teils - teils ... 

Süddeutsche Zeitung, 6. Dezember 1966: 

‚Die Politik der neutralen Vereinigten Staaten bestand im Jahre 1941 
aus einer ganzen Serie von nicht neutralen Schritten, wirtschaftliche Sank- 
tionen gegen Japan eingeschlossen, das sich bei seiner Eroberungspolitik 
wirtschaftlich eingekreist sieht und nun das Netz mit einem heftigen Schlag 
zu zerreißen sucht.' 

3. Die USA eindeutig der Provokateur. 

Münchner Merkur vom 7. Dezember 1966: 

‚Ein aktives Eingreifen der Vereinigten Staaten in den Krieg war aber 
F.D.R. fRoosevelt] nur möglich, wenn die USA angegriffen würden. Dies 
war der einzige Weg, das amerikanische Volk für einen Krieg zu gewinnen 
und die Isolationisten zum Schweigen zu bringen. Der Ausweg aus diesem 
Dilemma konnte nur noch Japan sein. Die Aufgabe war also jetzt, die Japa- 
ner so zu reizen, daß sie den ersten Schuß abfeuern würden.' " 

Anscheinend „ist es für die Deutschen reine Glückssache, aus wel- 
chen Darstellungen sie über die Kriegsschuldige unterrichtet wer- 
den"?! - 


Und nun sind noch die 3 Konferenzen zu erwähnen, die wesentlich 
dazu beigetragen haben, daß der Kampf immer erbitterter geführt 
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wurde und eine Beendigung des Krieges durch einen Verhandlungs- 
frieden unmöglich war. 


Zunächst die Casablanca -Konferenz (14. bis 26. Januar 1943), 
auf der sich Roosevelt und Churchill trafen und auf der — durch 
Roosevelt veranlaßt — die bedingungslose Kapitulation (unconditional 
surrender) der Achsenmächte zum Kriegsziel erklärt wurde. 


Emil Maier-Dorn zitiert in „Hysterie + ...", S. 65, Lord Hankey 
(Großbritannien): 


„Es (das Schlagwort von der .bedingungslosen Kapitulation‘) machte den 
Krieg noch erbitterter und den Kampf bis zum Ende unvermeidlich; es ver- 
schloß jeder Möglichkeit die Tür, daß eine der beiden Seiten Bedingungen 
anbot oder Verhandlungen einleitete. Es erfüllte Deutsche und Japaner mit 
dem Mute der Verzweiflung." 

Emrys Hughes in „Churchill — ein Mann in seinem Widerspruch", 
S. 216: 

„Weil Churchill sich auf die .Vernichtung Hitlers’ konzentrierte und dem 
Wahnsinn der von Roosevelt ausgeheckten Forderung nach .bedingungsloser 

Übergabe’ zustimmte, trägt er allein die Schuld an dem unsäglichen Elend 
und für die Fehler, die von Casablanca über Teheran und Jalta zum Kalten 
Krieg führten und die Ursache für einen möglicherweise schon bald aus- 
brechenden, alles vernichtenden Dritten Weltkrieg sein könnten." 


Auf der in der persischen Hauptstadt durchgeführten Teheran- 
Konferenz (27. November bis 2. Dezember 1943) wurden zwischen 
Stalin, Roosevelt und Churchill strategische Planungen und Kriegsziele 
abgesprochen. 

In Teheran wurde festgelegt, daß Deutschland nach dem Kriege auf- 
zuteilen sei (Roosevelt: 7 Teile, Churchill: 3 Teile). 

Beschlossen wurde die Vertreibung der Deutschen aus Ostpreußen, 
Westpreußen, Ostpommern, Ostbrandenburg, Schlesien, Sudetenland. 

Stalin verlangte u. a. 4 Millionen Deutsche als Arbeitskräfte für die 
Sowjetunion und die Verschiebung der eigenen und der polnischen 
Grenzen so weit als möglich nach Westen. 

Peter Kleist in „Auch Du warst dabei", S. 350: 

„Er (Stalin) setzt die Curzon-Linie mit Wilna und Lemberg auf seiner 
Seite als sowjetische Westgrenze durch, die — nach Churchill — .sich nicht 
auf Gewalt, sondern auf Recht‘ gründet. Er nennt ohne ernstlichen Wider- 
spruch seiner beiden Partner die Oder als Westgrenze Polens, obgleich den 
Polen selbst diese Wahnsinnsforderung zu weitgehend erscheint. Der letzte 
Ministerpräsident der Londoner polnischen Exilregierung, Arciszewski, sagt 
damals in einem Interview: .Wir haben unsere Forderungen gegen Deutsch- 
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land vorgetragen und die Eingliederung Ostpreußens, Oberschlesiens und 
von Teilen Pommerns verlangt. ... Aber wir wünschen nicht, unsere Gren- 
zen nach dem Westen so weit auszudehnen, daß sie acht oder zehn Millio- 
nen Deutsche einschließt. Das heißt also, wir wünschen weder Breslau noch 
Stettin. Wir beanspruchen lediglich die ethnischen und historischen Gebiete 
Polens, die unter deutscher Herrschaft stehen." 

Mit anderen Worten: Polen begnügt sich mit vier bis fünf Millionen 
Deutschen statt acht bis zehn Millionen, Polen begnügt sich mit 50 000 
Quadratkilometern deutschen Bodens statt mit 94 000 — umgerechnet das, 
was es 1918 schon bekam. 

So wird über ein lebendes Volk, dessen Bedeutung für das Abendland 
in das Buch der Geschichte eingetragen ist, wie über ein Stück Vieh ver- 
handelt, das in Fetzen gerissen und nach den Launen der Sieger verteilt 
werden soll." 

Peter Kleist schreibt weiter: 

„Der Geist von Teheran beschwingt auch die .Tischgespräche' in der 
persischen Hauptstadt. Generalissimus Stalin erhebt auf dem Abschieds- 
bankett sein Glas zu folgendem Toast: .Ich fordere Sie auf, mit mir auf die 
denkbar weiteste Gerechtigkeit gegenüber den Kriegsverbrechern zu trin- 
ken — eine Gerechtigkeit, die Erschießungskommando heißt. Ich trinke auf 
unseren gemeinsamen Willen, sie so schnell als möglich zu erledigen, und 
zwar fünfzigtausend mindestens.' 

Churchill empört sich gegen solchen summarischen Vorschlag. .Dieser 
Vorschlag ist mit unserem britischen Gerechtigkeitssinn unvereinbar.' Er 
wird sich später für die kalte Methode entscheiden und dem Morgenthau- 
Plan zustimmen. 

In Teheran vermittelt Roosevelt den Zwiespalt unter fröhlichem Geläch- 
ter der Sowjets und Amerikaner mit den Worten: .Vielleicht können wir 
uns dahin einigen, daß wir uns an Stelle der fünfzigtausend, die automa- 
tisch zur Hinrichtung kommen sollen, mit weniger begnügen. Was dächten 
Sie beispielsweise von neunundvierzigtausendfünfhundert?' 

Sohn Elliot wird von Stalin um seine Meinung gefragt. .Ich hoffe nur', 
lautet seine Antwort, ‚daß wir nicht bei fünfzigtausend Nazis haltmachen 
werden, sondern auf ein paar Hunderttausend kommen." —" 

Auf der Jalla-Konferenz (auch Krim-Konferenz genannt, 4. bis 
11. Februar 1945] wurden die auf der Teheran-Konferenz gefaßten Be- 
schlüsse ergänzt. „Bilanz der Unterwerfung", S. 101: 

„Zu Beginn der Jalta-Konferenz hatte Präsident Roosevelt am 4. Februar 
1945 eine persönliche Aussprache mit Stalin. Einleitend erklärte der Präsi- 
dent, ‚er (Roosevelt) sei noch blutdürstiger hinsichtlich der Deutschen als 
ein Jahr vorher und er hoffe, daß Marschall Stalin erneut einen Trinkspruch 
auf die Hinrichtung von 50 000 Offizieren der deutschen Armee ausbringen 
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werde' (,... he hoped that Marshall Stalin would again propose a toast to 
the execution of 50 000 officers of the German army'}. (Zitat nach Foreign 
Relations of the United States, Diplomatie Papers, The Conferences at 
Malta and Jalta, Washington 1955, Seite 571.) Dies sagte Präsident Roosevelt 
— obwohl ihm damals bereits bekannt war, daß tausende von kriegsgefan- 
genen polnischen Offizieren im April 1940 bei Katyn durch sowjetische Ge- 
nickschüsse tatsächlich ihr Leben verloren hatten. 


Bei der hier wörtlich zitierten amtlichen Niederschrift handelt es sich 
um ein einmaliges und beispielloses Dokument: kein anderes Aktenstück 
des Ersten oder Zweiten Weltkrieges behandelt in derart zynischer Offen- 
heit zehntausendfachen Massenmord. 


Bei dieser Gelegenheit verzichtete Stalin, der inzwischen den Trainine- 
Plan veranlaßt hatte, auf konkrete Ausführungen, er sagte aber, daß ‚die 
Deutschen Wilde seien und daß sie die schöpferischen Leistungen der Men- 
schen offenbar mit sadistischem Haß vernichten‘. An dieser Stelle vermerkt 
der amerikanische Protokollführer: ‚Der Präsident stimmte dem zu.' 


Der britische Premierminister war bei diesem Gedankenaustausch nicht 
anwesend." 


Interessant ist, was Churchill am 7. Februar im Hinblick auf die 
Vertreibung von Millionen von Menschen sagte (zitiert nach Udo Wa- 
lendy in „Wahrheit für Deutschland", S. 60): 


„ ‚Wir haben 5 oder 6 Millionen getötet und werden vor Beendigung des 
Krieges wahrscheinlich noch eine weitere Million töten. Dadurch müßte in 
Deutschland für die transferierten Menschen Raum genug vorhanden sein. 
Sie werden gebraucht werden, um Lücken zu füllen; daher fürchte ich das 
Problem einer Transferierung nicht, solange es im richtigen Verhältnis steht.' 


Sogar im Hinblick auf Kulturvölker haben ‚die Großen Drei' der .zivili- 
sierten Völker' in ihrer Politik den .Geschäftsgeist' des Schachers und Kom- 
pensierens zugrundegelegt wie in den wilden Zeiten des Altertums, wo der 
Besiegte Sklave und Verkaufsobjekt, seine Heimat Beute war; nur mit dem 
Unterschied, daß es heute im 20. Jahrhundert im Namen der Menschlichkeit, 
Gerechtigkeit, Rechtsstaatlichkeit, des Christentums, der Demokratie und 
nicht nur mit tausenden wilder Krieger, sondern mit Millionen europäischer 
Kulturträger geschieht. Daß bei dieser .humanen Umsiedlung', wie die Ver- 
treibung in den Potsdamer Protokollen hieß, 3,8 Millionen deutsche Men- 
schen den Tod gefunden haben (nach einer anderen Ermittlung knapp 3 
Millionen), die übrigen unter grauenhaften Begleitumständen nur ihr nack- 
tes Leben retten konnten, daß dabei alle Deutschen — nicht zum ersten Mal 
im 20. Jahrhundertl — für vogelfrei gegolten haben, scheint Churchills Ge- 
wissen nicht zu belasten. Ja, es ist sogar Programm der .Großen Drei', .bei 
dieser Umsiedlung die Zahl der Deutschen wesentlich zu reduzieren'! Der 
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exilpolnische Ministerpräsident Mikolajceyk bekommt von Churchill die ‚Be- 


ruhigungspille': 
‚Machen Sie sich keine Sorge über die fünf oder mehr Millionen Deut- 
scher... Stalin wird sich darum kümmern. Sie werden mit ihnen keine 


Schwierigkeiten haben: Sie werden zu existieren aufhören!' " 

Derselbe Churchill sagte 1946 bei einer Rede in Fulton („Nation 
Europa", Heft 2/55, S. 39): 

„Die rußlandhörige polnische Regierung hat sich ermutigen lassen, unge- 
heure und unrechte Einbrüche in deutsches Land vorzunehmen, und Massen- 
ausweisungen von Millionen von Deutschen gehen eben vor sich in grauen- 
hafter und unerwarteter Art." 

Emrys Hughes in „Churchill — ein Mann in seinem Widerspruch", 
S. 228: 

„Der Marschall (Stalin) sprach von den deutschen Kriegsgefangenen und 
meinte so nebenbei, daß alle Nichtkommunisten unter ihnen ohne Feder- 
lesens erschossen werden sollten. Zum Schein feierlich tuend erwiderte ich, 
daß wir als Unterzeichner der Genfer Konvention solchen Praktiken nicht 
zustimmen könnten. Präsident Roosevelt stimmte mit breitem Lachen bei. 
Unter solch gutgelaunten Spottreden (gesperrt vom Verf.), 
denen Toast auf Toast folgte, zog sich das Gelage weit in die Nacht hin- 
ein ..." 

Über Roosevelt, der am 12. April 1945 (2 Monate nach der Jalta- 
Konferenz) starb, zitiert „Nation Europa" in Heft 3/58, S. 2, eine eng- 
lische Ärztezeitschrift: 

„Es ist berichtet worden, daß seine Zugeständnisse in Jalta Fehlleistun- 
gen eines sterbenden Mannes gewesen sind." 

Interessant ist — auch in anderer Hinsicht — ein Artikel über Jalta 
aus „Nation Europa", Heft 7/55, S. 6: 

„Jalta ist der Gipfelpunkt eines tiefgreifenden Manövers, das 1933 mit 
der Anerkennung der Sowjetregierung durch Roosevelt angefangen hat. Hier 
legten von Angesicht zu Angesicht Stalin, Roosevelt und Churchill die 
Zwecke und Ziele fest, die der Katastrophe des zweiten Weltkrieges ihren 
Sinn geben sollten, das sind: Festigung des bolschewistischen Experimen- 
tes bei gleichzeitiger Versklavung weiter Gegenden in Asien und Europa; 
Schaffung des Staates Israel in Palästina. 

Dies also waren die realen Ziele bei der großen Tragödie. Jalta ist 
nichts anderes als die endgültige Gestaltgebung dieser Absichten, die die 
wesentliche Ursache des Krieges waren und ihn beherrschten. Dafür also 
war es nötig, Deutschland und Polen zu zerstören! Und beide Völker — 
das eine als Feind, das andere als .alliiert' — dienten mit ihrem Blut und 
ihrer Verwüstung der Sache der kommunistischjen Internationale und den 
Zwecken... 
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Einige Zeitungen in Deutschland haben jetzt aus den veröffentlichten 
Dokumenten zwei außerordentlich bezeichnende Sätze wiedergegeben, die 
die .Notwendigkeit' beweisen, welche gewisse westliche Machthaber bei 
dieser Zerstörungsarbeit zu Gunsten dieser Ziele empfanden. Da heißt es 
von Roosevelt: ‚Der Präsident sagte, daß er im Hinblick auf die Deutschen 
noch viel blutdürstiger sei als im vorigen Jahre und daß er hoffe, Marschall 
Stalin werde wieder einen Trinkspruch auf die Hinrichtung von 50 000 Offi- 
zieren des deutschen Heeres ausbringen.' Und Churchill sagte: ‚Ich muß 
im Parlament sagen können, daß die Wahlen in Polen frei sein werden. Mir 
persönlich sind die Polen recht gleichgültig‘ Kommentar erwünscht? Und 
gibt es nicht trotzdem noch Menschen, die von der Großherzigkeit Roose- 
velts und Stalins salbadern? 

Aufschlußreich ist auch die folgende Notiz der Dokumente: ‚In der Sit- 
zung vom 10. Februar bekannten sich sowohl Stalin wie Roosevelt als Zio- 
nisten.' Man sprach von jüdischen Problemen, und der sowjetische Diktator 
wies auf die Schwierigkeit ihrer Lösung hin. — ‚Da erklärte der nordameri- 
kanische Präsident, er sei Zionist, und fragte Stalin, ob er es auch sei. 
Darauf erwiderte Stalin bejahend', er wies aber auf die Schwierigkeit der 
Lösung der jüdischen Probleme hin. Wer verstehen will, kann jetzt ver- 
stehen. Das zionistische Glaubensbekenntnis der Führer des sowjetischen 
und des demoliberalen Blockes bietet die tiefste Erklärung für den Geist 
des Hasses, den die Worte von Roosevelt und Churchill gegenüber Deutsch- 
land und Polen atmen. Dieses Glaubensbekenntnis stellt zugleich die ein- 
zige ausdrückliche Einigungsformel der Sieger dar, die 1948 mit der Grün- 
dung des Staates Israel durch die Vereinten Nationen und seine sofortige 
Anerkennung durch Washington und Moskau ihren Vollzug erreichte. In 
dieser Hinsicht haben die bereits veröffentlichten Dokumente der Konferenz 
von Jalta Beweiskraft. - Es bleibt die Frage offen: Wer hatte ein geheimes 
Interesse daran, daß diese dokumentarischen Beweise mindestens zum Teil 
veröffentlicht wurden? - Stellen sie eine öffentliche Mahnung an Eisen- 
hower dar? — Sollen sie die Nachfolge Stalins an eine Verpflichtung erin- 
nern? - Was will der Zionismus mit ihnen?" 


VI. 
Der Widerstand 


Für die Geschehnisse, die mit dem Attentat auf Hitler am 20. Juli 
1944 und dem Widerstand gegen das Dritte Reich zusammenhängen — 
dessen Sieg der Widerständler Fabian von Schlabrendorff „unter allen 
Umständen verhindern" wollte — begann ich mich ernsthaft zu interes- 
sieren, als ich einen Ausspruch von ihm in der „Deutschen Hochschul- 
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lehrer-Zeitung" las, der mir zu denken gab. In Heft 4/67 ist auf S. 15 
aus einer Buchbesprechung der „Zeit" vom 6. 3. 64 zitiert: 

„ ‚Wie tröstlich es uns auch scheint, wenn Bücher wie die «Kaltenbrun- 
ner-Berichte» für den Durchschnittsverdiener unerschwinglich sind ..." Weü 
das Buch .Spiegelbild einer Verschwörung’, 1961, in den Vernehmungsproto- 
kollen und Lageberichten des SD von 1944 die Verschwörer ungeschminkt 
zeigt, deswegen gehört es nicht in die Hände von .Durchschnittsverdienern'. 
Über dem Artikel steht die Überschrift .Erfülltes Wächteramt der Historie — 
Der 20. Juli, Mahnung zur Freiheit‘. Und auf derselben Seite spricht Paul 
Sethe in einer Rezension vom .mündigen Volk‘. Fürwahr, Fabian von Schla- 
brendorff ist ein würdiger Wächter über Freiheit und Verantwortlichkeit 
des mündigen Bürgers!" 

Ich glaubte zunächst, nicht richtig gelesen zu haben, denn was 
konnte an Tatsachenberichten, denn die waren es ja, so gefährlich sein, 
daß sie der „Durchschnittsverdiener" nicht lesen sollte? Warum ist es 
für Herrn von Schlabrendorff so „tröstlich", daß Bücher dieser Art für 
den Durchschnittsverdiener „unerschwinglich" sind? Diese Frage be- 
schäftigte mich, als ich etwa zur gleichen Zeit in „Nation Europa", 
Heft 12/61, S. 45, eine Besprechung dieses Buches las: 

„Der Stuttgarter Verlag Seewald hat sich einen guten Ruf erworben, 
als Betreuer politischer Bücher, die eine zur Bequemlichkeit neigende öffent- 
liche Meinung zur Stellungnahme herausfordern. Eine besonders lebhafte 
Diskussion löste in den letzten Wochen die Veröffentlichung der sog. Kal- 
tenbrunner-Berichte über das Attentat vom 20. Juli 1944 aus. Die Kreise, 
die in der Bundesrepublik Deutschland das Monopol für die Deutung und 
Auslegung der Geschichte der letzten Jahrzehnte behaupten möchten, an 
der Spitze Professor Dr. Hans Rothfels, haben vor Schreck und Empörung 
geradezu aufgeschrien, als dieses Buch herauskam. Ihr Alarmruf wird in 
gewohntem Gehorsam von den braven Lokalzeitungen weitergegeben. Die 
Entrüstung der Herren Historiker ist nicht ganz verständlich. Die sog. .Be- 
wältigung der Vergangenheit' wurde doch immer wieder als die vordring- 
lichste Aufgabe von Presse, Film, Funk und Schule verkündet. Wenn zu 
den zweckbestimmten Darstellungen zeitgeschichtlicher Art nun endlich ein- 
mal eine umfangreiche Sammlung von Dokumenten tritt, sollte ein 
derartiges Beginnen doch gerade vom Institut für Zeitgeschichte begrüßt 
werden! Denn wie könnte man eine ‚Vergangenheit bewältigen‘, die nur 
aus zweiter Hand bekannt ist? 

Die vom Archiv Peter für historische und zeitgeschichtliche Dokumen- 
tation vorgelegte Sammlung gibt Dokumente des ehemaligen Reichssicher- 
heitshauptamtes wieder, die von den Amerikanern sichergestellt und aufge- 
arbeitet worden sind. Der Ausgabe liegt der Mikrofilm T-84, Rolle 19 und 
20 aus dem Nationalarchiv in Washington zugrunde. Das Archiv Peter selbst 
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hat lediglich eine Einführung von drei Seiten und einige Anmerkungen, die 
sachliche Irrtümer richtigstellen, beigetragen. Diese Zurückhaltung ist für 
eine Dokumentenausgabe vorbildlich! 

Es ist doch, offen gesagt, eine grobe Ungehörigkeit, wenn — wie sonst 
üblich — durch aufdringliche Kommentare dem Leser vorgeschrieben wird, 
was er zu denken habe. 


In seinem Vorwort bemerkt der Herausgeber: 

‚Der Wert dieser Veröffentlichung sollte darin gesehen werden, daß 
die Tragödie des 20. Juli die Tragödie des ganzen deutschen Volkes ist, 
und unser aller Versagen aus Mangel an Erkenntnis einschließt. Weder die 
Attentäter noch die Eidtreuen haben das Reich retten können. Es besteht 
für alle Teile kein Grund zur Selbstüberhebung oder zu häßlicher Schmä- 
hung. Das Märtyrertum der Rebellen am Galgen ist kein geringeres, aber 
auch kein höheres Opfer als der Soldatentod der Eidgetreuen. Hier hilft 
nur gegenseitiger Respekt und ein Wiederzusammenwachsen.' 

Aus diesen Sätzen spricht die ehrliche Sorge um das nationale Schicksal. 
Sie sind gerechtfertigt vor allem im Hinblick auf die internationalen Zu- 
sammenhänge der Ereignisse vom 20. Juli 1944 und ihrer Folgen. Der Her- 
ausgeber sagt dazu: 


‚Die alliierten Regierungen haben nicht nur am Rande von der deutschen 
Fronde gegen Hitler gewußt, sie sind von den Emissären der Verschwörung 
in allen Einzelheiten unterrichtet worden. Die westlichen Demokratien ha- 
ben jede Hilfe bewußt und eindeutig abgelehnt. Hier liegt ihre Mitverant- 
wortung für die deutsche Tragödie in all ihren Verflechtungen.' 


Die vorgelegten Dokumente haben ein Material verarbeitet, das von 
rund 400 Beamten der Kriminalpolizei und der Geheimen Staatspolizei zu- 
sammengetragen worden war. Die Berichte waren — jeweils nach Fertig- 
stellung Bormann vorgelegt — zur persönlichen Kenntnisnahme Hitlers be- 
stimmt. Der Chef der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes, der in 
Nürnberg hingerichtete Dr. Kaltenbrunner, zeichnete verantwortlich für die 
strenge Sachlichkeit der Kommentare. Ober seine Berichte schreibt: .Christ 
und Welt' (Nr. 45 vom 10. 11. 1961): 

‚Sie sprechen alles andere als die Sprache eines Günstlings, der den 
Tyrannen zu schmeicheln sucht — ein Weg, der Kaltenbrunner ebenfalls 
offen gestanden hätte. Gerade wenn man davon ausgeht, daß die Vemeh- 
mungsprotokolle der Gestapo frisiert und mit bestimmten Tendenzen aus- 
gestattet wurden, wird man die Tendenz, die der Kaltenbrunnerschen Be- 
richterstattung an Bormann und Hitler innewohnt, nicht übersehen können. 
Das mag nicht ganz in das Bild der Legendenkulisse passen, die professio- 
nelle Gesiditsverschönerer immer dann aufzurichten pflegen, wenn ihren 
Wunschbildern Gefahr droht.' 


Wer die mehr als 500 Seiten der Sammlung aufmerksam liest, muß diese 
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Auffassung der betont christlichen Zeitschrift teilen. Die ganze Verkettung 
der Gegebenheiten und Triebkräfte in den Jahren vor 1945 wird hier ein- 
dringlich sichtbar: Verantwortungsgefühl und Sorge um das Vaterland sind 
verflochten mit politischer Verblendung, menschlicher Schwäche; Verrat und 
Hingabe wirken tragisch zusammen. Welche einzigartige Gelegenheit bot 
sich dadurch für rücksichtslose und kaltblütige Feindet 


Das Buch müßte, wenn alles mit rechten Dingen zuginge, eine völlige 
Überprüfung der bisher der Öffentlichkeit gebotenen Darstellung der deut- 
schen Geschichte vor 1945 zur Folge haben. Für den ehrlich nach Wahrheit 
Suchenden ist es unmöglich, ohne Kenntnis dieser Dokumente über unsere 
jüngste Vergangenheit zu urteilen. Auf zwei Beispiele sei besonders hinge- 
wiesen: auf den Bericht über die Vorgänge am 20. Juli 1944 in der Bendler- 
straße (S. 63] und auf die Angaben des russischen Emigranten Kaulbars 
über die verfehlte Ostpolitik (S. 427]. 


Es ist unverantwortlich, daß diese Dokumente nicht schon vor Jahren 
herausgegeben wurden. Wie sich herausstellt, standen sie unserer Zeitge- 
schichtsforschung schon seit langem zur Verfügung: Sowohl Professor Ritter, 
Freiburg, wie Professor Rothfels, Tübingen, waren sie bekannt! Um so be- 
schämender ist die Reaktion der Diktatoren der Zeitgeschichte auf das Er- 
scheinen dieses Buches. In derin akademischen Kreisen viel gelesenen Ham- 
burger Wochenzeitung „Die Zeit" vom 20. Oktober 1961 ist eine ganze Seite 
mit aufgeregten Protesten gegen das Buch und den Verleger Dr. Seewald, 
Stuttgart, angefüllt. Marion, Gräfin Dönhoff — ‚eine der bekanntesten Pä- 
dagogen der öffentlichen Meinung Deutschlands’, wie die .Deutsche Zeitung‘, 
Köln vom 2. Nov. 1961 sie nennt, — schildert ausführlich, was sie alles un- 
ternommen hat, um das Erscheinen dieser wichtigen Dokumentensammlung 
zu verhindern! Sie bemerkt offenbar gar nicht, wie sehr sie sich und 
che herrschende .Geschichtsschreibung' bloßstellt, wenn sie zwei Briefe an 
den Verleger Dr. Seewald veröffentlicht, durch die alles dreist und offen 
bestätigt wird, was man über die undemokratischen Methoden unserer 
.Meinungsbildner' nur zu flüstern wagte. Als Dr. Seewald vor ihr nicht in 
die Knie ging und sich nicht bereit erklärte, von der Veröffentlichung abzu- 
sehen, schreibt sie ihm am 21. Juni 1961: 


‚Ich muß Ihnen sagen,... daß ich mich verpflichtet sehe, meine Freunde 
und die Kreise, die von jener Veröffentlichung betroffen werden, zu be- 
nachrichtigen und sie aufzufordern, alle Maßnahmen zu ergreifen, die sie 
zur Wahrnehmung ihrer Interessen für geboten halten.' 


Diese Drohung läßt an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig! 

Professor Dr. Hans Rothfels, der doch immerhin Anspruch darauf erhebt, 
als Historiker zu gelten, verrät auf derselben Seite, daß er nicht einmal den 
Klappentext des Buches, das er verreißt, richtig gelesen hat. Eine Äußerung 
der ‚Süddeutschen Zeitung’ legt er dem Verleger zur Last! So schleuderhaft 
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wird heute gearbeitet. Der Herr Professor schließt seinen vielspaltigen Pro- 
test mit dem Satz: 

‚Darum muß im Namen der Wahrheit und im Gedenken an die Men- 
schen, die ihr Leben eingesetzt haben, um den deutschen Namen von 
Schande zu reinigen, gegen die verantwortungslose Art dieser Veröffent- 
lichung energisch protestiert werden.' 

Es ist seltsam, daß ein Geschichtsforscher solche panische Angst vor 
Dokumenten hat. Um die Tragikomödie zu vollenden, druckt ‚Die Zeit' auch 
noch eine Aktennotiz des .Instituts für Zeitgeschichte‘ ab, die vom Ange- 
stellten Graml gezeichnet ist. Graml berichtet betrübt, im Stil eines Polizei- 
protokolls, wie er im Auftrag des Generalsekretärs des .Instituts für Zeit- 
geschichte‘, Dr. Krausnick, - desselben Dr. Krausnick, dessen .Deutsche Ge- 
schichte der jüngsten Vergangenheit 1933-1945' den Schulen und der Bun- 
deswehr empfohlen wird — den Verleger Dr. Seewald bewegen sollte, von 
der Veröffentlichung der Dokumente aus dem Nationalarchiv in Washington 
abzusehen. Wie wenig Vertrauen haben doch die .Demokratisch-Auto- 
ritären der Zeitgeschichte zu der politischen Mündigkeit unseres Volkes! 
Einerseits geben sie vor, für Freiheit und Demokratie einzutreten, und an- 
dererseits bemühen sie sich krampfhaft, die Dokumente zu unterdrücken, 
die doch unentbehrliche Grundlage einer objektiven Darstellung der Zeitge- 
schichte sind. 

Der Verlag Seewald kann auf die Herausgabe dieser Dokumentensamm- 
lung stolz sein. Sie hat geholfen, der Erkenntnis Bahn zu brechen, daß wir 
trotz oder gerade wegen der unaufhörlichen Propagandawellen, mit denen 
man uns in Wort und Bild überflutet, über die deutsche Geschichte der Jahre 
vor 1945 noch sehr wenig wissen. Gleichzeitig hat die Veröffentlichung 
- wenn auch unbeabsichtigt — in den Sumpf der offiziell geförderten Zeit- 
geschichtsschreibung grell hineingeleuchtet. 

Der Mut, den der Verlag bewiesen hat, ist unerläßliche Voraussetzung 
für eine funktionierende Demokratie! 

Das Buch sollte viel gekauft und aufmerksam gelesen werden." 

Dies alles hatte mich so neugierig gemacht, daß ich — obwohl 
„Durchschnittsverdiener" — das Buch kaufte und aufmerksam las. Nach 
der Lektüre kann ich nur sagen, daß ich (im Gegensatz zu Herrn von 
Schlabrendorff) es „tröstlich" finde, daß es derartige Bücher gibt. Sie 
lassen hoffen, daß die historische Wahrheit, wenn auch langsam, aber 
doch unaufhaltsam ans Tageslicht kommt. Je mehr Quellen mir zu- 
gänglich werden, um so mehr komme ich zu der Überzeugung, daß 
sehr vieles ganz anders war, als es heute geglaubt wird. 

Karl Balzer schreibt in „Der 20. Juli und der Landesverrat" u. a. 
über die Kaltenbrunner-Berichte S. 104: 
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„Neben den Aussagen und Geständnissen Goerdelers bildeten die Ge- 
ständnisse von Oberst Georg Hansen, Fritz Graf Schulenburg, Wolf Hein- 
rich Graf Helldorf, Gottfried Graf Bismarck-Schönhausen, General Helmuth 
Stieff, Berthold Graf Stauffenberg, Korvettenkapitän Alfred Kranzfelder, 
Adain von Trott, Josef Wirmier, Dr. Julius Leber und Hermann Maaß die 
wichtigsten Unterlagen über die ganze Verschwörung, die weder weltan- 
schaulich noch politisch eine Einheit war. Sie setzte sich sowohl aus An- 
hängern konservativer als auch marxistischer Kreise zusammen, religiös aus 
evangelischen und katholischen, gesellschaftlich aus bürgerlichen und ade- 
ligen Schichten, wobei der Adel und seine Gesellschaftskreise die überwie- 
gende Mehrheit stellten. Es gab einen Kreisauer Kreis mit Helmut Graf v. 
Moltke, Dr. Peter Graf York von Wartenburg, Legationsrat Adam von Trott 
zu Solz, Josef Ernst Fürst Fugger zu Glött, Dr. Carlo Mierendorf, Professor 
Adolf Reichwein, Dr. Julius Leber, Legationsrat Hans-Bernd von Haeften, 
Dr. Horst von Einsiedel, Dr. Dietrich von Trotha, dem Jesuitenpater Alfred 
Delp und Konsistorialrat Eugen Gerstenmaier; einen Freiburger Kreis mit 
den Professoren Constantin von Dietze, Adolf Lampe, Walter Eucken, Ger- 
hard Ritter und anderen, einen Goerdeler-Kreis, benannt nach Carl Goerde- 
ler selbst, der durch seine Person an Aktivität und Rastlosigkeit der poli- 
tisch bedeutsamste wurde. 


Dazukamen jene christlichen Kreise, hauptsächlich aus der evangelischen, 
aber auch der katholischen Kirche, die schon aus religiösen Beweggründen 
zu Gegnern des Dritten Reiches zählten, und kleinere illegale marxistische 
Gruppen, namentlich ehemaliger Gewerkschaftler. 

Im Grunde genommen waren alle diese Kreise und Gruppen nur Diskus- 
sionsrunden, in denen sich weltanschauliche Gegner des Nationalsozialismus 
aller religiösen und politischen Schattierungen trafen, den Gang der Dinge 
beklagten, gelegentlich politische Pläne besprachen und zeitweise sogar Mi- 
nisterlisten für die Epoche nach Hitler aufstellten, ohne indessen einen rea- 
len Einfluß auf das innenpolitische Geschehen selbst nehmen zu können." 


Helmuth James Graf von Moltke wurde zum Tode verurteilt. Nach- 
folgend ein Zitat aus dem letzten Brief an seine Frau nach der Ver- 
urteilung „Nation Europa", Heft 7/57, S. 42: 

„Jetzt noch eines. Dieser Brief ist in vielem auch eine Ergänzung zu 
meinem gestern geschriebenen Bericht, der viel nüchterner ist. Aus beiden 
zusammen müßt ihr eine Legende machen, die aber so abgefaßt sein 
muß, als habe sie Delp von mir erzählt. Ich muß darin die Hauptperson 
bleiben, nicht weil ich es bin, nicht weil ich es sein will, sondern weil der 
Geschichte sonst das Zentrum fehlt. Ich bin nun einmal das Gefäß gewesen, 
für das der Herr diese unendliche Mühe aufgewandt hat." 

Hierzu die „Deutsche Hochschullehrer-Zeitung", Heft 4/67, S. 16: 

„Liest man nun den entsprechenden Brief in dem Buch ‚Du hast mich 
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heimgesucht bei Nacht‘ (218 ff.), so bemerkt man, daß die zitierten Sätze 
fehlen. Dort, wo sie stehen müßten, finden wir drei Punkte. Die Legende 
hat bereits zu wirken begonnen, indem man ihren Ursprungsort ver- 
schweigt." 

In seinem Buch „Adolf Hitler aus dem Erleben dargestellt" schreibt 
H. S. Ziegler auf S. 93 über den Widerstand: 

„Bekanntlich wurde England in seiner Absicht, Polen zu .helfen‘, noch 
durch Mitglieder der späteren Widerstandsbewegung bestärkt. Ein Ange- 
höriger des Auswärtigen Amtes, ein gewisser Dr. Kordt in London, spielte 
da in Verbindung mit dem Staatssekretär von Weizsäcker eine bedenkliche 
Rolle. Sie waren aber nicht die einzigen Akteure. Zu ihnen gehörte be- 
kanntlich auch der Admiral Canaris und sein Kreis. Die Pläne all dieser, zu 
denen sich selbst der frühere Generalstabschef Haider öffentlich bekannt 
hat, gehen auf sehr frühe Absichten, Hitler zu beseitigen, zurück. Schon auf 
das Jahr 1934! Mir als Theatermann möge man es nicht verübeln, wenn ich 
mich für gewisse Vorgänge .hinter den Kulissen’, allerdings hier der hohen 
Politik, interessiere. Eine kein Mißtrauen verdienende Quelle, das Buch 
.Entlarvte Heuchelei' des Amerikaners Harry Eimer Barnes (Priester Verlag, 
Wiesbaden 1961) berichtet: .Chamberlains Entschluß, nach Berchtesgaden zu 
gehen, erstickte einen Plan, Hitler zu beseitigen, im Keime. Die Befriedimg 
in München ließ Hitlers Politik derart erfolgreich erscheinen, daß es damals 
völlig unmöglich war, gegen ihn einen Putsch zu unternehmen. Wäre Cham- 
berlain zähe geblieben und hätte sich allen ferneren Zugeständnissen wider- 
setzt, so wäre das Komplott, in das einige der höchsten Offiziere verwickelt 
waren, vielleicht gelungen’ — man muß sich danach vorstellen, mit welch 
problematischem Generalstabschef, mit was für putschwilligen höchsten Of- 
fizieren, die da vor ihrem Befehlshaber heuchelten und Komödie spielten, 
Hitler die ersten Kriegsjahre hat durchstehen müssen! Mit Offizieren, die 
mit bestimmten Personen um Gördeler Sabotage trieben, wie und wo sie 
konnten! Der Leser möge seine eigenen logischen Schlüsse ziehen. Daß der 
überwiegende Teil der Generalität aus ehrenhaften, treu ergebenen und 
hochqualifizierten Offizieren bestand, soll und darf dabei allerdings nicht 
vergessen werden." 


Die Angehörigen des Widerstands, die zum Teil Idealisten waren, 
lebten im Glauben, nach dem Tode Hitlers einen für Deutschland gün- 
stigen Frieden erreichen zu können. Hierzu Peter Kleist in „Auch Du 
warst dabei", S. 370: 


„Einem von ihnen hat man draußen gesagt: ‚Sie müssen sich klar dar- 
über sein, daß dieser Krieg nicht gegen Hitler oder den Nationalsozialismus 
geht, sondern gegen die Kraft des deutschen Volkes, die man für immer 
zerschlagen will, gleichgültig, ob sie in den Händen Hitlers oder eines Jesu- 
itenpaters liegt.' " 
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Oberst Hans Ulrich Rudel, Träger der höchsten deutschen Tapfer- 
keitsauszeichnung schreibt in „Dolchstoß oder Legende", zitiert nach 
Hans Grimm „Warum — Woher — Aber Wohin?", S. 416: 


„Die Verschwörung der in dieser Schrift zu Worte gekommenen Männer 
hat sich in ihren praktischen Auswirkungen nicht nur gegen Hitler und den 
Nationalsozialismus gerichtet, sondern gegen den Bestand des Deutschen 
Reichs. Sie haben zu diesem Zweck nicht nur mit allen Mitteln dafür ge- 
sorgt, daß Deutschland unter entsetzlichen Verlusten den Krieg verlor, son- 
dern sie haben — das ist bisher zu wenig beachtet worden — Englands Ein- 
tritt in den Zweiten Weltkrieg weitgehend begünstigt durch ihr an Lord 
Halifax gegebenes Versprechen, Hitler im Augenblick des Kriegsausbruchs 
ZU beseitigen. Ohne England aber hätte Frankreich nichts unternommen und 
hätten auch die USA keinen brauchbaren Grund zum Kriegseintritt gehabt. 
Ohne die .Arbeit' dieser Widerständler wären also möglicherweise alle 
Kräfte frei gewesen zur Niederwerfung des Bolschewismus." 


Es bleibt auch hier wieder dem Leser überlassen, sich eine eigene 
Meinung zu bilden. 


179 


Nachwort 


Es war nicht möglich, in dieser kurzen Übersicht alle Geschehnisse 
von allen Seiten zu beleuchten. Sollte ich — unbeabsichtigt — wesent- 
liche Dinge nicht erwähnt haben, wäre ich für entsprechende Hinweise 
dankbar. 


Betonen möchte ich nochmals, daß es allerhöchste Zeit ist, dem 
deutschen Volk endlich die ganze Wahrheit über die letzten Jahr- 
zehnte zu sagen, denn jede weitere Verzögerung kann unabsehbare 
Folgen haben. 


Dr. Scheidl schreibt in Bd. 2 seiner „Geschichte der Verfemung 
Deutschlands" auf S. 17: 


„Ab 1956 wurden von den etwa 500 Tonnen beschlagnahmter deutscher 
Dokumente etwa 50 Tonnen von London nach Bonn zurückgestellt; sie 
lagern in den Kellerverliesen des Auswärtigen Amtes. Inwieweit man diese 
rückgestellten ‚Akte der Deutschen Auswärtigen Politik 1918—1945' durch 
Aussortierung bzw. den Einbau von Falsifikaten gesiebt und manipuliert 
hat, muß erst untersucht werden. 


Für die deutsche Staatsführung mag das dauernde Hinausschieben der 
schließlich doch unvermeidlichen Verteidigung der deutschen Ehre, mag die 
Unterdrückung der Auflehnung gegen die Verfemung des deutschen Volkes 
und die Unterdrückung der Bestrebungen zur Feststellung der geschichtlichen 
Wahrheit augenblicklich bequem sein; aber die unvermeidliche Auseinan- 
dersetzung mit der Verfemung des deutschen Volkes durch die Haß- und 
Rache- und Greuellügenhetze wird durch das dauernde Hinausschieben, 
durch die fortgesetzte Unterdrückung der Wahrheitsbestrebungen nicht ein- 
facher, sondern nur immer schwieriger und komplizierter. Der Zeitverlust 
erweist sich als immer verhängnisvoller." 


" 


Emil Maier-Dorn wirft in „Hysterie + ..." eine sehr wesentliche 


Frage auf. S. 66: 


„Warum sind die Akten des US-Außenamtes ein Vierteljahrhundert nach 
Kriegsausbruch immer noch nicht alle freigegeben? Wer möchte versuchen, 
die Welt glauben zu machen, daß man Akten unterschlägt, nur um die 
Nicht-Schuld zu verbergen? 
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Der Historiker Hermann Lutz, USA, fragt (.Verbrechervolk im Herzen 
Europas? XI): 

.Seid Ihr Deutsche so kenntnisarm, oder so klein- und demütig, daß Ihr 
unumstößliche Tatsachen wie diese nicht herauszustellen wagt? Wir können 
das nicht glauben.' " 


Und zum Schluß sei noch ein jüdischer Politologe, Professor Ray- 
mond Aron, Frankreich, zitiert (nach Professor Bolko Freiherr von 
Richthofen „Kriegsschuld" 1, S. 12): 


„Alle Alleinschuldthesen, welche die deutsche Nation anklagen oder den 
Kapitalismus beschuldigen, sind kindisch." 
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Ebenfallsim Selbstverlagerschien: 


Wieso waren wir Väter Verbrecher? 


und 


Was hätten wir Väter wissen müssen? 
TEIL 1 1933 — 1939 


Der „Eckartbote" Wien schreibt über „Wieso waren wir Väter Verbrecher'?": 
„Auseinandersetzungen mit seinen den Parolen der Umerziehung un- 
terliegenden heranwachsenden Söhnen gaben dem Verfasser Anlaß, sich 
mit der seit 1945 gegen das ganze deutsche Volk betriebenen Greuel- 
propaganda zu befassen und einzelne ihrer Behauptungen auf ihren 
Wahrheitsgehalt zu untersuchen. Hierbei verwendete er die verschie- 
densten Quellen, Bücher, Zeitungsberichte, Zeugenaussagen u. ä. und 
deckte so zahlreiche Widersprüche auf, daß er mit Recht an der Rich- 
tigkeit der zur Öffentlichen Meinung gemachten Darstellungen zweifelt. 
Gleichwohl drängt er dem Leser keine Meinung auf, sondern überläßt 
es ihm, sich selbst eine Ansicht zu bilden. Das Buch kann der „Bewäl- 
tigung" der Vergangenheit wertvolle Dienste leisten und gehört in die 
Hand jedes heranwachsenden jungen Deutschen." Ro 


Und über „Was hätten wir Väter wissen müssen?" (Teil 1): 


Dieses Werk setzt das frühere des Verfassers „Wieso waren wir Väter 
Verbrecher?", das inzwischen bereits in zweiter Auflage erschienen ist, 
fort. Heinz Roth untersucht hier die Zeit von Hitlers Machtergreifung 
bis zum Kriegsausbruch, unvoreingenommen, nur beseelt von dem 
Wunsche, für sich und seine Generation zu erkennen, „wie es wirklich 
war", nicht, wie es von einer tendenziösen Propaganda hinterher um- 
gelogen wurde. Obwohl kein „wissenschaftliches" Buch in strengem 
Verstande, ist das Werk doch durch seine betonte Sachlichkeit und die 
vielen benützten historischen Quellen, die genau angegeben sind, her- 
vorragend geeignet, das Tabu der Pauschalschuld des Nationalsozialis- 
mus zu zerstören. Ein ganz ausgezeichneter Behelf, um der irregeführ- 
ten Jugend die Augen zu Öffnen und ihr die Wahrheit zugänglich zu 
machen. Möge dieser zweite Band dieselbe Verbreitung finden wie der 
erste!" F. St. 








